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Drucksache 13/9874 
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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/8933 - 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Fortentwicklung 
des Finanzplatzes Deutschland (Drittes Finanzmarktförderungsgesetz) 

b) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Hans Martin Bu ry, Ernst Schwanhold, 
Anke Fuchs (Köln), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/8164 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Unternehmensübernahmen 
(Übernahmegesetz) 

A. Problem 

a) Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung sollen die die 
Finanzmärkte betreffenden Punkte des „Aktionsprogramms 
für Investitionen und Arbeitsplätze" der Bundesregierung aus 
dem Jahr 1996 umgesetzt werden. Es ist vorgesehen, das Risiko-
kapitalangebot für kleine und mittlere nichtbörsennotierte 
Unternehmen auszuweiten und Erleichterungen für börsen-
notierte Unternehmen bei der Kapitalbeschaffung über die 
Börse zu bewirken. Außerdem soll der Investmentfondsplatz 
Deutschland durch umfangreiche Deregulierungen ausgebaut 
werden. Um den Herausforderungen der Zukunft begegnen zu 
können, sollen die Rahmenbedingungen des Finanzplatzes 
Deutschland angepaßt werden. 

b) Mit dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD soll eine gesetz-
liche Regelung für Unternehmçnsübernahmen geschaffen wer-
den, die sich an internationalen Standards orientiert. Eine ge-
setzliche Regelung wird von den Antragstellern für notwendig 
erachtet, da der bestehende freiwillige „Übernahmekodex" die 
damit verbundenen Erwartungen bisher nicht erfüllt habe. In 
dem Gesetzentwurf soll der Schutz der Aktionäre und Arbeit-
nehmer eines von der Übernahme betroffenen Unternehmens 
verbindlich geregelt werden. 



Drucksache 13/9874 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

B. Lösung 

a) Grundsätzliche Annahme des Gesetzentwurfs der Bundes-
regierung, der insbesondere folgendes vorsieht: 

- Grundlegende Novellierung der Haftung für fehlerhafte Bör-
senzulassungsprospekte, Unternehmensberichte sowie Ver-
kaufsprospekte. 

- Verkürzung der Verjährungsfrist für fehlerhafte Beratung 
und Information bei der Anlage im Wertpapierbereich von 
30 Jahren auf sechs Monate ab Kenntnis bzw. drei Jahre nach 
Entstehen des Anspruchs. 

- Ermöglichung eines frühzeitigen Börsengangs junger Unter-
nehmen. 

- Verzicht auf die Verpflichtung zur Erstellung eines Börsenzu-
lassungsprospekts unter bestimmten Voraussetzungen. 

- Erleichterung einer Mehrfachzulassung von Wertpapieren. 

- Ermöglichung einer prospektfreien Zulassung von We rt
-papieren ausländischer Emittenten. 

- Erleichterung der Verpflichtung ausländischer Emittenten 
zur ad-hoc-Publizität. 

- Anerkennung fremdsprachiger Prospekte ausländischer 
Emittenten unter bestimmten Voraussetzungen. 

- Regelung der Voraussetzungen für den Rückzug eines Emit-
tenten von der Börse (,,Delisting”). 

- Ermöglichung der Erhebung von Notierungsgebühren für 
Wertpapiere. 

- Stärkung der Selbstverwaltung der Börsen. 

- Verbesserung der wertpapierhandelsrechtlichen Aufsicht, 
u. a. durch Erhöhung des Bußgeldrahmens im Verkaufs-
prospektgesetz von bislang 100 000 DM auf 1 Mio. DM. 

- Zulassung neuer Fondstypen, beispielsweise „Pensions-Son-
dervermögen" und Dachfonds. 

- Erweiterung der Geschäftsmöglichkeiten für bereits zugelas-
sene Investmentfondstypen. 

- Erhöhung der Attraktivität von Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaften. 

Abweichend bzw. ergänzend schlägt der Ausschuß insbeson-
dere folgendes vor: 

- Verpflichtung des Inhabers eines Nutzungs- und Verwer-
tungsrechts an  einem elektronischen Handelssystem, dieses 
auf Verlangen jeder anderen Wertpapierbörse zu angemesse-
nen Bedingungen zur Verfügung zu stellen. 

- Verzicht auf Verkürzung der Verjährung von Ansprüchen 
wegen fehlerhafter Beratung und Informa tion durch Wert

-papierdienstleistungsunternehmen auf sechs Monate ab 
Kenntnis. 

- Ersatz des Begriffs „Pensions-Sondervermögen" durch „Alters-
vorsorge-Sondervermögen " . 
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- Erweiterung der Auskunftsrechte der Börsenaufsichtsbehör-
den. 

- Befugnis des Bundesaufsichtsamts für den Wertpapierhandel 
(BAWe), bestimmte Arten der Werbung für Finanzdienst-

leistungen zu untersagen. 

- Bußgeldbewehrung bei Zuwiderhandlungen gegen vollzieh-
bare Anordnungen des BAWe. 

- Regelungen zur Steigerung der Effizienz der Anteilseigner-
kontrolle. 

- Gesetzliche Regelung des aktivischen Unterschiedsbetrags. 

- Verlängerung der Laufzeit des Beteiligungsfonds Ost um 
zwei Jahre bis Ende 2000. 

- Anwendbarkeit der 92/121/EWG-Großkreditrichtlinie auf 
rechtlich selbständige Förderkreditinstitute. 

Der Gesetzentwurf wurde in der vom Finanzausschuß verän-
derten Fassung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der 
Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimme der Gruppe der PDS angenommen. 

b) Ablehnung des Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD 

Die Ablehnung erfolgte mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Gruppe der PDS bei Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

a) - Ein Antrag der Fraktion der SPD, die Verjährungsfrist bei 
der Haftung für fehlerhafte Börsenzulassungsprospekte auf 
drei Jahre ab Veröffentlichung des Prospekts festzulegen 
und die Frist bei längerer Laufzeit eines Wertpapiers erst ab 
Endfälligkeit des Wertpapiers laufen zu lassen, fand im Aus-
schuß keine Mehrheit. 

- Ein Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die bis-
herige gesetzliche Regelung der Verjährung bei der Pro-
spekthaftung - fünf Jahre nach Zulassung der Wertpapiere - 
beizubehalten, fand im Ausschuß ebenfalls keine Mehrheit. 

- Auch ein Antrag der Fraktion der SPD, die Verjährungsfrist 
von Ansprüchen wegen fehlerhafter Beratung und Informa-
tion von Wertpapierdienstleistungsunternehmen den gesetz-
lichen Aufbewahrungsfristen gemäß §§ 257 HGB, 147 AO 
anzupassen, fand im Ausschuß keine Mehrheit. 

b) Annahme des Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD. 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Fortentwicklung des 
Finanzplatzes Deutschland (Drittes Finanzmarktförderungs-
gesetz) - Drucksache 13/8933 - in der aus der anliegenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Unternehmens-
übernahmen (Übernahmegesetz) - Drucksache 13/8164 - ab-

zulehnen. 

Bonn, den 11. Februar 1998 

Der Finanzausschuß 

Carl-Ludwig Thiele 

Vorsitzender 

Gisela Frick 

Berichterstatterin 

Christine Scheel 

Berichterstatterin 

Dr. Uwe-Jens Rössel 

Berichterstatter 

Jörg-Otto Spiller 

Berichterstatter 

Wolfgang Steiger 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Fortentwicklung 
des Finanzplatzes Deutschland (Drittes Finanzmarktförderungsgesetz) 
- Drucksache 13/8933 - 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren 
Fortentwicklung des Finanzplatzes Deutschland 

(Drittes Finanzmarktförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Börsengesetzes 

Das Börsengesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1030), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom ..., wird wie 
folgt geändert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren 
Fortentwicklung des Finanzplatzes Deutschland 

(Drittes Finanzmarktförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Börsengesetzes 

Das Börsengesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1030), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom ..., wird wie 
folgt geändert: 

01. § 1 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sie kann von den Handelsteilnehmern die 
Angabe der Identität der Auftraggeber und 
der aus den getätigten Geschäften berechtig-
ten oder verpflichteten Personen sowie der 
Veränderungen der Bestände von Handels-
teilnehmern in an der Börse gehandelten 
Wertpapieren oder Derivaten verlangen, so-
fern Anhaltspunkte vorliegen, welche die An-
nahme rechtfertigen, daß börsenrechtliche 
Vorschriften oder Anordnungen verletzt wer-
den oder sonstige Mißstände vorliegen, wel-
che die ordnungsmäßige Durchführung des 
Handels an der Börse oder die Börsenge-
schäftsabwicklung beeinträchtigen können." 

b) Nach Satz 2 wird folgender neuer Satz 3 ein-
gefügt: 

„Sofern Anhaltspunkte im Sinne des Satzes 2 
vorliegen, kann die Börsenaufsichtsbehörde 
von den Auftraggebern und berechtigten 
oder verpflichteten Personen Auskünfte über 
die getätigten Geschäfte einschließlich der 
Angabe der Identität der an  diesen Geschäf-
ten beteiligten Personen verlangen." 

c) Im bisherigen Satz 6 wird die Angabe „1 bis 3" 
durch die Angabe „1 bis 5" ersetzt. 

02. § 1 b Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Handelsüberwachungsstelle stehen 
die Befugnisse der Börsenaufsichtsbehörde nach 
§ 1 a Abs. 1 Satz 1 bis 5 zu; § 1 a Abs. 1 Satz 8 und 9 
und Abs. 3 gilt entsprechend." 
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Entwurf 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach dem Wort  „Wertpapier-
handelsbanken" die Worte „und der Kapital

-

anlagegesellschaften" gestrichen sowie nach 
den Worten „solcher Wertpapiere" die Worte 
„, die zur Teilnahme am Börsenhandel zuge-
lassenen Kapitalanlagegesellschaften" einge-
fügt. 

b) In Satz 3 werden nach dem Wort  „Wertpapier-
handelsbanken" die Worte „und der Kapi-
talanlagegesellschaften" gestrichen und die 
Worte „verbundenen Unternehmen" durch 
die Worte „verbundenen Kapitalanlagegesell

-

schaften und sonstigen Unternehmen" er-
setzt. 

2. § 3 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Vertreter 
der Anleger wird" durch die Worte „die Ver-
treter der Anleger werden" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 5 werden die Worte „und die 
sonstigen Finanzdienstleistungsinstitute mit" 
durch die Worte „die sonstigen Finannzdienst-
leistungsinstitute und die Anleger mit jeweils" 
ersetzt. 

3. In § 5 Abs. 1 Satz 1 wird nach Nummer 4 fol-
gende Nummer 4 a eingefügt: 

„4 a. die Notierung von Wertpapieren an  der 
Börse, sofern der Emittent die Wahl hat, 
Gebühren und Auslagen auf Grund dieser 
Nummer oder auf Grund von Nummer 4 zu 
entrichten, " . 

4. In § 7 Abs. 8 Satz 1 wird das Wort  „Gemeinschaf-
ten" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

4 a. § 7 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 7 a 

(1) Für die Teilnahme eines Unternehmens am 
Börsenhandel in einem elektronischen Handels-
system an einer Wertpapierbörse genügt die Zu-
lassung dieses Unternehmens an einer anderen 
Wertpapierbörse, wenn die Börsenordnung der 
Wertpapierbörse, an der das Unternehmen zur 
Teilnahme am Handel zugelassen ist, dies vor-
sieht und das Unternehmen das Regelwerk für 
das elektronische Handelssystem anerkennt; die 
Börsenordnung kann nähere Bestimmungen 
treffen. 

(2) Der Inhaber des Nutzungs- und Verwer-
tungsrechts eines an einer Wertpapierbörse, an 
der nicht ausschließlich Derivate im Sinne des § 2 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a bis c und Nr. 2 des Wert-
papierhandelsgesetzes gehandelt werden, durch 
die Börsenordnung geregelten elektronischen 
Handelssystems hat jeder anderen Wertpapier-
börse auf deren Verlangen die Einführung des 
Systems an der be treffenden Börse zu angemes-
senen Bedingungen zu gestatten. Das Nähere 
über die Einführung des Systems regelt die Bör-
senordnung." 
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Entwurf 

5. In § 12 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „und in 
deren Börsenordnung das elektronische Han-
delssystem geregelt ist" gestrichen. 

6. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein-
gefügt: 

„(3 a) Der Prospekt darf erst veröffentlicht 
werden, wenn er von der Zulassungsstelle ge-
billigt wurde. Die Zulassungsstelle hat inner-
halb von 15 Börsentagen nach Eingang des 
Prospekts über die Billigung zu entscheiden. 
Wird der Zulassungsantrag gleichzeitig bei 
mehreren inländischen Börsen gestellt, so hat 
der Emittent die für die Billigung des Pro-
spekts zuständige Zulassungsstelle zu bestim-
men. Ist der Prospekt von der Zulassungsstelle 
gebilligt worden, so ist er von den Zulassungs-
stellen der anderen inländischen Börsen als 
den Anforderungen des Absatzes 3 Satz 1 
Nr. 2 entsprechend anzuerkennen." 

b) In Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5 wird das Wo rt 
 „Wirtschaftsgemeinschaft" jeweils durch das 

Wort  „Union" ersetzt. 

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 ange-
fügt: 

„(6) Die Börsenordnung kann vorsehen, daß 
Wertpapiere, die bereits an  einer anderen 
inländischen Börse zur amtlichen Notierung 
zugelassen sind, abweichend von Absatz 2 
Satz 1 und Absatz 3 auf Antrag des Emittenten 
zuzulassen sind; Absatz 5 gilt entsprechend." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4b. § 8 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

5. unverändert 

5a. Dem § 29 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Werden Aufträge für Wertpapiere, die an meh-
reren Börsen gehandelt werden, zur Feststellung 
des Börsenpreises im Auftragsbuch eines Kurs-
maklers an einer dieser Börsen zusammenge-
führt, ist als Börsenpreis der Preis amtlich festzu-
stellen, welcher der wirklichen Geschäftslage 
des Handels an den beteiligten Börsen ent-
spricht." 

5b. § 34 a Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Die Gesellschaft darf über den Präsenz-
handel an  der Börse nur in den Wertpapieren 
handeln oder die Finanzportfolioverwaltung im 
Sinne des § 1 Abs. 1 a Satz 2 Nr. 3 des Gesetzes 
über das Kreditwesen in den Wertpapieren be-
treiben, die nicht einem der an der Gesellschaft 
beteiligten Kursmakler an  dieser Börse zugewie-
sen sind. Die Börsenaufsichtsbehörde kann Aus-
nahmen für die Anlagevermittlung im Sinne des 
§ 1 Abs. la Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes über das Kre-
ditwesen zulassen, sofern die Erfüllung der dem 
Kursmakler obliegenden Pflichten gewährleistet 
erscheint." 

6. unverändert 
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Entwurf 

7. In § 38 Abs. 1 Nr. 2 werden vor den Worten „den 
Inhalt" die Worte „die Sprache und" eingefügt. 

8. In § 39 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „eines 
Emittenten mit Sitz im Inland" gestrichen und 
die Angabe „§ 36 Abs. 3 Nr. 2" durch die Angabe 
„§ 36 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2" ersetzt. 

9. In § 40 Abs. 1 bis 3, §§ 41 und 74 wird das Wo rt 
 „Wirtschaftsgemeinschaft" jeweils durch das 

Wort  „Union" ersetzt. 

10. § 40 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort  „Wirtschaftsge-
meinschaft" durch das Wort  „Union" er-
setzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zulassungsstelle kann auf die Vorla-
ge einer Übersetzung des Prospekts ganz 
oder teilweise verzichten, wenn der Pro-
spekt in einer Sprache abgefaßt ist, die im 
Inland auf dem Gebiet des grenzüber-
schreitenden Wertpapierhandels nicht un-
üblich ist." 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort  „Wirtschafts-
gemeinschaft" durch das Wort  „Union" er-
setzt. 

11. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Geschäftsführung unterrichtet das Bun-
desaufsichtsamt für den Wertpapierhandel 
unverzüglich über Maßnahmen nach Satz 1." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„ (4) Die Zulassungsstelle kann die Zulas-
sung zur amtlichen Notierung auf Antrag des 
Emittenten widerrufen, wenn der Schutz der 
Anleger einem Widerruf nicht entgegensteht. 
Der Schutz der Anleger ist insbesondere dann 
gewahrt, wenn auch nach dem Wirksamwer-
den des Widerrufs ein ordnungsgemäßer Bär-
senhandel in dem Wertpapier an einem Markt 
im Sinne von § 2 Abs. 5 des Wertpapier-
handelsgesetzes gewährleistet erscheint. Der 
Emittent hat den Widerruf der Zulassung un-
verzüglich in mindestens drei Bärsenpflicht-
blättern zu veröffentlichen. Die näheren Be-
stimmungen über den Widerruf der Zulassung 
sind in der Börsenordnung zu treffen. Die Bär-
senordnung muß insbesondere Bestimmun-
gen enthalten über den Zeitpunkt, zu dem der 
Widerruf wirksam wird. Der Zeitraum zwi-
schen der Veröffentlichung und der Wirksam-
keit des Widerrufs darf zwei Jahre nicht über-
schreiten. " 

12. In § 44 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „am Bör

-

senplatz" durch die Worte „im Inland" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Geschäftsführung unterrichtet das Bun-
desaufsichtsamt für den Wertpapierhandel 
unverzüglich über Maßnahmen nach Satz 1. " 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„ (4) Die Zulassungsstelle kann die Zulas-
sung zur amtlichen Notierung auf Antrag des 
Emittenten widerrufen. Der Widerruf darf 
nicht dem Schutz der Anleger widersprechen. 
Die Zulassungsstelle hat den Widerruf auf 
Kosten des Emittenten unverzüglich in minde-
stens einem überregionalen Börsenpflicht-
blatt zu veröffentlichen. Der Zeitraum zwi-
schen der Veröffentlichung und der Wirksam-
keit des Widerrufs darf zwei Jahre nicht über-
schreiten. Nähere Bestimmungen über den 
Widerruf sind in der Börsenordnung zu tref-
fen. " 

12. unverändert 
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Entwurf 

13. Die §§ 45 bis 49 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 45 

(1) Der Erwerber von Wertpapieren, die auf 
Grund eines Prospekts zum Börsenhandel zuge-
lassen sind, in dem für die Beurteilung der We rt

-papiere wesentliche Angaben unrichtig oder un-
vollständig sind, kann 

1. von denjenigen, die für den Prospekt die Ver-
antwortung übernommen haben und 

2. von denjenigen, von denen der Erlaß des Pro-
spekts ausgeht, 

als Gesamtschuldnern die Übernahme der We rt
-papiere gegen Erstattung des Erwerbspreises, so-

weit dieser den ersten Ausgabepreis der Wertpa-
piere nicht überschreitet, und der mit dem Er-
werb verbundenen üblichen Kosten verlangen, 
sofern das Erwerbsgeschäft nach Veröffentli-
chung des Prospekts und innerhalb von sechs 
Monaten nach erstmaliger Einführung der We rt

-papiere abgeschlossen wurde. Ist ein Ausgabe-
preis nicht festgelegt, gilt als Ausgabepreis der 
erste nach Einführung der Wertpapiere festge-
stellte oder gebildete Börsenpreis, im Falle 
gleichzeitiger Feststellung oder Bildung an meh-
reren inländischen Börsen der höchste erste Bör-
senpreis. Auf den Erwerb von Wertpapieren des-
selben Emittenten, die von den in Satz 1 genann-
ten Wertpapieren nicht nach Ausstattungsmerk-
malen oder in sonstiger Weise unterschieden 
werden können, sind die Sätze 1 und 2 entspre-
chend anzuwenden. 

(2) Ist der Erwerber nicht mehr Inhaber der 
Wertpapiere, so kann er die Zahlung des Unter-
schiedsbetrags zwischen dem Erwerbspreis, so-
weit dieser den ersten Ausgabepreis nicht 
überschreitet, und dem Veräußerungspreis der 
Wertpapiere sowie der mit dem Erwerb und der 
Veräußerung verbundenen üblichen Kosten ver-
langen. Absatz 1 Satz 2 und 3 ist anzuwenden. 

(3) Sind Wertpapiere eines Emittenten mit Sitz 
im Ausland auch im Ausland zum Börsenhandel 
zugelassen, besteht ein Anspruch nach Absatz 1 
oder 2 nur, sofern die Wertpapiere auf Grund 
eines im Inland abgeschlossenen Geschäfts oder 
einer ganz oder teilweise im Inland erbrachten 
Wertpapierdienstleistung erworben wurden. 

(4) Einem Prospekt steht eine schriftliche Dar-
stellung gleich, auf Grund deren Veröffentli-
chung der Emittent von der Pflicht zur Veröffent-

lichung eines Prospekts befreit wurde. 

§ 46 

(1) Nach § 45 kann nicht in Anspruch genom-
men werden, wer nachweist, daß er die Unrich-
tigkeit oder Unvollständigkeit der Angaben des 
Prospekts nicht gekannt hat und die Unkenntnis 
nicht auf grober Fahrlässigkeit beruht. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

13. Die §§ 45 bis 49 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 45 

unverändert 

§ 46 

unverändert 
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Entwurf 

(2) Der Anspruch nach § 45 besteht nicht, so-
fern  

1. die Wertpapiere nicht auf Grund des Pro-
spekts erworben wurden, 

2. der Sachverhalt, über den unrichtige oder un-
vollständige Angaben im Prospekt enthalten 
sind, nicht zu einer Minderung des Börsen-
preises der Wertpapiere beigetragen hat, 

3. der Erwerber die Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit der Angaben des Prospekts bei 
dem Erwerb kannte oder 

4. vor dem Abschluß des Erwerbsgeschäfts im 
Rahmen des Jahresabschlusses oder Zwi-
schenberichts des Emittenten, einer Veröffent-
lichung nach § 15 des Wertpapierhandelsge-
setzes oder einer vergleichbaren Bekanntma-
chung eine deutlich gestaltete Berichtigung 
der unrichtigen oder unvollständigen Anga-
ben im Inland veröffentlicht wurde. 

§ 47 

Der Anspruch nach § 45 verjährt in sechs Mo-
naten seit dem Zeitpunkt, zu dem der Erwerber 
von der Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der 
Angaben des Prospekts Kenntnis erlangt hat, 
spätestens jedoch in drei Jahren seit der 
Veröffentlichung des Prospekts. 

§ 48 

(1) Eine Vereinbarung, durch die der Anspruch 
nach § 45 im voraus ermäßigt oder erlassen wird, 
ist unwirksam. 

(2) Weitergehende Ansprüche, die nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechtes auf Grund 
von Verträgen oder vorsätzlichen unerlaubten 
Handlungen erhoben werden können, bleiben 
unberührt. 

§ 49 

Für die Entscheidung über die Ansprüche nach 
§ 45 und die in § 48 Abs. 2 erwähnten Ansprüche 
ist ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegen-
stands das Landgericht ausschließlich zuständig, 
in dessen Bezirk die Börse ihren Sitz hat, deren 
Zulassungsstelle den Prospekt gebilligt oder im 
Falle des § 45 Abs. 4 den Emittenten von der 
Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts be-
freit hat."  

14. In § 71 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„gilt" die Worte „vorbehaltlich des § 73 Abs. 4" 
eingefügt. 

15. Dem § 72 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Börsenordnung kann für einen Teilbe-
reich des geregelten Marktes bestimmen, daß 
der Emittent zugelassener Aktien oder Aktien 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 47 

unverändert 

§ 48 

unverändert 

§ 49 

Für die Entscheidung über die Ansprüche nach 
§ 45 und die in § 48 Abs. 2 erwähnten Ansprüche 
ist ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegen-
stands das Landgericht ausschließlich zuständig, 
in dessen Bezirk die Börse ihren Sitz hat, deren 
Zulassungsstelle den Prospekt gebilligt oder im 
Falle des § 45 Abs. 4 den Emittenten von der 
Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts be-
freit hat. Besteht an diesem Landgericht eine 
Kammer für Handelssachen, so gehört der 
Rechtsstreit vor diese." 

14. § 71 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„Für den Antrag auf Zulassung gelten vorbehalt-
lich des § 73 Abs. 4 die Vorschriften des § 36 
Abs. 2." 

15. unverändert 
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vertretender Zertifikate zur Veröffentlichung 
eines Zwischenberichts entsprechend der Vor-
schrift des § 44 b Abs. 1 verpflichtet ist. " 

16. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort  „sind" 
das Komma durch ein Semikolon ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. dem Antrag ein vom Emittenten un-
terschriebener Unternehmensbericht 
zur Veröffentlichung beigefügt ist, 
der Angaben über den Emittenten 
und die Wertpapiere enthält, die not-
wendig sind, um dem Publikum ein 
zutreffendes Urteil über den Emitten-
ten und die Wertpapiere zu ermögli-
chen; der Unternehmensbericht muß 
mindestens die Angaben enthalten, 
die für einen Verkaufsprospekt nach 
einer auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 
des Verkaufsprospektgesetzes erlas-
senen Rechtsverordnung erforderlich 
sind; ". 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la ein-
gefügt: 

„ (1 a) Der Unternehmensbericht darf erst 
veröffentlicht werden, wenn er von dem Zu-

lassungsausschuß gebilligt wurde. Der Zulas-
sungsausschuß hat innerhalb von 15 Börsenta-
gen nach Eingang des Unternehmensberichts 
über die Billigung zu entscheiden. Wird der 
Zulassungsantrag gleichzeitig bei mehreren 
inländischen Börsen gestellt, so hat der Emit-
tent den für die Billigung des Unternehmens-
berichts zuständigen Zulassungsausschuß zu 
bestimmen. Ist der Unternehmensbericht von 
dem Zulassungsausschuß gebilligt worden, so 
ist er von den Zulassungsausschüssen der an

-deren inländischen Börsen als den Anforde-
rungen des Absatzes 1 Nr. 2 entsprechend an-
zuerkennen. " 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht für Emittenten, 
von denen Wertpapiere an einer inländischen 
Börse zur amtlichen Notierung oder zum gere-
gelten Markt zugelassen sind, wenn seit der 
letzten Veröffentlichung des für die Zulassung 
zur amtlichen Notierung erforderlichen Pro-
spekts, einer diesem gleichstehenden schriftli-
chen Darstellung oder des Unternehmensbe-
richts im Falle eines Antrags auf Zulassung 
von Schuldverschreibungen weniger als drei 
Jahre, im Falle eines Antrags auf Zulassung 
von sonstigen Wertpapieren weniger als sechs 
Monate vergangen sind. " 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„(4) Die Börsenordnung kann vorsehen, daß 
Wertpapiere, die bereits an einer anderen in- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

16. unverändert 
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ländischen Börse zur amtlichen Notierung 
oder zum geregelten Markt zugelassen sind, 
abweichend von Absatz 1 und § 71 Abs. 2 
Satz 1 auf Antrag des Emittenten zum gere-
gelten Markt zuzulassen sind. " 

17. In § 75 Abs. 3 werden nach dem Wo rt „Börsen-
- preises" die Worte „sowie für den Widerruf der 

Zulassung" eingefügt. 

18. § 77 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 77 

Sind Angaben im Unternehmensbericht un-
richtig oder unvollständig, so sind die Vorschrif-
ten der §§ 45 bis 49 mit der Maßgabe entspre-
chend anzuwenden, daß abweichend von § 49 
das Landgericht ausschließlich zuständig ist, in 
dessen Bezirk die Börse ihren Sitz hat, deren Zu-
lassungsausschuß den Untemehmensbericht ge-
billigt hat."  

19. § 90 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Nummer 3 folgende 
Nummer 3 a eingefügt: 

„3 a. entgegen § 36 Abs. 3 a Satz 1 oder 
§ 73 Abs. la Satz 1 einen Prospekt 
oder einen Unternehmensbericht 
veröffentlicht,". 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3, 4 und 6, des 
Absatzes 2 Nr. 2 und des Absatzes 3 mit einer 
Geldbuße bis zu hunderttausend Deutsche 
Mark, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 und 
des Absatzes 2 Nr. 1 mit einer Geldbuße bis zu 
zweihunderttausend Deutsche Mark, in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 3a mit einer Geld-
buße bis zu einer Million Deutsche Mark ge-
ahndet werden. " 

20. Dem § 97 werden folgende Absätze 3 bis 5 ange-
fügt: 

„ (3) Die §§ 3 und 3 a gelten nicht für den bei 
Inkrafttreten des Dritten Finanzmarktförderungs-
gesetzes im Amt befind lichen Börsenrat; die §§ 3 
und 3 a in der vor dem Inkrafttreten des Dritten 
Finanzmarktförderungsgesetzes geltenden Fas-
sung sind insoweit anzuwenden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. § 90 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. ein Betreten entgegen § 1 a Abs. 1 
Satz 4, auch in Verbindung mit Satz 7, 
nicht gestattet oder entgegen § 1 a 
Abs. 1 Satz 5, auch in Verbindung mit 
Satz 7, nicht duldet,". 

bb) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 8 b 
Abs. 2 Satz 4" durch die Angabe „§ 8 b 
Abs. 1 Satz 5" ersetzt. 

cc) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3 a 
eingefügt: 

„3 a. entgegen § 36 Abs. 3 a Satz 1 oder 
§ 73 Abs. 1 a Satz 1 einen Prospekt 
oder einen Untemehmensbericht 
veröffentlicht, " . 

b) unverändert 

20. Dem § 97 werden folgende Absätze 3 bis 6 ange-
fügt: 

„ (3) Die §§ 3 und 3 a gelten nicht für den bei 
Inkrafttreten des Artikels 1 des Dritten Finanz-
marktförderungsgesetzes im Amt befind lichen 
Börsenrat; die §§ 3 und 3 a in der vor dem Inkraft-
treten des Artikels 1 des Dritten Finanzmarkt-
förderungsgesetzes geltenden Fassung sind inso-
weit anzuwenden. 
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(4) Die in § 43 Abs. 4 Satz 4 und 5, auch in Ver

-

bindung mit § 75 Abs. 3, genannten Bestimmun-
gen sind spätestens bis zum Ablauf eines Jahres 
nach Inkrafttreten des Dritten Finanzmarktförde-
rungsgesetzes in der Börsenordnung zu treffen; 
§ 43 Abs. 4 Satz 6 bleibt hiervon unberührt. 

(5) Sind Prospekte, auf Grund deren We rt
-papiere zum Börsenhandel mit amtlicher Notie-

rung zugelassen worden sind, oder Unterneh-
mensberichte vor dem [einsetzen: Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Dritten Finanzmarktförde-
rungsgesetzes] veröffentlicht worden, so sind auf 
diese Prospekte und Unternehmensberichte die 
Vorschriften der §§ 45 bis 49 und 77 in der Fas-
sung der Bekanntmachung des Börsengesetzes 
vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1030) weiterhin an-
zuwenden. " 

Artikel 2 
Änderung des Verkaufsprospektgesetzes 

Das Verkaufsprospektgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S.1047) 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Kurzbezeichnung wird wie folgt gefaßt: 
„(Verkaufsprospektgesetz)". 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. ausgegeben werden 

a) von einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum, einem Voll-
mitgliedstaat der Organisation für wirt-
schaftliche Entwicklung und Zusam-
menarbeit, sofern er nicht innerhalb 
der letzten fünf Jahre seine Auslands-
schulden umgeschuldet oder vor ver-
gleichbaren Zahlungsschwierigkeiten 
gestanden hat, oder einem Staat, der 
mit dem Internationalen Währungs-
fonds besondere Kreditabkommen im 
Zusammenhang mit dessen Allgemei-
nen Kreditvereinbarungen getroffen 
hat, 

b) einer Gebietskörperschaft der in Buch-
stabe a genannten Staaten oder 

c) einer internationalen Organisation des 
öffentlichen Rechts, der mindestens ein 
Mitgliedstaat der Europäischen Union 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Die Befugnis zur Teilnahme am Börsenhan-
del in einem elektronischen Handelssystem auf 
Grund der Vorschrift des § 7 a in der vor Inkraft-
treten des Artikels 1 des Dritten Finanzmarkt-
förderungsgesetzes geltenden Fassung erlischt 
am 1. September 1998. 

(5) Die in § 43 Abs. 4 Satz 5, auch in Verbindung 
mit § 75 Abs. 3, genannten Bestimmungen sind 
spätestens bis zum Ablauf eines Jahres nach 
Inkrafttreten des Artikels 1 des Dritten Finanz-
marktförderungsgesetzes in der Börsenordnung 
zu treffen; § 43 Abs. 4 Satz 4 bleibt hiervon unbe-
rührt. 

(6) Sind Prospekte, auf Grund deren Wert
-papiere zum Börsenhandel mit amtlicher Notie-

rung zugelassen worden sind, oder Unterneh-
mensberichte vor dem [einsetzen: Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Artikels 1 des Dritten Finanz-
marktförderungsgesetzes] veröffentlicht worden, 
so sind auf diese Prospekte und Unternehmens-
berichte die Vorschriften der §§ 45 bis 49 und 77 
in der Fassung der Bekanntmachung des Börsen-
gesetzes vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1030) wei-
terhin anzuwenden. " 

Artikel 2 
Änderung des Verkaufsprospektgesetzes 

Das Verkaufsprospektgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1047) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 



Drucksache 13/9874 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

oder ein anderer Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt

-schaftsraum angehört; ". 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Schuldverschreibungen sind, die von 

a) einem Kreditinstitut im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Gesetzes über das Kreditwe-
sen oder Finanzdienstleistungsinstitut, 
das Finanzdienstleistungen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 a Satz 2 Nr. 1 bis 4 des 
Gesetzes über das Kreditwesen er-
bringt, oder der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau oder 

b) einem nach § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 7 des Gesetzes über das Kredit-
wesen tätigen Unternehmen, das re-
gelmäßig seine Jahresabschlüsse ver-
öffentlicht, 

ausgegeben werden, das vor dem Ange-
bot Schuldverschreibungen dauernd oder 
wiederholt öffentlich angeboten hat; ein 
wiederholtes Angebot ist gegeben, wenn 
in den zwölf Kalendermonaten vor dem 
Angebot mindestens eine Emission von 
Schuldverschreibungen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft oder inner-
halb eines anderen Vertragsstaats des 
Abkommens über den Europäischen Wi rt

-schaftsraum öffentlich angeboten worden 
ist; ". 

c) In Nummer 4 wird das Wort  „Wirtschaftsge-
meinschaft" jeweils durch das Wort  „Union" 
ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 7 werden die Worte „einem 
öffentlichen Umtauschangebot oder" gestri-
chen. 

b) In Absatz 2 wird Nummer 3 wie folgt gefaßt: 

„3. nur über ein Kreditinstitut im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Gesetzes über das Kreditwe-
sen, Finanzdienstleistungsinstitut, das Fi-
nanzdienstleistungen im Sinne des § 1 
Abs. 1 a Satz 2 Nr. 1 bis 4 des Gesetzes 
über das Kreditwesen erbringt, oder ein 
nach § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 
Gesetzes über das Kreditwesen tätiges 
Unternehmen gezeichnet oder erstmals 
erworben werden dürfen." 

4. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts wird wie 
folgt gefaßt: 

„II. Abschnitt 

Angebot von Wertpapieren, 
für die eine Zulassung zur amtlichen Notierung 

oder zum geregelten Markt beantragt ist". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Schuldverschreibungen sind, die dauernd 
oder wiederholt von 

a) unverändert 

b) unverändert 

ausgegeben werden; eine wiederholte 
Ausgabe liegt vor, wenn in den zwölf 
Kalendermonaten vor dem öffentlichen 
Angebot mindestens eine Emission von 
Schuldverschreibungen innerhalb der Eu-
ropäischen Gemeinschaft oder innerhalb 
eines anderen Vertragsstaats des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum ausgegeben worden ist;". 

c) unverändert 

3. unverändert 

 

4. unverändert 
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5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 mit der 
Maßgabe, daß vor den Worten „den Inhalt" 
die Worte „die Sprache und" eingefügt wer-
den. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Ist für die öffentlich angebotenen We rt
-papiere ein Antrag auf Zulassung zum gere-

gelten Markt an einer inländischen Börse ge-
stellt, so ist auf den Inhalt des Verkaufspro-
spekts § 73 Abs. 1 Nr. 2 des Börsengesetzes 
entsprechend anzuwenden." 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: „Zulas-
sungsstelle und Zulassungsausschuß." 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist für die öffentlich angebotenen Wertpa-
piere ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen 
Notierung an einer inländischen Börse ge-
stellt, darf der Verkaufsprospekt erst ver-
öffentlicht werden, wenn er von der Zulas-
sungsstelle der Börse gebilligt wurde. " 

c) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 
und 5 angefügt: 

„(4) Ist für die öffentlich angebotenen We rt
-papiere ein Antrag auf Zulassung zum gere-

gelten Markt an  einer inländischen Börse ge-
stellt, gelten die Absätze 1 und 2 mit der Maß-
gabe entsprechend, daß an die Stelle der Zu-
lassungsstelle der Zulassungsausschuß tritt. 
Wird der Verkaufsprospekt gebilligt, ist in 
dem Bescheid darauf hinzuweisen, daß hier-
mit keine Billigung nach Artikel 20 der Richt-
linie 89/298/EWG vom 17. April 1989 zur 
Koordinierung der Bedingungen für die Er-
stellung, Kontrolle und Verbreitung des Pro-
spekts, der im Falle öffentlicher Angebote von 
Wertpapieren zu veröffentlichen ist (ABl. EG 
Nr. L 124 S. 8), verbunden ist. 

(5) Wird gleichzeitig ein Antrag auf Zulas-
sung zur amtlichen Notierung und zum gere-
gelten Markt bei mehreren inländischen Bör-
sen gestellt, so hat der Emittent für die Billi-
gung des Verkaufsprospekts eine Zulassungs-
stelle zu bestimmen. " 

7. Die Überschrift des Dritten Abschnitts wird wie 
folgt gefaßt: 

„III. Abschnitt 

Angebot von Wertpapieren, 
für die eine Zulassung zur amtlichen Notierung 
oder zum geregelten Markt nicht beantragt ist". 

8. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort  „Notie-
rung" die Worte „oder zum geregelten Markt" 
eingefügt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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b) In Absatz 2 werden vor Nummer 1 vor den 
Worten „den Inhalt" die Worte „die Sprache 
und" eingefügt. 

9. Dem § 8 werden folgende Sätze angefügt: 

„Nach § 10 nachzutragende Angaben sind späte-
stens zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung zu 
übermitteln. Das Bundesaufsichtsamt bestätigt 
dem Anbieter den Tag des Eingangs des Ver-
kaufsprospekts. " 

10. Nach § 8 werden folgende §§ 8 a bis  8 d einge-
fügt: 

„ § 8 a 

Gestattung und Untersagung 
der Veröffentlichung des Verkaufsprospekts 

(1) Der Verkaufsprospekt darf erst veröffent-
licht werden, wenn das Bundesaufsichtsamt die 
Veröffentlichung gestattet hat oder wenn seit 
dem Eingang des Verkaufsprospekts zehn Werk-
tage verstrichen sind, ohne daß das Bundesauf-
sichtsamt die Veröffentlichung untersagt hat. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt untersagt die Ver-
öffentlichung, wenn der Verkaufsprospekt nicht 
die Angaben enthält, die nach § 7 Abs. 1 oder 
einer auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 erlassenen 
Rechtsverordnung erforderlich sind. § 10 bleibt 
unberührt. 

§ 8 b 

Untersagung des öffentlichen Angebots 

Das Bundesaufsichtsamt untersagt das öffent-
liche Angebot von Wertpapieren, für die eine 
Zulassung zur amtlichen Notierung oder zum 
geregelten Markt nicht beantragt ist, wenn es 
Anhaltspunkte dafür hat, daß der Anbieter ent-
gegen § 1 keinen Verkaufsprospekt veröffentlicht 
hat oder der Verkaufsprospekt nicht die Angaben 
enthält, die nach § 7 Abs. 1 oder einer auf Grund 
des § 7 Abs. 2 und 3 erlassenen Rechtsverord-
nung erforderlich sind. 

§ 8 c 

Auskunfts- und Vorlagepflichten des Anbieters 

(1) Der Anbieter hat auf Verlangen des Bun-
desaufsichtsamtes Auskünfte zu erteilen und Un-
terlagen vorzulegen, die das Bundesaufsichtsamt 
benötigt 

1. zur Überwachung der Einhaltung der Pflich-
ten nach §§ 1, 8, 8 a Abs. 1, §§ 9 bis 11, 12 
Satz 1, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 3 und 4, oder 

2. zur Prüfung, ob der Verkaufsprospekt die An-
gaben enthält, die nach § 7 Abs. 1 oder einer 
auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 erlassenen 
Rechtsverordnung erforderlich sind. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich-
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei-
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßord-
nung bezeichneten Angehörigen der Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfah- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9. unverändert 

10. Nach § 8 werden folgende §§ 8 a bis 8e einge-
fügt: 

„§ 8 a 
unverändert 

§8 b 

unverändert 

§8 c 

unverändert 
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rens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei-
ten aussetzen würde. Der Verpflichtete ist über 
sein Recht zur Verweigerung der Auskunft zu be-
lehren. 

§8d 

Sofortiger Vollzug 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Maßnahmen nach § 8 a Abs. 2 Satz 1 und §§ 8 b 
und 8 c Abs. 1 haben keine aufschiebende Wir-
kung." 

11. Die Überschrift des Vierten Abschnitts wird wie 
folgt gefaßt: 

„IV. Abschnitt 

Veröffentlichung des Verkaufsprospekts; 
Prospekthaftung". 

12. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Verkaufsprospekt muß mindestens 
einen Werktag vor dem öffentlichen Angebot 
gemäß Absatz 2 oder 3 veröffentlicht werden. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im ersten Halbsatz werden nach dem 
Wort  „Notierung" die Worte „oder zum 
geregelten Markt" eingefügt. 

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Zu-
lassungsstellen" die Worte „oder Zulas-
sungausschüssen" eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Notie-
rung" die Worte „oder zum geregelten 
Markt" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

13. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10 

Veröffentlichung eines unvollständigen 
Verkaufsprospekts 

Werden einzelne Angebotsbedingungen erst 
kurz vor dem öffentlichen Angebot festge-
setzt, so darf der Verkaufsprospekt ohne diese 
Angaben nur veröffentlicht werden, sofern er 
Auskunft darüber gibt, wie diese Angaben nach-
getragen werden. Die nachzutragenden Angaben 
sind spätestens am Tag des öffentlichen Angebots 
gemäß § 9 Abs. 2 und 3 zu veröffentlichen. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 8 d 

Sofortige Vollziehung 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Maßnahmen nach § 8 a Abs. 2 Satz 1 und §§ 8 b 
und 8c Abs. 1 haben keine aufschiebende Wir-
kung. 

§ 8 e 

Werbung 

(1) Das Bundesaufsichtsamt kann die Werbung 
mit Angaben untersagen, die geeignet sind, 
über den Umfang der Prüfung nach § 8 a irrezu-
führen. 

(2) Vor allgemeinen Maßnahmen nach Ab-
satz 1 sind die Spitzenverbände der betroffenen 
Wirtschaftskreise und des Verbraucherschutzes 
zu hören." 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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14. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach den Worten „während der 
Dauer des öffentlichen Angebots" das Wo rt 

 „unverzüglich" eingefügt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wo rt  „Veröffent-
lichung" die Worte „mit Ausnahme des § 8 a" 
eingefügt. 

15. § 12 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen 
Notierung oder zum geregelten Markt an einer 
inländischen Börse gestellt, sind die Veröffent-
lichungen unverzüglich der Zulassungsstelle 
oder dem Zulassungsausschuß zu übermitteln, 
bei der oder bei dem der Zulassungsantrag ge-
stellt ist. " 

16. Nach § 12 wird die Abschnittsbezeichnung „V. Ab-
schnitt. Verletzung der Prospektpflicht" gestri-
chen. 

17. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 

Prospekthaftung 

(1) Sind für die Beurteilung der Wertpapiere 
wesentliche Angaben in einem Verkaufsprospekt 
unrichtig oder unvollständig, so sind die Vor-
schriften der §§ 45 bis 48 des Börsengesetzes mit 
folgender Maßgabe entsprechend anzuwenden: 

1. bei der Anwendung des § 45 Abs. 1 Satz 1 des 
Börsengesetzes ist für die Bemessung des 
Zeitraums von sechs Monaten anstelle der 
Einführung der Wertpapiere der Zeitpunkt 
des ersten öffentlichen Angebots im Inland 
maßgeblich; 

2. § 45 Abs. 3 des Börsengesetzes ist auf Emit-
tenten mit Sitz im Ausland anzuwenden, de-
ren Wertpapiere auch im Ausland öffentlich 
angeboten werden. 

(2) Für die Entscheidung über Ansprüche nach 
Absatz 1 sowie über die in § 48 Abs. 2 des Bör-
sengesetzes erwähnten Ansprüche ist ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstands 
das Landgericht ausschließlich zuständig, 

1. in dessen Bezirk die Börse ihren Sitz hat, bei 
deren Zulassungsstelle oder Zulassungsaus-
schuß die Billigung des Verkaufsprospekts be-
antragt worden ist, oder 

2. in dessen Bezirk das Bundesaufsichtsamt sei-
nen Sitz hat, falls eine Zulassung zur amt-
lichen Notierung oder zum geregelten Markt 
nicht beantragt worden ist. " 

18. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Fünfter 
Abschnitt und erhält folgende Überschrift: 

„V. Abschnitt 

Verfahren in der Europäischen Gemeinschaft" . 

 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 

17. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 

Prospekthaftung 

(1) unverändert 

(2) Für die Entscheidung über Ansprüche nach 
Absatz 1 sowie über die in § 48 Abs. 2 des Börsen-
gesetzes erwähnten Ansprüche ist ohne Rück-
sicht auf den Wert des Streitgegenstands das 
Landgericht ausschließlich zuständig, 

1. unverändert 

2. unverändert 

Besteht an diesem Landgericht eine Kammer für 
Handelssachen, so gehört der Rechtsstreit vor 
diese." 

18. unverändert 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/9874  

Entwurf 

19. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„§ 14 

Zusammenarbeit 
in der Europäischen Gemeinschaft". 

b) In den Absätzen 1 bis 3 wird das Wort „Wirt-
schaftsgemeinschaft" jeweils durch das Wort 
„Union" ersetzt. 

c) In Absatz 2 werden jeweils nach dem Wo rt 
 „Zulassungsstellen" ein Komma und das Wort 
 „Zulassungsausschüsse" eingefügt. 

20. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift und in Absatz 1 wird das 
Wort „Wirtschaftsgemeinschaft" jeweils durch 
das Wort „Union" ersetzt. 

b) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Die Zulassungsstelle kann von dem Erforder-
nis einer Übersetzung des Verkaufsprospekts 
ganz oder zum Teil absehen, wenn der Ver-
kaufsprospekt in einer Sprache abgefaßt ist, 
die im Inland auf dem Gebiet des grenzüber-
schreitenden Wertpapierhandels nicht unüb-
lich ist. Ist die Zulassung zum geregelten 
Markt an einer inländischen Börse beantragt, 
gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe ent-
sprechend, daß an die Stelle der Zulassungs-
stelle der Zulassungsausschuß tritt. " 

c) In Absatz 2 werden nach den Worten „billigt 
die Zulassungsstelle" die Worte „oder der 
Zulassungsausschuß", nach der Angabe „Ab-
satz 1" die Angabe „Satz 1" und nach den 
Worten „welche die Zulassungsstelle" die Wor-
te „oder den Zulassungsausschuß" eingefügt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wo rt  „Notierung" werden die 
Worte „oder zum geregelten Markt" ein-
gefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann von dem 
Erfordernis einer Übersetzung des Ver-
kaufsprospekts ganz oder zum Teil abse-
hen, wenn der Verkaufsprospekt in einer 
Sprache abgefaßt ist, die im Inland auf 
dem Gebiet des grenzüberschreitenden 
Wertpapierhandels nicht unüblich ist. " 

21. Nach § 15 wird folgende Abschnittsüberschrift 
eingefügt: 

„VI. Abschnitt 

Gebühren; Bußgeldvorschriften; 
Übergangsvorschriften". 

22. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wo rt  „Zulas-
sungsstelle" die Worte „oder dem Zulassungs-
ausschuß " eingefügt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 
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b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Das Bundesaufsichtsamt erhebt für die 
Hinterlegung des Verkaufsprospekts Gebüh-
ren. Das Bundesministerium der Finanzen be-
stimmt die Gebührentatbestände im einzelnen 
und die Höhe der Gebühren durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf. Das Bundesministerium der 
Finanzen kann die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf das Bundesaufsichts

-

amt übertragen." 

23. § 17 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 17 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig 

1. entgegen § 1 einen Verkaufsprospekt nicht 
veröffentlicht, 

2. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbin-
dung mit Abs. 4 Satz 1, oder § 8 a Abs. 1 einen 
Verkaufsprospekt veröffentlicht, 

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 8 a 
Abs. 2 Satz 1 oder § 8b zuwiderhandelt oder 

4. entgegen § 9 Abs. 1, § 10 Satz 2 oder § 11 
Satz 1 einen Verkaufsprospekt, eine nachzu-
tragende Angabe oder eine Veränderung 
nicht oder nicht rechtzeitig veröffentlicht. 

(2) Ordnungswidrig' handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 8 c Abs. 1 eine Aus-
kunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt oder eine Unterlage nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig vorlegt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 mit einer Geldbuße bis 
zu einer Million Deutsche Mark, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 4 mit einer Geldbuße bis zu zwei-
hunderttausend Deutsche Mark und im Falle des 
Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu hundert-
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 3 
und 4, wenn für die öffentlich angebotenen We rt

-papiere kein Antrag auf Zulassung zur amtlichen 
Notierung oder zum geregelten Markt an einer 
inländischen Börse gestellt wurde, und des Ab-
satzes 1 Nr. 2 sowie des Absatzes 2 das Bundes-
aufsichtsamt." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

23. § 17 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 17 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 8 a 
Abs. 2 Satz 1 oder § 8 b zuwiderhandelt, 

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 8 e 
Abs. 1 zuwiderhandelt oder 

5. entgegen § 9 Abs. 1, § 10 Satz 2 oder § 11, 
jeweils auch in Verbindung mit § 9 Abs. 2 
oder 3, eine Veröffentlichung oder Bekannt-
machung nicht, nicht rechtzeitig oder nicht in 
der vorgeschriebenen Form vornimmt. 

(2) unverändert 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 mit einer Geldbuße bis 
zu einer Million Deutsche Mark, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 4 und 5 mit einer Geldbuße bis zu 
zweihunderttausend Deutsche Mark und im Falle 
des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu hundert-
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist in den Fällen des Absatzes 1, in denen 
für die öffentlich angebotenen Wertpapiere kein 
Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notierung 
oder zum geregelten Markt an einer inländischen 
Börse gestellt wurde, und des Absatzes 2 das Bun-
desaufsichtsamt. " 
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24. Nach § 17 wird folgender § 18 angefügt: 

„§ 18 
Übergangsvorschriften 

(1) Für Wertpapiere, die vor dem [einsetzen: 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Dritten Finanz-
marktförderungsgesetzes] im Inl and bei einem 
öffentlichen Umtauschangebot angeboten worden 
sind und für die auf Grund der Vorschrift des § 4 
Abs. 1 Nr. 7 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1047) kein Verkaufs-
prospekt veröffentlicht wurde, ist § 1 mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß als erstmaliges öffent-
liches Angebot das erste öffentliche Angebot nach 
dem [einsetzen: Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes] gilt. 

(2) Auf Verkaufsprospekte, die vor dem [ein-
setzen: Zeitpunkt des Inkrafttretens des Dritten 
Finanzmarktförderungsgesetzes] im Inland ver-
öffentlicht worden sind, sind § 13 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juli 1996 (BGBl. I 
S. 1047) und die Vorschriften der §§ 45 bis 49 des 
Börsengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1030) weiter-
hin anzuwenden. 

(3) § 16 Abs. 2 in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1047) über 
die Gebührenerhebung durch das Bundesauf-
sichtsamt ist bis zum Inkrafttreten einer Verord-
nung nach § 16 Abs. 2 Satz 2 anzuwenden." 

Artikel 3 
Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes 

Das Wertpapierhandelsgesetz vom 26. Juli 1994 
(BGBl. I S.1749), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom ..., wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Abschnitte 3 bis 5 werden wie folgt ge-
faßt: 

„Abschnitt 3 

Insiderüberwachung 

§ 12 Insiderpapiere 

§ 13 Insider 

§ 14 Verbot von Insidergeschäften 

§ 15 Veröffentlichung und Mitteilung kurs

-

beeinflussender Tatsachen 

§ 16 Laufende Überwachung 

§ 16 a Überwachung der Geschäfte der beim 
Bundesaufsichtsamt Beschäftigten 

§ 17 Verarbeitung und Nutzung personen-
bezogener Daten 

§ 18 Strafverfahren bei Insidervergehen 

§ 19 Internationale Zusammenarbeit 

§ 20 Ausnahmen 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

24. unverändert 

Artikel 3 
Änderung des Wertpapierhandelsgesetzes 

Das Wertpapierhandelsgesetz vom 26. Juli 1994 
(BGBl. I S. 1749), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom ..., wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden die Abschnitte 3 
bis 7 wie folgt gefaßt: 

„Abschnitt 3 

unverändert 
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Abschnitt 4 

Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten 
bei Veränderungen des Stimmrechtsanteils 

an  börsennotierten Gesellschaften 

§ 21 Mitteilungspflichten des Meldepflichti-
gen 

§ 22 Zurechnung von Stimmrechten 

§ 23 Nichtberücksichtigung von Stimmrech-
ten 

§ 24 Mitteilung durch Konzernunternehmen 

§ 25 Veröffentlichungspflichten der börsen-
notierten Gesellschaft 

§ 26 Veröffentlichungspflichten von Gesell-
schaften mit Sitz im Ausland 

§ 27 Nachweis mitgeteilter Beteiligungen 

§ 28 Rechtsverlust 

§ 29 Befugnisse des Bundesaufsichtsamtes 

§ 30 Zusammenarbeit mit zuständigen Stel-
len im Ausland 

Abschnitt 5 

Verhaltensregeln für Wertpapier

-

dienstleistungsunternehmen; 
Verjährung von Ersatzansprüchen 

§ 31 Allgemeine Verhaltensregeln 

§ 32 Besondere Verhaltensregeln 

§ 33 Organisationspflichten 

§ 34 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungs-
pflichten 

§ 34 a Getrennte Vermögensverwaltung 

§ 35 Überwachung der Meldepflichten und 
Verhaltensregeln 

§ 36 Prüfung der Meldepflichten und Ver-
haltensregeln 

§ 36 a Unternehmen mit Sitz in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum 

§ 36 b Werbung der Wertpapierdienstlei-
stungsunternehmen 

§ 36 c Zusammenarbeit mit zuständigen Stel-
len im Ausland 

§ 37 Ausnahmen 

§ 37 a Verjährung von Ersatzansprüchen" . 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Abschnitt 4 

unverändert 

Abschnitt 5 

Verhaltensregeln für Wertpapier

-

dienstleistungsuntemehmen; 
Verjährung von Ersatzansprüchen 

§ 31 unverändert 

§ 32 unverändert 

§ 33 unverändert 

§ 34 unverändert 

§ 34a unverändert 

§ 35 unverändert 

§ 36 unverändert 

§ 36 a unverändert 

§ 36 b unverändert 

§ 36 c unverändert 

§ 37 unverändert 

§ 37 a Verjährung von Ersatzansprüchen 

Abschnitt 6 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 38 Strafvorschriften 

§ 39 Bußgeldvorschriften 

§ 40 Zuständige Verwaltungsbehörde 

§ 40 a Mitteilungen in Strafsachen 
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b) Abschnitt 7 wird wie folgt gefaßt: 

„Abschnitt 7 

Übergangsbestimmungen 

§ 41 Erstmalige Mitteilungs- und Veröffent-
lichungspflichten 

§ 42 Übergangsregelung für die Kostener-
stattungspflicht nach § 11 

§ 43 Übergangsregelung für die Verjährung 
von Ersatzansprüchen nach § 37a". 

2. In § 2 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, § 12 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2, Abs. 2 Satz 1, § 19 Abs. 1 Satz 1, § 26 Abs. 3 
Satz 1, § 30 Abs. 1, in der Überschrift des § 36 a, 
§ 36 a Abs. 1 und § 36 c Abs. 1 Satz 1 wird jeweils 
das Wort  „Gemeinschaften" durch das Wo rt 

 „Union" ersetzt. 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird jeweils das Wort  „Gemein-
schaften" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Die Verpflichtung nach Satz 1 und 2 gilt 
auch für inländische Stellen, die ein 
System zur Sicherung der Erfüllung von 
Geschäften an  einem organisierten Markt 
betreiben, hinsichtlich der von ihnen ab-
geschlossenen Geschäfte. " 

b) In Absatz 3 Nr. 5 wird das Wort  „Gemein-
schaften" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Vermö-
gens- und Finanzlage" durch die Worte „Ver-
mögens- oder Finanzlage" ersetzt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann gestatten, daß 
Emittenten mit Sitz im Ausland die Mitteilung 
nach Satz 1 gleichzeitig mit der Veröffent-
lichung vornehmen, wenn dadurch die Ent- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Abschnitt 7 

Übergangsbestimmungen 

§ 41 Erstmalige Mitteilungs- und Veröffent-
lichungspflichten 

§ 42 Übergangsregelung für die Kostener-
stattungspflicht nach § 11 

§ 43 Übergangsregelung für die Verjährung 
von Ersatzansprüchen nach § 37 a." 

2. unverändert 

2 a. § 6 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesaufsichtsamt darf zur Erfüllung 
seiner Aufgaben die nach §§ 2 b, 14 Abs. 3 in 
Verbindung mit § 19 Abs. 2, § 24 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3, 6, 8 und 11 und Abs. 3, § 32 Abs. 1 Satz 1 
und 2 Nr. 2, 6 Buchstabe a und b des Gesetzes 
über das Kreditwesen bei der Deutschen Bun-
desbank oder dem Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen gespeicherten Daten im 
automatisierten Verfahren abrufen." 

b) Nach Satz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Werden beim Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen Daten abgerufen, gelten die 
Sätze 2 bis 4 entsprechend." 

3. unverändert 

4. unverändert 
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Scheidung der Geschäftsführung über die 
Aussetzung oder Einstellung der Feststellung 
des Börsenpreises nicht beeinträchtigt wird. " 

c) In Absatz 4 werden der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt und folgende Worte ange-
fügt: 

„soweit nicht das Bundesaufsichtsamt nach 
Absatz 2 Satz 3 gestattet hat, die Mitteilung 
nach Absatz 2 Satz 1 gleichzeitig mit der Ver-
öffentlichung vorzunehmen. " 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird nach Satz 3 folgender Satz 
eingefügt: 

„Liegen auf Grund der Angaben nach Satz 3 
weitere Anhaltspunkte für einen Verstoß ge-
gen ein Verbot nach § 14 vor, kann das 
Bundesaufsichtsamt vom Auskunftspflichti-
gen Auskunft über Bestandsveränderungen in 
Insiderpapieren der Auftraggeber verlangen, 
soweit die Bestandsveränderungen innerhalb 
der letzten sechs Monate vor Abschluß des 
Geschäfts, für das Anhaltspunkte für einen 
Verstoß gegen ein Verbot nach § 14 vorliegen, 
erfolgt sind. " 

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort  „Aus-
künfte” die Worte „sowie die Vorlage von Un-
terlagen" eingefügt. 

6. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt: 

„§ 16 a 

Überwachung der Geschäfte 
der beim Bundesaufsichtsamt Beschäftigten 

(1) Das Bundesaufsichtsamt muß über ange-
messene interne Kontrollverfahren verfügen, die 
geeignet sind, Verstößen der beim Bundesauf-
sichtsamt Beschäftigten gegen die Verbote nach 
§ 14 entgegenzuwirken. 

(2) Der Dienstvorgesetzte oder die von ihm be-
auftragte Person kann von den beim Bundesauf-
sichtsamt Beschäftigten die Erteilung von Aus-
künften und die Vorlage von Unterlagen über 
Geschäfte in Insiderpapieren verlangen, die sie 
für eigene oder fremde Rechnung abgeschlossen 
haben. § 16 Abs. 6 ist anzuwenden. Beschäftigte, 
die bei ihren Dienstgeschäften bestimmungsge-
mäß Kenntnis von Insidertatsachen haben oder 
haben können, sind verpflichtet, Geschäfte in 
Insiderpapieren, die sie für eigene oder fremde 
Rechnung abgeschlossen haben, unverzüglich 
dem Dienstvorgesetzten oder der von ihm be-
auftragten Person schriftlich anzuzeigen. Der 
Dienstvorgesetzte oder die von ihm beauftragte 
Person bestimmt die in Satz 3 genannten Be-
schäftigten. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) In Absatz 5 wird die Angabe „Absatz 2 Satz 2" 
durch die Angabe „Absatz 2 Satz 3" ersetzt. 

6. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt: 

„§ 16 a 

Überwachung der Geschäfte 
der beim Bundesaufsichtsamt Beschäftigten 

(1) unverändert 

(2) Der Dienstvorgesetzte oder die von ihm be-
auftragte Person kann von den beim Bundesauf-
sichtsamt Beschäftigten die Erteilung von Aus-
künften und die Vorlage von Unterlagen über Ge-
schäfte in Insiderpapieren verlangen, die sie für 
eigene oder fremde Rechnung oder für einen an-
deren abgeschlossen haben. § 16 Abs. 6 ist anzu-
wenden. Beschäftigte, die bei ihren Dienstge-
schäften bestimmungsgemäß Kenntnis von Insi

-

dertatsachen haben oder haben können, sind ver-
pflichtet, Geschäfte in Insiderpapieren, die sie für 
eigene oder fremde Rechnung oder für einen an-
deren abgeschlossen haben, unverzüglich dem 
Dienstvorgesetzten oder der von ihm beauftrag-
ten Person schriftlich anzuzeigen. Der Dienstvor-
gesetzte oder die von ihm beauftragte Person be-
stimmt die in Satz 3 genannten Beschäftigten. " 
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7. In § 17 Abs. 1 wird die Angabe „ § 16 Abs. 2 
Satz 2" durch die Angabe „§ 16 Abs. 2 Satz 3 
oder § 16 a Abs. 2 Satz 1 oder 3" ersetzt. 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„unter Angabe seiner Anschrift" die Worte 
„und des Tages des Erreichens, Überschrei-
tens oder Unterschreitens" eingefügt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a ein-
gefügt: 

„(1 a) Wem im Zeitpunkt der erstmaligen 
Zulassung der Aktien einer Gesellschaft mit 
Sitz im Inland zum amtlichen Handel an einer 
Börse in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum 5 Prozent oder mehr der 
Stimmrechte an der Gesellschaft zustehen, hat 
der Gesellschaft sowie dem Bundesaufsichts-
amt eine Mitteilung entsprechend Absatz 1 
Satz 1 zu machen." 

c) In Absatz 2 wird das Wort  „Gemeinschaften" 
durch das Wort  „Union" ersetzt. 

9. In § 22 Abs. 1 und 2 wird nach der Angabe „§ 21 
Abs. 1" jeweils die Angabe „und 1 a" eingefügt.. 

10. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 wird das Wo rt 
 „Gemeinschaften" jeweils durch das Wort 

 „Union" ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird nach der Angabe „ § 21 
Abs. 1" die Angabe „oder 1 a" eingefügt. 

11. In § 24 wird nach der Angabe „§ 21 Abs. 1" die 
Angabe „und 1 a" eingefügt. 

12. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Satz 1 nach der Angabe 
„§ 21 Abs. 1" die Angabe „und 1 a" eingefügt. 
Satz 3 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort  „Gemein-
schaften" durch das Wo rt  „Union" ersetzt. 

13. In § 27 wird nach der Angabe „§ 21 Abs. 1" die 
Angabe „oder 1 a" eingefügt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

7. unverändert 

7 a. Dem § 19 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine Verwendung dieser Informationen für an-
dere Zwecke der Überwachung nach § 7 Abs. 2 
Satz 1 oder in strafrechtlichen Angelegenheiten 
in diesen Bereichen oder ihre Weitergabe an 

 zuständige Stellen anderer Staaten für Zwecke 
nach Satz 1 bedarf der Zustimmung des Bundes-
aufsichtsamtes." 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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14. § 28 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 28 

Rechtsverlust 

Rechte aus Aktien, die einem Meldepflichtigen 
gehören oder aus denen ihm Stimmrechte gemäß 
§ 22 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 zugerechnet werden, be-
stehen nicht für die Zeit, für welche die Mittei-
lungspflichten nach § 21 Abs. 1 oder 1 a nicht er-
füllt werden. Dies gilt nicht für Ansprüche nach 
§ 58 Abs. 4 des Aktiengesetzes und § 271 des Ak-
tiengesetzes, wenn die Mitteilung nicht vorsätz-
lich unterlassen wurde und nachgeholt worden 
ist. " 

15. § 29 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann von der börsen-
notierten Gesellschaft, deren Aktionären und 
ehemaligen Aktionären sowie von Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen Auskünfte und die 
Vorlage von Unterlagen verlangen, soweit dies 
zur Überwachung der Einhaltung der in diesem 
Abschnitt geregelten Pflichten erforderlich ist. " 

16. In § 35 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „§ 9 Abs. 1 
Satz 1 und 3" durch die Angabe „§ 9 Abs. 1 
Satz 1, 3 und 4" ersetzt. 

 
17. In § 36 b Abs. 2 werden nach dem Wort  „Wirt

-schaftskreise " die Worte „und des Verbraucher-
schutzes" eingefügt. 

18. Die Überschrift des Abschnitts 5 wird wie folgt 
gefaßt: 

„Abschnitt 5 

Verhaltensregeln für Wertpapier

-

dienstleistungsunternehmen; 
Verjährung von Ersatzansprüchen". 

19. Nach § 37 wird folgender § 37 a eingefügt: 

„§ 37 a 

Verjährung von Ersatzansprüchen 

Der Anspruch des Kunden gegen ein Wertpa-
pierdienstleistungsunternehmen auf Schadenser-
satz wegen Verletzung der Pflicht zur Informa-
tion und wegen fehlerhafter Beratung im Zusam-
menhang mit einer Wertpapierdienstleistung 
oder Wertpapiernebendienstleistung verjährt in 
sechs Monaten seit dem Zeitpunkt, zu dem der 
Kunde von der Verletzung Kenntnis erlangt, spä-
testens jedoch in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in dem der Anspruch entstanden ist. " 

20. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 Buchstabe c wird wie folgt ge-
faßt: 

„c) § 21 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 1 a, je-
weils auch in Verbindung mit § 22 
Abs. 1 oder 2,". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

14. unverändert 

15. unverändert 

 
16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. Nach § 37 wird folgender § 37 a eingefügt: 

„§ 37 a 

Verjährung von Ersatzansprüchen 

Der Anspruch des Kunden gegen ein Wertpa-
pierdienstleistungsunternehmen auf Schadenser-
satz wegen Verletzung der Pflicht zur Informa-
tion und wegen fehlerhafter Beratung im Zusam-
menhang mit einer Wertpapierdienstleistung 
oder Wertpapiernebendienstleistung verjährt in 
drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der An-
spruch entstanden ist. " 

20. unverändert 
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bb) In Nummer 6 wird die Angabe „§ 16 
Abs. 2 Satz 4" durch die Angabe „§ 16 
Abs. 2 Satz 5" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden nach der Angabe „§ 35 
Abs. 1 Satz 1" ein Komma und die Worte „auch 
in Verbindung mit Abs. 4 Satz 1," eingefügt. 

21. Nach § 42 wird folgender § 43 angefügt: 

„§ 43 
Übergangsregelung für die Verjährung 

von Ersatzansprüchen nach § 37 a 
§ 37 a ist nicht anzuwenden auf Ansprüche ge-

gen Wertpapierdienstleistungsuntemehmen auf 
Schadensersatz wegen Verletzung der Pflicht zur 
Information und wegen fehlerhafter Beratung im 
Zusammenhang mit einer Wertpapierdienstlei-
stung oder Wertpapiemebendienstleistung, die 
vor dem [einsetzen: Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes] ent-
standen sind. " 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes 

über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (BGBl. I S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom ..., wird wie folgt geändert: 

1. Vor der Abschnittsüberschrift „Erster Abschnitt. 
Allgemeine Vorschriften" wird die Kapitelüber-
schrift 

„Erstes Kapitel. 
Kapitalanlagegesellschaften" 

eingefügt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Kapitalanlagegesellschaften sind Kredit-
institute, deren Geschäftsbereich darauf gerich-
tet ist, bei ihnen eingelegtes Geld im eigenen 
Namen für gemeinschaftliche Rechnung der 
Einleger (Anteilinhaber) nach dem Grundsatz 
der Risikomischung in den nach diesem Gesetz 
zugelassenen Vermögensgegenständen geson-
dert vom eigenen Vermögen in Form von Geld-
markt-, Wertpapier-, Beteiligungs-, Investment-
fondsanteil-, Grundstücks-, Gemischten We rt

-papier- und Grundstücks- oder Pensions-Son-
dervermögen anzulegen und über die hieraus 
sich ergebenden Rechte der Anteilinhaber Ur-
kunden (Anteilscheine) auszustellen." 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 

„mehrere Sondervermögen einer Kapitalanla-
gegesellschaft, für deren Rechnung die Kapi-
talanlagegesellschaft Anteile desselben Spe-
zialfonds hält, gelten als ein Anteilinhaber." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

21. unverändert 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes 

über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (BGBl. I S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 22. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2567), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„ (1) Kapitalanlagegesellschaften sind Kredit-

institute, deren Geschäftsbereich darauf gerich-
tet ist, bei ihnen eingelegtes Geld im eigenen 
Namen für gemeinschaftliche Rechnung der 
Einleger (Anteilinhaber) nach dem Grundsatz 
der Risikomischung in den nach diesem Gesetz 
zugelassenen Vermögensgegenständen geson-
dert vom eigenen Vermögen in Form von Geld-
markt-, Wertpapier-, Beteiligungs-, Investment-
fondsanteil-, Grundstücks-, Gemischten We rt

-papier- und Grundstücks- oder Altersvorsorge

-

Sondervermögen anzulegen und über die hier-
aus sich ergebenden Rechte der Anteilinhaber 
Urkunden (Anteilscheine) auszustellen. " 

b) unverändert 
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c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 werden die Worte „des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesell-
schaften" durch die Worte „dieses 
Gesetzes" ersetzt. 

bbb) Nach Nummer 2 wird folgende 
Nummer 2 a eingefügt: 

„2 a. einzelne in Grundstücken an
-gelegte Vermögen für andere 

verwalten, sofern die Kapital-
anlagegesellschaft befugt ist, 
Grundstücks-Sondervermögen 
zu verwalten;". 

bb) In Satz 2 werden die Angabe „Satz 1 
Nr. 2" durch die Angabe „Satz 1 Nr. 2 
oder 2 a" sowie das Wort  „Gemeinschaf-
ten" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

cc) In Satz 3 wird die Angabe „Satz 1 Nr. 1 
und 2" durch die Angabe „Satz 1 Nr. 1 
bis 2 a" ersetzt. 

3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwe-
sen (Bankaufsichtsbehörde) übt die Aufsicht über 
die Kapitalanlagegesellschaften und Depotban-
ken nach den Vorschriften dieses Gesetzes und 
des Gesetzes über das Kreditwesen aus. Die 
Bankaufsichtsbehörde ist befugt, im Rahmen der 
Aufsicht alle Anordnungen zu treffen, die erfor-
derlich und geeignet sind, um den Geschäftsbe-
trieb einer Kapitalanlagegesellschaft und die Tä-
tigkeit einer Depotbank mit diesem Gesetz, den 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Bestim-
mungen und den Vertragsbedingungen im Ein-
klang zu erhalten. " 

4. In § 6 Abs. 4 wird die Angabe „Satz 1 Nr. 2" 
durch die Angabe „Satz 1 Nr. 2 oder 2 a" ersetzt. 

5. Dem § 7 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 54 bleibt unberührt." 

6. § 7 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort  „Gemein-
schaften" durch das Wo rt  „Union" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Depotbank muß zustimmen, wenn die 
Anlage oder Verfügung mit den Vorschriften 
dieses Gesetzes und den Vertragsbedingun-
gen vereinbar ist. " 

7. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Einleitungssatz wird die Angabe „bis 
§ 8 f" durch die Angabe „bis § 81" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

5 a. In § 7 c Abs. 1 wird die Angabe „und 6" gestri-
chen. 

6. unverändert 

7. unverändert 
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bb) In Nummer 1 bis 4 wird das Wort  „Ge-
meinschaften" jeweils durch das Wort 

 „Union" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 1 wird folgende Num-
mer 1 a eingefügt: 

„ 1 a. Aktien, welche die Anforderungen 
des Absatzes 1 Nr. 2 oder 4 erfüllen,". 

bb) In Nummer 2 Buchstabe b und c wird das 
Wort  „Gemeinschaften" jeweils durch das 
Wort  „Union" ersetzt. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein-
gefügt: 

„(2 a) Die Kapitalanlagegesellschaft hat si-
cherzustellen, daß der Wert der Vermögens-
gegenstände nach Absatz 1 und 2 abzüglich 
der nach, Absatz 3 a anstelle von Bankgut-
haben oder Geldmarktpapieren gehaltenen 
Anteile und der in Wertpapieren verbrieften 
Finanzinstrumente 51 vom Hundert des Wer-
tes des Sondervermögens nicht unterschreitet." 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein-
gefügt: 

„(3 a) Abweichend von § 8 b Abs. 1 Satz 1 
dürfen innerhalb der in Absatz 3 Satz 1 ge-
nannten Grenze nach den Vertragsbedingun-
gen anstelle von Bankguthaben oder Geld-
marktpapieren gehalten werden 

1. Anteile an einem oder mehreren Geld-
markt-Sondervermögen, 

2. Anteile an einem oder mehreren nach dem 
Grundsatz der Risikomischung angelegten 
Vermögen, die von einer ausländischen In-
vestmentgesellschaft ausgegeben wurden, 
welche einer wirksamen öffentlichen Auf-
sicht zum Schutz der Anteilinhaber unter-
liegt, 

wenn nach den Vertragsbedingungen oder 
der Satzung der Kapitalanlagegesellschaft 
oder der ausländischen Investmentgesell-
schaft das Vermögen ausschließlich in Geld-
marktpapieren nach Absatz 3 Satz 1 und 2 
und in Bankguthaben bei der Depotbank oder 
einem anderen Kreditinstitut angelegt wer-
den darf und diese Mitglieder einer Einlagen-
sicherungseinrichtung oder einer entspre-
chenden ausländischen Sicherungseinrich-
tung sind, welche die Bankguthaben in vol-
lem Umfang schützt. § 8 b Abs. 1 Satz 4 ist 
nicht anzuwenden, wenn dieses Sonderver-
mögen ein Spezialfonds ist. Die Kapitalanla-
gegesellschaft hat im Rechenschaftsbericht 
und im Halbjahresbericht für das Wertpapier

-

Sondervermögen den Betrag der Ausgabeauf-
schläge und Rücknahmeabschläge anzuge-
ben, die dem Wertpapier-Sondervermögen im 
Berichtszeitraum für den Erwerb und die 
Rückgabe von Anteilen im Sinne des Satzes 1 
berechnet worden sind, sowie die Vergütung 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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anzugeben, die dem Sondervermögen von 
einer anderen Kapitalanlagegesellschaft oder 
einer ausländischen Investmentgesellschaft 
einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft 
als Verwaltungsvergütung für die im Wertpa-
pier-Sondervermögen gehaltenen Anteile be-
rechnet wurde. Im Verkaufsprospekt ist darauf 
hinzuweisen, daß dem Wertpapier-Sonderver-
mögen neben der Vergütung zur Verwaltung 
des Sondervermögens eine Verwaltungsvergü-
tung für die im Wertpapier-Sondervermögen 
gehaltenen Anteile berechnet wird. Die Kapi-
talanlagegesellschaft darf dem Wertpapier

-

Sondervermögen keine Ausgabeaufschläge 
und Rücknahmeabschläge sowie keine Ver-
waltungsvergütung für die in Satz 1 genannten 
Anteile berechnen, wenn das betreffende Ver-
mögen von ihr oder einer anderen Gesellschaft 
verwaltet wird, mit der die Kapitalanlagege-
sellschaft durch eine wesentliche unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung verbunden ist. Die 
Sätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, wenn die 
Kapitalanlagegesellschaft nach § 24 b Abs. 2 
befugt ist, die Anteile des Wertpapier-Sonder-
vermögens in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum zu vertreiben. " 

e) Absatz 5 wird aufgehoben. 

8. § 8 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 und 3 werden die Worte 
„Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaften" jeweils durch die Worte „Mitglied-
staat der Europäischen Union" sowie in Ab-
satz 1 a Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 die Worte 
„Mitgliedstaats der Europäischen Gemein-
schaften" jeweils durch die Worte „Mitglied-
staats der Europäischen Union" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wo rt  „Gemein

-

schaften" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

c) Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 4 mit der 
Maßgabe, daß in Satz 1 nach der Angabe „§ 8 
Abs. 3" die Angabe „ und 3a" angefügt wird. 

9. Dem § 8 c wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die in § 8 a Abs. 1 Satz 1 bestimmten Gren-
zen dürfen überschritten werden, wenn 

1. nach den Vertragsbedingungen die Auswahl 
der für das Wertpapier-Sondervermögen zu 
erwerbenden Aktien darauf gerichtet ist, un-
ter Wahrung einer angemessenen Risikomi-
schung einen Aktienindex abzubilden, der 
Gegenstand von Termingeschäften ist, die an 

 Terminbörsen im Sinne des § 1 Abs. 3 e des 
Gesetzes über das Kreditwesen gehandelt 
werden und als Festgeschäfte oder Optionsge-
schäfte ausgestaltet sind, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

8. § 8 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 und 3 werden die Worte 
„Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaften" jeweils durch die Worte „Mitglied-
staat der Europäischen Union" sowie in Ab-
satz 1 a Satz 1 und Absatz 2 Satz 2 die Worte 
„Mitgliedstaats der Europäischen Gemein-
schaften" jeweils durch die Worte „Mitglied-
staats der Europäischen Union" ersetzt 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 4 mit der 
Maßgabe, daß in Satz 1 nach der Angabe „§ 8 
Abs. 3" die Angabe „und Anteilen gemäß § 8 
Abs. 3 a" angefügt wird. 

9. Dem § 8 c wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die in § 8 a Abs. 1 Satz 1 bestimmten Gren-
zen dürfen überschritten werden, wenn 

1. nach den Vertragsbedingungen die Auswahl 
der für das Wertpapier-Sondervermögen zu 
erwerbenden Aktien darauf gerichtet ist, un-
ter Wahrung einer angemessenen Risikomi-
schung einen Aktienindex nachzubilden, der 
Gegenstand von Terminkontrakten ist, die an 
Terminbörsen im Sinne des § 1 Abs. 3 e des 
Gesetzes über das Kreditwesen gehandelt 
werden und als Festgeschäfte oder Op tions-
geschäfte ausgestaltet sind, 
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2. die Überschreitung in den Vertragsbedingun-
gen vorgesehen ist und 

3. im Verkaufsprospekt dargestellt wird, daß der 
Grundsatz der Risikomischung für dieses Son-
dervermögen nur eingeschränkt gilt, welche 
Aktien Bestandteil des Aktienindexes sind 
und wie hoch der Anteil der jewei ligen Aktien 
am Aktienindex ist; die Angaben über die Zu-
sammensetzung des Aktienindexes können 
unterbleiben, wenn sie für den Schluß oder 
für die Mitte des jewei ligen Geschäftsjahres 
im letzten bekanntgemachten Rechenschafts-
bericht oder Halbjahresbericht enthalten sind. 

Die §§ 24 b und 25 sind in den Fällen des Satzes 1 
nicht anzuwenden. " 

 

10. Die §§ 8 d bis 8 g werden durch folgende §§ 8 d 
bis 8m ersetzt: 

„§ 8 d 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf im Rah-
men der ordnungsgemäßen Verwaltung eines 
Wertpapier-Sondervermögens für dessen Rech-
nung unter den Voraussetzungen der §§ 8 e bis 81 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

Das Bundesministerium der Finanzen kann nach 
Anhörung der Deutschen Bundesbank und der 
Spitzenverbände der Kapitalanlagegesellschaf-
ten durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, nähere Be-
stimmungen über die Nachbildung des Aktien-
indexes nach Satz 1 Nr. 1 erlassen, damit bei 
einer ordnungsgemäßen Verwaltung des Wert-
papier-Sondervermögens die Wertentwicklung 
des Wertpapier-Sondervermögens während eines 
bestimmten Zeitraums, der zwölf Monate nicht 
übersteigen darf, nicht wesentlich von der Ent-
wicklung des Aktienindexes abweicht. Die 
Rechtsverordnung kann insbesondere bestim-
men, 

1. daß im Aktienindex vertretene Aktien, die 
einen durch diese Rechtsverordnung festge-
legten Mindestanteil unterschreiten, nicht für 
Rechnung des Wertpapier-Sondervermögens 
erworben werden müssen, 

2. inwieweit beim Erwerb der Aktien für das 
Wertpapier-Sondervermögen von ihrem je-
weiligen Anteil am Aktienindex abgewichen 
werden darf und 

3. daß im nächsten bekanntzumachenden Re-
chenschaftsbericht oder Halbjahresbericht 
der Kapitalanlagegesellschaft zu veröffent-
lichen ist, wenn sich im Berichtszeitraum im 
Einzelfall eine wesentliche Abweichung zwi-
schen der Entwicklung des Aktienindexes 
und der Wertentwicklung des Wertpapier

-

Sondervermögens ergeben hat. 

Das Bundesministerium der Finanzen kann die 
Ermächtigung nach Satz 2 und 3 durch Rechts-
verordnung auf die Bankaufsichtsbehörde mit 
der Maßgabe übertragen, daß die Rechtsverord-
nung im Benehmen mit der Deutschen Bundes-
bank ergeht." 

10. Die §§ 8 d bis 8 g werden durch folgende §§ 8 d 
bis 8 m ersetzt: 

„§ 8 d 

unverändert 



Drucksache 13/9874 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

nur folgende Geschäfte tätigen, die Finanz-
instrumente zum Gegenstand haben: 

1. einem Dritten gegen Entgelt das Recht einräu-
men, während einer bestimmten Zeit zu einem 
von vornherein genannten Preis (Basispreis) 
die Lieferung oder die Abnahme eines We rt

-papiers oder die Zahlung eines Differenzbe-
trags zu verlangen, der sich an der Wertent-
wicklung eines Wertpapiers bemißt (We rt

-papier-Optionsrechte), oder solche Options-
rechte erwerben; 

2. Wertpapier-Terminkontrakte, Terminkontrakte 
auf einen anerkannten Wertpapierindex oder 
Zinsterminkontrakte (Finanzterminkontrakte) 
abschließen sowie Optionsrechte zum Erwerb 
oder zur Veräußerung eines Finanzterminkon-
traktes oder auf Zahlung eines Differenzbe

-

traps, der sich an der Wertentwicklung eines 
Finanzterminkontraktes bemißt, einräumen 
oder erwerben; 

3. Optionsrechte auf Zahlung eines Differenzbe-
trags, der sich an der Wertentwicklung eines 
anerkannten Wertpapierindexes bemißt (We rt

-papierindex-Optionsrechte), einräumen oder 
erwerben; 

4. Devisenterminkontrakte abschließen sowie 
Optionsrechte zum Erwerb oder zur Veräuße-
rung von Devisen oder eines Devisentermin-
kontraktes oder auf Zahlung eines Differenz-
betrags, der sich an der Wertentwicklung von 
Devisen oder eines Devisenterminkontraktes 
bemißt, einräumen oder erwerben; 

5. Austausch von Zahlungsverpflichtungen, die 

a) auf verschiedene Währungen lauten, 

b) auf der Grundlage von verschiedenen 
Zinssätzen ermittelt werden oder 

c) auf verschiedene Währungen lauten und 
auf der Grundlage von verschiedenen Zins-
sätzen ermittelt werden, 

vereinbaren (Swaps). 

(2) Optionsrechte im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 
bis 4, deren Optionsbedingungen das Recht auf 
Zahlung eines Differenzbetrags einräumen, darf 
die Kapitalanlagegesellschaft nur einräumen 
oder erwerben, wenn die Optionsbedingungen 
vorsehen, daß 

1. der Differenzbetrag zu ermitteln ist als ein 
Bruchteil, das Einfache oder das Mehrfache 
(Differenzbetragsmultiplikator) der Differenz 
zwischen dem 

a) Wert oder Indexstand des Basiswerts zum 
Ausübungszeitpunkt und dem Basispreis 
oder dem als Basispreis vereinbarten In-
dexstand oder 

b) Basispreis oder dem als Basispreis verein-
barten Indexstand und dem Wert oder In-
dexstand des Basiswerts zum Ausübungs-
zeitpunkt, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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2. bei negativem Differenzbetrag eine Zahlung 
entfällt. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft unterrichtet 
die Depotbank unverzüglich über den Abschluß 
und die Abwicklung von Geschäften für Rech-
nung des Wertpapier-Sondervermögens, die Fi-
nanzinstrumente zum Gegenstand haben. 

§ 8 e 

(1) Geschäfte, die nicht zum Handel an einer 
Börse zugelassene oder in einen anderen organi-
sierten Markt einbezogene Finanzinstrumente 
zum Gegenstand haben, darf die Kapitalanlage-
gesellschaft nur mit geeigneten Kreditinstituten 
und Finanzdienstleistungsinstituten auf der 
Grundlage standardisierter Rahmenverträge täti-
gen. 

(2) Geschäfte nach Absatz 1 darf die Kapitalan-
lagegesellschaft mit. einem Vertragspartner nur 
insoweit tätigen, als der Verkehrswert des Finanz-
instrumentes nach § 21 Abs. 3 einschließlich des 
zugunsten des Wertpapier-Sondervermögens be-
stehenden Saldos a ller Ansprüche aus offenen, 
bereits mit diesem Vertragspartner für Rechnung 
des Wertpapier-Sondervermögens getätigten Ge-
schäften, die ein Finanzinstrument zum Gegen-
stand haben, 5 vom Hundert des Wertes des 
Wertpapier-Sondervermögens nicht überschrei-
tet. Bei Überschreitung der in Satz 1 genannten 
Grenze darf die Kapitalanlagegesellschaft wei-
tere Geschäfte mit diesem Vertragspartner nur 
tätigen, wenn diese zu einer Verringerung des 
Saldos führen. Überschreitet der Saldo a ller An-
sprüche aus offenen, mit dem Vertragspartner für 
Rechnung des Wertpapier-Sondervermögens ge-
tätigten Geschäften, die Finanzinstrumente zum 
Gegenstand haben, 10 vom Hundert des Wertes 
des Sondervermögens zugunsten des Wertpa-
pier-Sondervermögens, so hat die Kapitalanlage-
gesellschaft unter Wahrung der Interessen der 
Anteilinhaber unverzüglich diese Grenze wieder 
einzuhalten. Der zugunsten des Wertpapier-Son-
dervermögens bestehende Saldo ist bei der Be-
rechnung der Anlagegrenzen nach § 8 a Abs. 1 
zu berücksichtigen. Konzernunternehmen im 
Sinne des § 18 des Aktiengesetzes gelten als ein 
Vertragspartner. 

§ 8 f 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für Rech-
nung eines Wertpapier-Sondervermögens Wert

-papier-Terminkontrakte nur veräußern, Wert
-papier-Verkaufsoptionsrechte nur erwerben oder 

einem Dritten Wertpapier-Kaufoptionsrechte nur 
einräumen, wenn die den Gegenstand dieser 
Wertpapier-Terminkontrakte oder Optionsrechte 
bildenden Wertpapiere in Höhe des anzurech-
nenden Wertes im Sinne des § 8 i Abs. 3 Satz 1 
zum Zeitpunkt des Abschlusses zum Wertpapier

-

Sondervermögen gehören oder es sich um ein 
Gegengeschäft handelt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 8 e 

unverändert 

§ 8 f 

(1) unverändert 
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(2) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für Rech-
nung eines Wertpapier-Sondervermögens We rt

-papier-Terminkontrakte oder Wertpapier-Kauf-
optionsrechte nur erwerben oder einem Dritten 
Wertpapier-Verkaufsoptionsrechte nur einräu-
men, wenn die den Gegenstand dieser Wertpa-
pier-Terminkontrakte oder Optionsrechte bilden-
den Wertpapiere für das Wertpapier-Sonderver-
mögen erworben werden dürfen. 

(3) Die für Rechnung des Wertpapier-Sonder-
vermögens abgeschlossenen Wertpapier-Termin-
kontrakte oder getä tigten Wertpapier-Optionsge-
schäfte sind bei der Berechnung der Anlagegren-
zen nach § 8 a Abs. 1 mit den anzurechnenden 
Werten im Sinne des § 8i Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 
Satz 1 dem Aussteller zuzurechnen, dessen We rt

-papiere Gegenstand der Wertpapier-Terminkon-
trakte oder Optionsrechte sind. Die Kapitalanla-
gegesellschaft hat sicherzustellen, daß die Sum-
me der dem einzelnen Aussteller zuzurechnen-
den anzurechnenden Werte für Wertpapier-Ter-
minkontrakte und Optionsrechte nach Absatz 1 
sowie die Summe der dem einzelnen Aussteller 
zuzurechnenden anzurechnenden Werte für 
Wertpapier-Terminkontrakte und Optionsrechte 
nach Absatz 2 einschließlich der für Rechnung 
des Wertpapier-Sondervermögens gehaltenen 
Wertpapiere dieses Ausstellers jeweils die Anla-
gegrenzen nach § 8 a Abs. 1 nicht überschreitet. 
Wird ein für Rechnung des Wertpapier-Sonder-
vermögens abgeschlossener Wertpapier-Termin-
kontrakt oder ein getätigtes Optionsgeschäft 
durch ein Gegengeschäft glattgestellt, sind der 
Wertpapier-Terminkontrakt oder das Optionsge-
schäft und das jewei lige Gegengeschäft nicht auf 
die Grenzen in Satz 2 anzurechnen. 

§ 8 g 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für Rech-
nung eines Wertpapier-Sondervermögens Ter-
minkontrakte auf einen Aktienindex nur ver-
äußern, Verkaufsoptionsrechte auf einen Aktien-
index oder auf Terminkontrakte auf einen Ak-
tienindex nur erwerben oder einem Dritten Kauf-
optionsrechte auf einen Aktienindex oder auf 
Terminkontrakte auf einen Aktienindex nur ein-
räumen, wenn den anzurechnenden Werten im 
Sinne des § 8 i Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 Satz 1 im 
Wertpapier-Sondervermögen zum Zeitpunkt des 
Abschlusses Aktien mit dem gleichen Kurswert 
gegenüberstehen, deren Emittenten im selben 
Staat ihren Sitz haben wie die Emittenten der 
Aktien, die Bestandteil des Aktienindexes sind, 
oder es sich um ein Gegengeschäft h andelt. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für Rech-
nung eines Wertpapier-Sondervermögens Ter-
minkontrakte auf einen Aktienindex und Kauf-
optionsrechte auf einen Aktienindex oder auf 
Terminkontrakte auf einen Aktienindex nur er-
werben oder einem Dritten Verkaufsoptions-
rechte auf einen Aktienindex oder auf Termin- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) Die für Rechnung des Wertpapier-Sonder-
vermögens abgeschlossenen Wertpapier-Termin-
kontrakte oder getä tigten Wertpapier-Optionsge-
schäfte sind bei der Berechnung der Anlagegren-
zen nach § 8 a Abs. 1 mit den anzurechnenden 
Werten im Sinne des § 8i Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 
Satz 1 dem Aussteller zuzurechnen, dessen We rt

-papiere Gegenstand der Wertpapier-Terminkon-
trakte oder Optionsrechte sind. Die Kapitalan-
lagegesellschaft hat sicherzustellen, daß die Sum-
me der dem einzelnen Aussteller zuzurechnen-
den anzurechnenden Werte für Wertpapier-Ter-
minkontrakte und Optionsrechte nach Absatz 1 
sowie die Summe der dem einzelnen Aussteller 
zuzurechnenden anzurechnenden Werte für 
Wertpapier-Terminkontrakte und Optionsrechte 
nach Absatz 2 einschließlich der für Rechnung 
des Wertpapier-Sondervermögens gehaltenen 
Wertpapiere und Schuldscheindarlehen dieses 
Ausstellers jeweils die Anlagegrenzen nach § 8a 
Abs. 1 nicht überschreitet. Wird ein für Rechnung 
des Wertpapier-Sondervermögens abgeschlosse-
ner Wertpapier-Terminkontrakt oder ein getätig-
tes Optionsgeschäft durch ein Gegengeschäft 
glattgestellt, sind der Wertpapier-Terminkontrakt 
oder das Optionsgeschäft und das jewei lige Ge-
gengeschäft nicht auf die Grenzen in Satz 2 anzu-
rechnen. 

§ 8 g 

unverändert 
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kontrakte auf einen Aktienindex nur einräumen, 
wenn die Aktien, die Bestandteil des Aktien-
indexes sind, für das Wertpapier-Sondervermö-
gen erworben werden dürfen. 

§ 8 h 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für 
Rechnung eines Wertpapier-Sondervermögens 
Zinsterminkontrakte oder Rentenindex-Termin-
kontrakte nur veräußern, einem Dritten Kauf-
optionsrechte auf Zinsterminkontrakte, Renten-
indizes oder Rentenindex-Terminkontrakte nur 
einräumen und Verkaufsoptionsrechte auf Zins

-

terminkontrakte, Rentenindizes oder Renten-
index-Terminkontrakte nur erwerben, wenn 
ihnen im Wertpapier-Sondervermögen zum Zeit-
punkt des Abschlusses Vermögensgegenstände 
mit Zinsrisiken in der entsprechenden Währung 
in Höhe der anzurechnenden Werte im Sinne 
des § 8 i Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 Satz 1 gegen-
überstehen oder es sich um ein Gegengeschäft 
handelt. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für Rech-
nung eines Wertpapier-Sondervermögens Zins-
terminkontrakte, Rentenindex-Terminkontrakte 
und Kaufoptionsrechte auf Zinsterminkontrakte, 
Rentenindizes oder Rentenindex-Terminkon-
trakte nur erwerben oder Verkaufsoptionsrechte 
auf Zinsterminkontrakte, Rentenindizes oder 
Rentenindex-Terminkontrakte einem Dritten nur 
einräumen, wenn die Vermögensgegenstände, 
auf die sich der Zinsterminkontrakt bezieht oder 
die Bestandteil des Rentenindexes sind, für das 
Wertpapier-Sondervermögen erworben werden 
dürfen. 

§ 8 i 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat sicher-
zustellen, daß die Summe der anzurechnenden 
Werte der 

1. Vermögensanlagen im Sinne des § 8 Abs. 1 
und 2, die keine in Wertpapieren verbrieften 
Finanzinstrumente sind, 

2. Geschäfte nach § 8 f Abs. 1, § 8 g Abs. 1 und 
§ 8 h Abs. 1, die nicht der Absicherung dienen, 
und 

3. Geschäfte nach § 8 f Abs. 2, § 8 g Abs. 2 und 
§ 8 h Abs. 2 

den Wert des Wertpapier-Sondervermögens nicht 
übersteigt. 

(2) Der anzurechnende Wert ist bei 

1. Vermögensanlagen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 der nach § 21 Abs. 2 und 3 maßgebende 
Wert, 

2. Finanzterminkontrakten der Kontraktwert 
multipliziert mit dem börsentäglich ermittelten 
Terminpreis. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 8 h 

unverändert 

§ 8 i 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat sicher-
zustellen, daß die Summe der anzurechnenden 
Werte der 

1. Vermögensanlagen im Sinne des § 8 Abs. 1 
und 2 und § 8b, die keine in Wertpapieren ver-
brieften Finanzinstrumente sind, 

2. unverändert 

3. unverändert 

den Wert des Wertpapier-Sondervermögens nicht 
übersteigt. 

(2) unverändert 



Drucksache 13/9874 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

(3) Der anzurechnende Wert ist bei Op tions-
rechten der Wert, der sich ergibt, wenn bei 

1. Optionsrechten, die keine Optionsrechte im 
Sinne des § 8 d Abs. 2 sind, der nach Absatz 2 
ermittelte Wert der Wertpapiere oder Finanz-
terminkontrakte, die Gegenstand des Op tions-
rechtes sind, 

2. Optionsrechten im Sinne des § 8 d Abs. 2 der 
nach Absatz 2 ermittelte und mit dem Diffe-
renzbetragsmultiplikator multiplizierte Wert 
oder Indexstand des Basiswertes 

mit dem vorzeichenlosen Delta multipliziert wird. 
Das Delta ist das Verhältnis der Veränderung des 
Wertes der Option zu einer als nur geringfügig 
angenommenen Veränderung des Wertes des 
Optionsgegenstandes. Die Kapitalanlagegesell-
schaft ist verpflichtet, das Delta auf geeignete  

und anerkannte Weise börsentäglich zu ermit-
teln, zu dokumentieren und der Depotbank mit-
zuteilen. 

(4) Wird ein für Rechnung des Wertpapier -
Sondervermögens gehaltenes Finanzinstrument 
durch ein Gegengeschäft glattgestellt, sind beide 
Geschäfte nicht auf die Grenzen in Absatz 1 an

-zurechnen. 

§ 8 j 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf nur zur 
Währungskurssicherung von in Fremdwährung 
gehaltenen Vermögensgegenständen für Rech-
nung eines Wertpapier-Sondervermögens De-
visenterminkontrakte verkaufen sowie nur Ver-
kaufsoptionsrechte auf Devisen oder Verkaufs-
optionsrechte auf Devisenterminkontrakte erwer-
ben, die auf dieselbe Währung lauten. Als Ver-
mögensgegenstände gelten auch künftige Zins-
ansprüche aus verzinslichen Vermögensgegen-
ständen des Wertpapier-Sondervermögens, die 
auf den Zeitraum bis zur nächsten Fälligkeit die-
ser Zinsansprüche, längstens jedoch bis zum Ab-
lauf von zwölf Monaten nach dem Abschluß des 
Termingeschäfts, entfallen. 

(2) Eine indirekte Absicherung über eine dritte 
Währung ist unter Verwendung von Devisenter-
minkontrakten nur zulässig, wenn sie zum Zeit-
punkt des Abschlusses dem gleichen wirtschaft-
lichen Ergebnis wie bei einer Direktabsicherung 
entspricht und gegenüber einer Direktabsiche-
rung keine höheren Kosten entstehen. 

(3) Devisenterminkontrakte und Kaufoptions-
rechte auf Devisen und Devisenterminkontrakte 
dürfen bei schwebenden Verpflichtungsgeschäf-
ten für Rechnung eines Wertpapier-Sonderver-
mögens nur erworben werden, soweit sie zur Er-
füllung des Geschäfts benötigt werden. 

(4) Geschäfte, die Finanzinstrumente im Sinne 
des § 8 d Abs. 1 Nr. 4 zum Gegenstand haben 
und auf die Absatz 1 bis 3 nicht anzuwenden ist, 
dürfen nur zur Glattstellung abgeschlossen wer-
den. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 8 j 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf nur zur 
Währungskurssicherung von in Fremdwährung 
gehaltenen Vermögensgegenständen für Rech-
nung eines Wertpapier-Sondervermögens Devi-
senterminkontrakte verkaufen sowie nur Ver-
kaufsoptionsrechte auf Devisen oder Verkaufs-
optionsrechte auf Devisenterminkontrakte erwer-
ben, die auf dieselbe Währung lauten: Als Vermö-
gensgegenstände gelten auch künftige Zinsan-
sprüche aus verzinslichen Vermögensgegenstän-
den des Wertpapier-Sondervermögens, die auf 
den Zeitraum bis zur nächsten Fälligkeit dieser 
Zinsansprüche, längstens jedoch bis zum Ablauf 
von zwölf Monaten nach dem Abschluß des Ter-
minkontrakts, entfallen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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§ 8 k 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft muß wäh-
rend der Laufzeit eines für Rechnung des 
Wertpapier-Sondervermögens abgeschlossenen 
Swaps die Vermögensgegenstände, auf deren 
Grundlage die Zahlungsverpflichtungen für 
Rechnung des Sondervermögens eingegangen 
worden sind, im Sondervermögen halten; ein 
Austausch dieser Vermögensgegenstände durch 
gleichwertige ist zulässig. Zahlungsverpflichtun-
gen aus Swaps im Sinne des § 8 d Abs. 1 Nr. 5 
Buchstabe b und c dürfen für Rechnung des Son-
dervermögens nur auf der Grundlage von Vermö-
gensgegenständen im Sinne des § 8 Abs. 1 und 2 
eingegangen werden. 

(2) Zahlungsansprüche aus Swaps dürfen für 
Rechnung des Wertpapier-Sondervermögens nur 
insoweit begründet werden, als diese mit den in 
den Vertragsbedingungen festgelegten Anlage-
grundsätzen des Sondervermögens vereinbar 
sind. 

§ 8 l 

Die Kapitalanlagegesellschaft hat in den Ge-
schäftsunterlagen die in § 8 d angegebenen Ge-
schäfte so festzuhalten, daß die Ordnungsmäßig-
keit der Geschäfte jederzeit von der Bankauf-
sichtsbehörde überprüft werden kann. 

§ 8 m 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat der Bank-
aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundes-
bank nach jedem Kalendervierteljahr unverzüg-
lich Unterschreitungen der Grenze nach § 8 
Abs. 2 a sowie Überschreitungen der Grenzen 
nach § 8 Abs. 2 und 3, § 8 a Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 4 Satz 2, § 8 b Abs. 1, § 8 e Abs. 2 Satz 1, 
§ 8 i Abs. 1, § 9 a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 3 
unter Angabe der Vermögensgegenstände, der 
Dauer der Grenzverletzung und der Gründe an-
zuzeigen. 

(2) Die Wirksamkeit der von der Kapitalanlage-
gesellschaft abgeschlossenen Rechtsgeschäfte 
wird durch einen Verstoß gegen die in Absatz 1 
genannten Vorschriften nicht berührt." 

11. In § 9 Abs. 3 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn für Rech-
nung eines Sondervermögens nach Absatz 4 Kre-
dite aufgenommen, einem Dritten Optionsrechte 
eingeräumt oder Finanzterminkontrakte oder 
Devisentermingeschäfte abgeschlossen werden." 

12. In § 9 b Abs. 1 Satz 4 wird das Wo rt  „Gemein-
schaften" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 8 k 

unverändert 

§ 8 l 

unverändert 

§ 8 m 

unverändert 

 

11. In § 9 Abs. 3 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn für Rech-
nung eines Sondervermögens nach Absatz 4 Kre-
dite aufgenommen, einem Dritten Optionsrechte 
eingeräumt oder Finanzterminkontrakte, Devi-
senterminkontrakte oder Swaps abgeschlossen 
werden. " 

12. unverändert 

12 a. In § 9 c Nr. 2 wird nach dem Semikolon folgen-
der Teilsatz angefügt: 

„dies gilt nicht für Ansprüche auf Anteile am 
Gewinn;". 
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13. In § 9 d werden die Worte „der §§ 9 b und 9 c" 
durch die Worte „nach § 9 a Abs. 1 Satz 2, §§ 9 b 
und 9 c" ersetzt. 

14. Nach § 9 d wird folgender § 9 e eingefügt: 

„§ 9 e 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für Rech-
nung eines Wertpapier-Sondervermögens Pen-
sionsgeschäfte im Sinne von § 340 b Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs mit Kreditinstituten oder Fi-
nanzdienstleistungsinstituten abschließen, wenn 
dies in den Vertragsbedingungen vorgesehen ist. 
Die Pensionsgeschäfte müssen Wertpapiere zum 
Gegenstand haben, die nach den Vertragsbedin-
gungen für das Sondervermögen erworben wer-
den dürfen. Die Pensionsgeschäfte dürfen höch-
stens eine Laufzeit von zwölf Monaten haben. 
Die in Pension genommenen Wertpapiere sind 
auf die Anlagegrenzen des § 8 a Abs. 1 und 1 a 
anzurechnen. 

(2) Der von der Kapitalanlagegesellschaft als 
Pensionsgeber für Rechnung des Sondervermö-
gens empfangene Betrag ist auf die in § 9 Abs. 4 
Satz 1 für die Kreditaufnahme geltende Grenze 
anzurechnen. Die von der Kapitalanlagegesell-
schaft als Pensionsnehmer gezahlten Beträge 
sind auf die Grenze in § 8 Abs. 3 Satz 1 anzurech-
nen." 

15. In § 11 Abs. 2 Satz 4 wird das Wort  „Gemein-
schaften" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

16. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 3 folgender Satz 
eingefügt: 

„Eine Zweigniederlassung im Geltungsbe

-

reich dieses Gesetzes eines Kreditinstituts im 
Sinne der §§ 53 oder 53 c des Gesetzes über 
das Kreditwesen kann als Depotbank beauf-
tragt werden, wenn die Anteile des Wertpa-
pier-Sondervermögens nicht nach § 24 b Abs. 2 
in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum vertrieben werden 
dürfen.” 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn die Depotbank zum Einlagen- und De-
potgeschäft (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 5 des 
Gesetzes über das Kreditwesen) zugelassen 
und Mitglied einer ausreichenden Einlagen-
sicherungseinrichtung oder einer entspre-
chenden Sicherungseinrichtung eines ande-
ren Mitgliedstaats der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaats des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum ist. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 
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17. § 12 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort  „Wertpapier

-

Optionsrecht" durch das Wort  „Optionsrecht" 
ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein-
gefügt: 

„ (3 a) Auf Weisung der Kapitalanlagegesell-
schaft dürfen Guthaben auf Sperrkonten bei 
anderen Kreditinstituten unterhalten werden, 
die Mitglied einer Einlagensicherungseinrich-
tung oder einer entsprechenden Sicherungs-
einrichtung eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union oder eines anderen Ver-
tragsstaats des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum sind, soweit die 
Guthaben durch die Sicherungseinrichtung in 
vollem Umfang geschützt sind. Die Anlage 
von Mitteln des Sondervermögens in Gutha-
ben bei anderen Kreditinstituten sowie Verfü-
gungen über diese Guthaben bedürfen der 
Zustimmung der Depotbank. Die Depotbank 
muß die Zustimmung erteilen, wenn die An-
lage oder Verfügung mit den Vorschriften die-
ses Gesetzes' und den Vertragsbedingungen 
vereinbar ist. " 

c) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Wertpapiere dürfen abweichend von Satz 1 
zum vereinbarten Terminpreis oder Basispreis 
erworben oder veräußert werden, wenn dies 
zur Erfüllung eines Wertpapier-Terminkon-
traktes oder in Ausübung des einem Dritten 
eingeräumten Optionsrechtes geschieht. " 

18. In § 14 Abs. 2 wird nach Satz 3 folgender Satz 
eingefügt: 

„§ 415 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht 
anzuwenden." 

19. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Vertragsbedingungen sowie deren Än-
derungen, wenn sie die nach Absatz 3 Buch-
stabe a bis d und Buchstabe f bis 1 verlangten 
Angaben betreffen, bedürfen der Genehmi-
gung der Bankaufsichtsbehörde, sofern es 
sich nicht um einen Spezialfonds (§ 1 Abs. 2) 
handelt. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Buchstaben j und k werden wie folgt 
gefaßt: 

„j) ob, für welchen Zweck und in wel-
chem Umfang für Rechnung des Son-
dervermögens Geschäfte getä tigt wer-
den dürfen, die Finanzinstrumente 
zum Gegenstand haben; 

k) in welcher Weise das Sondervermö-
gen, sofern es nur für eine begrenzte 
Dauer gebildet wird, abgewickelt und 
an  die Anteilinhaber verteilt wird;". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 
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bb) Folgender Buchstabe 1 wird angefügt: 

„1) welcher Aktienindex abgebildet wer-
den soll, sofern die Auswahl der für 
das Sondervermögen zu erwerbenden 
Aktien nach § 8 c Abs. 3 erfolgt." 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein-
gefügt: 

„ (3 a) Vorgesehene Änderungen der Ver-
tragsbedingungen, die von der Bankaufsichts-
behörde genehmigt sind oder die Angaben 
nach Absatz 3 Buchstabe e betreffen, sind im 
Rechenschaftsbericht oder Halbjahresbericht 
bekanntzumachen. Im Bundesanzeiger ist auf 
die vorgesehenen Änderungen, ihr Inkrafttre-
ten und die Stelle, an der der Rechenschafts-
bericht oder Halbjahresbericht zu erhalten ist, 
hinzuweisen. Die Änderungen dürfen frühe-
stens drei Monate nach der Bekanntmachung 
nach Satz 1 in Kraft treten, fa lls nicht mit Zu-
stimmung der Bankaufsichtsbehörde ein frü-
herer Zeitpunkt bestimmt wird. " 

d) In Absatz 5 Satz 2 wird nach dem Wo rt  „Anle-
ger," der Teilsatz „die Bezeichnung des ande-
ren Sondervermögens und die Firma der Kapi-
talanlagegesellschaft, wenn diese für Rech-
nung des anderen Sondervermögens Anteil-
scheine des Spezialfonds hält," eingefügt. 

20. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Dem Erwerber ist außerdem eine Durch-
schrift des Antrags auf Vertragsabschluß aus-
zuhändigen oder eine Kaufabrechnung zu 
übersenden, die einen Hinweis auf die Höhe 
des Ausgabeaufschlags und auf die jährlich 
zu zahlende Vergütung enthalten müssen." 

b) In Absatz 2 Satz 3 Nr. 12 wird das Wort  „Ge-
meinschaften" durch das Wort  „Union" er-
setzt. 

21. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 wird wie folgt geändert: 

Das Wort  „Wertpapier-Optionsrechte" wird 
durch das Wort  „Optionsrechte" ersetzt. 

bb) Der Punkt am Ende wird durch ein 
Komma ersetzt, und folgender Teilsatz 
wird angefügt: 

„wenn deren Anteilscheine nicht von 
einer Kapitalanlagegesellschaft für Rech-
nung eines anderen Sondervermögens ge-
halten werden." 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
 „Wertpapiere" die Worte „und Finanzinstru-

mente" eingefügt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „einge-
räumten Wertpapier-Optionsrechten" die 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

bb) Folgender Buchstabe l wird angefügt: 

„1) welcher Aktienindex nachgebildet 
werden soll , sofern die Auswahl der für 
das Sondervermögen zu erwerbenden 
Aktien nach § 8 c Abs. 3 erfolgt. " 

c) unverändert 

d) unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 
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Worte ,,,die zum Handel an einer Börse 
zugelassen oder in einen anderen organi-
sierten Markt einbezogen sind, " einge-
fügt. 

bb) In Satz 3 werden die Worte „Terminkon-
trakten auf einen Aktienindex oder von 
Zinsterminkontrakten" durch die Worte 
„Finanzterminkontrakten oder Devisen-
terminkontrakten" ersetzt. 

cc) Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten für Optionsrech-
te im Sinne des § 8 d Abs. 1 Nr. 2 bis 4 ent-
sprechend, wenn diese Optionsrechte 
zum Handel an einer Börse zugelassen 
oder in einen anderen organisierten Markt 
einbezogen sind. " 

22. § 24 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im ersten Teilsatz werden die Worte „Op-
tionsgeschäften, Währungs-Kurssicherun-
gen, Finanzterminkontrakten" durch die 
Worte „Geschäften, die Finanzinstru-
mente zum Gegenstand haben, Pensions-
geschäften" ersetzt. 

bb) Im sechsten Teilsatz werden die Worte „Op-
tionsgeschäfte, Devisentermingeschäfte, 
Finanzterminkontrakte" durch die Worte 
„Geschäfte, die Finanzinstrumente zum 
Gegenstand haben, Pensionsgeschäfte" er-
setzt. 

cc) Der achte Teilsatz wird wie folgt gefaßt: 

„Angabe, inwieweit Wertpapiere Gegen

-

stand von Rechten Dritter sind;". 

b) In Absatz 3 wird nach Satz 4 folgender Satz 
angefügt: 

„Die Kapitalanlagegesellschaft hat die nach 
den Sätzen 1 und 4 einzureichenden Vermö-
gensaufstellungen auf Anforderung der Bank-
aufsichtsbehörde ihr und der Deutschen Bun-
desbank auch auf Datenträgern durch elek-
tronische Datenfernübertragung zu übermit-
teln." 

c) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesministerium der Finanzen kann 
nach Anhörung der Deutschen Bundesbank 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, nähere Be-
stimmungen über Inhalt, Art, Umfang und 
Form der Datenübermittlung nach Absatz 3 
Satz 4 und 5 sowie über den Inhalt der Prü-
fungsberichte für Sondervermögen erlassen, 
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der 
Bankaufsichtsbehörde erforderlich ist, insbe-
sondere um einheitliche Unterlagen zur Beur-
teilung der Tätigkeit der Kapitalanlagegesell-
schaft bei der Verwaltung von Sondervermö-
gen zu erhalten. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

22. § 24 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

aa) unverändert 

cc) Der achte Teilsatz wird wie folgt gefaßt: 

„Angabe, inwieweit zum Sondervermö-
gen gehörende Wertpapiere Gegenstand 
von Rechten Dritter sind; ". 

b) unverändert 

c) unverändert 
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23. In § 24 b Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 sowie in § 25 
- Abs. 1 und 2 Satz 1 und Abs. 3 wird das Wort 

 „Gemeinschaften" jeweils durch das Wort  „Union" 
ersetzt. 

24. § 25 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

„a) Aktien des Beteiligungsunterneh-
mens weder zum amtlichen Handel 
an einer Börse zugelassen noch in 
einen anderen organisierten Markt 
einbezogen sind und" . 

bb) In Buchstabe b werden die Worte „Anlei-
hen des Bundes und der Sondervermögen 
Bundeseisenbahnvermögen und Deutsche 
Bundespost" durch die Worte „börsenno-
tierten Bundeswertpapiere" ersetzt. 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5 a ein-
gefügt: 

„(5 a) § 15 Abs. 3 Buchstabe k ist nicht anzu-
wenden." 

25. § 25 e wird aufgehoben. 

26. Nach § 25j wird folgender neuer Fünfter Ab-
schnitt eingefügt: 

„Fünfter Abschnitt 

Besondere Vorschriften 
für Investmentfondsanteil-Sondervermögen 

§ 25 k 

Für Kapitalanlagegesellschaften, die das bei 
ihnen eingelegte Geld in Anteilen von Sonder-
vermögen einer oder mehrerer Kapitalanlagege-
sellschaften oder in ausländischen Investmentar

-

teilen anlegen (Investmentfondsanteil-Sonder-
vermögen), gelten die Vorschriften des Dritten 
Abschnitts sinngemäß, soweit sich aus den nach-
folgenden Vorschriften dieses Abschnitts nichts 
anderes ergibt. 

§ 25 l 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für ein 
Investmentfondsanteil-Sondervermögen nur er-
werben 

1. Anteile an Geldmarkt-, Wertpapier-, Beteili-
gungs-, Grundstücks-, Gemischten Wertpa-
pier- und Grundstücks- sowie Pensions-Son-
dervermögen, die keine Spezialfonds sind; 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

23. unverändert 

24. unverändert 

24a. In § 25 d werden in Absatz 1 Satz 2 die Worte 
„Anleihen des Bundes und der Sondervermö-
gen Bundeseisenbahnvermögen und Deutsche 
Bundespost" durch die Worte „börsennotierten 
Bundeswertpapiere" sowie in Absatz 3 Satz 3 
Nr. 1 die Worte „Anleihen des Bundes und der 
Sondervermögen Bundeseisenbahnvermögen 
und Deutsche Bundespost" durch die Worte 
„börsennotierten Bundeswertpapieren" er-
setzt. 

25. unverändert 

26. Nach § 25j wird folgender neuer Fünfter Ab-
schnitt eingefügt: 

„Fünfter Abschnitt 

Besondere Vorschriften 
für Investmentfondsanteil-Sondervermögen 

§ 25 k 

unverändert 

§ 25 l 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für ein In-
vestmentfondsanteil-Sondervermögen nur erwer-
ben 

1. Anteile an Geldmarkt-, Wertpapier-, Beteili-
gungs-, Grundstücks-, Gemischten Wertpa-
pier- und Grundstücks- sowie Altersvorsorge

-

Sondervermögen, die keine Spezialfonds sind; 
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2. ausländische Investmentanteile, deren Anteile 
nach dem Auslandinvestment-Gesetz im In-
land öffentlich vertrieben werden dürfen und 
bei denen die Anteilinhaber das Recht zur 
Rückgabe der Anteile haben. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft darf Anteile 
an Sondervermögen und an ausländischen In-
vestmentvermögen, die mehr als 5 vom Hundert 
des Wertes ihres Vermögens in Anteilen an 
anderen Sondervermögen oder ausländischen 
Investmentvermögen anlegen dürfen, nur erwer-
ben, wenn diese Anteile nach den Vertragsbe-
dingungen oder der Satzung der Kapitalanlage-
gesellschaft oder der ausländischen Investment-
gesellschaft anstelle von Bankguthaben gehalten 
werden dürfen. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft darf in Antei-
len an einem Sondervermögen oder an einem 
ausländischen Investmentvermögen nicht mehr 
als 20 vom Hundert des Wertes des Investment-
fondsanteil-Sondervermögens anlegen. Für ein 
Investmentfondsanteil-Sondervermögen dürfen 
nicht mehr als 10 vom Hundert der ausgegebe-
nen Anteile eines anderen Sondervermögens 
oder ausländischen Investmentvermögens erwor-
ben werden. 

(4) § 8 Abs. 1, 2 und 4 und §§ 8 a, 8 b und 15 
Abs. 3 Buchstabe k sind auf Investmentfondsan-
teil-Sondervermögen nicht anzuwenden. 

(5) Die Kapitalanlagegesellschaft hat im Re-
chenschaftsbericht und im Halbjahresbericht für 
das Investmentfondsanteil-Sondervermögen den 
Betrag der Ausgabeaufschläge und Rücknahme-
abschläge anzugeben, die dem Investmentfonds-
anteil-Sondervermögen im Berichtszeitraum für 
den Erwerb und die Rückgabe von Anteilen an 
anderen Sondervermögen oder an ausländischen 
Investmentvermögen berechnet worden sind, so-
wie die Vergütung anzugeben, die dem Sonder-
vermögen von einer anderen Kapitalanlage-
gesellschaft oder einer ausländischen Investment-
gesellschaft einschließlich ihrer Verwaltungs-
gesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im 
Investmentfondanteil-Sondervermögen gehalte-
nen Anteile berechnet wurde. Im Verkaufspro-
spekt ist darauf hinzuweisen, daß dem Invest-
mentfondsanteil-Sondervermögen neben der 
Vergütung zur Verwaltung des Sondervermö-
gens eine Verwaltungsvergütung für die im In-
vestmentfondsanteil-Sondervermögen gehalte-
nen Anteile berechnet wird. Die Kapitalanlage-
gesellschaft darf dem Investmentfondsanteil

-

Sondervermögen keine Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungs-
vergütung für die in Satz 1 genannten Anteile 
berechnen, wenn das betreffende Vermögen von 
ihr oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
wird, mit der die Kapitalanlagegesellschaft durch 
eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. ausländische Investmentanteile, die nach dem 
Auslandinvestment-Gesetz im Inland öffent-
lich vertrieben werden dürfen und bei denen 
die Anteilinhaber das Recht zur Rückgabe der 
Anteile haben. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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(6) Die Wirksamkeit der von der Kapitalanlage-
gesellschaft abgeschlossenen Rechtsgeschäfte 
wird durch einen Verstoß gegen die Vorschriften 
der Absätze 1 bis 3 nicht berührt. 

§ 25 m 

(1) In den Vertragsbedingungen sind anzuge-
ben 

1. die Grundsätze, nach denen die zu erwerben-
den Anteile ausgewählt werden; 

2. die Arten der Sondervermögen und der von 
ausländischen Investmentgesellschaften ver-
walteten Vermögen, deren Anteile für das In-
vestmentfondsanteil-Sondervermögen erwor-
ben werden dürfen, sowie der Anteil des Son-
dervermögens, der höchstens in Anteilen der 
jeweiligen Art  gehalten werden darf; 

3. der Umfang, in dem für das Investmentfonds-
anteil-Sondervermögen ausländische Invest-
mentanteile erworben werden dürfen, und die 
Staaten, in denen ausländische Investmentge-
sellschaften als Aussteller solcher Investment-
anteile ihren Sitz und ihre Geschäftsleitung 
haben; 

4. das in § 25 l Abs. 5 Satz 1 geregelte Vergü-
tungsverfahren. 

(2) Der Verkaufsprospekt muß unbeschadet 
der Anforderungen nach § 19 Abs. 2 folgende 
Angaben enthalten: 

1. Beschreibung der wesentlichen Merkmale der 
Sondervermögen und der ausländischen In-
vestmentvermögen, deren Anteile für das In-
vestmentfondsanteil-Sondervermögen erwor-
ben werden dürfen, einschließlich der maß-
geblichen Anlagegrundsätze und Anlage-
grenzen; 

2. Art  der möglichen Gebühren, Kosten, Steuern, 
Provisionen und sonstigen Aufwendungen, 
die mittelbar oder unmittelbar von den Anteil

-

inhabern des Investmentfondsanteil-Sonder-
vermögens zu tragen sind, sowie eine Be-
schreibung des in den Vertragsbedingungen 
geregelten Vergütungsverfahrens." 

27. Der bisherige Fünfte Abschnitt wird Sechster 
Abschnitt. 

28. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 und 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 wird das 
Wort  „Gemeinschaften" jeweils durch das 
Wort  „Union" ersetzt. 

b) Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 
eingefügt: 

„(5) Ein Grundstück im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 bis 3 oder des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 
darf die Kapitalanlagegesellschaft nur unter 
den in den Vertragsbedingungen näher fest-
gelegten Bedingungen mit einem Erbbaurecht 
mit einer Laufzeit von bis zu 80 Jahren bela- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(6) unverändert 

§ 25 m 

unverändert 

27. unverändert 

28. unverändert 
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sten. Der Sachverständigenausschuß (§ 32) 
muß vor der Bestellung des Erbbaurechts die 
Beachtung der Voraussetzungen in Satz 1 und 
die Angemessenheit des Erbbauzinses bestä-
tigen und innerhalb von zwei Monaten nach 
der Beste llung den Wert des Grundstücks neu 
feststellen. Ein Erbbaurecht darf nicht bestellt 
werden, wenn der Wert des Grundstücks, an 
dem das Erbbaurecht bestellt werden so ll , zu-
sammen mit dem Wert der Grundstücke, an 
denen bereits Erbbaurechte beste llt worden 
sind, 10 vom Hundert des Wertes des Grund-
stücks-Sondervermögens übersteigt. Die Ver-
längerung eines Erbbaurechts gilt als Neu-
bestellung, wobei für die Berechnung der in 
Satz 1 genannten Höchstlaufzeit des Erbbau-
rechts der Zeitpunkt maßgebend ist, zu dem 
das Erbbaurecht erstmals bestellt worden ist." 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ange-
fügt: 

„(7) § 15 Abs. 3 Buchstabe k ist nicht anzu-
wenden." 

29. Nach § 27 werden folgende §§ 27 a bis 27 e ein-
gefügt: 

„§ 27 a  

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für Rech-
nung des Grundstücks-Sondervermögens Beteili-
gungen an Grundstücks-Gesellschaften nach 
Maßgabe der Absätze 2 bis 6 nur erwerben und 
halten, wenn die Vertragsbedingungen dies vor-
sehen und die Beteiligung einen dauernden Er-
trag erwarten läßt. Grundstücks-Gesellschaften 
im Sinne dieser Vorschrift sind Gesellschaften, 

1. deren Unternehmensgegenstand im Gesell-
schaftsvertrag oder in der Satzung auf Tätig-
keiten beschränkt ist, welche die Kapitalanla-
gegesellschaft für das Grundstücks-Sonder-
vermögen ausüben darf, und 

2. die nach dem Gesellschaftsvertrag oder der 
Satzung nur Vermögensgegenstände im Sinne 
des § 27 Abs. 1 und 2 Satz 1 sowie Abs. 4 er-
werben dürfen, die nach den Vertragsbedin-
gungen unmittelbar für das Grundstücks-Son-
dervermögen erworben werden dürfen. 

(2) Vor dem Erwerb der Beteiligung an einer 
Grundstücks-Gesellschaft ist ihr Wert durch ei-
nen Abschlußprüfer im Sinne des § 319 Abs. 1 
des Handelsgesetzbuchs zu ermitteln. Dabei ist 
von dem letzten mit dem Bestätigungsvermerk 
eines Abschlußprüfers versehenen Jahresab-
schluß der Grundstücks-Gesellschaft oder, wenn 
dieser mehr als drei Monate vor dem Bewer-
tungsstichtag liegt, von den Vermögenswerten 
und Verbindlichkeiten der Grundstücks-Gesell-
schaft auszugehen, die in einer vom Abschluß-
prüfer geprüften aktuellen Vermögensaufstel-
lung nachgewiesen sind. Für die Bewe rtung gilt 
§ 27 c Abs. 2. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

29. unverändert 
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(3) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für 
Rechnung des Grundstücks-Sondervermögens 
eine Beteiligung an einer Grundstücks-Gesell-
schaft nur erwerben und halten, wenn sie bei der 
Grundstücks-Gesellschaft die für eine Änderung 
der Satzung erforderliche Stimmen- und Kapital-
mehrheit hat und durch die Rechtsform der 
Grundstücks-Gesellschaft eine über die gelei-
stete Einlage hinausgehende Nachschußpflicht 
ausgeschlossen ist. 

(4) Die Einlagen der Gesellschafter einer 
Grundstücks-Gesellschaft, an der die Kapitalan-
lagegesellschaft für Rechnung des Grundstücks-
Sondervermögerns beteiligt ist, müssen voll ein-
gezahlt sein. Weitere Gesellschafter dürfen an 
der Grundstücks-Gesellschaft nur beteiligt sein, 
wenn sichergestellt ist, daß die Kapitalanlage-
gesellschaft bei einem Ausscheiden von Mit-
gesellschaftern deren Anteile für Rechnung des 
Grundstücks-Sondervermögens erwerben kann. 

(5) Die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag 
der Grundstücks-Gesellschaft muß sicherstellen, 
daß 

1. von der Grundstücks-Gesellschaft nicht mehr 
als drei Gegenstände im Sinne des § 27 Abs. 1 
und 2 Satz 1 gehalten werden dürfen, 

2. diese Gegenstände im Staat des Sitzes der 
Grundstücks-Gesellschaft belegen sein müs-
sen und 

3. die Grundstücks-Gesellschaft ein Grundstück 
nur erwerben darf, wenn sein Wert zusammen 
mit dem Wert der bereits von der Grund-
stücks-Gesellschaft gehaltenen Grundstücke 
15 vom Hundert des Wertes des Grundstücks

-

Sondervermögens, für dessen Rechnung eine 
Beteiligung an der Grundstücks-Gesellschaft 
gehalten wird, nicht übersteigt. 

§ 28 Abs. 3 gilt entsprechend. Entsprechen der 
Gesellschaftsvertrag oder die Satzung der 
Grundstücks-Gesellschaft nicht den Vorschriften 
des Satzes 1 oder des Absatzes 1 Satz 2, darf die 
Kapitalanlagegesellschaft die Beteiligung an der 
Grundstücks-Gesellschaft nur erwerben, wenn 
eine entsprechende Änderung des Gesellschafts-
vertrags oder der Satzung unverzüglich nach 
dem Erwerb der Beteiligung sichergestellt ist. 

(6) Der Wert aller Gegenstände im Sinne des 
§ 27 Abs. 1 und 2 Satz 1, die zum Vermögen der 
Grundstücks-Gesellschaften gehören, an denen 
die Kapitalanlagegesellschaft für Rechnung des 
Grundstücks-Sondervermögens beteiligt ist, darf 
20 vom Hundert des Wertes des Grundstücks

-

Sondervermögens nicht übersteigen. Die Gegen-
stände im Sinne des § 27 Abs. 2 Satz 1 sind bei 
der Berechnung der in § 27 Abs. 2 Satz 2 bis 4 ge-
nannten Grenzen zu berücksichtigen. 

§ 27 b 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf einer 
Grundstücks-Gesellschaft für Rechnung des 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Grundstücks-Sondervermögens ein Darlehen nur 
gewähren, wenn sie an der Grundstücks-Gesell-
schaft für Rechnung des Grundstücks-Sonderver-
mögens beteiligt ist, die Darlehensbedingungen 
marktgerecht sind, das Darlehen ausreichend be-
sichert ist und bei einer Veräußerung der Beteili-
gung die Rückzahlung des Darlehens innerhalb 
von sechs Monaten nach der Veräußerung ver-
einbart ist. Die Kapitalanlagegesellschaft hat si-
cherzustellen, daß die Summe der für Rechnung 
des Grundstücks-Sondervermögens einer Grund-
stücks-Gesellschaft insgesamt gewählten Darle-
hen 50 vom Hundert des Wertes der von der 
Gnmdstücks-Gesellschaft gehaltenen Grund-
stücke nicht übersteigt. Die Kapitalanlagegesell-
schaft hat sicherzustellen, daß die Summe der für 
Rechnung des Grundstücks-Sondervermögens 
den Grundstücks-Gesellschaften insgesamt ge-
währten Darlehen 10 vom Hundert des Wertes 
des Grundstücks-Sondervermögens nicht über-
steigt. 

(2) Einer Darlehensgewährung nach Absatz 1 
steht gleich, wenn ein Dritter im Auftrag der Ka-
pitalanlagegesellschaft der Grundstücks-Gesell-
schaft ein Darlehen im eigenen Namen für Rech-
nung des Grundstücks-Sondervermögens ge-
währt. 

§ 27 c 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft muß die 
Grundstücks-Gesellschaft, an der sie beteiligt ist, 
vertraglich verpflichten, monatlich Vermögens-
aufstellungen bei der Kapitalanlagegesellschaft 
und der Depotbank einzureichen und diese ein-
mal jährlich anhand des von einem Abschlußprü-
fer mit einem Bestätigungsvermerk versehenen 
Jahresabschlusses der Grundstücks-Gesellschaft 
prüfen zu lassen. Die Vermögensaufstellungen 
sind bei den Bewertungen zur laufenden Preis-
ermittlung zugrunde zu legen. 

(2) Die im Jahresabschluß oder der Vermö-
gensaufstellung der Grundstücks-Gesellschaft 
ausgewiesenen Grundstücke sind mit dem Wert 
anzusetzen, der von dem Sachverständigenaus-
schuß des Grundstücks-Sondervermögens (§ 32) 
festgestellt wurde. Der Sachverständigenaus-
schuß bewertet die Grundstücke vor Erwerb der 
Beteiligung an der Grundstücks-Gesellschaft 
und danach mindestens einmal jährlich sowie 
neu zu erwerbende Grundstücke vor ihrem Er-
werb. Die sonstigen Vermögensgegenstände der 
Grundstücks-Gesellschaft sind unter Beachtung 
der in § 21 Abs. 2 bis 4 enthaltenen Grundsätze 
mit den Verkehrswerten zu bewe rten. Die aufge-
nommenen Kredite und sonstigen Verbindlich-
keiten sind nach § 21 Abs. 2 von diesen Werten 
abzuziehen. 

(3) Der sich ergebende Wert der Grundstücks

-

Gesellschaft ist entsprechend der Höhe der Be-
teiligung unter Berücksichtigung sonstiger wert-
beeinflussender Faktoren in das Sondervermö-
gen einzustellen. 
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§ 27 d 

Die Kapitalanlagegesellschaft hat mit der 
Grundstücks-Gesellschaft zu vereinbaren, daß 
die der Kapitalanlagegesellschaft für Rechnung 
des Grundstücks-Sondervermögens zustehenden 
Zahlungen, der Liquidationserlös und sonstige 
der Kapitalanlagegesellschaft für Rechnung des 
Grundstücks-Sondervermögens zustehende Be-
träge unverzüglich auf ein Konto nach § 31 
Abs. 6 bei der Depotbank einzuzahlen sind. Die 
Depotbank hat zu überwachen, daß diese Verein-
barung getroffen wird. 

§ 27 e 

Die Wirksamkeit eines Rechtsgeschäfts wird 
durch einen Verstoß gegen die Vorschriften der 
§§ 27 a bis 27d nicht berührt." 

30. In § 29 wird die Angabe „§ 27 Abs. 1 Nr. 3 
und § 28" durch die Angabe „§ 27 Abs. 1 Nr. 3, 
§ 27 a Abs. 6, §§ 28 und 35 Abs. 2 Satz 1" er-
setzt. 

31. § 31 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Die zum Sondervermögen gehörenden 
Geldbeträge sind auf einem oder mehreren für 
Rechnung des Sondervermögens eingerichteten 
gesperrten Konten zu verbuchen. Die Konten 
sind von der Depotbank zu führen. § 12 a Abs. 3 a 
gilt entsprechend." 

32. Nach § 31 wird folgender § 31 a eingefügt: 

„§ 31 a 

(1) Die Depotbank hat den Bestand der Beteili-
gungen an Grundstücks-Gesellschaften laufend 
zu überwachen. Sie hat ferner zu überwachen, 
daß beim Erwerb einer Beteiligung die Vorschrif-
ten des § 27 a Abs. 1 bis 6 beachtet werden. 

(2) Verfügungen über Beteiligungen an Grund-
stücks-Gesellschaften oder zum Vermögen dieser 
Gesellschaften gehörende Gegenstände im Sinne 
des § 27 Abs. 1 und 2 Satz 1 sowie Änderungen 
des Gesellschaftsvertrags oder der Satzung be-
dürfen der Zustimmung der Depotbank. Durch 
Vereinbarung zwischen Kapitalanlagegesell-
schaft und Grundstücks-Gesellschaft sind die Be-
fugnisse der Depotbank nach Satz 1 sicherzustel-
len. Die Depotbank muß einer Verfügung oder 
Änderung nach Satz 1 zustimmen, wenn dies mit 
den Vorschriften dieses Gesetzes und den Ver-
tragsbedingungen (§ 15) vereinbar ist und die 
Interessen der Anteilinhaber gewahrt werden. 
Stimmt die Depotbank zu, obwohl die Vorausset-
zungen nicht vorliegen, so berührt dies die Wirk-
samkeit der Verfügung oder Änderung nicht. " 

33. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Bei einer Beteiligung nach § 27 a Abs. 1 
hat die Kapitalanlagegesellschaft in den Ver- 
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mögensaufstellungen die Angaben nach Ab-
satz 1 Satz 1 für die Grundstücke und son-
stigen Vermögensgegenstände der Grund-
stücks-Gesellschaft aufzuführen und beson-
ders zu kennzeichnen. Zusätzlich sind an-
zugeben: 

1. Firma, Rechtsform und Sitz der Grund-
stücks-Gesellschaft, 

2. das Gesellschaftskapital, 

3. die Höhe der Beteiligung und der Zeit-
punkt ihres Erwerbs durch die Kapitalanla-
gegesellschaft und 

4. Zahl und Beträge der durch die Kapitalan-
lagegesellschaft oder Dritte nach § 27 b ge-
währten Darlehen. 

Als Verkehrswert der Beteiligung ist der nach 
§ 27 c Abs. 2 ermittelte Wert anzusetzen. " 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 mit der 
Maßgabe, daß nach der Angabe „Absatz 1 
Satz 3" die Angabe „und § 27 c Abs. 2" einge-
fügt wird. 

34. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Die Kapitalanlagegesellschaft darf anstelle 
der in Satz 1 genannten Werte Anteile an 
einem oder mehreren nach dem Grundsatz 
der Risikomischung angelegten Geldmarkt-
oder Wertpapier-Sondervermögen erwerben, 
die von einer Kapitalanlagegesellschaft oder 
von einer ausländischen Investmentgesell-
schaft, die zum Schutz der Anteilinhaber einer 
wirksamen öffentlichen Aufsicht unterliegt, 
ausgegeben wurden, wenn nach den Ver-
tragsbedingungen oder der Satzung der Kapi-
talanlagegesellschaft oder der ausländischen 
Investmentgesellschaft das Vermögen nur in 
Wertpapieren nach Satz 1, in Geldmarkt-
papieren nach § 8 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie in 
Bankguthaben bei der Depotbank oder einem 
anderen Kreditinstitut angelegt werden darf 
und diese Mitglied einer geeigneten inlän-
dischen oder ausländischen Einlagensiche-
rungseinrichtung sind, welche die Bankgut-
haben in vollem Umfang schützt. § 8 b Abs. 1 
Satz 4 ist nicht anzuwenden, wenn dieses Son-
dervermögen ein Spezialfonds ist. " 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Ein Anteil von bis zu 49 vom Hundert 
des Wertes des Grundstücks-Sondervermö-
gens darf in den in Absatz 1 und § 8 Abs. 3 ge-
nannten Werten gehalten werden. Bei der Be-
rechnung dieser Anlagegrenze sind folgende 
gebundene Mittel des Grundstücks-Sonder-
vermögens abzuziehen: 
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1. die zur Sicherstellung einer ordnungsgemä-
ßen laufenden Bewirtschaftung benötigten 
Mittel; 

2. die für die nächste Ausschüttung vorgese-
henen Mittel; 

3. die zur Erfüllung von Verbindlichkeiten 
aus rechtswirksam geschlossenen Grund-
stückskauf- und Bauverträgen erforderli-
chen Mittel, sofern die Verbindlichkeiten in 
den folgenden zwei Jahren fällig werden." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

35. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach der Angabe „§ 27 
Abs. 1 und 2" die Worte „und Beteiligungen 
an Grundstücks-Gesellschaften nach § 27 a 
Abs. 1" eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „im Rah-
men" durch das Wort  „mit" und das Wort  „ge-
boten" durch das Wort  „vereinbar" ersetzt. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein-
gefügt: 

„ (3 a) Verfügungen über zum Vermögen der 
Grundstücks-Gesellschaften gehörende Ver-
mögensgegenstände gelten für die Prüfung 
ihrer Zulässigkeit als solche im Sinne der Ab-
sätze 1 und 3." 

36. Nach dem neuen Sechsten Abschnitt werden fol-
gender Siebter und Achter Abschnitt eingefügt: 

„Siebter Abschnitt 

Besondere Vorschriften für Gemischte 
Wertpapier- und Grundstücks-Sondervermögen 

§ 37 a 

Für Kapitalanlagegesellschaften, die das bei 
ihnen eingelegte Geld in Wertpapieren und 
Grundstücken (Gemischte Wertpapier- und 
Grundstücks-Sondervermögen) anlegen, gelten 
die Vorschriften des Dritten Abschnitts sinnge-
mäß, soweit sich aus den nachfolgenden Vor-
schriften nichts anderes ergibt. 

§ 37 b 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für ein 
Gemischtes Wertpapier- und Grundstücks-Son-
dervermögen erwerben 

1. Wertpapiere und Schuldscheindarlehen, 

2. Mietwohngrundstücke, Geschäftsgrundstük-
ke, gemischt genutzte Grundstücke, Grund-
stücke im Zustand der Bebauung, unbebaute 
Grundstücke, Erbbaurechte sowie Rechte in 
der Form des Wohnungseigentums, Teileigen-
tums, Wohnungserbbaurechts und Teilerb-
baurechts (Grundstücke) sowie Beteiligungen 
an Grundstücks-Gesellschaften, sofern beim 
Erwerb von Grundstücken die Voraussetzun-
gen des § 27 Abs. 1 bis 3 und beim Erwerb 
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von Beteiligungen an Grundstücks-Gesell-
schaften die Voraussetzungen des § 27 a er-
füllt sind. 

(2) Die Vertragsbedingungen müssen Angaben 
darüber enthalten, welche der in Absatz 1 ge-
nannten Vermögensgegenstände für das Ge-
mischte Wertpapier- und Grundstücks-Sonder-
vermögen erworben werden dürfen. 

(3) Für ein Gemischtes Wertpapier- und Grund-
stücks-Sondervermögen darf die Kapitalanlage-
gesellschaft Grundstücke und Beteiligungen an 
Grundstücks-Gesellschaften nur insoweit erwer-
ben, als zur Zeit des Erwerbs ihr Wert zusammen 
mit dem Wert der bereits in dem Gemischten 
Wertpapier- und Grundstücks-Sondervermögen 
befindlichen Grundstücke und Beteiligungen an 
Grundstücks-Gesellschaften 30 vom Hundert des 
Wertes des Sondervermögens nicht übersteigt. 
Ein Grundstück darf zur Zeit seines Erwerbs den 
Wert von 15 vom Hundert des Wertes des Ge-
mischten Wertpapier- und Grundstücks-Sonder-
vermögens nicht übersteigen. 

(4) Abweichend von § 8 b Abs. 1 Satz 1 darf die 
Kapitalanlagegesellschaft bis zu 30 vom Hundert 
des Wertes des Gemischten Wertpapier- und 
Grundstücks-Sondervermögens nach Maßgabe 
der Vertragsbedingungen in Anteilen an Grund-
stücks-Sondervermögen anlegen, wenn der Er-
werb von Grundstücken für Rechnung des Ge-
mischten Wertpapier- und Grundstücks-Sonder-
vermögens nach den Vertragsbedingungen nicht 
zulässig ist. In den Vertragsbedingungen sind die 
Grundsätze anzugeben, nach denen die für 
Rechnung des Gemischten Wertpapier- und 
Grundstücks-Sondervermögens zu erwerbenden 
Anteile an  Grundstücks-Sondervermögen ausge-
wählt werden, und die wesentlichen Merkmale 
der Grundstücks-Sondervermögen zu beschrei-
ben, deren Anteile für das Gemischte Wertpa-
pier- und Grundstücks-Sondervermögen erwor-
ben werden dürfen. § 8 b Abs. 1 Satz 4 ist nicht 
anzuwenden, wenn'  dieses Sondervermögen ein 
Spezialfonds ist. 

(5) Die Vertragsbedingungen müssen vorse-
hen, daß mindestens 10 vom Hundert des Wertes 
des Gemischten Wertpapier- und Grundstücks-
Sondervermögens in 

1. Grundstücken oder Beteiligungen an  Grund-
stücks-Gesellschaften angelegt werden, wenn 
nach den Vertragsbedingungen der Erwerb 
solcher Vermögensgegenstände für Rechnung 
des Gemischten Wertpapier- und Grund-
stücks-Sondervermögens zulässig ist, oder 

2. Anteilen an  Grundstücks-Sondervermögen 
angelegt werden, wenn nach den Vertragsbe-
dingungen der Erwerb von Grundstücken 
oder Beteiligungen an  Grundstücks-Gesell-
schaften für Rechnung des Gemischten Wert

-papier- und Grundstücks-Sondervermögens 
nicht zulässig ist. 
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Diese Mindestanlagegrenze ist für ein Gemisch-
tes Wertpapier- und Grundstücks-Sondervermö-
gen erst dann anzuwenden, wenn seit dem Zeit-
punkt der Bildung des Sondervermögens im Falle 
des Satzes 1 Nr. 1 vier Jahre und im Falle des Sat-
zes 1 Nr. 2 ein Jahr verstrichen sind. 

(6) Eine aus mehreren Grundstücken beste-
hende wirtschaftliche Einheit ist als ein Grund-
stück anzusehen. 

§ 37 c 

Abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 2 können zum 
Gemischten Wertpapier- und Grundstücks-Son-
dervermögen gehörende Gegenstände nur im 
Eigentum der Kapitalanlagegesellschaft stehen. 

§ 37 d 

Darf die Kapitalanlagegesellschaft nach den 
Vertragsbedingungen für Rechnung des Ge-
mischten Wertpapier- und Grundstücks-Sonder-
vermögens Grundstücke oder Beteiligungen an 
Grundstücks-Gesellschaften erwerben, sind in-
soweit § 27 Abs. 3, 4 und 6, § § 27 b bis 27 d, 
31 Abs. 5 und 8, §§ 31a bis 33, 34 Abs. 1 und 2 
sowie § 37 Abs. 3 a anzuwenden. 

§ 37 e 

Darf die Kapitalanlagegesellschaft nach den 
Vertragsbedingungen für Rechnung des Ge-
mischten Wertpapier- und Grundstücks-Sonder-
vermögens Grundstücke oder Beteiligungen an 
Grundstücks-Gesellschaften erwerben, bestim-
men sich die Befugnisse und Verpflichtungen der 
Depotbank im Hinblick auf diese Vermögensge-
genstände nach Maßgabe des § 27 d Satz 2, § 31 
Abs. 1 bis 8 sowie der §§ 31 a und 37 Abs. 3. 
Soweit die in Satz 1 genannten Vorschriften auch 
die Kapitalanlagegesellschaft verpflichten, gel-
ten diese Verpflichtungen ebenfalls. 

§ 37 f 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf Grund-
stücke, die zu einem Gemischten Wertpapier- 
und Grundstücks-Sondervermögen gehören, nur 
veräußern, wenn die Gegenleistung den vom 
Sachverständigenausschuß ermittelten Wert 
nicht oder nur unwesent lich unterschreitet. § 37 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Belastung von Grundstücken, die zu 
einem Gemischten Wertpapier- und Grund

-

stücks-Sondervermögen gehören, ist zulässig, 
wenn dies in den Vertragsbedingungen vorgese-
hen und mit einer ordnungsgemäßen Wi rt

-schaftsführung vereinbar ist und wenn die De-
potbank der Belastung zustimmt, weil sie die Be-
dingungen, unter denen die Belastung erfolgen 
soll, für marktüblich erachtet. Die Belastung darf 
insgesamt 50 vom Hundert des Verkehrswertes 
der im Sondervermögen befind lichen Grund-
stücke nicht überschreiten. Kredite, die nach 
Satz 1 für gemeinschaftliche Rechnung der An-
teilinhaber aufgenommen werden, sind auf die in 
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§ 9 Abs. 4 Satz 1 bestimmte Grenze für die kurz-
fristige Kreditaufnahme nicht anzurechnen. 

§ 37 g 

(1) § 15 Abs. 3 Buchstabe k ist nicht anzuwen-
den. 

(2) Die §§ 25 h und 251 Abs. 5 gelten entspre-
chend. 

(3) Die Nichtbeachtung von Vorschriften dieses 
Abschnitts berührt die Wirksamkeit eines Rechts-
geschäfts oder einer Verfügung nicht, soweit in 
diesem Abschnitt ausdrücklich nichts anderes 
bestimmt ist. 

Achter Abschnitt 

Besondere Vorschriften 
für Pensions-Sondervermögen 

§ 37 h 

(1) Für Kapitalanlagegesellschaften, die das 
bei ihnen eingelegte Geld in Wertpapieren, 
Grundstücken und stillen Beteiligungen mit dem 
Ziel des langfristigen Vorsorgesparens (Pensions

-Sondervermögen) anlegen, gelten die Vorschrif-
ten des Dritten Abschnitts sinngemäß, soweit 
sich aus den nachfolgenden Vorschriften nichts 
anderes ergibt. 

(2) Erträge des Pensions-Sondervermögens 
dürfen nicht ausgeschüttet werden. 

§ 37 i 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für ein 
Pensions-Sondervermögen erwerben 

1. Wertpapiere und Schuldscheindarlehen, 

2. Grundstücke im Sinne des § 37 b Abs. 1 Nr. 2 
sowie Beteiligungen an Grundstücks-Gesell-
schaften, sofern beim Erwerb von Grundstük-
ken die Voraussetzungen des § 27 Abs. 1 bis 3 
und beim Erwerb von Beteiligungen an 
Grundstücks-Gesellschaften die Vorausset-
zungen des § 27 a erfüllt sind, 

3. stille Beteiligungen, sofern die Voraussetzun-
gen des § 25 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erfüllt sind; 
§ 25 b Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

(2) Die Vertragsbedingungen müssen Angaben 
enthalten, ob und in welcher Höhe für das Pen-
sions-Sondervermögen Grundstücke, Beteiligun-
gen an  Grundstücks-Gesellschaften und stille 
Beteiligungen erworben werden dürfen. 

(3) § 37 b Abs. 3 gilt entsprechend. 

(4) Abweichend von § 8 b Abs. 1 Satz 1 dürfen 
bis zu 30 vom Hundert des Wertes des Pensions

-Sondervermögens nach Maßgabe der Vertrags-
bedingungen in Anteilen an  Grundstücks-Son-
dervermögen angelegt werden; § 251 Abs. 5 so-
wie § 37 b Abs. 4 Satz 2 und 3 gelten entspre-
chend. Die in Satz 1 bestimmte Grenze für die 
Anlage des Pensions-Sondervermögens in Antei-
len an  Grundstücks-Sondervermögen vermindert 
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enthalten, ob und in welcher Höhe für das Alters-
vorsorge-Sondervermögen Grundstücke, Beteili-
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(4) Abweichend von § 8 b Abs. 1 Satz 1 dürfen 
bis zu 30 vom Hundert des Wertes des Altersvor-
sorge-Sondervermögens nach Maßgabe der Ver-
tragsbedingungen in Anteilen an Grundstücks
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Sondervermögen angelegt werden; § 251 Abs. 5 
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Anlage des Altersvorsorge-Sondervermögens in 
Anteilen an Grundstücks-Sondervermögen ver- 
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sich um den Wert der für Rechnung des Pensions

-

Sondervermögens gehaltenen Grundstücke und 
Beteiligungen an  Grundstücks-Gesellschaften. 

(5) Stille Beteiligungen dürfen für ein Pensions

-

Sondervermögen nur insoweit erworben werden, 
als ihr Wert zur Zeit des Erwerbs zusammen mit 
dem Wert der bereits im Sondervermögen be-
findlichen stillen Beteiligungen 10 vom Hundert 
des Wertes des Sondervermögens nicht über-
steigt. 

(6) Der Anteil der für Rechnung des Pensions

-

Sondervermögens gehaltenen Aktien und stillen 
Beteiligungen darf 75 vom Hundert des Wertes 
des Sondervermögens nicht übersteigen. 

(7) Der Anteil der für Rechnung des Pensions

-

Sondervermögens gehaltenen Ak tien, Grund-
stücke, Beteiligungen an Grundstücks-Gesell-
schaften und Anteilen an Grundstücks-Sonder-
vermögen muß mindestens 51 vom Hundert des 
Wertes des Pensions-Sondervermögens betra-
gen. 

(8) Der Anteil der für Rechnung des Pensions

-

Sondervermögens gehaltenen Bankguthaben, 
Geldmarktpapiere, Anteile an  Geldmarkt-Son-
dermögen und ausländischen Investmentanteile 
darf höchstens 49 vom Hundert des Wertes des 
Pensions-Sondervermögens betragen; die An-
teile an  Geldmarkt-Sondermögen und die aus-
ländischen Investmentanteile müssen den Anf or-
derungen des § 8 Abs. 3 a genügen. 

(9) Geschäfte, die Finanzinstrumente zum Ge-
genstand haben, dürfen nur zur Absicherung von 
im Pensions-Sondervermögen gehaltenen Ver-
mögensgegenständen gegen einen Wertverlust 
getätigt werden. Der Abschluß von Gegenge-
schäften ist zulässig. 

(10) Die für Rechnung eines Pensions-Sonder-
vermögens gehaltenen Vermögensgegenstände 
dürfen nur insoweit einem Währungsrisiko unter-
liegen, als der Wert der einem solchen Risiko 
unterliegenden Vermögensgegenstände 30 vom 
Hundert des Wertes des Sondervermögens nicht 
übersteigt. 

§ 37 j 

Abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 2 können zum 
Pensions-Sondervermögen gehörende Gegen-
stände nur im Eigentum der Kapitalanlagegesell-
schaft stehen. 

§ 37 k 

(1) Ist der Kapitalanlagegesellschaft nach den 
Vertragsbedingungen gestattet, für Rechnung 
des Pensions-Sondervermögens Grundstücke 
oder Beteiligungen an  Grundstücks-Gesellschaf-
ten zu erwerben, ist insoweit § 37 d anzuwenden. 
Ist ihr der Erwerb stiller Beteiligungen gestattet, 
sind insoweit § 25 b Abs. 2 und 5 und §§ 25 c, 
25 d, 25 i und 25j anzuwenden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

mindert sich um den Wert der für Rechnung 
des Altersvorsorge-Sondervermögens gehalte-
nen Grundstücke und Beteiligungen an Grund-
stücks-Gesellschaften. 

(5) Stille Beteiligungen dürfen für ein Alters-
vorsorge-Sondervermögen nur insoweit erwor-
ben werden, als ihr Wert zur Zeit des Erwerbs zu-
sammen mit dem Wert der bereits im Sonderver-
mögen befindlichen stillen Beteiligungen 10 vom 
Hundert des Wertes des Sondervermögens nicht 
übersteigt. 

(6) Der Anteil der für Rechnung des Altersvor-
sorge-Sondervermögens gehaltenen Aktien und 
stillen Beteiligungen darf 75 vom Hundert des 
Wertes des Sondervermögens nicht übersteigen. 

(7) Der Anteil der für Rechnung des Altersvor-
sorge-Sondervermögens gehaltenen Aktien, 
Grundstücke, Beteiligungen an  Grundstücks-Ge-
sellschaften und Anteilen an  Grundstücks-Son-
dervermögen muß mindestens 51 vom Hundert 
des Wertes des Altersvorsorge-Sondervermö-
gens betragen. 

(8) Der Anteil der für Rechnung des Altersvor-
sorge-Sondervermögens gehaltenen Bankgut-
haben, Geldmarktpapiere, Anteile an  Geldmarkt

-

Sondervermögen und ausländischen Investment-
anteile darf höchstens 49 vom Hundert des Wertes 
des Altersvorsorge-Sondervermögens betragen; 
die Anteile an  Geldmarkt-Sondervermögen und 
die ausländischen Investmentanteile müssen den 
Anforderungen des § 8 Abs. 3 a genügen. 

(9) Geschäfte, die Finanzinstrumente zum Ge-
genstand haben, dürfen nur zur Absicherung von 
im Altersvorsorge-Sondervermögen gehaltenen 
Vermögensgegenständen gegen einen Wertver-
lust getätigt werden. Der Abschluß von Gegen-
geschäften ist zulässig. 

(10) Die für Rechnung eines Altersvorsorge

-

Sondervermögens gehaltenen Vermögensgegen-
stände dürfen nur insoweit einem Währungsrisiko 
unterliegen, als der Wert der einem solchen Risiko 
unterliegenden Vermögensgegenstände 30 vom 
Hundert des Wertes des Sondervermögens nicht 
übersteigt. 

§ 37 j 

Abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 2 können zum 
Altersvorsorge-Sondervermögen gehörende Ge-
genstände nur im Eigentum der Kapitalanlage-
gesellschaft stehen. 

§ 37 k 

(1) Ist der Kapitalanlagegesellschaft nach den 
Vertragsbedingungen gestattet, für Rechnung 
des Altersvorsorge-Sondervermögens Grund-
stücke oder Beteiligungen an  Grundstücks-Ge-
sellschaften zu erwerben, ist insoweit § 37 d anzu-
wenden. Ist ihr der Erwerb stiller Beteiligungen 
gestattet, sind insoweit § 25b Abs. 2 und 5 und 
§§ 25 c, 25 d, 254 und 25j anzuwenden. 
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(2) § 25 h ist anzuwenden. 

(3) § 15 Abs. 3 Buchstabe k ist nicht anzuwen-
den. 

§ 37 l 

Ist der Kapitalanlagegesellschaft nach den Ver-
tragsbedingungen gestattet, für Rechnung des 
Pensions-Sondervermögens Grundstücke oder 
Beteiligungen an Grundstücks-Gesellschaften zu 
erwerben, gilt für die Befugnisse und Verpflich-
tungen der Depotbank § 37 e entsprechend. Ist 
ihr der Erwerb sti ller Beteiligungen gestattet, be-
stimmen sich die Befugnisse und Verpflichtun-
gen der Depotbank im Hinblick auf diese Ver-
mögensgegenstände nach § 25 g. Soweit die in 
Satz 1 und 2 genannten Vorschriften auch die Ka-
pitalanlagegesellschaft verpflichten, gelten diese 
Verpflichtungen ebenfalls. 

§ 37 m 

(1) In den Vertragsbedingungen hat die Ka-
pitalanlagegesellschaft dem Erwerber eines An-
teilscheins (Anteilschein-Sparer) den Abschluß 
eines Vertrags mit einer Laufzeit von mindestens 
18 Jahren oder mit einer Laufzeit bis mindestens 
zur Vollendung des 60. Lebensjahres des Anteil-
schein-Sparers anzubieten, durch den sich der 
Erwerber eines Anteilscheins verpflichtet, wäh-
rend der Vertragslaufzeit in regelmäßigem Ab-
stand Geld bei der Kapitalanlagegesellschaft 
zum Bezug weiterer Anteilscheine einzulegen 
(Pensions-Sparplan). Im Vordruck des Antrags 
auf Vertragsabschluß und im Verkaufsprospekt 
ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß sich die 
Kapitalanlagegesellschaft im Pensions-Sparplan 
nicht zur Auszahlung eines bestimmten Geld-
betrags verpflichten kann und daß dies auch für 
den Fall der Arbeitslosigkeit, der völligen Er-
werbsunfähigkeit oder des Todes des Anteil-
schein-Sparers gilt. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat dem An-
teilschein-Sparer in dem Pensions-Sparplan das 
Recht einzuräumen, den Umtausch der erworbe-
nen Anteilscheine an  dem Pensions-Sonderver-
mögen gegen Anteilscheine eines anderen von 
der Kapitalanlagegesellschaft verwalteten Son-
dervermögens nach Wahl des Anteilschein-Spa-
rers ohne Berechnung eines Ausgabeaufschlags 
oder sonstiger Umtauschkosten zu verlangen. 
Die Kapitalanlagegesellschaft kann den kosten-
losen Umtausch verweigern, wenn im Zeitpunkt 
des Umtauschverlangens noch nicht drei Viertel 
der vereinbarten Vertragslaufzeit abgelaufen 
sind. 

(3) Der Anteilschein-Sparer kann den Pensions
-Sparplan unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 

von drei Monaten zum Ende eines Kalendervier-
teljahres kündigen. Die Kündigungsfrist beträgt 
vier Wochen zum Ende eines Kalendermonats, 
wenn der Anteilschein-Sparer nach Vertragsab-
schluß arbeitslos oder völlig erwerbsunfähig ge-
worden ist. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 37 l 

Ist der Kapitalanlagegesellschaft nach den Ver-
tragsbedingungen gestattet, für Rechnung des 
Altersvorsorge-Sondervermögens Grundstücke 
oder Beteiligungen an Grundstücks-Gesellschaf-
ten zu erwerben, gilt für die Befugnisse und Ver-
pflichtungen der Depotbank § 37e entsprechend. 
Ist ihr der Erwerb stiller Beteiligungen gestattet, 
bestimmen sich die Befugnisse und Verpflichtun-
gen der Depotbank im Hinblick auf diese Vermö-
gensgegenstände nach § 25 g. Soweit die in Satz 1 
und 2 genannten Vorschriften auch die Kapital-
anlagegesellschaft verpflichten, gelten diese Ver-
pflichtungen ebenfalls. 

§ 37 m 

(1) In den Vertragsbedingungen hat die Ka-
pitalanlagegesellschaft dem Erwerber eines An-
teilscheins (Anteilschein-Sparer) den Abschluß 
eines Vertrags mit einer Laufzeit von mindestens 
18 Jahren oder mit einer Laufzeit bis mindestens 
zur Vollendung des 60. Lebensjahres des Anteil-
schein-Sparers anzubieten, durch den sich der Er-
werber eines Anteilscheins verpflichtet, während 
der Vertragslaufzeit in regelmäßigem Abstand 
Geld bei der Kapitalanlagegesellschaft zum Be-
zug weiterer Anteilscheine einzulegen (Alters-
vorsorge-Sparplan). Im Vordruck des Antrags auf 
Vertragsabschluß und im Verkaufsprospekt ist 
ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß sich die 
Kapitalanlagegesellschaft im Altersvorsorge

-

Sparplan nicht zur Auszahlung eines bestimmten 
Geldbetrags verpflichten kann und daß dies auch 
für den Fall der Arbeitslosigkeit, der völligen 
Erwerbsunfähigkeit oder des Todes des Anteil-
schein-Sparers gilt. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat dem An-
teilschein-Sparer in dem Altersvorsorge-Spar-
plan das Recht einzuräumen, den Umtausch der 
erworbenen Anteilscheine an dem Altersvorsorge

-

Sondervermögen gegen Anteilscheine eines an-
deren von der Kapitalanlagegesellschaft verwal-
teten Sondervermögens nach Wahl des Anteil-
schein-Sparers ohne Berechnung eines Ausgabe-
aufschlags oder sonstiger Umtauschkosten zu ver-
langen. Die Kapitalanlagegesellschaft kann den 
kostenlosen Umtausch verweigern, wenn im Zeit-
punkt des Umtauschverlangens noch nicht drei 
Viertel der vereinbarten Vertragslaufzeit abgelau-
fen sind. 

(3) Der Anteilschein-Sparer kann den Alters-
vorsorge-Sparplan unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Ka-
lendervierteljahres kündigen. Die Kündigungs-
frist beträgt vier Wochen zum Ende eines Kalen-
dermonats, wenn der Anteilschein-Sparer nach 
Vertragsabschluß arbeitslos oder völlig erwerbs-
unfähig geworden ist. 
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(4) Die Kapitalanlagegesellschaft kann den 
Pensions-Sparplan nur aus wichtigem Grund 
kündigen. Als wichtiger Grund für eine Kündi-
gung gilt nicht, wenn der Anteilschein-Sparer 
auf Grund einer nach Vertragsabschluß eingetre-
tenen Arbeitslosigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
seine Verpflichtungen nach Absatz 1 nicht oder 
nur unvollständig erfüllt. 

(5) In den Vertragsbedingungen hat die Kapi-
talanlagegesellschaft dem Anteilschein-Sparer 
den Abschluß eines Vertrags anzubieten, in dem 
sich die Kapitalanlagegesellschaft verpflichtet, 
nach Beendigung des Pensions-Sparplans dem 
Anteilschein-Sparer gegen Rückgabe von Anteil-
scheinen nach § 11 Abs. 2 Satz 1 regelmäßig 
einen bestimmten Geldbetrag auszuzahlen." 

37. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Neunter 
Abschnitt. 

38. Der bisherige § 37 a wird § 37 n und wie folgt ge-
faßt: 

„§ 37 n 

Für Geldmarkt-Sondervermögen gelten die 
§§ 38 bis 42 entsprechend." 

39. Der bisherige § 37 b wird § 37 o mit den Maßga-
ben, daß die Angabe „§ 37 a" durch die Angabe 
„ § 37 n" ersetzt und folgende Nummer 3 ange-
fügt wird: 

„3. Für die Anwendung der §§ 37 n und 38 bis 42 
gilt § 43 Abs. 11 entsprechend." 

40. § 38 b Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Gewinne im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b, Nr. 2, Abs. 2 und 3 des Einkom-
mensteuergesetzes und die hierauf entfallen-
den Teile des Ausgabepreises für ausgege-
bene Anteilscheine. " 

41. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ausschüttungen auf Anteilscheine an 
einem Wertpapier-Sondervermögen sowie die 
von einem Wertpapier-Sondervermögen nicht 
zur Kostendeckung oder Ausschüttung ver-
wendeten Einnahmen im Sinne des § 20 und 
Gewinne im Sinne des § 22 Nr. 2 in Verbin-
dung mit § 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2, 
Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
gehören zu den Einkünften aus Kapitalver-
mögen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes, wenn sie nicht Be-
triebseinnahmen des Steuerpflichtigen sind. 
Die nicht zur Kostendeckung oder Ausschüt-
tung verwendeten Einnahmen und Gewinne 
gelten mit dem Ablauf des Geschäftsjahres, in 
dem sie vereinnahmt worden sind, als zuge-
flossen. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Die Kapitalanlagegesellschaft kann den Al-
tersvorsorge-Sparplan nur aus wichtigem Grund 
kündigen. Als wichtiger Grund für eine Kündi-
gung gilt nicht, wenn der Anteilschein-Sparer auf 
Grund einer nach Vertragsabschluß eingetrete-
nen Arbeitslosigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
seine Verpflichtungen nach Absatz 1 nicht oder 
nur unvollständig erfüllt. 

(5) In den Vertragsbedingungen hat die Kapital-
anlagegesellschaft dem Anteilschein-Sparer den 
Abschluß eines Vertrags anzubieten, in dem sich 
die Kapitalanlagegesellschaft für Rechnung des 
Altersvorsorge-Sondervermögens verpflichtet, 
nach Beendigung des Altersvorsorge-Sparplans 
dem Anteilschein-Sparer gegen Rückgabe von 
Anteilscheinen nach § 11 Abs. 2 Satz 1 regelmäßig 
einen bestimmten Geldbetrag auszuzahlen." 

37. unverändert 

38. unverändert 

39. unverändert 

40. entfällt 

41. In § 39 Abs. 1 a werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgenden neuen Satz ergänzt: 
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b) In Absatz 1 a werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgenden neuen Satz 2 ersetzt: 

„Zwischengewinn ist das Entgelt für die dem 
Anteilscheininhaber noch nicht zugeflossenen 
oder als zugeflossen geltenden 

1. Einnahmen des Wertpapier-Sondervermö-
gens im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 7 und 
Abs. 2 mit Ausnahme der Nummer 2 Buch-
stabe a des Einkommensteuergesetzes so-
wie für die angewachsenen Ansprüche des 
Wertpapier-Sondervermögens auf derartige 
Einnahmen; die Ansprüche sind auf der 
Grundlage des § 20 Abs. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes und des § 21 Abs. 2 
und 3 zu bewerten; 

2. Zwischengewinne des Wertpapier-Sonder-
vermögens; 

3. Einnahmen des Wertpapier-Sondervermö-
gens aus Anteilscheinen an Sondervermö-
gen, soweit darin Erträge im Sinne des 
§ 38 b Abs. 1 Nr. 1 bis 3 enthalten sind; 

4. Einnahmen des Wertpapier-Sondervermö-
gens aus ausländischen Investmentantei-
len; 

5. zum Zeitpunkt der Rückgabe oder Ver-
äußerung des Anteilscheins oder der Ab

-

tretung der Ansprüche aus dem Anteil-
schein veröffentlichten Zwischengewinne 
von Sondervermögen, an denen das We rt

-papier-Sondervermögen Anteile halt."  

42. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ausschüttungen auf Anteilscheine an ei-
nem Wertpapier-Sondervermögen sind inso-
weit steuerfrei, als sie Gewinne aus der Veräu-
ßerung von Wertpapieren und Bezugsrechten 
auf Anteile an Kapitalgesellschaften enthal-
ten, es sei denn, daß es sich um Veräußerungs-
geschäfte im Sinne des § 22 Nr. 2 in Verbin-
dung mit § 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2, 
Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
handelt, oder daß die Ausschüttungen Be-
triebseinnahmen des Steuerpflichtigen sind. " 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

43. § 41 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und b wird wie folgt 
gefaßt: 

„a) Veräußerungsgewinnen im Sinne des § 22 
Nr. 2 in Verbindung mit § 23 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b, Nr. 2, Abs. 2 und 3 des Einkom-
mensteuergesetzes, 

b) steuerfreien Veräußerungsgewinnen im Sinne 
des § 40 Abs. 1 Satz 1, ". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

„Zwischengewinn ist das Entgelt für die dem 
Anteilscheininhaber noch nicht zugeflossenen 
oder als zugeflossen geltenden 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Einnahmen des Wertpapier-Sondervermö-
gens aus Anteilscheinen an inländischen 
Sondervermögen, soweit darin Erträge im 
Sinne des § 38 b Abs. 1 Nr. 1 bis 3 enthalten 
sind; 

4. Einnahmen des Wertpapier-Sondervermö-
gens aus ausländischen Investmentanteilen 
außer Veräußerungsgewinne im Sinne des 
§ 17 Abs. 2 Nr. 1 des Auslandinvestment

- Gesetzes; 

5. zum Zeitpunkt der Rückgabe oder Veräuße-
rung des Anteilscheins oder der Abtretung 
der Ansprüche aus dem Anteilschein ver-
öffentlichten Zwischengewinne von inlän-
dischen und ausländischen Investmentver-
mögen, an denen das Wertpapier-Sonder-
vermögen Anteile hält. " 

42. entfällt 

43. entfällt 
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44. Dem § 43 wird folgender Absatz 11 angefügt: 

„(11) Von den Vorschriften in der Fassung des 
Artikels 4 des Gesetzes vom ... (BGBl: I S. ...) sind 
§ 38 b Abs. 1, § 39 Abs. 1, § 40 Abs. 1 Satz 1 sowie 
§ 41 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b erstmals auf Ge-
winne anzuwenden, die dem Wertpapier-Sonder-
vermögen nach dem 31. Dezember 1998 zuflie-
ßen, und § 39 Abs. la erstmals auf Zwischenge-
winne anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
1997 zufließen." 

45. In § 43 a Satz 1 wird die Angabe „§§  38 
bis 42" durch die Angabe „§§ 37 n bis 50 d" er-
setzt. 

46. In § 43 b wird die Angabe „§§ 43 Abs. 6 
bis 9" durch die Angabe „§§ 43 Abs. 6 bis 11" er-
setzt. 

47. Nach § 43 b wird folgender neuer 4. Titel einge

-

fügt: 

„4. Titel 

Investmentfondsanteil-Sondervermögen 

§ 43 c 

Für Investmentfondsanteil-Sondervermögen gel-
ten die §§ 37 n bis 50 d entsprechend. 

§ 43 d 

§ 43 c ist wie folgt anzuwenden: 

1. § 38 ist erstmals auf Einnahmen anzuwen-
den, die dem Investmentfondsanteil-Sonder-
vermögen nach dem 31. Dezember 1997 zu-
fließen. 

2. Die §§ 37 n, 37 o, 38 a bis 50 d sind erstmals 
anzuwenden auf 

a) Aussschüttungen auf Anteilscheine an 
 einem Investmentfondsanteil-Sonderver-

mögen und Zwischengewinne, die nach 
dem 31. Dezember 1997 zufließen, 

b) die nicht zur Kostendeckung oder Aus-
schüttung verwendeten Einnahmen des In-
vestmentfondsanteil-Sondervermögens, die 
in dem Geschäftsjahr als zugeflossen gel-
ten, das nach dem 31. Dezember 1997 en-
det. " 

48. Der bisherige 4. Titel wird neuer 5. Titel. 

49. § 44 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Sind in den Aussschüttungen Gewinne aus der 
Veräußerung von Gegenständen im Sinne des 
§ 27 enthalten, wird der Steuerabzug nur vorge-
nommen, wenn es sich um Gewinne im Sinne des 
§ 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2, Abs. 2 und 3 
des Einkommensteuergesetzes und die hierauf 
entfallenden Teile des Ausgabepreises für ausge-
gebene Anteilscheine handelt. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

44. Dem § 43 wird folgender Absatz 11 angefügt: 

„ (11) § 39 Abs. 1 a in der Fassung des Artikels 4 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals auf 
Zwischengewinne anzuwenden, die ab dem ... 
(Inkrafttreten des Gesetzes) zufließen." 

45. unverändert 

46. unverändert 

47. unverändert 

48. unverändert 

49. entfällt 
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50. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Die Ausschüttungen auf Anteilscheine an 
enem Grundstücks-Sondervermögen, die von 
einem Grundstücks-Sondervermögen verein-
nahmten nicht zur Kostendeckung oder Aus-
schüttung verwendeten Erträge aus der Ver-
mietung oder Verpachtung und Gewinne im 
Sinne des § 20 Abs. 2 in Verbindung mit § 23 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2, Abs. 2 und 3 
des Einkommensteuergesetzes aus der Ver-
äußerung der in § 27 bezeichneten Gegen-
stände und Einnahmen aus der Beteiligung an 
einer Grundstücks-Gesellschaft gehören zu 
den Einkünften aus Kapitalvermögen im Sinne 
des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuerge-
setzes, wenn sie nicht Betriebseinnahmen des 
Steuerpflichtigen sind. " 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

51. § 46 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem 
Grundstücks-Sondervermögen sind insoweit 
steuerfrei, als sie Gewinne aus der Veräußerung 
von Gegenständen im Sinne des § 27 enthalten, 
es sei denn, daß es sich um Veräußerungs-
geschäfte im Sinne des § 22 Nr. 2 in Verbindung 
mit § 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2, Abs. 2 
und 3 des Einkommensteuergesetzes handelt 
oder daß die Ausschüttungen Betriebseinnahmen 
des Steuerpflichtigen sind. " 

52. § 47 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a wird wie folgt ge-
faßt: 

„a) Veräußerungsgewinnen im Sinne des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2, Abs. 2 und 3 
des Einkommensteuergesetzes sowie steuer-
freien Veräußerungsgewinnen im Sinne des 
§ 46 Abs. 1, ". 

53. § 48 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Vorschriften des § 40 Abs. 3 und 4, der §§ 44 
und 47 mit Ausnahme des § 47 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe a gelten sinngemäß für die von dem Grund-
stücks-Sondervermögen vereinnahmten nicht zur 
Kostendeckung oder Ausschüttung verwendeten 
Erträge und Gewinne im Sinne des § 45 Satz 1." 

54. In § 50 Abs. 5 wird die Angabe „§ 43 Abs. 8 
und 9" durch die Angabe „§ 43 Abs. 8, 9 und 11" 
ersetzt. 

55. Nach dem 5. Titel werden folgender 6. und 7. Titel 
angefügt: 

„6. Titel 

Gemischte Wertpapier- und 
Grundstücks-Sondervermögen 

§ 50a 

Für Gemischte Wertpapier- und Grundstücks

-

Sondervermögen gelten die §§ 37 n bis 50 d ent-
sprechend. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

50. In § 45 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„aus der Vermietung und Verpachtung der in 
§ 27 bezeichneten Gegenstände" die Worte „und 
Einnahmen aus der Beteiligung an einer Grund-
stücks-Gesellschaft” eingefügt. 

51. entfällt 

52. entfällt 

53. entfällt 

54. In § 50 Abs. 5 wird die Angabe „§ 43 Abs. 8 
und 9" durch die Angabe „ § 43 Abs. 8 bis  11” er-
setzt. 

55. Nach dem 5. Titel werden folgender 6. und 7. Titel 
angefügt: 

„6. Titel 

unverändert 
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§ 50 b 

Für die Anwendung des § 50 a gilt § 43 d ent-
sprechend. 

7. Titel 

Pensions-Sondervermögen 

§ 50 c 

Für Pensions-Sondervermögen gelten die 
§§ 37 n bis 50 d entsprechend. 

§ 50 d 

Für die Anwendung des § 50 c gilt § 43 d ent-
sprechend." 

56. Nach § 50 d wird folgendes Zweites Kapitel ein-
gefügt: 

,Zweites Kapitel 

Investmentaktiengesellschaften 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 51 

(1) Ein Unternehmen, das unter der Bezeich-
nung „Investmentaktiengesellschaft" Geschäfte 
der in Absatz 3 beschriebenen A rt  betreiben will , 
bedarf der Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb durch 
die Bankaufsichtsbehörde. 

(2) Investmentaktiengesellschaften dürfen nur 
in der Rechtsform der Aktiengesellschaft betrie-
ben werden. Ihre Aktien müssen auf den Inhaber 
lauten. Die Ausgabe von Aktien ohne Stimm-
recht ist unzulässig. Sämtliche Aktien der Invest-
mentaktiengesellschaft müssen denselben Anteil 
am Grundkapital verkörpern. 

(3) Satzungsmäßig festgelegter Unternehmens-
gegenstand der Investmentaktiengesellschaft 
muß die Anlage und Verwaltung ihrer Mittel 
nach dem Grundsatz der Risikomischung in 
Wertpapieren oder in Wertpapieren und Beteili-
gungen als stiller Gesellschafter im Sinne des 
§ 230 des Handelsgesetzbuchs (stille Beteiligun-
gen) sein mit dem einzigen Ziel, ihre Anteilseig-
ner an dem Gewinn aus der Verwaltung des Ver-
mögens der Gesellschaft zu beteiligen. § 179 
Abs. 2 Satz 2 des Aktiengesetzes gilt mit der 
Maßgabe, daß in der Satzung für eine Satzungs-
änderung stets nur eine größere Kapitalmehrheit 
bestimmt werden kann. 

(4) Auf Investmentaktiengesellschaften sind 
die für Finanzdienstleistungsinstitute geltenden 
Vorschriften des Gesetzes über das Kreditwesen 
mit Ausnahme der §§ 10 bis 11, 12 a bis 13 b, 15 
bis 17, 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 7, 10, Sätze 2 bis 4, 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, Satz 2, §§ 25, 26 bit  29, 45, 
45 a und 53 des Gesetzes über das Kreditwesen 
entsprechend anzuwenden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

7. Titel 

Altersvorsorge-Sondervermögen 

§ 50 c 

Für Altersvorsorge-Sondervermögen gelten 
die §§ 37 n bis 50 d entsprechend. 

§ 50 d 

unverändert 

56. Nach § 50 d wird folgendes Zweites Kapitel ein-
gefügt: 

,Zweites Kapitel 

Investmentaktiengesellschaften 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 51 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/9874 

Entwurf 

(5) Die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb darf 
der Investmentaktiengesellschaft nur erteilt wer-
den, wenn 

a) das eingezahlte Grundkapital mindestens 
zwei Millionen Deutsche Mark beträgt, 

b) die Investmentaktiengesellschaft ihren Sitz 
und ihre Geschäftsleitung im Inland hat, 

e) die Geschäftsleiter der Investmentaktienge-
sellschaft zuverlässig sind und die zur Leitung 
der Investmentaktiengesellschaft erforderli-
che fachliche Eignung haben, 

d) die Satzung vorsieht, daß nur die in Absatz 3 
genannten Geschäfte und die damit unmittel-
bar verbundenen Nebentätigkeiten betrieben 
werden, und die Satzung den Anforderungen 
des § 15 an die Vertragsbedingungen ent-
spricht und 

e) die Investmentaktiengesellschaft eine Depot-
bank nach § 12 Abs. 1 beauftragt hat. 

Die Investmentaktiengesellschaft hat der Bank-
aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundes-
bank das Absinken des Anfangskapitals unter 
die Mindestanforderungen nach Satz 1 Buch-
stabe a unverzüglich anzuzeigen. 

(6) Die Erlaubnis kann außer nach den Vor-
schriften des Gesetzes über das Kreditwesen und 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes aufgehoben 
werden, wenn innerhalb von zwölf Monaten 
nach der Erteilung der Erlaubnis zum Geschäfts-
betrieb der Investmentaktiengesellschaft nicht 
mindestens 75 vom Hundert der ausgegebenen 
Aktien der Investmentaktiengesellschaft im Pu-
blikum gestreut sind. 

(7) Die Investmentaktiengesellschaft kann auf 
die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb nur verzich-
ten, indem sie den nach § 51 Abs. 3 Satz 1 sat-
zungsmäßig festgelegten Unternehmensgegen-
stand ändert. 

§ 52 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats sollen ihrer 
Persönlichkeit und ihrer Sachkunde nach die 
Wahrung der Interessen der Aktionäre gewähr-
leisten. 

§ 53 

Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichts-
rats der Investmentaktiengesellschaft dürfen Ver-
mögensgegenstände weder an die Gesellschaft 
veräußern noch von dieser erwerben. 

§ 54 

Die Bezeichnung „Investmentaktiengesell-
schaft" darf in der Firma, als Zusatz zur Firma, 
zur Bezeichnung des Geschäftszwecks oder zu 
Werbezwecken nur von Investmentaktiengesell-
schaften, denen die Erlaubnis zum Geschäftsbe-
trieb erteilt ist, sowie von Kapitalanlagegesell-
schaften und ausländischen Investmentgesell-
schaften, Verwaltungsgesellschaften und Ver- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(5) Die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb darf der 
Investmentaktiengesellschaft nur erteilt werden, 
wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

Die Investmentaktiengesellschaft hat der Bank-
aufsichtsbehörde und der Deutschen Bundes-
bank das Absinken des Anfangskapitals unter die 
Mindestanforderungen nach Satz 1 Nr. 1 unver-
züglich anzuzeigen. 

(6) unverändert 

(7) Die Investmentaktiengesellschaft kann auf 
die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb nur verzich-
ten, indem sie den nach Absatz 3 Satz 1 satzungs-
mäßig festgelegten Unternehmensgegenstand 
ändert. 

§ 52 

unverändert 

§ 53 

unverändert 

§ 54 

unverändert 
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triebsgesellschaften (§ 2 Nr. 1, § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 
§ 15 des Auslandinvestment-Gesetzes) geführt 
werden. Satz 1 gilt nicht für Unternehmen, die die 
Worte „Investment", „Investor „  oder ,,Invest” in 
einem Zusammenhang führen, der den Anschein 
ausschließt, daß der Inhalt des Geschäftsbetriebs 
auf die Anlage von Geldvermögen gerichtet ist. 
Die §§ 42 und 43 des Gesetzes über das Kredit-
wesen sind entsprechend anzuwenden. 

Zweiter Abschnitt 
Vorschriften über die Tätigkeit 

der Investmentaktiengesellschaften 

Erster Unterabschnitt 
Geschäftskreis 

§ 55 

(1) Auf die Tätigkeit der Investmentaktienge-
sellschaft sind § 8 Abs. 1 und 2 Nr. 1a und 2, 
Abs. 2a bis 4, § 8 a Abs. 1, 2 und 6, § 8 b Abs. 1 
Satz 1, §§ 8 c bis 8m, 9a bis 9 e, 12 bis 12 c, 21 
Abs. 3 und 4 und die §§ 25, 25 b bis 25 d, 25 g und 
25i mit den folgenden Maßgaben entsprechend 
anzuwenden, soweit sich die Vorschriften nicht 
ausschließlich auf Spezialfonds im Sinne von § 1 
Abs. 2 beziehen oder sich aus den nachfolgenden 
Vorschriften dieses Unterabschnitts nichts ande-
res ergibt: 

1. die Worte „für Rechnung des Sondervermö-
gens" und „für Rechnung eines Wertpapier

-

Sondervermögens " bleiben außer Betracht; 

2. an die Stelle des Wortes „Vertragsbedingun-
gen" tritt das Wort  „Satzung", an die Stelle 
des Wortes „Sondervermögen" tritt das Wort 

 „Gesellschaftsvermögen"; 

3. an  die Stelle der Worte „Wert des Sonderver-
mögens" treten die Worte „Bilanzsumme der 
Investmentaktiengesellschaft, die sich aus der 
letzten geprüften Bilanz ergibt, abzüglich der 
aufgenommenen Kredite und sonstigen Ver-
bindlichkeiten". 

(2) Erstellt eine Investmentaktiengesellschaft 
einen Zwischenabschluß, der den für den Jahres-
abschluß geltenden Anforderungen entspricht, 
kann sie anstelle der Bilanzsumme, die sich aus 
der letzten geprüften Bilanz ergibt, die Bilanz-
summe, die sich aus dem letzten Zwischenab-
schluß ergibt, ansetzen. Bei einem Absinken des 
Eigenkapitals der Investmentaktiengesellschaft 
um mehr als 10 vom Hundert ist diese verpflich-
tet, unverzüglich einen Zwischenabschluß zu er-
stellen und ihn der Bankaufsichtsbehörde und 
der Deutschen Bundesbank einzureichen. 

§ 56 

Die Investmentaktiengesellschaft darf Aktien 
desselben Ausstellers nur insoweit erwerben, als 
die Stimmrechte, die der Investmentaktiengesell-
schaft aus Aktien desselben Ausstellers zustehen, 
10 vom Hundert der gesamten Stimmrechte aus 
Aktien desselben Ausstellers nicht übersteigen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Zweiter Abschnitt 
Vorschriften über die Tätigkeit 

der Investmentaktiengesellschaften 

Erster Unterabschnitt 
Geschäftskreis 

§ 55 

(1) Auf die Tätigkeit der Investmentaktienge-
sellschaft sind § 8 Abs. 1 und 2 Nr. 1a und 2, 
Abs. 2 a bis 4, § 8 a Abs. 1, 2 und 4, § 8 b Abs. 1 
Satz 1, §§ 8 c bis 8 m, 9 a bis 9 e, 12 bis 12 c, 21 
Abs. 3 und 4 und die §§ 25 b bis 25 d, 25 g und 25 i 
mit den folgenden Maßgaben entsprechend an-
zuwenden, soweit sich die Vorschriften nicht aus-
schließlich auf Spezialfonds im Sinne von § 1 
Abs. 2 beziehen oder sich aus den nachfolgenden 
Vorschriften dieses Unterabschnitts nichts ande-
res ergibt: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

(2) unverändert 

§ 56 

unverändert 
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§ 57 

(1) Die Investmentaktiengesellschaft darf we-
der Gelddarlehen gewähren noch Verpflichtun-
gen aus einem Burgschafts- oder einem Garan-
tievertrag eingehen. 

(2) Gegenstände des Gesellschaftsvermögens 
dürfen nur insoweit verpfändet oder sonst bela-
stet, zur Sicherung übereignet oder zur Siche-
rung abgetreten werden, als nach Absatz 3 Kre-
dite aufgenommen, einem Dritten Optionsrechte 
eingeräumt oder Finanzterminkontrakte abge-
schlossen werden. 

(3) Die Investmentaktiengesellschaft darf Kre-
dite bis zur Höhe von 10 vom Hundert des Eigen-
kapitals, das sich aus der letzten geprüften Bilanz 
oder dem letzten Zwischenabschluß ergibt, auf-
nehmen, wenn dies in der Satzung vorgesehen 
ist und die Depotbank der Kreditaufnahme zu-
stimmt. Die Depotbank darf nur zustimmen, 
wenn die Bedingungen der Kreditaufnahme 
marktüblich sind. 

(4) Die Investmentaktiengesellschaft darf ei-
nem Dritten keine Genußrechte oder Beteiligun-
gen als stiller Gesellschafter gewähren. 

(5) Die Investmentaktiengesellschaft darf keine 
Wertpapiere verkaufen, die im Zeitpunkt des Ge-
schäftsabschlusses nicht zum Gesellschaftsver-
mögen gehören. 

§ 58 

(1) Bis zu 20 vom Hundert des Eigenkapitals 
der Investmentaktiengesellschaft dürfen in Akti-
en angelegt werden, die nicht zum amtlichen 
Handel an  einer Börse zugelassen oder in einen 
anderen organisierten Markt einbezogen sind. 

(2) Stille Beteiligungen dürfen insgesamt nur 
insoweit erworben werden, als diese Anlageform 
nach der Satzung zulässig ist und zur Zeit des Er-
werbs ihre Anschaffungskosten zusammen mit 
dem Buchwert der bereits im Gesellschaftsver-
mögen befindlichen stillen Beteiligungen 50 vom 
Hundert des Eigenkapitals der Investmentaktien-
gesellschaft nicht übersteigen. Die in Satz 1 be-
stimmte Grenze für den Erwerb s tiller Beteiligun-
gen vermindert sich um den Wert der bereits im 
Gesellschaftsvermögen befind lichen Vermögens-
gegenstände nach Absatz 1. 

(3) Die Einhaltung der Absätze 1 und 2 ist von 
der Depotbank zu überwachen. 

§ 59 

Der Erwerb von Grundstücken, Gebäuden 
oder Betriebs- und Geschäftsausstattung ist der 
Investmentaktiengesellschaft nur insoweit ge-
stattet, als er für die Ausübung ihrer Tätigkeit 
notwendig ist. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 57 

unverändert 

§ 58 

unverändert 

§ 59 

unverändert 
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§ 60 

Verstöße gegen die §§ 56 bis 59 berühren die 
Wirksamkeit der Rechtsgeschäfte nicht. 

Zweiter Unterabschnitt 

Öffentliches Angebot der Aktien 

§ 61 

(1) Innerhalb von sechs Monaten nach der Er-
teilung der Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb der 
Investmentaktiengesellschaft müssen minde-
stens neun Zehntel ihrer Aktien öffentlich zum 
Erwerb angeboten werden. 

(2) Ein öffentliches Angebot liegt auch dann 
vor, wenn 

1. ein anderer auf Grund einer Vereinbarung mit 
Aktionären der Investmentaktiengesellschaft 
die Aktien übernommen hat und öffentlich 
zum Erwerb anbietet oder 

2. die Gründer der Investmentaktiengesellschaft 
eine entsprechende Erhöhung des Grundka-
pitals unter Ausschluß des Bezugsrechts 
durchführen. 

(3) Aktien der Investmentaktiengesellschaft 
dürfen öffentlich zum Erwerb nur angeboten 
werden, wenn sie zur amtlichen Notierung oder 
zum Handel im geregelten Markt an einer inlän-
dischen Börse zugelassen sind und die Invest-
mentaktiengesellschaft einen Börsenzulassungs-
prospekt oder einen Unternehmensbericht veröf-
fentlicht hat. 

(4) Der Unternehmensbericht ist durch Ab-
druck in mindestens einer Zeitung mit weiter 
Verbreitung im Inland oder als Druckschrift zu 
veröffentlichen. Die Druckschrift muß am Sitz der 
Börse, an der die Aktien der Investmentaktienge-
sellschaft zum geregelten Markt zugelassen sind, 
sowie am Sitz der Investmentaktiengesellschaft 
und bei ihren Zahlstellen dem Publikum kosten-
los zur Verfügung gestellt werden. Außerdem ist 
im Bundesanzeiger ein Hinweis bekanntzuma-
chen, wo der Unternehmensbericht veröffentlicht 
und für das Publikum zu erhalten ist. 

(5) Zwischen der Veröffentlichung des Börsen-
zulassungsprospekts oder des Unternehmensbe-
richts und dem Beginn der Frist zur Abgabe eines 
verbindlichen Kaufangebots müssen mindestens 
zwölf Werktage liegen. 

§ 62 

(1) Werden Aktien der Investmentaktiengesell-
schaft zur amtlichen Notierung an einer inländi-
schen Börse zugelassen, hat der Börsenzulas-
sungsprospekt zusätzlich zu den nach § 36 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 des Börsengesetzes oder auf Grund 
einer nach § 38 Abs. 1 des Börsengesetzes erlas-
senen Rechtsverordnung erforderlichen Anga-
ben folgende Angaben zu enthalten: 

1. die Angaben nach § 19 Abs. 2 Satz 2 und 3 
Nr. 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 mit der Maßgabe, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 60 

unverändert 

Zweiter Unterabschnitt 

Öffentliches Angebot der Aktien 

§ 61 

unverändert 

§ 62 

unverändert 
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daß an die Stelle des Wortes „Sondervermö-
gen" jeweils das Wort  „Gesellschaftsvermö-
gen" tritt; § 19 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend; 

2. die Satzung; 

3. den Inhalt des Erlaubnisbescheids der Bank-
aufsichtsbehörde; 

4. die Börsen, an denen die Aktien der Invest-
mentaktiengesellschaft bereits zum Handel 
zugelassen sind; 

5. die Angabe, in welcher Zeitung und in wel-
chem Zeitabstand (§ 63 Abs. 3) der Inventar-
wert veröffentlicht wird. 

(2) Im Börsenzulassungsprospekt ist an heraus-
gehobener Stelle ein ausdrücklicher und geson-
derter Hinweis auf die speziellen Risiken des Er-
werbs von Aktien einer Investmentaktiengesell-
schaft zu geben. Es ist insbesondere darauf hin-
zuweisen, daß ein Anspruch auf Rückgabe der 
Aktien an die Investmentaktiengesellschaft nicht 
besteht und der Inventarwert der Aktien in der 
Regel von ihrem Börsenpreis abweicht. 

(3) Werden Aktien der Investmentaktiengesell-
schaft zum geregelten Markt an einer inländi-
schen Börse zugelassen, hat der Unternehmens-
bericht zusätzlich zu den nach § 73 Abs. 1 Nr. 2 
des Börsengesetzes erforderlichen Angaben die 
Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 sowie die Hin-
weise nach Absatz 2 zu enthalten. 

§ 63 

(1) Aktien dürfen nur gegen volle Leistung des 
Ausgabepreises ausgegeben werden. Sacheinla-
gen sind unzulässig.  

(2) Der Ausgabepreis, zu dem die Aktien der 
Investmentaktiengesellschaft öffentlich angebo-
ten werden dürfen, muß dem anteiligen Inventar-
wert an dem Tag, an dem die Investmentaktien-
gesellschaft die Angebote des Publikums an

-

nimmt, zuzüglich eines in der Satzung festzuset-
zenden Aufschlags für die Transaktionskosten 
entsprechen. Der anteilige Inventarwert ergibt 
sich aus der Teilung des Wertes des Gesell-
schaftsvermögens durch die Zahl der in den Ver-
kehr gelangten Aktien. § 21 Abs. 2 Satz 3 bis 5 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

(3) Der Inventarwert ist regelmäßig, minde-
stens wöchentlich zu ermitteln und unverzüglich 
in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts-
oder Tageszeitung zu veröffentlichen. 

Dritter Unterabschnitt 

Erwerb eigener Aktien, Kapitalerhöhungen 

§ 64 

(1) Unterschreitet der Börsenpreis der Aktien 
der Investmentaktiengesellschaft an einem Bör-
sengeschäftstag 90 vom Hundert des anteiligen 
Inventarwerts der Aktien der Investmentaktien- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 63 

(1) unverändert 

(2) Der Ausgabepreis, zu dem die Aktien der 
Investmentaktiengesellschaft öffentlich angebo-
ten werden dürfen, muß dem anteiligen Inventar-
wert an dem Tag, an dem die Investmentaktien-
gesellschaft die Angebote des Publikums an-
nimmt, zuzüglich eines in der Satzung festzuset-
zenden Aufschlags für die Transaktionskosten 
entsprechen. Der anteilige Inventarwert ergibt 
sich aus der Teilung des Wertes des Gesellschafts-
vermögens durch die Zahl der in den Verkehr ge-
langten Aktien. § 21 Abs. 2 Satz 3 Teilsatz 1, Satz 4 
und 5 ist sinngemäß anzuwenden. 

(3) unverändert 

Dritter Unterabschnitt 

Erwerb eigener Aktien, Kapitalerhöhungen 

§ 64 

(1) Unterschreitet der Börsenpreis der Aktien 
der Investmentaktiengesellschaft an einem Bör-
sengeschäftstag 90 vom Hundert des anteiligen 
Inventarwerts der Aktien der Investmentaktien- 
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gesellschaft, kann diese eigene Aktien erwerben, 
um einer Vergrößerung der Differenz zwischen 
Börsenpreis und Inventarwert entgegenzuwir-
ken. Der Rücknahmepreis darf den anteiligen 
Inventarwert abzüglich der Transaktionskosten 
nicht übersteigen. 

(2) Die erworbenen eigenen Aktien sind einzu-
ziehen. § 237 Abs. 2 bis 6 und §§ 238 bis 240 des 
Aktiengesetzes finden Anwendung. 

(3) Im übrigen bleiben die §§ 71 bis 71 e des 
Aktiengesetzes unberührt. 

(4) Die Investmentaktiengesellschaft hat der 
Bankaufsichtsbehörde und der Deutschen Bun-
desbank jeweils nach Ablauf von drei Kalender-
monaten unverzüglich mitzuteilen, in welchem 
Umfang, zu welchem Zeitpunkt und zu welchen 
Rücknahmepreisen sie innerhalb dieses Zeit-
raums eigene Aktien erworben hat. 

§ 65 

Aktien können im Wege der Kapitalerhöhung 
nach den §§ 182, 184 bis 191 des Aktienge-
setzes mit folgenden Maßgaben ausgegeben 
werden: 

1. § 186 Abs. 3 Satz 4 des Aktiengesetzes findet 
keine Anwendung; 

2. der Ausgabebetrag der neuen Aktien darf 
den anteiligen Inventarwert nach § 63 Abs. 2 
Satz 2 nicht unterschreiten. 

Vierter Unterabschnitt 

Rechnungslegung 

§ 66 

Die Investmentaktiengesellschaft hat den Jah-
resabschluß spätestens sechs Monate nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres im Bundesanzeiger be-
kanntzumachen. In den nach den §§ 284 bis 287 
des Handelsgesetzbuchs zu erstellenden Anhang 
hat die Investmentaktiengesellschaft zusätzlich 
die in § 24 a Abs. 1 Satz 3 und § 25 j Abs. 3 vorge-
schriebenen Angaben aufzunehmen. In den La-
gebericht nach § 289 des Handelsgesetzbuchs 
hat die Investmentaktiengesellschaft zusätzlich 
die Hinweise nach § 62 Abs. 2 aufzunehmen. Die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts durch den Abschlußprüfer hat sich auch 
auf die Einhaltung der Vorschriften dieses Geset-
zes zu erstrecken. Das Ergebnis der Prüfung hat 
der Abschlußprüfer in den Bestätigungsvermerk 
zum Jahresabschluß aufzunehmen. 

§ 67 

(1) Die Investmentaktiengesellschaft ist ver-
pflichtet, innerhalb des Geschäftsjahres regelmä-
ßig mindestens einen Zwischenbericht zu veröf-
fentlichen, der alle wesentlichen Angaben ent-
halten muß, auf Grund derer es möglich ist, sich 
ein Urteil über die Tätigkeit der Investmentak-
tiengesellschaft und ihrer Finanzlage zu bilden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

gesellschaft, kann diese eigene Aktien erwerben, 
um einer Vergrößerung der Differenz zwischen 
Börsenpreis und Inventarwert entgegenzuwir-
ken. Der Rückkaufpreis darf den anteiligen In-
ventarwert abzüglich der Transaktionskosten 
nicht übersteigen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Die Investmentaktiengesellschaft hat der 
Bankaufsichtsbehörde und der Deutschen Bun-
desbank jeweils nach Ablauf von drei Kalender-
monaten unverzüglich mitzuteilen, in welchem 
Umfang, zu welchem Zeitpunkt und zu welchen 
Rückkaufpreisen sie innerhalb dieses Zeitraums 
eigene Aktien erworben hat. 

§ 65 

unverändert 

Vierter Unterabschnitt 

Rechnungslegung 

§ 66 

unverändert 

§ 67 

unverändert 
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Der Zwischenbericht muß insbesondere die Anga-
ben nach § 24 a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und 2 sowie die 
Hinweise nach § 62 Abs. 2 enthalten. Er ist inner-
halb von zwei Monaten nach dem Ende des Be-
richtszeitraums entweder durch Abdruck in min-
destens einem überregionalen Börsenpflichtblatt 
oder im Bundesanzeiger oder als Druckschrift zu 
veröffentlichen. Die Druckschrift wird dem Publi-
kum bei den Zahlstellen auf Verlangen kostenlos 
zur Verfügung gestellt. Wird der Zwischenbericht 
nicht im Bundesanzeiger veröffentlicht, so ist im 
Bundesanzeiger ein Hinweis darauf bekanntzu-
machen, wo der Zwischenbericht veröffentlicht 
und für das Publikum zu erhalten ist. 

(2) Die Investmentaktiengesellschaft hat der 
Bankaufsichtsbehörde und der Deutschen Bun-
desbank den Jahresabschluß unverzüglich nach 
der Feststellung und den Zwischenbericht unver-
züglich nach der Erstellung einzureichen.' 

57. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Drittes Ka-
pitel und wie folgt geändert: 

a) Die Kapitelüberschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Drittes Kapitel 
Bußgeld-, Übergangs- und 

Schlußvorschriften". 

b) Der bisherige § 50 a wird § 68 und wie folgt 
geändert: 

aa) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. einer Vorschrift 

a) des § 8 Abs. 1, 2, 2 a, 3, 3 a Satz 3, 
4 oder 5 oder Abs. 4, des § 8 a Abs. 1, 
2 Satz 1 oder 4, Abs. 3 oder 4 Satz 2, 
des § 8 b Abs. 1 oder 2 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Abs. 3, des § 8 d 
Abs. 1 oder 2, des § 8 e Abs. 1 oder 2 
Satz 1, 2 oder 3, des § 8 f Abs. 1, 2 
oder Abs. 3 Satz 2, der §§ 8 g, 8 h, 8 i 
Abs. 1, des § 8 j Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
oder 3, des § 8 k Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 2, der §§ 9 a, 9 b Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 3 oder des § 9 e Abs. 1 
Satz 1 über die Anlage eines Wert

-papier-Sondervermögens, 

b) des § 25 b Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, 
Abs. 3 oder 4 über die Anlage eines 
Beteiligungs-Sondervermögens, 

c) des § 27 Abs. 1, 2 Satz 2 bis 4 oder 
Abs. 5 Satz 1 bis 3, des § 27 a Abs. 1 
Satz 1, des § 27 b Abs. 1, des § 35 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 über die 
Anlage eines Grundstücks-Sonder-
vermögens oder 

2. einer Vorschrift des § 9 Abs. 2, 4 Satz 1 
oder Abs. 5 Satz 1 über das Verbot oder 
die Beschränkung von Rechtsgeschäf-
ten 

zuwiderhandelt. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

57. Der bisherige Siebte Abschnitt wird Drittes Kapi-
tel und wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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bb) In Absatz 2 werden die bisherige Num-
mer 1 die neue Nummer 2 und die bishe-
rige Nummer 2 die neue Nummer 1. Die 
neue Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. entgegen § 15 Abs. 5 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstattet,". 

cc) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 wird die Angabe „Buch-
stabe a und b, Nr. 2 und" durch das 
Wort  „bis" ersetzt. 

bbb) In Satz 2 wird die Angabe „Buch-
stabe b, Nr. 2 und" durch das Wort 

 „bis" ersetzt sowie nach der Angabe 
„Satz 1 und 3" die Angabe „und 
Abs. 2 Satz 1 und 2" eingefügt. 

c) Der bisherige § 51 wird § 69. 

d) Die bisherigen §§ 52 bis 53 b werden aufgeho-
ben.  

e) Nach § 69 wird folgender § 70 eingefügt: 

„§ 70 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf auf 
die am [einfügen: Datum des Inkrafttretens 
des Artikel 4 des Dritten Finanzmarktförde-
rungsgesetzes] bestehenden Sondervermögen 
noch bis zum [ 12 Monate nach Inkrafttreten 
des Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes] 
die Vorschriften dieses Gesetzes in der vor 
dem [einfügen: Datum des Inkrafttretens des 
Artikel 4 des Dritten Finanzmarktförderungs-
gesetzes] geltenden Fassung anwenden. 

(2) Die Vorschriften der §§ 8 d bis 8 m gelten 
nicht für diejenigen am [einfügen: Datum des 
Inkrafttretens des Artikel 4 des Dritten Fi-
nanzmarktförderungsgesetzes] bestehenden 
Sondervermögen, die nach den Vertragsbe-
dingungen überwiegend in Optionsscheinen, 
Optionsanleihen oder Wandelanleihen ange-
legt werden. Sie werden insoweit nach Maß-
gabe der bisherigen Vertragsbedingungen 
verwaltet. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft kann die 
Vertragsbedingungen für die am [einfügen: 
Datum des Inkrafttretens des Artikel 4 des 
Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes] be-
stehenden Sondervermögen ändern, um für 
Rechnung des Sondervermögens die nach § 8 
Abs. 3 a, §§ 8 d bis 8 h, 8 j, 8 k, 9 e, 27 Abs. 5, 
§§ 27 a bis 27 e und 35 Abs. 1 und 2 zugelasse-
nen Rechtsgeschäfte abschließen zu können. 
Die Bankaufsichtsbehörde erteilt die nach § 15 
Abs. 2 Satz 1 erforderliche Genehmigung, 
wenn die Anderung der Vertragsbedingungen 
mit den bisherigen Anlagegrundsätzen des 
Sondervermögens vereinbar ist. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) Nach § 69 wird folgender § 70 eingefügt: 

„§ 70 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf auf 
die am [einfügen: Datum des Inkrafttretens des 
Artikel 4 des Dritten Finanzmarktförderungs-
gesetzes] bestehenden Sondervermögen noch 
bis zum [36 Monate nach Inkrafttreten des 
Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes] die 
Vorschriften dieses Gesetzes in der vor dem 
[einfügen: Datum des Inkrafttretens des Arti-
kel 4 des Dritten Finanzmarktförderungsgeset-
zes] geltenden Fassung anwenden. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Enthält beim Inkrafttreten des Dritten 
Finanzmarktförderungsgesetzes die Firma ei-
nes Kaufmanns die Worte „Kapitalanlage „ , 
„Investment", „Investor" oder „Invest" allein 
oder in Zusammensetzung mit anderen Wor-
ten, ohne daß der Geschäftsbetrieb des Unter-
nehmens auf die in § 1 Abs. 1 aufgeführten 
Geschäfte gerichtet ist, so ist die Führung die-
ser Bezeichnung nur noch bis zum 31. Dezem-
ber 1999 gestattet, soweit nicht § 7 Abs. 3 an

-zuwenden ist. " 

f) Der bisherige § 55 wird § 71. 

Artikel 5 
Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 

Das Auslandinvestment-Gesetz vom 28. Juli 1969 
(BGBl. I S. 986), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie 
folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden nach dem Wo rt 
 „Kreditinstitute" die Worte „oder inlän-

dische Zweigniederlassungen von Kredit-
instituten mit Sitz im Ausland" eingefügt. 

bb) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe a werden die Worte 
„Zahlung des Kaufpreises" ersetzt 
durch die Worte „Eingang des Kauf-
preises bei der Depotbank". 

bbb) Buchstabe d wird wie folgt gefaßt: 

„d) außerhalb der in § 8 b Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über Ka-
pitalanlagegesellschaften ge-
nannten Grenzen keine Anteile 
an  risikogemischten Invest-
mentvermögen erworben wer-
den; diese Grenzen gelten nicht 
für Vermögen im Sinne von § 1 
Abs. 1 (ausländische Invest-
mentvermögen), deren aus-
schließlicher Zweck es ist, das 
eingelegte Geld in einer den 
§§ 25 k bis 25 m des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaf-
ten entsprechenden Weise in 
Anteilen anderer Investment-
vermögen anzulegen, " . 

ccc) In Buchstabe e werden nach den 
Worten „gemäß Buchstabe f" die 
Worte „oder um Sicherheitsleistun-
gen zur Erfüllung von Einschuß-
oder Nachschußverpflichtungen im 
Rahmen der Abwicklung von Ge-
schäften mit Finanzinstrumenten im 
Sinne des § 8 d Abs. 1 des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften" 
eingefügt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) unverändert 

f) unverändert 

Artikel 5 
Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 

Das Auslandinvestment-Gesetz vom 28. Juli 1969 
(BGBl. I S. 986), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 22. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2567), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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ddd) In Buchstabe g werden nach dem 
Wort  „haben" die Worte „und das 
Recht, die Lieferung von Wertpapie-
ren zu verlangen (Wertpapier-Kauf-
option), einem Dritten für Rechnung 
des Vermögens nur eingeräumt wer-
den darf, wenn die den Gegenstand 
der Wertpapier-Kaufoption bilden-
den Wertpapiere im Zeitpunkt der 
Einräumung der Kaufoption zum 
Vermögen gehören, " angefügt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe a bis c ist nicht 
auf ausländische Investmentvermögen anzu-
wenden, die in einer den §§ 51 bis 67 des Ge-
setzes über Kapitalanlagegesellschaften ver-
gleichbaren Weise gebildet sind und deren 
Anteile zu einem organisierten Markt im 
Sinne des § 2 Abs. 5 des Wertpapierhandels

-

gesetzes zugelassen sind." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Vor Vertragsabschluß ist dem Erwerber 
eines ausländischen Investmentanteils ein 
datierter Verkaufsprospekt der ausländischen 
Investmentgesellschaft kostenlos zur Verfü-
gung zu stellen. Dem Verkaufsprospekt sind 
die Vertragsbedingungen oder die Satzung 
der Investmentgesellschaft beizufügen. Auf 
die Beifügung der in Satz 2 genannten Unter

-

lagen kann verzichtet werden, wenn der Ver-
kaufsprospekt den wesentlichen Inhalt dieser 
Unterlagen sowie einen Hinweis auf die Stelle 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes enthält, 
bei der diese Unterlagen zur kostenlosen Aus-
gabe bereitgehalten werden. Dem Erwerber 
ist außerdem eine Durchschrift des Antrags 
auf Vertragsabschluß auszuhändigen oder 
eine Kaufabrechnung zu übersenden, die Hin-
weise auf die Höhe des Ausgabeaufschlags 
und auf die jährlich an  die Verwaltungsgesell-
schaft zu zahlende Vergütung enthalten müs-
sen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 Nr. 3 werden nach den Worten 
„verwendet werden" das Wo rt  „und" 
durch ein Komma ersetzt und nach den 
Worten „gehalten wird" die Worte „sowie 
ob und gegebenenfalls innerhalb welcher 
Grenzen und aufgrund welcher sonstigen 
Voraussetzungen Geschäfte mit Derivaten 
im Sinne des § 1 Abs. 11 Satz 4 des Geset-
zes über das Kreditwesen getä tigt wer-
den" eingefügt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort  „neun" durch das 
Wort  .. acht" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. unverändert 
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c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

„(3) Für ausländische Investmentvermögen 
im Sinne von § 2 Abs. 2 gilt Absatz 2 Satz 2 
Nr. 1 bis 3 und 5 entsprechend. Der Verkaufs-
prospekt dieser Investmentvermögen muß 
darüber hinaus Angaben enthalten 

1. über den organisierten Markt, an dem die 
Anteile des Investmentvermögens gehan-
delt werden; 

2. darüber, daß der an dem organisierten 
Markt ermittelte Kurs der Anteile des In-
vestmentvermögens von dem Nettoinventar

-

wert des Investmentvermögens abweichen 
kann sowie ob und welche Maßnahmen 
von der Investmentgesellschaft im Falle ei-
ner erheblichen Abweichung des Kurses 
der Anteile vom Nettoinventarwert des In-
vestmentvermögens getroffen werden; 

3. darüber, daß die Anteilinhaber von der In-
vestmentgesellschaft nicht jederzeit die 
Rücknahme der Anteile und die Auszah-
lung des auf die Anteile entfallenden Ver-
mögensteils verlangen können. " 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 und 2 werden nach den Wor-
ten „Vermögen gehörenden Wertpapiere, " je-
weils die Worte „Geschäfte mit Finanzinstru-
menten im Sinne des § 8 d Abs. 1 des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften," eingefügt. 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 
und 4 angefügt: 

„ (3) Für ausländische Investmentvermögen 
im Sinne von § 2 Abs. 2 müssen die gemäß 
Absatz 1 Nr. 1 und 2 zu veröffentlichenden 
Unterlagen statt des Unterschiedes zwischen 
der Anzahl der im Berichtszeitraum ausgege-
benen und zurückgenommenen Anteile eine 
Darstellung der Entwicklung des Kurses der 
Anteile des Investmentvermögens und des 
Nettoinventarwertes des Investmentvermö-
gens im Berichtszeitraum enthalten. 

(4) Absatz 1 Nr. 3 und Absatz 2 gelten nicht 
für ausländische Investmentvermögen im 
Sinne von § 2 Abs. 2. Die Investmentgesell-
schaften veröffentlichen für diese Investment-
vermögen stattdessen täglich den an  dem or-
ganisierten Markt ermittelten Kurs der Anteile 
des Investmentvermögens und wöchentlich 
zusätzlich den Nettoinventarwert des Invest-
mentvermögens in einer im Verkaufsprospekt 
anzugebenden hinreichend verbreiteten Wirt

-schafts- oder Tageszeitung mit  Erscheinungs-
ort im Geltungsbereich dieses Gesetzes. In 
sonstigen Veröffentlichungen und Werbe-
schriften über das Investmentvermögen im 
Sinne von § 2 Abs. 2 dürfen der Kurs der An-
teile und der Nettoinventarwert des Invest- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. unverändert 
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mentvermögens nur gemeinsam genannt wer-
den. " 

4. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 1 wird folgende Num-
mer 1 a eingefügt: 

„1 a. Bestätigungen des Repräsentanten, 
der Depotbank und der Zahlstelle 
über die Übernahme dieser Funktio-
nen, " . 

bb) Nummer 6 Buchstabe d wird wie folgt ge-
faßt: 

„d) der Behörde auf Verlangen über ihre 
Geschäftstätigkeit Auskunft zu ertei-
len und Unterlagen vorzulegen,". 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Verlangen der Behörde gemäß Satz 1 Nr. 6 
Buchstabe c und d haben keine aufschieben-
de Wirkung. " 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden die Worte „Die Behörde 
hat" durch die Worte „Die Behörde untersagt" 
ersetzt und die Worte „zu untersagen" gestri-
chen sowie in Nummer 1 nach dem Wort  „er-
stattet" die Worte „oder der Vertrieb vor Ab-
lauf der Frist nach Absatz 1 aufgenommen" 
eingefügt. 

b) In Absatz 4 Nr. 2 werden nach dem Wort 
 „wird" die Worte „oder der Behörde im Rah-

men der Bekanntmachungspflicht nach § 6 
Abs. 3 entstandene Kosten entgegen § 9 
Abs. 2 trotz Mahnung nicht erstattet werden" 
eingefügt. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein-
gefügt: 

„ (4 a) Hat die Behörde den weiteren Ver-
trieb ausländischer Investmentanteile nach Ab-
satz 3 Nr. 1, 3 oder 4 untersagt, darf die aus-
ländische Investmentgesellschaft die Absicht, 
diese ausländischen Investmentanteile im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zu vertrei-
ben, erst wieder anzeigen, wenn seit dem Tag 
der Untersagung ein Jahr verstrichen ist." 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge-
fügt: 

„(2) Entstehen der Behörde durch Bekannt-
machungspflichten im Rahmen des § 6 Abs. 3 
und § 8 Abs. 6 Kosten, sind diese der Behörde 
zu erstatten. " 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 mit der 
Maßgabe, daß nach den Worten „Die Gebüh-
ren" die Worte „und Kosten" eingefügt wer-
den. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 
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7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt: 

„ (1) Jede Werbung der ausländischen 
Investmentgesellschaft, des Repräsentanten 
oder einer mit dem Vertrieb befaßten Person 
für den Erwerb ausländischer Investmentan-
teile muß auf den Verkaufsprospekt und die 
Stellen im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
wo dieser erhältlich ist, hinweisen." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 mit der 
Maßgabe, daß die Worte „Anordnungen nach 
Absatz 1" durch die Worte „Absatz 1 oder An-
ordnungen nach Absatz 2" ersetzt werden. 

8. In § 15 Abs. 1 und 2 wird das Wort „Gemein-
schaften" jeweils durch das Wort  „Union" er-
setzt. 

9. § 15 a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort  „Kreditinsti-
tut" die Worte „oder eine inländische Zweig-
niederlassung eines Kreditinstituts mit Sitz im 
Ausland" eingefügt und die Worte „über das" 
durch die Worte „über welche" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach den Worten „vorge-
schriebenen Informationen" die Worte „im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes" eingefügt. 

c) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Angaben über die nach Satz 1 und 2 getrof-
fenen Maßnahmen sind in den im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes verbreiteten Ver-
kaufsprospekt aufzunehmen. " 

10. § 15 b wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 mit der 
Maßgabe, daß in Satz 1 das Wort  „Gemein-
schaften" durch das Wort  „Union" ersetzt 
wird. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Die Investmentgesellschaft ist hinsicht-
lich der von ihr verwalteten ausländischen In-
vestmentvermögen kein kontrolliertes Unter-
nehmen im Sinne des § 22 Abs. 1 Nr. 2 des 
Wertpapierhandelsgesetzes. Kann der Anteil-
inhaber im Regelfall keine Weisungen für die 
Ausübung der Stimmrechte erteilen, gelten 
Stimmrechte aus Aktien, die zu einem von der 
Investmentgesellschaft verwalteten Invest-
mentvermögen gehören, dessen Vermögens-
gegenstände im Miteigentum der Anteilinha-
ber stehen, für die Anwendung des § 21 
Abs. 1 des Wertpapierhandelsgesetzes als 
Stimmrechte der Investmentgesellschaft; ste-
hen die Vermögensgegenstände des Invest-
mentvermögens im Eigentum der Investment-
gesellschaft, ist auf die Stimmrechte § 22 
Abs. 1 des Wertpapierhandelsgesetzes nicht 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 
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anzuwenden. Stimmrechte aus Aktien, die zu 
einem von der Investmentgesellschaft verwal-
teten Investmentvermögen gehören, bleiben 
bei der Berechnung des Stimmrechtsanteils 
nach § 21 Abs. 1 des Wertpapierhandelsgeset-
zes unberücksichtigt, wenn der Stimmrechts-
anteil unter Einbeziehung der Stimmrechte 
aus diesen Aktien unter 10 vom Hundert 
liegt. 

11. § 15c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort  „Gemein

-

schaften" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

bb) Nach Nummer 4 wird folgende Num-
mer 4 a eingefügt: 

„4 a. Bestätigungen der gemäß § 15 a Satz 1 
und 2 beauftragten Stellen über die 
Übernahme der Funktionen, " 

b) In Absatz 3 wird das Wort  „zwei" durch das 
Wort  „vier" ersetzt. 

12. § 15 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort  „er-
stattet" die Worte „oder der Vertrieb vor 
Ablauf der Frist nach Absatz 1 aufgenom-
men" eingefügt. 

bb) In Nummer 3 wird das Wort  „Gemein-
schaften" durch das Wort  „Union" ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden nach dem Wo rt  „werden" 
die Worte „oder eine nach § 15 e Abs. 1 Nr. 2 
zu entrichtende Gebühr trotz Mahnung nicht 
gezahlt wird" eingefügt. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein-
gefügt: 

„ (4 a) Hat die Behörde den weiteren Ver-
trieb ausländischer Investmentanteile nach 
Absatz 3 Nr. 1 oder 2 untersagt, darf die aus-
ländische Investmentgesellschaft die Absicht, 
diese ausländischen Investmentanteile im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zu vertrei-
ben, erst wieder anzeigen, wenn seit dem Tag 
der Untersagung ein Jahr verstrichen ist. " 

d) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort  „Gemein-
schaften" durch das Wo rt  „Union" ersetzt. 

13. § 15 e wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Entstehen der Behörde durch Bekannt-
machungspflichten im Rahmen des § 15 d 
Abs. 6 Kosten, sind diese der Behörde zu er-
statten. " 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 mit der 
Maßgabe, daß nach den Worten „Die Gebüh-
ren" die Worte „und Kosten" eingefügt wer-
den. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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14. In § 15 f Abs. 1 werden die Sätze 2 und 3 wie folgt 
gefaßt: 

„Ferner ist ihm eine Durchschrift des Antrags auf 
Vertragsabschluß auszuhändigen oder eine Kauf-
abrechnung zu übersenden. Diese Unterlagen 
müssen eine Belehrung über das Recht des Käu-
fers zum Widerruf nach § 15 h enthalten. " 

15. § 15 g wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) Jede Werbung der ausländischen In-
vestmentgesellschaft, eines von ihr beste llten 
Repräsentanten oder einer mit dem Vertrieb 
befaßten Person für den Erwerb von EG-In-
vestmentanteilen muß auf den Verkaufspro-
spekt und die Stellen im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes, wo dieser erhältlich ist, hinwei-
sen." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 mit 
der Maßgabe, daß die Angabe „§ 10 Abs. 1 
Satz 2" durch die Angabe „§ 10 Abs. 2 Satz 2" 
ersetzt wird. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 mit der 
Maßgabe, daß die Worte „Anordnungen nach 
Absatz 1" durch die Worte „Absatz 1 oder An-
ordnungen nach Absatz 2" ersetzt werden. 

16. In § 15j Satz 1 wird das Wort  „Gemeinschaften" 
durch das Wort  „Union" ersetzt. 

17. In § 15k Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 wird das Wort 
 „Gemeinschaften" jeweils durch das Wort 
 „Union" ersetzt. 

18. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ausschüttungen auf ausländische Invest-
mentanteile sowie die von einem Vermögen 
im Sinne des § 1 Abs. 1 (ausländisches Invest-
mentvermögen) vereinnahmten nicht zur Ko-
stendeckung oder Ausschüttung verwendeten 
Zinsen, Dividenden, Erträge aus der Vermie-
tung und Verpachtung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten, Gewinne im 
Sinne des § 22 Nr. 2 in Verbindung mit § 23 
des Einkommensteuergesetzes sowie sonstige 
Erträge (ausschüttungsgleiche Erträge) gehö-
ren zu den Einkünften aus Kapitalvermögen 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommen-
steuergesetzes, wenn sie nicht Betriebsein-
nahmen des Steuerpflichtigen sind. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Ausschüttungen auf ausländische 
Investmentanteile sind insoweit steuerfrei, als 
sie Gewinne aus der Veräußerung von Wert-
papieren und Bezugsrechten auf Anteile an 
Kapitalgesellschaften enthalten, es sei denn, 
daß es sich um Veräußerungsgeschäfte im 
Sinne des § 22 Nr. 2 in Verbindung mit § 23 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2, Abs. 2 und 3 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

14. unverändert 

15. unverändert 

 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. In § 17 Abs. 2a werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgenden neuen Satz ersetzt: 
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des Einkommensteuergesetzes handelt, oder 
daß die Ausschüttungen Betriebseinnahmen 
des Steuerpflichtigen sind. Enthalten die Aus-
schüttungen Erträge aus der Veräußerung von 
Bezugsrechten auf Freianteile an Kapitalge-
sellschaften, so kommt die Steuerfreiheit inso-
weit nicht in Betracht, als die Erträge Kapital-
erträge im Sinne des § 20 des Einkommen-
steuergesetzes sind. Die Ausschüttungen auf 
ausländische Investmentanteile sind insoweit 
steuerfrei, als sie Gewinne aus der Veräuße-
rung von Grundstücken und grundstücksglei-
chen Rechten enthalten, es sei denn, daß es 
sich um Veräußerungsgeschäfte im Sinne des 
§ 22 Nr. 2 in Verbindung mit § 23 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a, Nr. 2, Abs. 2 und 3 des Einkom-
mensteuergesetzes handelt, oder daß die Aus-
schüttungen Betriebseinnahmen des Steuer-
pflichtigen sind. Den in den Ausschüttungen 
enthaltenen Gewinnen im Sinne der Num-
mern 1 und 2 stehen die hierauf entfallenden 
Teile des Ausgabepreises für ausgegebene 
ausländische Investmentanteile gleich. " 

c) In Absatz 2 a werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgenden neuen Satz 2 ersetzt: 

„Zwischengewinn ist das Entgelt für die dem 
Inhaber der ausländischen Investmentanteile 
noch nicht zugeflossenen oder als zugeflossen 
geltenden 

1. Einnahmen des ausländischen Investment-
vermögens im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 7 
und Abs. 2 mit Ausnahme der Nummer 2 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes 
sowie für die angewachsenen Ansprüche 
des ausländischen Investmentvermögens 
auf derartige Einnahmen; die Ansprüche 
sind auf der Grundlage des § 20 Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes und des § 21 
Abs. 2 und 3 zu bewerten; 

2. Zwischengewinne des ausländischen In-
vestmentvermögens; 

3. Einnahmen des ausländischen Investment-
vermögens aus Anteilen an  Investmentver-
mögen, soweit darin Erträge im Sinne des 
§ 38 b Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften enthalten sind; 

4. Einnahmen des ausländischen Investment-
vermögens aus ausländischen Investment-
anteilen; 

5. zum Zeitpunkt der Rückgabe oder Veräu-
ßerung des ausländischen Investmentan-
teils oder der Abtretung der Ansprüche aus 
dem Anteil veröffentlichten Zwischenge-
winne von Investmentvermögen, an  denen 
das ausländische Investmentvermögen An-
teile hält." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

„Zwischengewinn ist das Entgelt für die dem 
Inhaber der ausländischen Investmentanteile 
noch nicht zugeflossenen oder als zugeflossen 
geltenden 

1. Einnahmen des ausländischen Investment-
vermögens im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 7 
und Abs. 2 mit Ausnahme der Nummer 2 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes 
sowie für die angewachsenen Ansprüche 
des ausländischen Investmentvermögens 
auf derartige Einnahmen; die Ansprüche 
sind auf der Grundlage des § 20 Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes zu bewe rten; 

2. unverändert 

3. Einnahmen des ausländischen Investment-
vermögens aus Anteilen an inländischen 
Sondervermögen, soweit darin Erträge im 
Sinne des § 38b Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Geset-
zes über Kapitalanlagegesellschaften ent-
halten sind; 

4. Einnahmen des ausländischen Investment-
vermögens aus ausländischen Investment-
anteilen außer Veräußerungsgewinnen im 
Sinne des Absatzes 2 Nr. 1; 

5. zum Zeitpunkt der Rückgabe oder Veräuße-
rung des ausländischen Investmentanteils 
oder der Abtretung der Ansprüche aus dem 
Anteil veröffentlichten Zwischengewinne 
von inländischen und ausländischen In-
vestmentvermögen, an denen das auslän-
dische Investmentvermögen Anteile hält." 
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d) Absatz 3 Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe aa bis cc wird wie folgt gefaßt: 

„aa) Veräußerungsgewinnen im Sinne des 
§ 22 Nr. 2 in Verbindung mit § 23 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2, Abs. 2 und 3 
des Einkommensteuergesetzes sowie 
steuerfreien Veräußerungsgewinnen im 
Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 Satz 1, 

bb) steuerfreien Erträgen im Sinne des Ab-
satzes 2 Nr. 1 Satz 2, 

cc) Veräußerungsgewinnen im Sinne des 
§ 22 Nr. 2 in Verbindung mit § 23 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2, Abs. 2 und 3 des 
Einkommensteuergesetzes sowie steuer-
freien Veräußerungsgewinnen im Sinne 
des Absatzes 2 Nr. 2, " . 

19. § 18 a Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Ausschüttungen im Sinne des § 17, soweit sie 
nicht enthalten 

a) steuerfreie Gewinne aus der Veräußerung 
von Wertpapieren und Bezugsrechten auf 
Anteile an Kapitalgesellschaften, 

b) steuerfreie Gewinne aus der Veräußerung 
von Grundstücken und grundstücksglei-
chen Rechten, 

c) die auf diese steuerfreien Gewinne entfal-
lenden Teile des Ausgabepreises des aus-
ländischen Investmentanteils; ". 

20. Dem § 19 a wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Von den Vorschriften in der Fassung des 
Artikels 5 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) sind 
§ 17 Abs. 1, Abs. 2 und 3, § 18 Abs. 1 sowie § 18 a 
Abs. 1 und 2 erstmals auf Gewinne anzuwenden, 
die dem ausländischen Investmentvermögen 
nach dem 31. Dezember 1998 zufließen, und § 17 
Abs. 2 a erstmals auf Zwischengewinne anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 1997 zuflie-
ßen. " 

21. In § 21 Abs. 1 werden die Angabe „§ 10 Abs. 2" 
durch die Angabe „ § 10 Abs. 3" und die Angabe 
„§ 15 g Abs. 2" durch die Angabe „§ 15 g Abs. 3" 
ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung 
des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406), das zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. März 1997 
(BGBl. I S. 726) geändert worden ist, wird die An-
gabe „§ 15 b Satz 1" durch die Angabe „§ 15 b Abs. 1 
Satz 1" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

19. entfällt 

20. Dem § 19 a wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) § 17 Abs. 2 a in der Fassung des Artikels 5 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals auf 
Zwischengewinne anzuwenden, die ab dem ... 
(Inkrafttreten des Gesetzes) zufließen." 

21. unverändert 

Artikel 6 
unverändert 
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Artikel 7 
Änderung des Gesetzes 

über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 

Das Gesetz über Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften vom 17. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2488), 
zuletzt geändert durch Artikel 50 des Gesetzes vom 
5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Nach § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

„§ 1a 
Begriffsbestimmungen 

(1) Offene Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften sind Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften, die ihre Geschäfte unter Beachtung des 
§ 7 Abs. 1 bis 5 betreiben. Integrierte Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften sind Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften, die von der 
Möglichkeit des § 7 Abs. 6 Gebrauch machen, 
von den Vorschriften des § 7 Abs. 1 bis 5 abzu-
weichen. 

(2) Wagniskapitalbeteiligungen sind Aktien, 
Geschäftsanteile an einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung, Kommanditanteile, Beteili-
gungen als Komplementär, Beteiligungen als 
sti ller Gesellschafter im Sinne des § 230 des Han-
delsgesetzbuchs und Genuarechte. 

(3) Mutterunternehmen sind Unternehmen, die 
als Mutterunternehmen im Sinne des § 290 des 
Handelsgesetzbuchs gelten oder die einen be-
herrschenden Einfluß ausüben können, ohne daß 
es auf die Rechtsform und den Sitz ankommt. 
Tochterunternehmen sind Unternehmen, die als 
Tochterunternehmen im Sinne des § 290 des 
Handelsgesetzbuchs gelten oder auf die ein be-
herrschender Einfluß ausgeübt werden kann, 
ohne daß es auf die Rechtsform und den Sitz an

-kommt. Schwesterunternehmen sind Unterneh-
men, die ein gemeinsames Mutterunternehmen 
haben. 

(4) Bilanzsumme ist die Bilanzsumme, die sich 
aus der letzten geprüften Bilanz ergibt. " 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Eine Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaft darf in der Rechtsform der Ak tienge-
sellschaft, der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, der Kommanditgesellschaft und der 
Kommanditgesellschaft auf Aktien betrieben 
werden. 

(2) Satzungsmäßig oder gesellschaftsver-
traglich festgelegter Unternehmensgegen-
stand der Untemehmensbeteiligungsgesell-
schaft muß vorbehaltlich abweichender Vor-
schriften des Zweiten Abschnitts ausschließ-
lich der Erwerb, das Halten, die Verwaltung 
und die Veräußerung von Wagniskapitalbetei-
ligungen sein. Im Gesellschaftsvertrag oder in 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 7 
Änderung des Gesetzes 

über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 

Das Gesetz über Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften vom 17. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2488), 
zuletzt geändert durch Artikel 50 des Gesetzes vom 
5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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der Satzung der Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaft ist festzulegen, ob sie eine offene 
oder eine integrierte Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft sein soll." 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort  „Grundkapi-
tal" durch die Worte „Grund- oder Stammka-
pital" ersetzt. 

3. Im Zweiten Abschnitt wird die Überschrift des 
Ersten Unterabschnitts gestrichen. 

4. Die §§ 3 bis 8 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 3 

Zulässige Geschäfte 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf außer den in § 2 Abs. 2 bezeichneten Ge-
schäften nur die in den folgenden Absätzen be-
zeichneten Geschäfte betreiben. 

(2) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf Unternehmen, an denen sie eine Wagniska-
pitalbeteiligung hält, Darlehen gewähren. 

(3) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf verfügbares Geld zur Anlage bei Kreditinsti-
tuten und zum Ankauf von Schuldverschreibun-
gen verwenden. 

(4) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf Kredite aufnehmen sowie Genußrechte 
und Schuldverschreibungen begeben. Werden 
Schuldverschreibungen begeben, darf die Unter-
nehmensbeteiligungsgesellschaft Darlehen nach 
Absatz 2 nur mit der Maßgabe gewähren, daß 
diese im Fall der Insolvenz des Unternehmens 
erst nach Befriedigung aller nicht nachrangigen 
Gläubiger zurückgezahlt werden. 

(5) Der Erwerb von Grundstücken ist der Un-
ternehmensbeteiligungsgesellschaft nur zur Be-
schaffung von Geschäftsräumen gestattet. 

(6) Sonstige Geschäfte darf die Unternehmens-
beteiligungsgesellschaft nur tätigen, wenn sie 
mit ihrem Unternehmensgegenstand zusammen-
hängen. 

§ 4 

Anlagegrenzen 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf Wagniskapitalbeteiligungen an  einem Un-
ternehmen nur erwerben, soweit zum Zeitpunkt 
des Erwerbs ihre Anschaffungskosten zusammen 
mit dem Buchwert der von der Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft an  diesem Unternehmen 
bereits gehaltenen Wagniskapitalbeteiligungen 
30 vom Hundert der Bilanzsumme der Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaft nicht übersteigen. 
Wagniskapitalbeteiligungen an  Konzernunter-
nehmen im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes 
gelten als Wagniskapitalbeteiligungen an  dem-
selben Unternehmen. 

(2) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf Wagniskapitalbeteiligungen an Unterneh- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. unverändert 

4. Die §§ 3 bis 8 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 3 

unverändert 

 

§ 4 

Anlagegrenzen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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men, deren Aktien oder Genußrechte zum Han-
del an einem organisierten Markt im Sinne des 
§ 2 Abs. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes zuge-
lassen oder die in den Freiverkehr einbezogen 
oder die Mutterunternehmen solcher Unterneh-
men sind (börsennotierte Unternehmen), nur er-
werben, soweit zum Zeitpunkt des Erwerbs die-
ser Wagniskapitalbeteiligungen die Anschaf-
fungskosten zusammen mit dem Buchwert der 
von der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
an solchen Unternehmen insgesamt bereits ge-
haltenen Wagniskapitalbeteiligungen 30 vom 
Hundert der Bilanzsumme der Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft nicht übersteigen. Anteile 
an einem börsennotierten Unternehmen, dessen 
Bilanzsumme 500 Millionen Deutsche Mark 
übersteigt, dürfen nicht erworben werden. 

(3) Eine offene Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaft darf Wagniskapitalbeteiligungen an 
einem Unternehmen nur erwerben, soweit sie 
dadurch bei dem Unternehmen nicht mehr als 
49 vom Hundert der Stimmrechte erlangt. Diese 
Grenze darf beim Erwerb von Wagniskapitalbe-
teiligungen an einem Unternehmen, das nicht 
börsennotiert im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 ist, 
einmalig überschritten werden. In diesem Fa ll 

 muß die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
innerhalb von acht Jahren nach Überschreiten 
der in Satz 1 genannten Grenze ihre Wagniskapi-
talbeteiligungen soweit zurückführen, daß sie 
die Grenze wieder einhält. 

(4) Eine integrierte Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft darf nur Wagniskapitalbeteili-
gungen an Unternehmen erwerben, bei denen 
mindestens einer der zur Geschäftsführung Be-
rechtigten eine natürliche Person ist, die mit min-
destens 10 vom Hundert an den Stimmrechten 
des Unternehmens beteiligt ist. Mehrheitsbeteili-
gungen der integrierten Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft müssen vor Ablauf eines Jah-
res so zurückgeführt werden, daß die Unter-
nehmensbeteiligungsgesellschaft nicht mehr als 
49 vom Hundert der Stimmrechte hält. 

(5) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf Wagniskapitalbeteiligungen an  Unterneh-
men, deren Sitz oder Geschäftsleitung nicht in ei-
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum liegt, 
nur erwerben, soweit zum Zeitpunkt des Erwerbs 
der Wagniskapitalbeteiligungen ihre Anschaf-
fungskosten zusammen mit dem Buchwert der 
von der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
an solchen Unternehmen insgesamt bereits ge-
haltenen Wagniskapitalbeteiligungen 30 vom 
Hundert der Bilanzsumme der Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft nicht übersteigen. 

(6) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf eine Wagniskapitalbeteiligung länger als 
zwölf Jahre nur halten, soweit der Buchwert a ller 
länger als zwölf Jahre gehaltenen Wagniskapital-
beteiligungen 30 vom Hundert der Bilanzsumme 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) Eine offene Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaft darf Wagniskapitalbeteiligungen an 
einem Unternehmen nur erwerben, soweit sie 
dadurch bei dem Unternehmen nicht mehr als 
49 vom Hundert der Stimmrechte erlangt. Diese 
Grenze darf bei Wagniskapitalbeteiligungen an 
einem Unternehmen, das nicht börsennotiert im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 ist, einmalig über-
schritten werden. In diesem Fa ll  muß die Unter-
nehmensbeteiligungsgesellschaft innerhalb von 
acht Jahren nach Überschreiten der in Satz 1 ge-
nannten Grenze ihre Wagniskapitalbeteiligungen 
soweit zurückführen, daß sie die Grenze wieder 
einhält. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 
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nicht übersteigt. Typische stille Beteiligungen 
werden bei der Berechnung nach Satz 1 nicht be-
rücksichtigt. 

(7) Darlehen dürfen einem Unternehmen nur 
bis zur Höhe der dreifachen Anschaffungskosten 
der an dem Unternehmen gehaltenen Wagniska-
pitalbeteiligungen gewährt werden und zusam-
men mit dem Buchwert der Wagniskapitalbeteili-
gungen an diesem Unternehmen 30 vom Hun-
dert der Bilanzsumme der Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft nicht übersteigen; Absatz 1 
Satz 2 ist anzuwenden. Der Gesamtbetrag der 
den Unternehmen gewährten Darlehen darf zum 
Zeitpunkt der Darlehensgewährung 30 vom 
Hundert der Bilanzsumme der Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft nicht übersteigen. 

§ 5 

Unzulässige Geschäfte 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf keine Wagniskapitalbeteiligungen an Unter-
nehmen halten, die Mutterunternehmen oder 
Schwesterunternehmen der Unternehmensbetei-
ligungsgesellschaft sind. 

(2) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf keine Beteiligungen als stiller Gesellschaf-
ter an der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
gewähren. 

§ 6 

Verletzung der Vorschriften 
über den Geschäftskreis 

Ein Verstoß gegen die §§ 3 bis 5 berührt die 
Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts nicht. 

§ 7 
Anteilstruktur, Mitteilungspflichten 

(1) Eine offene Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaft darf spätestens fünf Jahre nach ihrer 
Anerkennung kein Tochterunternehmen mehr 
sein. Ein Anteilinhaber darf nach Ablauf dieser 
Frist nicht mehr maßgeblich beteiligt sein. Maß-
geblich beteiligt ist, wer bei einer Unterneh

-

mensbeteiligungsgesellschaft unmittelbar oder 
über ein kontrolliertes Unternehmen mehr als 
40 vom Hundert des Kapitals hält oder wem un-
mittelbar oder über ein kontrolliertes Unterneh-
men mehr als 40 vom Hundert der Stimmrechte 
der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft zu-
stehen. § 22 Abs. 1 und 3 des Wertpapierhandels

-

gesetzes gilt für die Berechnung des Stimm-
rechtsanteils entsprechend, für die Berechnung 
des Kapitalanteils mit der Maßgabe entspre-
chend, daß an die Stelle der Stimmrechte die 
Kapitalanteile treten. 

(2) Wird ein Unternehmen Mutterunternehmen 
einer offenen Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaft, hat es dies der Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft und der Behörde unverzüglich 
unter Angabe der Höhe seines Kapital- und 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(7) unverändert 

§ 5 

unverändert 

§ 6 

unverändert 

§ 7 

unverändert 
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Stimmrechtsanteils, des Zeitpunkts, in dem es 
Mutterunternehmen wurde, und seiner Anschrift 
schriftlich mitzuteilen. Eine entsprechende Ver-
pflichtung besteht, wenn das Unternehmen nicht 
mehr Mutterunternehmen der Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft ist. Wer an einer offenen 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft maßgeb-
lich beteiligt ist, hat der Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft und der Behörde unverzüglich 
die Höhe seines Kapital- und Stimmrechtsanteils 
unter Angabe des Zeitpunkts, ab dem er maß-
geblich beteiligt ist, und seiner Anschrift schrift-
lich mitzuteilen. Eine entsprechende Verpflich-
tung besteht, wenn er nicht mehr maßgeblich be-
teiligt ist. 

(3) Wer eine Mitteilung nach Absatz 2 abgege-
ben hat, muß auf Verlangen der Behörde oder 
der offenen Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaft das Bestehen des mitgeteilten Kapital- und 
Stimmrechtsanteils nachweisen. 

(4) Rechte aus Anteilen des Mutterunterneh-
mens oder aus einer maßgeblichen Beteiligung 
an einer offenen Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaft, die einem nach Absatz 2 Satz 1 oder 3 
Mitteilungspflichtigen oder einem kontrollierten 
Unternehmen gehören, bestehen nicht für die 
Zeit, für welche die Mitteilungspflichten nach 
Absatz 2 Satz 1 oder 3 nicht erfüllt werden. 

(5) Rechte aus Anteilen an einer offenen Unter-
nehmensbeteiligungsgesellschaft von Mutterun-
ternehmen, anderen Unternehmen oder Perso-
nen, die an der Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaft maßgeblich beteiligt sind, und von die-
sen Unternehmen oder Personen unmittelbar 
oder mittelbar kontrollierten Unternehmen be-
stehen nach Ablauf der in Absatz 1 genannten 
Frist nicht für die Anteile, die zusammen mehr 
als 40 vom Hundert der Kapital- oder Stimm-
rechtsanteile an der Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaft gewähren. 

(6) Eine integrierte Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft darf ihre Geschäfte abwei-
chend von den Vorschriften der Absätze 1 bis 5 
nur betreiben, wenn sie die Anlagegrenzen des 
§ 4 Abs. 4 beachtet. 

§8 
Jahresabschluß, 

Lagebericht und Abschlußprüfung 

(1) Auf Unternehmensbeteiligungsgesellschaf-
ten, die kleine Kapitalgesellschaften im Sinne 
des § 267 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs sind 
und die nicht die Voraussetzungen des § 267 
Abs. 3 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs erfüllen, 
sind die für mittelgroße Kapitalgesellschaften 
(§ 267 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs) geltenden 
Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuchs anzuwenden. 

(2) Unternehmensbeteiligungsgesellschaften, 
die Kommanditgesellschaften sind, haben einen 
Jahresabschluß und einen Lagebericht entspre- 
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chend den für mittelgroße Kapitalgesellschaften 
(§ 267 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs) geltenden 
Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuchs mit Ausnahme 
der die Offenlegung be treffenden Vorschriften 
der §§ 325 bis 329 aufzustellen. Als Feststellung 
des Jahresabschlusses ist die Billigung des Jah-
resabschlusses durch den oder die vertretungs-
berechtigten Gesellschafter anzusehen. Soweit 
eine Unternehmensbeteiligungsgesellschaft, die 
Kommanditgesellschaft ist, zur Rechnungsle-
gung nach den Bestimmungen des Gesetzes über 
die Rechnungslegung von bestimmten Unterneh-
men und Konzernen vom 15. August 1969 (BGBl. I 
S. 1189, 1970 I S. 1113), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3210), verpflichtet ist, verbleibt es bei 
dieser Verpflichtung mit der Maßgabe, daß sie 
einen Lagebericht aufzustellen hat. 

(3) Die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts durch den Abschlußprüfer hat sich 
auch auf die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Gesetzes zu erstrecken. Das Ergebnis dieser Prü-
fung hat der Abschlußprüfer in den Bestäti-
gungsvermerk zum Jahresabschluß aufzuneh-
men. " 

5. Der Zweite und Dritte Unterabschnitt werden 
aufgehoben. 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden in Satz 2 nach dem Wo rt 
 „Aktionäre" die Worte „oder Gesellschafter" 

eingefügt. 

b) In Absatz 3 wird das Wort  „fünfzigtausend" 
durch das Wort  „fünfhunderttausend" ersetzt. 

7. Die §§ 15 bis 18 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 15 

Antrag 

Die Anerkennung als Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft ist schriftlich zu beantragen. 
Dem Antrag sind in Urschrift oder öffentlich be-
glaubigter Abschrift beizufügen: 

1. die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag in 
der neuesten Fassung; 

2. die Urkunden über die Bestellung des Vor-
stands, der Geschäftsführer oder Komplemen-
täre und die Urkunden über die Bestellung 
des Aufsichtsrats; bei einer Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft, die in der Rechtsform 
der Kommanditgesellschaft oder Kommandit-
gesellschaft auf Aktien bet rieben werden soll 
und bei der ein Komplementär eine juristische 
Person ist, zusätzlich die Urkunde über die 
Bestellung der geschäftsführenden Organe 
der juristischen Person; 

3. ein Handelsregisterauszug nach neuestem 
Stand oder eine Bestätigung des Registerge-
richts, daß die Eintragung der Gesellschaft in 
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das Handelsregister nur noch von der Aner-
kennung als Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaft abhängt. 

§ 16 

Voraussetzungen der Anerkennung, Erlöschen 

(1) Eine Gesellschaft ist als Unternehmensbe

-

teiligungsgesellschaft anzuerkennen, wenn 

1. sie die Voraussetzungen des § 2 erfüllt, 

2. ihre Geschäfte den Regeln des § 3 und den 
Anlagegrenzen des § 4 entsprechen, 

3. sie keine Wagniskapitalbeteiligungen an ihrem 
Mutterunternehmen oder einem Schwester-
unternehmen hält, 

4. keine Beteiligungen als sti ller Gesellschafter 
an der Gesellschaft bestehen und 

5. der Antrag nach § 15 ordnungsgemäß und 
vollständig gestellt ist. 

(2) Für die Berechnung der in § 4 Abs. 3 Satz 3, 
Abs. 4 Satz 2 und Abs. 6 Satz 1 festgelegten F ri

-sten ist für Wagniskapitalbeteiligungen, die im 
Zeitpunkt der Anerkennung als Unternehmens-
beteiligungsgesellschaft von dieser gehalten 
werden, der Zeitpunkt dieser Anerkennung maß-
geblich. 

(3) Die Anerkennung verliert ihre Wirkung nur 
durch Rücknahme, Widerruf oder Verzicht. 

§ 17 

Widerruf 

Die Behörde kann die Anerkennung außer 
nach den Vorschriften des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes widerrufen, wenn 

1. die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft ge-
gen § 2 verstößt oder in schwerwiegender 
Weise Verpflichtungen verletzt, die ihr nach 
§ 3 Abs. 1 bis 3, 5 und 6 und § 4 obliegen, 

2. die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft ent-
gegen § 5 Abs. 2 Beteiligungen als sti ller Ge-
sellschafter gewährt hat oder 

3. entgegen § 5 Abs. 1 Wagniskapitalbeteiligun-
gen hält. 

§ 18 

Verzicht 

Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
kann auf die Anerkennung nur verzichten, in-
dem sie den Unternehmensgegenstand (§ 2 
Abs. 2 Satz 1) ändert oder in der Satzung oder 
in dem Gesellschaftsvertrag bestimmt, daß sie 
ihre Geschäfte nicht nach Maßgabe dieses Ge-
setzes betreibt. Die Anerkennung verliert ihre 
Wirksamkeit von dem Tag an, an  dem die Än-
derung der Satzung oder des Gesellschafts-
vertrags in das Handelsregister eingetragen 
wird." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/9874 

Entwurf 

8. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Gesellschaft ist auf einen solchen 
Antrag erneut als Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaft anzuerkennen, wenn sie die Vor-
aussetzungen des § 16 Abs. 1 in Verbindung 
mit Abs. 2 erfüllt und, sofern sie nach ihrer 
Satzung oder ihrem Gesellschaftsvertrag eine 
offene Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
ist, sie kein Tochterunternehmen ist und an 
ihr keine maßgebliche Beteiligung besteht." 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

9. § 21 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 21 

Anzeige-, Vorlage- und Duldungspflichten 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
hat der Behörde unverzüglich 

1. Änderungen der Satzung oder des Gesell-
schaftsvertrags anzuzeigen sowie 

2. den geprüften und festgestellten Jahresab-
schluß, den Lagebericht sowie den Bericht 
über die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts einzureichen. 

(2) Während der üblichen Arbeitszeit ist den 
Bediensteten der Behörde, soweit dies zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz er-
forderlich ist, das Betreten der Grundstücke und 
Geschäftsräume der Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaft zu gestatten. Die Betroffenen haben 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden." 

10. Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

„§ 21 a 

Befugnisse der Aufsichtsbehörde, 
Verschwiegenheitspflicht 

(1) Die Behörde kann von der Unternehmens-
beteiligungsgesellschaft und deren Aktionären 
oder Gesellschaftern Auskünfte und die Vorlage 
von Urkunden verlangen, soweit dies zur Über-
wachung der Einhaltung der in § 7 geregelten 
Pflichten erforderlich ist. Die Befugnisse nach 
Satz 1 bestehen auch gegenüber Personen und 
Unternehmen, deren Kapitalanteile nach § 7 
Abs. 1 Satz 4 zuzurechnen sind. 

(2) Die bei der Behörde beschäftigten Personen 
dürfen die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntge-
wordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im 
Interesse eines nach diesem Gesetz Verpflichte-
ten oder eines Dritten liegt, insbesondere Ge-
schäfts- oder Betriebsgeheimnisse sowie perso-
nenbezogene Daten, nicht unbefugt offenbaren 
oder verwerten, auch wenn sie nicht mehr im 
Dienst sind oder ihre Tätigkeit beendet ist. Dies 
gilt auch für andere Personen, die durch dienst-
liche Berichterstattung Kenntnis von den in Satz 1 
bezeichneten Tatsachen erhalten. Ein unbefugtes 
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Offenbaren oder Verwerten im Sinne des Satzes 1 
liegt insbesondere nicht vor, wenn Tatsachen 
weitergegeben werden an 

1. Strafverfolgungsbehörden oder für Straf- und 
Bußgeldsachen zuständige Gerichte, 

2. kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag 
mit der Überwachung von Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaften, Börsen oder anderen 
Wertpapiermärkten, des Wertpapierhandels, 
von Kreditinstituten, Finanzinstituten oder 
Versicherungsunternehmen betraute Stellen 
sowie von diesen beauftragte Personen, 

3. mit der Liquidation oder der Insolvenz 
einer Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
befaßte Stellen, 

soweit diese Stellen die Informationen zur Er-
füllung ihrer Aufgaben benötigen. Für die bei 
diesen Stellen beschäftigten Personen gilt die 
Verschwiegenheitspflicht nach Satz 1 entspre-
chend. Befindet sich die Stelle in einem anderen 
Staat, so dürfen die Tatsachen nur dann wei-
tergegeben werden, wenn diese Stelle und die 
von ihr beauftragten Personen einer dem Satz 1 
entsprechenden Verschwiegenheitspflicht un-
terliegen. Die in Satz 3 Nr. 3 genannten Stel-
len, die direkt oder indirekt Informationen von 
zuständigen Stellen anderer Staaten erhalten, 
dürfen diese nur mit ausdrücklicher Zustimmung 
der übermittelnden Stellen weiter übermitteln. 
Im übrigen sind die Vorschriften des § 9 Abs. 2 
des Gesetzes über das Kreditwesen entspre-
chend anzuwenden. " 

11. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 22 
Mitteilungen und Bekanntmachungen 

(1) Die Behörde teilt dem Registergericht die 
Anerkennung als Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaft und den nicht mehr anfechtbaren Ver-
lust der Anerkennung mit. 

(2) Die Behörde macht die Anerkennung, die 
unanfechtbar gewordene Rücknahme oder den 
unanfechtbar gewordenen Widerruf der Aner-
kennung und den Verzicht auf die Anerkennung 
auf Kosten der Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaft im Bundesanzeiger bekannt. " 

12. Die §§ 23 bis 25 werden wie folgt gefaßt: 

„ § 23 

Mitteilungspflichten der Aktionäre 
und Gesellschafter bei Anerkennung 

als Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 

(1) Wer im Zeitpunkt der Anerkennung einer 
offenen Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
ein Mutterunternehmen dieser Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft ist oder eine maßgebliche 
Beteiligung an  ihr hält, hat spätestens zwei Mo-
nate nach der Bekanntmachung der Anerken-
nung im Bundesanzeiger der Unternehmensbe- 
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teiligungsgesellschaft und der Behörde die Mit

-

teilung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 oder 3 zu machen. 
§ 7 Abs. 3 und § 21 a Abs. 1 gelten entsprechend. 

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt für Un-
ternehmensbeteiligungsgesellschaften im Sinne 
des § 25 Abs. 2 Satz 1 und 2 mit der Maßgabe, 
daß für die Berechnung der Frist an die Stelle der 
Anerkennung als Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaft die Eintragung der Satzungsänderung 
tritt. 

§ 24 

Gesellschafterdarlehen 

Gewährt ein an  der Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft beteiligter Gesellschafter einer 
Gesellschaft, an der die Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft ihrerseits beteiligt ist, ein Dar-
lehen, so findet eine Zurechnung nach den Re-
geln über den Eigenkapitalersatz insoweit nicht 
statt. 

§ 25 

Übergangsvorschriften für am ... anerkannte 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 

(1) Dieses Gesetz ist in der vor dem Inkrafttre-
ten des Artikels 7 des Dritten Finanzmarktför-
derungsgesetzes geltenden Fassung bis zum 
31. Dezember 2002 auf Gesellschaften anzuwen-
den, die bei Inkrafttreten des Artikels 7 des Drit-
ten Finanzmarktförderungsgesetzes bereits als 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften aner-
kannt sind. 

(2) Eine Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaft im Sinne des Absatzes 1, die keine Wag-
niskapitalbeteiligungen an ihrem Mutterunter-
nehmen oder einem Schwesterunternehmen hält, 
das kein Tochterunternehmen der Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaft ist, kann bis späte-
stens 31. Dezember 2002 in der Satzung bestim-
men, daß sie ihre Geschäfte nach Maßgabe die-
ses Gesetzes in der Fassung des Artikels 7 des 
Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes betreibt. 
Ab dem Zeitpunkt der Eintragung der Änderung 
der Satzung in das Handelsregister unterliegt die 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft den Vor-
schriften dieses Gesetzes in der in Satz 1 genann-
ten Fassung für Gesellschaften, die als Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften anerkannt sind. 
Für die Berechnung der in § 4 Abs. 3 Satz 3, 
Abs. 4 Satz 2 und Abs. 6 Satz 1, § 7 Abs. 1 Satz 1 
sowie § 23 Abs. 1 Satz 1 bestimmten Fristen tritt 
an die Stelle der Anerkennung als Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaft der Zeitpunkt der 
Eintragung nach Satz 2. 

(3) Ist am 1. Januar 2003 die Änderung der Sat-
zung nach Absatz 2 Satz 1 nicht im Handelsregi-
ster eingetragen, verliert eine Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft im Sinne des Absatzes 1 
ihre Anerkennung als Unternehmsbeteiligungs- 
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gesellschaft. Die Behörde macht den Verlust der 
Anerkennung auf Kosten der Gesellschaft im 
Bundesanzeiger bekannt. " 

13. § 27 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 27 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 7 Abs. 2 oder § 23 Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 2 eine Mitteilung nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschrie-
benen Weise oder nicht rechtzeitig macht, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 14 
Abs. 2 Satz 2 oder § 21 a Abs. 1 zuwiderhan-
delt, 

3. entgegen § 21 Abs. 1 Nr. 1 eine Anzeige nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

4. entgegen § 21 Abs. 1 Nr. 2 eine do rt  genannte 
Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig einreicht oder 

5. entgegen § 21 Abs. 2 Satz 2 eine Maßnahme 
nicht duldet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit einer Geldbuße 
bis zu dreihunderttausend Deutsche Mark, in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 bis 5 mit einer 
Geldbuße bis zu hunderttausend Deutsche Mark 
geahndet werden. " 

Artikel 8 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. April 1997 (BGBl. I S. 821), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 6 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. Anteile an Kapitalgesellschaften, die eine 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft an-
geschafft hat, die nach dem Gesetz über Un-
ternehmensbeteiligungsgesellschaften aner-
kannt ist, soweit der Gewinn bei der Ver-
äußerung von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften entstanden ist. Für Unternehmens-
beteiligungsgesellschaften im Sinne von 
§ 25 Abs. 1 des Gesetzes über Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften haben, der 
Widerruf der Anerkennung und der Ver-
zicht auf die Anerkennung Wirkung für die 
Vergangenheit, wenn nicht Aktien der Un-
ternehmensbeteiligungsgesellschaft öffent-
lich angeboten worden sind; entsprechen-
des gilt, wenn eine solche Gesellschaft 
nach § 25 Abs. 3 des Gesetzes über Unter- 
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Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. April 1997 (BGBl. I S. 821), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 6 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. Anteilen an Kapitalgesellschaften, die eine 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft an-
geschafft hat, die nach dem Gesetz über Un-
ternehmenbeteiligungsgesellschaften aner-
kannt ist, soweit der Gewinn bei der Ver-
äußerung von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften entstanden ist. Für Unternehmens-
beteiligungsgesellschaften im Sinne von 
§ 25 Abs. 1 des Gesetzes über Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften haben der 
Widerruf der Anerkennung und der Ver-
zicht auf die Anerkennung Wirkung für die 
Vergangenheit, wenn nicht Aktien der Un-
ternehmensbeteiligungsgesellschaft öffent-
lich angeboten worden sind; entsprechen-
des gilt, wenn eine solche Gesellschaft 
nach § 25 Abs. 3 des Gesetzes über Unter- 
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nehmensbeteiligungsgesellschaften die An-
erkennung als Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaft verliert. Für offene Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften im Sinne 
von § 1 a Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften ha-
ben der Widerruf der Anerkennung und 
der Verzicht auf die Anerkennung inner-
halb der in § 7 Abs. 1 Satz 1 des Geset-
zes über Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften genannten Frist Wirkung für die 
Vergangenheit. Bescheide über die Aner-
kennung, die Rücknahme oder den Wider-
ruf der Anerkennung und über die Feststel-
lung, ob Aktien der Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft im Sinne von § 25 Abs. 1 
des Gesetzes über Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaften öffentlich angeboten 
worden sind, sind Grundlagenbescheide im 
Sinne der Abgabenordnung; die Bekannt-
machung der Aberkennung der Eigenschaft 
als Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
nach § 25 Abs. 3 des Gesetzes über Unter-
nehmensbeteiligungsgesellschaften steht ei-
nem Grundlagenbescheid gleich. " 

b) Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. die veräußerten Wirtschaftsgüter im Zeit-
punkt der Veräußerung mindestens sechs 
Jahre ununterbrochen zum Anlagevermö-
gen einer inländischen Bet riebsstätte ge-
hört haben; die Frist von sechs Jahren ver-
kürzt sich für Anteile an Kapitalgesellschaf-
ten, die von Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaften im Sinne von Absatz 1 Satz 2 
Nr. 5 veräußert werden, auf ein Jahr und 
entfällt für lebendes Inventar land- und 
forstwirtschaftlicher Bet riebe, ". 

2. In § 19 a Abs. 3 Nr. 6 wird die Angabe „§ 15 b Satz 1" 
durch die Angabe „§ 15 b Abs. 1 Satz 1" ersetzt. 
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2. unverändert 

2a. In § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a wird die Angabe 
§ 37 a, des § 38 b, des § 43 a in Verbindung mit 

§ 38 b und des § 44 Satz 1 bis 3 des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften" durch die Angabe 
„§ 37 n, des § 38 b sowie der §§ 43 a, 43 c, 44 Satz 1 
bis 3, des § 50 a und des § 50 c in Verbindung mit 
o 38 b des Gesetzes über Kapitalanlagegesell-
schaften" ersetzt. 

2b. § 50 c Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Hat ein zur Anrechnung von Körperschaftsteuer 
berechtiger Steuerpflichtiger einen Anteil an 

 einer in dem Zeitpunkt des Erwerbs oder in dem 
Zeitpunkt der Gewinnminderung unbeschränkt 
steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft von einem 
nichtanrechnungsberechtigten Anteilseigner oder 
von einem Sondervermögen im Sinne der §§ 38, 
43 a, 44, 50 a oder des 50 c des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften erworben, sind Ge-
winnminderungen, die 

1. durch den Ansatz des niedrigeren Teilwerts 
oder 
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3. § 52 Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird der in Anführungszeichen ge-
setzte Text zu Buchstabe a und wie folgt gefaßt: 

„a) die eine Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaft angeschafft hat, die nach dem Ge-
setz über Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften anerkannt ist. Für Unternehmens-
beteiligungsgesellschaften im Sinne von 
§ 25 Abs. 1 des Gesetzes über Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften haben der 
Widerruf der Anerkennung und der Ver-
zicht auf die Anerkennung Wirkung für die 
Vergangenheit, wenn nicht Aktien der Un-
ternehmensbeteiligungsgesellschaft öffent-
lich angeboten worden sind; entsprechen-
des gilt, wenn eine solche Gesellschaft nach 
§ 25 Abs. 3 des Gesetzes über Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften die Aner-
kennung als Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaft verliert. Für offene Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften im Sinne 
von § 1 a Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über Un-
ternehmensbeteiligungsgesellschaften ha-
ben der Widerruf der Anerkennung und der 
Verzicht auf die Anerkennung innerhalb der 
in § 7 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über Un-
temehmensbeteiligungsgesellschaften ge-
nannten Frist Wirkung für die Vergangen-
heit. Bescheide über die Anerkennung, die 
Rücknahme oder den Widerruf der Anerken-
nung und über die Feststellung, ob Aktien 
der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
im Sinne von § 25 Abs. 1 des Gesetzes über 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften öf-
fentlich angeboten worden sind, sind Grund-
lagenbescheide im Sinne der Abgabenord-
nung; die Bekanntmachung der Aberken-
nung der Eigenschaft als Unternehmensbe-
teiligungsgesellschaft nach § 25 Abs. 3 des 
Gesetzes über Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaften steht einem Grundlagenbe-
scheid gleich;". 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„§ 6 b Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
ist erstmals auf Veräußerungen anzuwenden, 
die nach dem Inkrafttreten des Artikels 7 des 
Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes vorge-
nommen werden. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. durch Veräußerung oder Entnahme des An-
teils 

im Jahr des Erwerbs oder in einem der folgenden 
neun Jahre entstehen, bei der Gewinnermittlung 
nicht zu berücksichtigen, soweit der Ansatz des 
niedrigeren Teilwerts oder die sonstige Gewinn-
minderung nur auf Gewinnausschüttungen oder 
auf organschaftliche Gewinnabführungen zu-
rückgeführt werden kann und die Gewinnminde-
rungen insgesamt den Sperrbetrag im Sinne des 
Absatzes 4 nicht übersteigen." 

3. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 
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Artikel 9 
Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

§ 3 Nr. 23 des Gewerbesteuergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. März 1991 
(BGBl. I S. 814), das zuletzt durch ... geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefaßt: 

„23. Unternehmensbeteiligungsgesellschaften, die 
nach dem Gesetz über Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaften anerkannt sind. § 6 b Abs. 1 
Satz 2 Nr. 5 Sätze 2 bis 4 des Einkommensteuer-
gesetzes gilt entsprechend; ". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) Der durch das Gesetz vom 22. Oktober 1997 
(BGBl. I S. 2567) eingefügte Absatz 29b wird 
Absatz 29c. 

c) Absatz 30 wird wie folgt gefaßt: 

„(30) § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a in der Fas-
sung des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist erst-
mals auf Kapitalerträge anzuwenden, die ab 
dem ... (Inkrafttreten des Gesetzes) zufließen." 

d) Nach Absatz 31 wird folgender neuer Ab-
satz 31 a eingefügt: 

„(31 a) § 50 c Abs. 1 des Einkommensteuerge-
setzes in der Fassung von Artikel 8 des Geset-
zes vom ... [3. FMFG] ist erstmals für den Ver-
anlagungszeitraum 1998 anzuwenden." 

e) Der bisherige Absatz 31 a wird Absatz 31 b. 

Artikel 8 a 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Februar 1996 (BGBl. I 
S. 340), zuletzt geändert durch Artikel ... des Geset-
zes vom ... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Nr. 2 werden nach den Worten „die 
Sächsische Aufbaubank," die Worte „die Säch-
sische Aufbaubank GmbH," eingefügt. 

2. In § 54 Abs. 2 werden nach der Zahl „1995" die 
Worte „und für die Sächsische Aufbaubank GmbH 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1996" ein-
gefügt. 

Artikel 9 
Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. März 1991 (BGBl. I S. 814), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
29. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2590), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden nach den Worten „die 
Sächsische Aufbaubank," die Worte „die Säch-
sische Aufbaubank GmbH," eingefügt. 

b) Nummer 23 wird wie folgt gefaßt: 

„23. Unternehmensbeteiligungsgesellschaften, 
die nach dem Gesetz über Unternehmens-
beteiligungsgesellschaften anerkannt sind. 
§ 6b Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Satz 2 bis 4 des 
Einkommensteuergesetzes gilt entspre-
chend;". 

2. In § 36 Abs. 2 werden nach der Zahl „1995" die 
Worte „und für die Sächsische Aufbaubank 
GmbH erstmals für den Erhebungszeitraum 
1996" eingefügt. 
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Artikel 10 
Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. In § 267 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „oder in 
den geregelten Freiverkehr einbezogen" gestri-
chen. 

2. In § 293 Abs. 5 werden die Worte „zugelassen 
oder in den geregelten Freiverkehr einbezogen" 
durch die Worte „oder zum geregelten Markt zu-
gelassen" ersetzt und vor dem Wo rt  „beantragt" 
die Worte „oder zum geregelten Markt" einge-
fügt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 9 a 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. November 1990 (BGBl. I 
S.,2467), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1959), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 Nr. 2 werden nach den Worten „die 
Sächsische Aufbaubank," die Worte „die Säch-
sische Aufbaubank GmbH," eingefügt. 

2. In § 25 Abs. 4 Satz 1 werden nach der Zahl „1993" 
das Wort „und" durch ein Komma ersetzt und nach 
der Zahl „1994" die Worte „und für die Sächsische 
Aufbaubank GmbH erstmals auf die Vermögen-
steuer des Kalenderjahrs 1996" eingefügt. 

Artikel 9b 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 1996 

In § 3 Satz 1 Nr. 3 des Investitionszulagengesetzes 
1996 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1996 (BGBl. I S. 60), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 18. August 1997 (BGBl. I 
S. 2070) geändert worden ist, wird die Angabe 
„1. Januar 1999" durch die Angabe „1. Januar 1997" 
ersetzt. 

Artikel 9 c 

Änderung des Fördergebietsgesetzes 

In § 7 a Abs. 2 des Fördergebietsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
1993 (BGBl. I S. 1654), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 18. August 1997 (BGBl. I S. 2070) 
geändert worden ist, wird die Nummer 1 wie folgt 
gefaßt: 

„1. die Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
oder der Deutschen Ausgleichsbank (Kapital-
sammelstellen) nach dem 31. Dezember 1995 und 
vor dem 1. Januar 2001 gewährt werden,". 

Artikel 10 
Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Artikel 11 
Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I, 
S. 1089), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Rechte aus Aktien, die einem nach Ab-
satz 1 oder 4 mitteilungspflichtigen Unterneh-
men gehören, bestehen für die Zeit, für die das 
Unternehmen die Mitteilungspflicht nicht er-
füllt, weder für das Unternehmen noch für ein 
von ihm abhängiges Unternehmen oder für ei-
nen anderen, der für Rechnung des Unterneh-
mens oder eines von diesem abhängigen Unter-
nehmens handelt. Dies gilt nicht für Ansprüche 
nach § 58 Abs. 4 und § 271, wenn die Mittei-
lung nicht vorsätzlich unterlassen wurde und 
nachgeholt worden ist. " 

b) Nach Absatz 7 wird folgender neuer Absatz 8 
angefügt: 

„(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht für Ak-
tien einer börsennotierten Gesellschaft im 
Sinne von § 21 Abs. 2 des Wertpapierhandels

-

gesetzes. " 

2. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Rechte aus Anteilen, die einer nach Ab-
satz 1 oder 2 mitteilungspflichtigen Gesell-
schaft gehören, bestehen nicht für die Zeit, für 
die sie die Mitteilungspflicht nicht erfüllt. § 20 
Abs. 7 Satz 2 gilt entsprechend. " 

b) Nach § 21 Abs. 4 wird folgender neuer Absatz 5 
angefügt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Ak-
tien einer börsennotierten Gesellschaft im 
Sinne von § 21 Abs. 2 des Wertpapierhandels

-

gesetzes." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. In § 330 Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „und über 
den Inhalt der Anlage gemäß § 26 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes über das Kreditwesen" gestrichen. 

4. In § 340 Abs. 4 Satz 2 werden nach dem Wort „an-
zuwenden" die Worte „auf Finanzdienstleistungs-
institute und Kreditinstitute, soweit letztere Skon-
troführer im Sinne von § 8 b Abs. 1 Satz 1 des Bör-
sengesetzes und nicht Einlagenkreditinstitute im 
Sinne von § 1 Abs. 3 d Satz 1 des Gesetzes über das 
Kreditwesen sind" eingefügt. 

Artikel 11 
unverändert 

Artikel 11 a 
Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Januar 1996 (BGBl. I 
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S. 64), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2517), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Im zweiten Abschnitt wird Nummer 6 wie 
folgt gefaßt: 

„6. Prüfung und Prüferbestellung 

§ 27 (aufgehoben) 

§ 28 Bestellung des Prüfers in besonderen 
Fallen 

§ 29 Besondere Pflichten des Prüfers 

§ 30 (aufgehoben)". 

b) Im fünften Abschnitt wird am Ende folgende 
Angabe angefügt: 

„§ 60 a Mitteilungen in Strafsachen". 

2. § 1 Abs. 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort  „Tochter-
unternehmen" die Worte „oder ein gleicharti-
ges Verhältnis oder durch Zusammenwirken 
mit anderen Personen oder Unternehmen" 
eingefügt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „dem mittelbar be-
teiligten Unternehmen" durch die Worte „den 
mittelbar beteiligten Personen und Unterneh-
men" ersetzt. 

3. In § 2 Abs. 2 wird Satz 2 aufgehoben. 

4. § 2 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„In der Anzeige nach Satz 1 hat er die 
für die Beurteilung seiner Zuverlässig-
keit wesentlichen Tatsachen, die durch 
Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 4 Satz 1 
näher zu bestimmen sind, sowie die Per-
sonen oder Unternehmen anzugeben, 
von denen er die entsprechenden Anteile 
erwerben will." 

bb) In Satz 6 werden die Worte „zu einem 
Tochterunternehmen wird" durch die 
Worte „unter seine Kontrolle kommt" er-
setzt. 

cc) Die Sätze 8 bis 10 werden aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la ein-
gefügt: 

„(1 a) Das Bundesaufsichtsamt kann inner-
halb von drei Monaten nach Eingang der voll-
ständigen Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 oder 6 
den beabsichtigten Erwerb der bedeutenden 
Beteiligung oder ihre Erhöhung untersagen, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß 

1. der Anzeigende oder, wenn er eine juri-
stische Person ist, ein gesetzlicher Vertre- 
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ter, wenn er eine Personenhandelsgesell-
schaft ist, ein Gesellschafter, nicht zuver-
lässig ist oder aus anderen Gründen nicht 
den im Interesse einer soliden und umsich-
tigen Führung des Instituts zu stellenden 
Ansprüchen genügt, 

2. das Institut durch die Begründung oder Er-
höhung der bedeutenden Beteiligung mit 
dem Inhaber der bedeutenden Beteiligung 
in einen Unternehmensverbund eingebun-
den würde, der eine wirksame Aufsicht 
über das Institut beeinträchtigt, oder 

3. das Institut durch die Begründung oder 
Erhöhung der bedeutenden Beteiligung 
Tochterunternehmen eines Ins tituts mit 
Sitz im Ausland würde, das im Staat seines 
Sitzes oder seiner Hauptverwaltung nicht 
wirksam beaufsichtigt wird oder dessen 
zuständige Aufsichtsstelle zu einer befrie-
digenden Zusammenarbeit mit dem Bun-
desaufsichtsamt nicht bereit ist. 

Wird der Erwerb nicht untersagt, kann das 
Bundesaufsichtsamt eine Frist festsetzen, nach 
deren Ablauf die Person oder Personenhan-
delsgesellschaft, welche die Anzeige nach Ab-
satz 1 Satz 1 oder 6 erstattet hat, den Vollzug 
oder den Nichtvollzug des beabsichtigten Er-
werbs dem Bundesaufsichtsamt anzuzeigen 
hat. Nach Ablauf der Frist hat diese Person 
oder Personenhandelsgesellschaft die An-
zeige unverzüglich beim Bundesaufsichtsamt 
einzureichen." 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann dem Inha-
ber einer bedeutenden Beteiligung sowie 
den von ihm kontrollierten Unternehmen 
die Ausübung der Stimmrechte untersa

-

gen und anordnen, daß über die Anteile 
nur mit seiner Zustimmung verfügt wer-
den darf, wenn 

1. die Voraussetzungen für eine Untersa-
gungsverfügung nach Absatz 1 a Satz 1 
vorliegen, 

2. der Inhaber der bedeutenden Beteili-
gung seiner Pflicht nach Absatz 1 zur 
vorherigen Unterrichtung des Bundes-
aufsichtsamtes und der Deutschen 
Bundesbank nicht nachgekommen ist 
und diese Unterrichtung innerhalb 
einer vom Bundesaufsichtsamt gesetz-
ten Frist nicht nachgeholt hat oder 

3. die Beteiligung entgegen einer voll-
ziehbaren Untersagung nach Absatz 1 a 
Satz 1 erworben oder erhöht worden 
ist." 
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bb) In Satz 2 wird der Punkt am Ende durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„er hat bei der Ausübung der Stimmrech-
te den Interessen einer soliden und um-
sichtigen Führung des Instituts Rechnung 
zu tragen." 

cc) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 und 3 
kann das Bundesaufsichtsamt über die 
Maßnahmen nach Satz 1 hinaus einen 
Treuhänder mit der Veräußerung der An-
teile, soweit sie eine bedeutende Beteili-
gung begründen, beauftragen, wenn der 
Inhaber der bedeutenden Beteiligung 
dem Bundesaufsichtsamt nicht innerhalb 
einer von diesem bestimmten angemesse-
nen Frist einen zuverlässigen Erwerber 
nachweist; die Inhaber der Anteile haben 
bei der Veräußerung in dem erforder-
lichen Umfang mitzuwirken." 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Angabe „Absatz 1 
Satz 8 und Absatz 2 Satz 1" durch die An-
gabe „Absatz 1 a Satz 1" ersetzt und die 
Worte „zu einem Tochterunternehmen 
des Erwerbers würde oder" gestrichen. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Von Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 
gegenüber Erwerbern im Sinne des Sat-
zes 1 hat das Bundesaufsichtsamt die zu-
ständigen Stellen des anderen Staates zu 
unterrichten; es soll sie vorher anhören, 
wenn nicht zu befürchten ist, daß durch 
die Verzögerung die Wirksamkeit der 
Maßnahme vereitelt oder wesentlich be-
einträchtigt wird." 

e) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort  „Tochterun-
ternehmen" durch die Worte „kontrolliertes 
Unternehmen" ersetzt. 

5. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesaufsichtsamt und die Deutsche 
Bundesbank dürfen gegenseitig die bei der 
anderen Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach diesem Gesetz jeweils gespeicherten 
Daten im automatisierten Verfahren abru-
fen." 

b) Nach Satz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 3 bis 5 gelten entsprechend für 
den Datenabruf der Deutschen Bundesbank 
beim Bundesaufsichtsamt." 

6. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 b Satz 1 Nr. 7 Buchstabe b wird die 
Angabe „§ 11 Abs. 2 a" durch die Angaben 
„§ 11 Abs. 2" ersetzt. 
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b) In Absatz 4 c Satz 5 wird die Angabe „Satz 1 
Nr. 6" durch die Angabe „Satz 1 Nr. 7" ersetzt. 

c) In Absatz 6 Satz 2 und 3 wird die Angabe 
„§ 64 a Abs. 3" jeweils durch die Angabe 
„§ 64 a" ersetzt. 

7. § 10a Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 4 werden nach dem Wort „Kapitalan-
teile" ein Komma und die Worte „jedoch nur 
vorbehaltlich der Regelung für den aktivi-
schen Unterschiedsbetrag nach den Sätzen 6 
und 7," eingefügt. 

b) Satz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist der Buchwert einer Beteiligung höher als 
der nach Satz 2 zusammenzufassende Teil des 
Kapitals und der Rücklagen des nachgeord-
neten Unternehmens, hat das übergeordnete 
Unternehmen den Unterschiedsbetrag zu 
gleichen Teilen vom Ke rn- und Ergänzungs-
kapital der Gruppe abzuziehen." 

c) Die Sätze 7 bis 10 werden aufgehoben. 

d) Der bisherige Satz 11 wird wie folgt gefaßt: 

„Dabei kann der aktivische Unterschieds-
betrag mit einem jährlich uni mindestens ein 
Zehntel abnehmenden Betrag wie eine Betei-
ligung an  einem gruppenfremden Unterneh-
men behandelt werden." 

8. In § 12 a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 10 a" 
durch die Angabe „§§ 10 a" ersetzt. 

9. In § 13 a Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 werden die 
Worte „der Eigenmittel" durch die Worte „des 
haftenden Eigenkapitals" ersetzt. 

10. In § 15 Abs. 1 Satz 1 wird nach Nummer 11 das 
Wort „Kreditinstituts" durch das Wort „Insti-
tuts" ersetzt. 

11. Dem § 20 Abs. 3 werden nach Satz 2 folgende 
Sätze angefügt: 

„Rechtlich selbständige Förderinstitute des Bun-
des und der Lander im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
des Körperschaftsteuergesetzes können abwei-
chend von Satz 2 Nr. 2 Kredite, deren Erfüllung 
von anderen Kreditinstituten mit Sitz im Inl and 
geschuldet werden, unabhängig von deren Lauf-
zeit bei der Berechnung der Auslastung der 
Obergrenze für Großkredite nach § 13 Abs. 3 
und § 13 a Abs. 3 bis 5 mit einem Gewicht von 
20 vom Hundert berücksichtigen. Das Förder-
institut hat die Inanspruchnahme dieses Anrech-
nungsverfahrens dem Bundesaufsichtsamt anzu-
zeigen und für einen Zeitraum von mindestens 
fünf Jahren ab Eingang der Anzeige beim Bun-
desaufsichtsamt beizubehalten." 

12. In § 26 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „in einer 
Anlage erläutert" gestrichen. 

13. § 27 wird aufgehoben. 
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14. In § 29 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wo rt 
 „kann" die Worte „im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium der Justiz und" eingefügt. 

15. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß der Inhaber einer bedeutenden Betei-
ligung an dem Institut oder ein Gesell-
schafter oder gesetzlicher Vertreter des 
beteiligten Unternehmens nicht zuverläs-
sig ist oder aus anderen Gründen nicht 
den im Interesse einer soliden und um-
sichtigen Führung des Instituts zu stellen-
den Ansprüchen genügt;”. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, daß das Institut mit anderen Per-
sonen oder Unternehmen in einen 
Unternehmensverbund eingebunden 
ist, der eine wirksame Aufsicht über 
das Institut beeinträchtigt;”. 

bb) Nummer 2 wird aufgehoben. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, daß das Institut Tochterunter-
nehmen eines Instituts mit Sitz im 
Ausland ist, das im Staat seines Sitzes 
oder seiner Hauptverwaltung nicht 
wirksam beaufsichtigt wird oder 
dessen zuständige Aufsichtsstelle zu 
einer befriedigenden Zusammen-
arbeit mit dem Bundesaufsichtsamt 
nicht bereit ist;". 

16. In § 44 wird in der Überschrift das Wort „Beauf-
sichtigung" durch das Wort „Aufsicht" ersetzt. 

17. In § 44 a werden die Absätze 4 bis 6 aufgehoben. 

18. § 44 b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 44b 
Auskünfte und Prüfungen bei Inhabern 

bedeutender Beteiligungen 
(1) Die Verpflichtungen nach § 44 Abs. 1 Satz 1 

gegenüber dem Bundesaufsichtsamt und der 
Deutschen Bundesbank zur Auskunft und Vorle-
gung von Unterlagen gelten auch für 

1. Personen und Unternehmen, die eine Beteili-
gungsabsicht nach § 2b anzeigen oder die im 
Rahmen eines Erlaubnisantrags nach § 32 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 oder einer Ergänzungsan-
zeige nach § 64 e Abs. 2 Satz 4 als Inhaber be-
deutender Beteiligungen angegeben werden, 

2. die Inhaber einer bedeutenden Beteiligung an 
einem Institut und den von ihnen kontrollier-
ten Unternehmen, 
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3. Personen und Unternehmen, bei denen Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, daß es sich 
um Personen oder Unternehmen im Sinne der 
Nummer 2 handelt, und 

4. Personen und Unternehmen, die mit einer 
Person oder einem Unternehmen im Sinne 
der Nummern 1 bis 3 nach § 15 des Aktienge-
setzes verbunden sind. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt und die Deutsche 
Bundesbank können Maßnahmen nach § 44 
Abs. 1 Satz 2 und 3 gegenüber den in Absatz 1 ge-
nannten Personen und Unternehmen ergreifen, 
wenn Anhaltspunkte für einen Untersagungs-
grund nach § 2 b Abs. 1 a Satz 1 Nr. 1 bis 3 vorlie-
gen. Die Betroffenen haben diese Maßnahmen zu 
dulden." 

19. In § 46 a Abs. 1 Satz 2 wird vor dem Wort „Zeit-
punkt" das Wort „im" eingefügt. 

20. In § 49 werden die Angabe „2 b Abs. 1 Satz 8" 
durch die Angabe „§ 2 b Abs. 1 a Satz 1" und die 
Angabe „§ 44 Abs. 1 und 2" durch die Angabe 
„§ 44 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 44b, und 
Abs. 2" ersetzt. 

21. In § 50 Abs. 2 wird die Angabe „den §§ 37 
und 44c" durch die Angabe „§ 2 b Abs. 1 a Satz 1, 
Abs. 2 Satz 1, §§ 37 und 44c" ersetzt. 

22. Dem § 55 b wird nach Absatz 2 folgender Ab-
satz 3 angefügt: 

„(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt." 

23. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. einer vollziehbaren Untersagung oder 
Anordnung nach 

a) § 2 b Abs. 1 a Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 
oder 

b) § 12 a Abs. 2 Satz 1". 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert 

aa) In Nummer 9 wird die Angabe „§ 44 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 oder § 44 c 
Abs. 1, § 44 Abs. 1 Satz 1 und § 44 c Abs. 1, 
jeweils auch in Verbindung mit § 53 b 
Abs. 3 Satz 1" durch die Angabe „§ 44 
Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 
§ 44b Abs. 1 oder § 53b Abs. 3 Satz 1, § 44 
Abs. 2 Satz 1 oder § 44c Abs. 1, auch in 
Verbindung mit § 53b Abs. 3 Satz 1" er-
setzt. 

bb) In Nummer 10 wird nach der Angabe 
„§ 44 Abs. 1 Satz 4, auch in Verbindung 
mit" die Angabe „§ 44 b Abs. 2 oder" ein-
gefügt. 
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24. Nach § 60 wird folgender § 60 a eingefügt: 
§ 60 a 

Mitteilungen in Strafsachen 

(1) Das Gericht, die Strafverfolgungs- oder die 
Strafvollstreckungsbehörde hat in Strafverfahren 
gegen Inhaber oder Geschäftsleiter von Instituten 
sowie gegen Inhaber bedeutender Beteiligungen 
an Instituten oder deren gesetzliche Vertreter 
oder persönlich haftende Gesellschafter wegen 
Verletzung ihrer Berufspflichten oder anderer 
Straftaten bei oder im Zusammenhang ,mit der 
Ausübung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer 
sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung, ferner 
in Strafverfahren, die Straftaten nach § 54 zum Ge-
genstand haben, im Falle der Erhebung der öffent-
lichen Klage dem Bundesaufsichtsamt 

1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle 
tretende Antragsschrift, 

2. den Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls und 

3. die das Verfahren abschließende Entschei-
dung mit Begründung 

zu übermitteln; ist gegen die Entscheidung ein 
Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entschei-
dung unter Hinweis auf das eingelegte Rechts-
mittel zu übermitteln. In Verfahren wegen fahr-
lässig begangener Straftaten werden die in den 
Nummern 1 und 2 bestimmten Übermittlungen 
nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der über-
mittelnden Stelle unverzüglich Entscheidungen 
oder andere Maßnahmen des Bundesaufsichts-
amtes geboten sind. 

(2) Werden sonst in einem Strafverfahren Tat-
sachen bekannt, die auf Mißstände in dem Ge-
schäftsbetrieb eines Instituts hindeuten, und ist 
deren Kenntnis aus der Sicht der übermittelnden 
Stelle für Maßnahmen des Bundesaufsichtsamtes 
nach diesem Gesetz erforderlich, soll das Ge-
richt, die Strafverfolgungs- oder die Strafvoll-
streckungsbehörde diese Tatsachen ebenfalls 
mitteilen, soweit nicht für die übermittelnde 
Stelle erkennbar ist, daß schutzwürdige Interes-
sen des Be troffenen überwiegen. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, wie gesichert die zu übermitteln-
den Erkenntnisse sind." 

25. In § 64 d Satz 1 werden die Worte „Gesamtbuch-
Großkreditgesamtobergrenze nach § 13 a Abs. 4 
Satz 5"durch die Worte „Gesamtbuch-Großkre-
ditgrenze nach § 13 a Abs. 1 Satz 3" ersetzt. 

26. In § 64 e Abs. 4 wird Satz 3 aufgehoben. 

Artikel 11 b 
Änderung des Justizmitteilungsgesetzes und 
Gesetzes zur Änderung kostenrechtlicher 

Vorschriften und anderer Gesetze 

Artikel 25 des Justizmitteilungsgesetzes und Ge-
setzes zur Änderung kostenrechtlicher Vorschriften 
und anderer Gesetze vom 18. Juni 1997 (BGBl. I 
S. 1430) wird aufgehoben. 
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Artikel 12 
Änderung des Hypothekenbankgesetzes 

Das Hypothekenbankgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2898), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Geset-
zes vom 15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1783, 1791), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 bis 2 a, 3 Buchstabe b wird 
das Wort  „Gemeinschaften" jeweils durch 
das Wort  „Union" ersetzt. 

bb) Nach Nummer 2 a wird folgende Num-
mer 2 b eingefügt: 

,, 2 b. in anderen europäischen Staaten be-
legene Grundstücke auch über die 

Grenzen der §§ 11 und 12 Abs. 3 be-
leihen, sofern 

a) der Staat Vollmitglied der Organi-
sation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung ist, 

b) die Hypothek in diesem Staat eine 
ausreichende Sicherheit für die 
Rückzahlung und Verzinsung von 
Darlehen gewährt und 

c) der Gesamtbetrag dieser Belei-
hungen das haftende Eigenkapital 
nicht übersteigt;". 

cc) In Nummer 4 wird die Angabe „Nummern 1, 
2 und 2 a" durch die Angabe „Nummern 1 
bis 2 b" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 Buchstabe b wird das Wo rt 
 „Gemeinschaften" durch das Wort  „Union" 

ersetzt. 

bb) Nummer 3 Buchstabe d wird wie folgt ge-
faßt: 

„d) anderen Schuldverschreibungen, die 
in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum 
zum Handel an einem organisierten 
Markt im Sinne des § 2 Abs. 5 des 
Wertpapierhandelsgesetzes zugelassen 
sind; ". 

cc) In Nummer 4 werden die Worte „Anwei-
sung. Die" durch die Worte „Anweisung; 
die" ersetzt. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Als ordentliche Deckung können auch in 
Inhaberschuldverschreibungen umgewandelte 
Ausgleichsforderungen nach § 8 Abs. 2 der Ver-
ordnung über die Bestätigung der Umstellungs- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 12 
Änderung des Hypothekenbankgesetzes 

Das Hypothekenbankgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2898), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Geset-
zes vom 15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1783, 1791), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 bis 2 a wird das Wort 
 „Gemeinschaften" jeweils durch das Wort 
 „Union" ersetzt. 

bb) unverändert 

cc) unverändert 

b) unverändert 

2. unverändert 
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rechnung und das Verfahren der Zuteilung und 
des Erwerbs von Ausgleichsforderungen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezem-
ber 1994 (BGBl. I S. 3738) verwendet werden." 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird in Nummer 2 das Semi-
kolon durch einen Punkt ersetzt; die Num-
mern 3 und 4 werden aufgehoben. 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ (5) Die Ersatzdeckung darf 10 vom Hundert 
des Gesamtbetrags der im Umlauf befindlichen 
Hypothekenpfandbriefe und Kommunalschuld-
verschreibungen nicht übersteigen; dabei darf 
der Anteil der in Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 genann-
ten Werte nicht höher als 10 vom Hundert des 
Hypothekenpfandbriefumlaufs sein. " 

3. Dem § 34 a wird folgender Satz angefügt: 

„§ 394 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entspre-
chend anzuwenden. " 

4. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Ist über das Vermögen der Hypotheken-
bank das Insolvenzverfahren eröffnet, so fa llen 
die im Hypothekenregister eingetragenen Wer-
te nicht in die Insolvenzmasse. Soweit diese 
Werte nicht zur Befriedigung der Pfandbrief

-gläubiger notwendig sind, können sie vom In-
solvenzverwalter zur Insolvenzmasse gezogen 
werden; § 31 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) Ist die Deckungsmasse zahlungsunfähig 
oder überschuldet, so findet auf Antrag des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 
über sie ein gesondertes Insolvenzverfahren 
statt. Entsteht einem Pfandbriefgläubiger in 
diesem Verfahren ein Ausfall, so ist er berech-
tigt, diesen in dem Insolvenzverfahren über das 
sonstige Vermögen der Hypothekenbank gel-
tend zu machen; bei der Berechnung des Aus-
falls werden die seit Eröffnung des Verfahrens 
laufenden Zinsforderungen der Pfandbriefgläu-
biger wie ihre sonstigen Forderungen berück-
sichtigt. Ein im gesonderten Insolvenzverfahren 
verbleibender Überschuß ist an  den Insolvenz-
verwalter des Verfahrens über das sonstige Ver-
mögen der Hypothekenbank herauszugeben. 

(3) Gehören im Falle des Absatzes 2 Satz 1 
zur Insolvenzmasse eigene Hypothekenpfand-
briefe der Bank, die von dieser dem Bestand an 

 Wertpapieren zugeschrieben sind, so werden 
sie bei der Verteilung den übrigen im Umlauf 
befindlichen Hypothekenpfandbriefen gleich-
gestellt. " 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 mit der 
Maßgabe, daß das Wort  „Konkursvorrechte" 
durch das Wort  „Insolvenzvorrechte", das Wort  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. unverändert 

4. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist über das Vermögen der Hypotheken-
bank das Insolvenzverfahren eröffnet, so fa llen 
die im Hypothekenregister eingetragenen Wer-
te nicht in die Insolvenzmasse. Soweit diese 
Werte nicht zur Befriedigung der Pfandbrief

- gläubiger notwendig sind, können sie vom In-
solvenzverwalter zur Insolvenzmasse gezogen 
werden; § 31 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
Die Pfandbriefgläubiger nehmen außer im 
Falle des Absatzes 2 Satz 2 nicht am Insolvenz

-

verfahren der Hypothekenbank teil. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/9874 

Entwurf 

„Gemeinschaften" durch das Wo rt  „Union" 
und die Worte „dem Vorrecht" durch die Worte 
„der Regelung" ersetzt werden. 

5. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 1, 4 bis 6" 
durch die Angabe „§ 6 Abs. 1 und 6" ersetzt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Als Ersatzdeckung dürfen Guthaben bei der 
Deutschen Bundesbank und bei geeigneten 
Kreditinstituten verwendet werden; sie darf 
10 vom Hundert des Gesamtbetrags der im Um-
lauf befindlichen Kommunalschuldverschrei-
bungen nicht überschreiten." 

6. Nach § 47 wird folgender § 48 angefügt: 

,§ 48 

Bis zum Inkrafttreten der Insolvenzordnung am 
1. Januar 1999 ist § 35 mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß jeweils das Wort  „Insolvenzverfahren" 
durch das Wort  „Konkursverfahren", das Wort  „In-
solvenzmasse" durch das Wort  „Konkursmasse", 
das Wort  „Insolvenzverwalter" durch das Wort 

 „Konkursverwalter" und das Wort  „Insolvenzvor-
rechte" durch das Wort  „Konkursvorrechte" er-
setzt wird.' 

Artikel 13 

Änderung des Gesetzes über die Pfandbriefe 
und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

Das Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit-
anstalten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Mai 1963 (BGBl. I S. 312), zuletzt geändert durch 
Artikel 54 des Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2911), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Als ordentliche Deckung können auch in 
Inhaberschuldverschreibungen umgewandelte 
Ausgleichsforderungen nach § 8 Abs. 2 der Ver-
ordnung über die Bestätigung der Umstellungs-
rechnung und das Verfahren der Zuteilung und 
des Erwerbs von Ausgleichsforderungen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezem-
ber 1994 (BGBl. I S. 3738) verwendet werden." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Buchstabe a wird das Wort 
„Gemeinschaften" durch das Wort „Union" 
ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird das Komma durch einen 
Punkt ersetzt; die Nummern 3 und 4 wer-
den aufgehoben. 
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5. unverändert 

6. unverändert 

Artikel 13 

Änderung des Gesetzes über die Pfandbriefe 
und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

Das Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit-
anstalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 4135-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 54 des 
Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Buchstabe a werden die 
Worte „der Europäischen Gemeinschaf-
ten" durch die Worte „der Europäischen 
Union" ersetzt. 

bb) unverändert 
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c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ersatzdeckung darf 10 vom Hundert 
des Gesamtbetrags der im Umlauf befindli-
chen Pfandbriefe und Kommunalschuld-
verschreibungen nicht übersteigen; dabei 
darf der Anteil der in Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 
genannten Werte nicht höher als 10 vom 
Hundert des Pfandbriefumlaufs sein." 

b) In Satz 2 werden die Worte „auch nach dem 
1. Januar 1966" gestrichen. 

2. § 3 Satz 3 wird aufgehoben. 

3. Dem § 5 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 394 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entspre-
chend anzuwenden. " 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Ist über das Vermögen der Kreditanstalt 
das Insolvenzverfahren eröffnet, so fa llen die 
im Hypothekenregister eingetragenen Werte 
nicht in die Insolvenzmasse. Soweit diese Werte 
nicht zur Befriedigung der Pfandbriefgläubiger 
notwendig sind, können sie vom Insolvenzver-
waiter zur Insolvenzmasse gezogen werden. 

(2) Ist die Deckungsmasse zahlungsunfähig 
oder überschuldet, so findet auf Antrag des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 
über sie ein gesondertes Insolvenzverfahren 
statt. Entsteht einem Pfandbriefgläubiger in 
diesem Verfahren ein Ausfall, so ist er be-
rechtigt, diesen in dem Insolvenzverfahren über 
das sonstige Vermögen der Kreditanstalt gel-
tend zu machen; bei der Berechnung des 
Ausfalls werden die seit Eröffnung des Verfah-
rens laufenden Zinsforderungen der Pfand

-

briefgläubiger wie ihre sonstigen Forderungen 
berücksichtigt. Ein im gesonderten Insolvenz

-

verfahren verbleibender Überschuß ist an den 
Insolvenzverwalter des Verfahrens über das 
sonstige Vermögen der Kreditanstalt heraus-
zugeben. 

(3) Gehören im Falle des Absatzes 2 Satz 1 
zur Insolvenzmasse eigene Pfandbriefe der Kre-
ditanstalt, die von dieser dem Bestand an We rt

-papieren zugeschrieben sind, so werden sie bei 
der Verteilung den übrigen im Umlauf befindli-
chen Pfandbriefen gleichgeste llt. " 

b) In Absatz 4 werden das Wo rt  „Konkursvor-
rechte" durch das Wort  „Insolvenzvorrechte", 
das Wort  „Gemeinschaften" durch das Wo rt 

 „Union" und die Worte „dem Vorrecht" durch 
die Worte „der Regelung" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Ist über das Vermögen der Kreditanstalt 
das Insolvenzverfahren eröffnet, so fa llen die im 
Hypothekenregister eingetragenen Werte nicht 
in die Insolvenzmasse. Soweit diese Werte nicht 
zur Befriedigung der Pfandbriefgläubiger not-
wendig sind, können sie vom Insolvenzverwal-
ter zur Insolvenzmasse gezogen werden. Die 
Pfandbriefgläubiger nehmen außer im Falle 
des Absatzes 2 Satz 2 nicht am Insolvenzverfah-
ren der Kreditanstalt teil. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

b) unverändert 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/9874 

Entwurf 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§§ 2 bis 7 a 
Satz 1 und 2" durch die Angabe „§ 2 Abs. 1 
und 4 Satz 2, § § 3 bis 7 a Satz 1 und 2" 
ersetzt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Als Ersatzdeckung dürfen Guthaben bei 
der Deutschen Bundesbank und bei geeig-
neten Kreditinstituten verwendet werden; 
sie darf 10 vom Hundert des Gesamtbe-
trags der in Umlauf befindlichen Kommu-
nalschuldverschreibungen nicht über-
schreiten. " 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft, die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl, die Euro-
päische Atomgemeinschaft" durch die Worte 
„Europäischen Gemeinschaften" ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird das Wort  „Gemeinschaften" 
durch das Wort  „Union" ersetzt. 

6. In § 9 Abs. 1 wird das Wort  „Gemeinschaften" 
jeweils durch das Wort  „Union" ersetzt. 

7. Nach § 12 wird folgender § 13 angefügt: 

,§ 13 

Bis zum Inkrafttreten der Insolvenzordnung am 
1. Januar 1999 ist § 6 mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß jeweils das Wort  „Insolvenzverfahren" 
durch das Wort  „Konkursverfahren", das Wo rt  „In-
solvenzmasse" durch das Wort  „Konkursmasse", 
das Wort  „Insolvenzverwalter" durch das Wo rt 

 „Konkursverwalter" und das Wort  „Insolvenzvor-
rechte" durch das Wort  „Konkursvorrechte" er-
setzt wird.' 

Artikel 14 
Änderung des Schiffsbankgesetzes 

Das Schiffsbankgesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7628-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 86 des Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2911, 2945), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. sich an Unternehmen beteiligen, wenn die 
Beteiligungen dazu dienen, die nach § 1 
betriebenen Geschäfte zu fördern, und die 
Haftung der Schiffspfandbriefbank aus den 
Beteiligungen durch die Rechtsform des 
Unternehmens beschränkt ist, mit der Maß-
gabe, daß die einzelne Beteiligung insge-
samt den dritten Teil des Nennbetrags a ller 
Anteile des Unternehmens nicht überstei-
gen darf. Eine höhere Beteiligung ist zuläs-
sig, sofern der Geschäftszweck des Unter-
nehmens gesetzlich oder satzungsmäßig im 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

Artikel 14 
Änderung des Schiffsbankgesetzes 

Das Schiffsbankgesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7628-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 86 des Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2911, 2945), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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wesentlichen auf solche Geschäfte ausge-
richtet ist, welche die Schiffspfandbrief-
bank selbst betreiben darf; der Gesamtbe-
trag dieser Beteiligungen darf zwanzig vom 
Hundert des haftenden Eigenkapitals nicht 
übersteigen. " 

b) In Absatz 2 werden in Satz 1 die Worte „Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft, die Euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die 
Europäische Atomgemeinschaft" durch die 
Worte „Europäischen Gemeinschaften" und in 
Satz 2 das Wort  „Gemeinschaften" durch das 
Wort „Union" ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 Buchstabe b werden die 
Worte „oder ein Land ist" durch die Worte 
,, , ein Land, die Europäischen Gemein-
schaften, ein anderer Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, ein anderer Vertrags-
staat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder die Euro-
päische Investitionsbank sind" ersetzt. 

bb) Nummer 3 Buchstabe d wird wie folgt ge-
faßt: 

„d) anderen Schuldverschreibungen, die in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum zum Handel 
an  einem organisierten Markt im Sinne 
des § 2 Abs. 5 des Wertpapierhandels

-

gesetzes zugelassen sind; " . 

cc) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende 
durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende 
Nummer 5 wird angefügt: 

„5. durch Anlegung in Investmentanteilen 
an  einem nach dem Grundsatz der Risi-
komischung angelegten Vermögen, die 
von einer Kapitalanlagegesellschaft oder 
von einer ausländischen Investmentge-
sellschaft, die zum Schutz der Anteil-
inhaber einer besonderen öffentlichen 
Aufsicht unterliegt, ausgegeben wurden, 
wenn nach den Vertragsbedingungen 
oder der Satzung der Kapitalanlage-
gesellschaft oder der Investmentgesell-
schaft das Vermögen nur in den Schuld-
titeln der Nummern 2 und 3 und in Bank-
guthaben angelegt werden darf. " 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Als ordentliche Deckung können auch in 
Inhaberschuldverschreibungen umgewandelte 
Ausgleichsforderungen nach § 8 Abs, 2 der Ver-
ordnung über die Bestätigung der Umstellungs-
rechnung und das Verfahren der Zuteilung und 
des Erwerbs von Ausgleichsforderungen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezem-
ber 1994 (BGBl. I S. 3738) verwendet werden." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

 

2. unverändert 
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b) In Absatz 3 Satz 1 werden in Nummer 2 das 
Komma durch einen Punkt ersetzt; die Num-
mern 3 und 4 werden aufgehoben. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 

„ (5) Die Währung des Nennwerts der von der 
Schiffspfandbriefbank ausgegebenen Schiffs-
pfandbriefe darf von der Währung der zu ihrer 
Deckung benutzten Werte nur abweichen, so-
weit durch geeignete Maßnahmen ein Wäh-
rungsrisiko ausgeschlossen ist. " 

3. § 10 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Beleihung von Schiffen und Schiffsbau-
werken, die im Ausland registriert sind, ist zuläs-
sig, wenn nach dem Recht des Staates, in dessen 
Register das Schiff oder das Schiffsbauwerk einge-
tragen ist, 

1. an Schiffen und Schiffsbauwerken ein ding-
liches Recht beste llt werden kann, das in ein 
öffentliches Register eingetragen wird, 

2. das dingliche Recht dem Gläubiger eine der 
Schiffshypothek des deutschen Rechts ver-
gleichbare Sicherheit, insbesondere das Recht 
gewährt, wegen der gesicherten Darlehensfor-
derung Befriedigung aus dem Schiff oder dem 
Schiffsbauwerk zu suchen, 

3. die Rechtsverfolgung für Gläubiger, die einem 
anderen Staat angehören, gegenüber den eige-
nen Staatsangehörigen nicht wesentlich er-
schwert ist. 

Sieht das Recht des Staates, in dessen Register das 
Schiff oder Schiffsbauwerk eingetragen ist, vor, 
daß das dingliche Recht ohne Eintragung in ein 
öffentliches Register entsteht, zur Sicherung der 
Rechte des Gläubigers Dritten gegenüber aber in 
ein solches Register eingetragen werden kann, so 
ist die Beleihung nur mit der Maßgabe zulässig, 
daß die Schiffspfandbriefbank die Eintragung in 
das öffentliche Register unverzüglich herbeiführt. 
Die Beleihung ist regelmäßig nur zur ersten Stelle 
zulässig; Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend." 

4. Dem § 35 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 394 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entspre-
chend anzuwenden." 

5. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist über das Vermögen der Schiffspfand-
briefbank das Insolvenzverfahren eröffnet, so 
fallen die im Deckungsregister eingetragenen 
Werte nicht in die Insolvenzmasse. Soweit diese 
Werte nicht zur Bef riedigung der Schiffspfand

-

briefgläubiger notwendig sind, können sie vom 
Insolvenzverwalter zur Insolvenzmasse gezo-
gen werden; § 30 Abs. 2 Satz 1 gilt entspre-
chend. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist über das Vermögen der Schiffspfand-
briefbank das Insolvenzverfahren eröffnet, so fal-
len die im Deckungsregister eingetragenen Wer-
te nicht in die Insolvenzmasse. Soweit diese Wer-
te nicht zur Befriedigung der Schiffspfandbrief

-

gläubiger notwendig sind, können sie vom Insol-
venzverwalter zur Insolvenzmasse gezogen wer-
den; § 30 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. Die 
Schiffspfandbriefgläubiger nehmen außer im 
Falle des Absatzes 2 Satz 2 nicht am Insolvenz

-

verfahren der Schiffspfandbriefbank teil. 
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(2) Ist die Deckungsmasse zahlungsunfähig 
oder überschuldet, so findet auf Antrag des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 
über sie ein gesondertes Insolvenzverfahren 
statt. Entsteht einem Schiffspfandbriefgläubi-
ger in diesem Verfahren ein Ausfall, so ist er be-
rechtigt, diesen in dem Insolvenzverfahren über 
das sonstige Vermögen der Schiffspfandbrief-
bank geltend zu machen; bei der Berechnung 
des Ausfalls werden die seit Eröffnung des Ver-
fahrens laufenden Zinsforderungen der Schiffs-
pfandbriefgläubiger wie ihre sonstigen Forde-
rungen berücksichtigt. Ein im gesonderten In-
solvenzverfahren verbleibender Überschuß ist 
an den Insolvenzverwalter des Verfahrens über 
das sonstige Vermögen der Schiffspfandbrief-
bank herauszugeben. 

(3) Gehören im Falle des Absatzes 2 Satz 1 
zur Insolvenzmasse eigene Schiffspfandbriefe 
der Bank, die von dieser dem Bestand an We rt

-papieren zugeschrieben sind, so werden sie bei 
der Verteilung den übrigen im Umlauf befind-
lichen Schiffspfandbriefen gleichgestellt." 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

6. § 36a Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Die §§ 35 und 36 sind entsprechend anzuwen-
den."  

7. Nach § 42 wird folgender § 43 angefügt: 

,§ 43 

Bis zum Inkrafttreten der Insolvenzordnung am 
1. Januar 1999 ist § 36 mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß jeweils das Wort  „Insolvenzverfahren" 
durch das Wort  „Konkursverfahren", das Wort  „In-
solvenzmasse" durch das Wort  „Konkursmasse" 
und das Wort  „Insolvenzverwalter" durch das 
Wort  „Konkursverwalter" ersetzt wird.' 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

b) unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

Artikel 14 a 

Änderung des Gesetzes über Bausparkassen 

Das Gesetz über Bausparkassen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Februar 1991 (BGBl. I 
S. 454), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Geset-
zes vom 15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1793), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach den Worten „Euro-
päischen Wirtschaftsraum" die Worte „oder in 
der Schweiz" eingefügt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a einge-
fügt: 

„(2 a) Forderungen im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 können auch durch die Bestellung von 
Grundpfandrechten an einem Pfandobjekt in 
anderen als den in Absatz 2 erfaßten euro-
päischen Staaten gesichert werden, sofern 
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1. der Staat Vollmitglied der Org anisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung ist, 

2. das Grundpfandrecht in diesem Staat die 
Rückzahlung und Verzinsung der Forderun-
gen sicherstellt und 

3. der Gesamtbetrag dieser Beleihungen das 
haftende Eigenkapital der Bausparkasse 
nicht übersteigt." 

c) In Absatz 6 werden die Worte „außerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften oder der an

-deren Vertragsstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum," durch die 
Worte „außerhalb der in den Absätzen 2 und 2 a 
erfaßten Staaten" ersetzt. 

2. In § 15 wird die Überschrift wie folgt gefaßt: 

„Zahlungsverbot, Zustimmung zur vereinfachten 
Abwicklung". 

Artikel 14b 

Änderung des Ausgleichsbankgesetzes 

Nach § 2 des Ausgleichsbankgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. September 1986 
(BGBl. I S. 1544), das zuletzt durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 30. November 1990 (BGBl. I S. 2570) ge-
ändert worden ist, wird folgender § 2 a eingefügt: 

„§ 2 a 
Haftung des Bundes 

Der Bund haftet für die von der B ank aufgenomme-
nen Darlehen und begebenen Schuldverschreibun-
gen, die als Festgeschäfte ausgestalteten Terminge-
schäfte, die Rechte aus Optionen und andere Kredite 
an  die Bank sowie für Kredite an Dritte, soweit sie 
von der Bank ausdrücklich gewährleistet werden." 

Artikel 14 e 

Änderungen des Gesetzes über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau 

Nach § 1 des Gesetzes über die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Juni 1969 (BGBl. I S. 573), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 1994 (BGBl. I 
S. 1465) geändert worden ist, wird folgender § 1 a 
eingefügt: 

„§ 1 a 
Haftung des Bundes 

Der Bund haftet für die von der Anstalt aufgenom

-

menen Darlehen und begebenen Schuldverschrei-
bungen, die als Festgeschäfte ausgestalteten Termin-
geschäfte, die Rechte aus Optionen und andere Kre-
dite an  die Anstalt, sowie für Kredite an  Dritte, so-
weit sie von der Anstalt ausdrücklich gewährleistet 
werden." 
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Artikel 15 
Änderung des Einführungsgesetzes 

zur Insolvenzordnung 
 

Das Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung vom 
5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 54 werden die Nummern 1 bis 3 gestri-
chen. 

2. In Artikel 85 Nr. 2 werden die Buchstaben a bis d 
gestrichen. 

3. Artikel 86 wird aufgehoben. 

Artikel 16 
Änderung der Börsenzulassungs-Verordnung 

Die Börsenzulassungs-Verordnung in der Fassung 
vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1052) wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden der Vierte Unter-
abschnitt des Zweiten Abschnitts im Ersten Kapi-
tel und der Zweite Unterabschnitt des Ersten Ab-
schnitts im Zweiten Kapitel wie folgt gefaßt: 

„Vierter Unterabschnitt 
Befreiung von der Pflicht, einen Prospekt 

zu veröffentlichen 

§ 45 Befreiung im Hinblick auf bestimmte 
Wertpapiere 

§ 45 a Befreiung im Hinblick auf bestimmte 
Emittenten 

§ 46 Befreiung im Hinblick auf bestimmte An-
leger 

§ 47 Befreiung im Hinblick auf einzelne Anga-
ben 

Zweiter Unterabschnitt 
Inhalt des Zwischenberichts in Sonderfällen 

§ 57 Anpassung der Zahlenangaben 

§ 58 Emittenten aus Drittstaaten 

§ 59 Zwischenberichte in mehreren Mitglied

-

staaten der Europäischen Union 

§ 60 Befreiung im Hinblick auf einzelne An-
gaben". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 15 
Änderung des Einführungsgesetzes 

zur Insolvenzordnung 

Das Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung vom 
5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

01. Artikel 50 wird aufgehoben. 

1. unverändert 

la. Artikel 79 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Buchstabe a werden das Wort 
 „und" durch ein Komma ersetzt und nach der 

Angabe „Absatz 5 a Satz 1 Nr. 1" die Angabe 
„und Absatz 7 Satz 1 Nr. 1 " eingefügt. 

b) In Nummer 3 Buchstabe b wird die Angabe 
„Absatz 5 a Satz 7" durch die Angabe „Ab-
satz 5 a Satz 10" ersetzt. 

c) Nummer 8 wird aufgehoben. 

2. unverändert 

3. unverändert 

Artikel 16 
Änderung der Börsenzulassungs-Verordnung 

Die Börsenzulassungs-Verordnung in der Fassung 
vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 1052) wird wie folgt ge-
ändert: 

1. unverändert 
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2. In § 8 Abs. 1 Satz 2, § 9 Abs. 1 Satz 1, § 40 Abs. 1, 
§ 48 Abs. 1 Satz 3, in der Überschrift des § 59 und 
in den §§ 59, 62 und 66 Abs. 3 Nr. 1 wird das Wort 

 „Wirtschaftsgemeinschaft" jeweils durch das 
Wort  „Union" ersetzt. 

3. In§ 9 Abs. 2 Nr. 2 und 3. §§ 10 und 12 Abs. 2, § 22 
Abs. 4 und § 65 Abs. 4 wird jeweils das Wort 

 „Wirtschaftsgemeinschaft" durch das Wort  „Ge-
meinschaft" ersetzt. 

4. In § 13 Abs. 1 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Die Zulassungsstelle kann gestatten, daß der 
Prospekt von Emittenten mit Sitz im Ausland 
ganz oder zum Teil in einer anderen Sprache ab-
gefaßt ist, wenn diese Sprache im Inl and auf dem 
Gebiet des grenzüberschreitenden Wertpapier-
handels nicht unüblich ist. " 

5. In § 16 Abs. 1 Nr. 5 werden nach dem Wort  „Ver-
kaufspreis" die Worte „oder, sofern er noch nicht 
bekannt ist, die Einzelheiten und den Zeitplan 
für seine Festsetzung" eingefügt. 

6. § 18 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. die für den Emittenten maßgebliche Rechts-
ordnung und die Rechtsform; sofern der 
Emittent eine Kommanditgesellschaft auf 
Aktien ist, sind zusätzlich Angaben über die 
Struktur des persönlich haftenden Gesell-
schafters und die von der gesetzlichen Rege-
lung abweichenden Bestimmungen der Sat-
zung oder des Gesellschaftsvertrags aufzu-
nehmen;".  

7. In § 21 Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Worten 
„den Anhang" die Worte „und den Lagebericht" 
eingefügt. 

8. Dem § 33 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Dem Prospekt ist bei seiner Veröffentli-
chung der letzte festgestellte Jahresabschluß bei-
zufügen; in dem Prospekt ist darauf hinzuweisen, 
daß der Jahresabschluß beigefügt ist. Stellt der 
Emittent sowohl einen Einzelabschluß als auch 
einen Konzernabschluß auf, so sind beide Arten 
von Jahresabschlüssen beizufügen. Die Zulas-
sungsstelle kann dem Emittenten gestatten, nur 
den Jahresabschluß der einen Art  beizufügen, 
wenn der Jahresabschluß der anderen Art  keine 
wesentlichen zusätzlichen Aussagen enthält." 

9. § 34 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Dem Prospekt ist bei seiner Veröffentlichung 
der letzte festgestellte Jahresabschluß beizu-
fügen; in dem Prospekt ist darauf hinzuwei-
sen, daß der Jahresabschluß beigefügt ist. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. In § 13 Abs. 1 werden nach Satz 2 folgende 
Sätze eingefügt: 

„Die Zulassungsstelle kann gestatten, daß der 
Prospekt von Emittenten mit Sitz im Ausland ganz 
oder zum Teil in einer anderen Sprache abgefaßt 
ist, wenn diese Sprache im Inland auf dem Gebiet 
des grenzüberschreitenden Wertpapierhandels 
nicht unüblich ist. Dies gilt auch, wenn eine Emis-
sion gemeinsam von mehreren Emittenten mit 
Sitz teils im Inland und teils im Ausland begeben 
wird." 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 
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b) In den Sätzen 2 und 3 werden die Worte „auf-
zunehmen" jeweils durch das Wo rt  „beizufü-
gen" ersetzt. 

10. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „während 
einer längeren Dauer" durch das Wort 

 „dauernd" ersetzt. 

bb) In Nummer 4 wird das Wort  „Wirtschafts-
gemeinschaft" durch das Wo rt  „Gemein-
schaft" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „drei Emissio-
nen" durch die Worte „eine Emission", das 
Wort  „Wirtschaftsgemeinschaft" durch das 
Wort  „Gemeinschaft" und die Worte „einge-
führt worden sind" durch die Worte „einge-
führt worden ist" ersetzt. 

11. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 1 und 2 werden die Worte „drei 
Werktage" jeweils durch die Worte „einen 
Werktag" ersetzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In besonderen Ausnahmefällen kann die Zu-
lassungsstelle gestatten, daß der Prospekt 
nach der Eröffnung, aber vor Beendigung 
des Handels der Bezugsrechte veröffentlicht 
wird."  

12. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden das Wort  „einzelne" gestri-
chen und nach dem Wort  „Prospekt" die Wor-
te „innerhalb von zwölf Monaten vor Zulas-
sung der Schuldverschreibungen" eingefügt. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 52 Abs. 2 gilt entsprechend." 

13. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b werden nach den Worten 
„ausgegeben" und „angeboten" die 
Worte „worden sind" jeweils durch das 
Wort  „werden" ersetzt. 

bb) Das Wort  „oder" am Ende wird durch ein 
Semikolon ersetzt. 

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe e und f wird jeweils das 
Wort  „Wirtschaftsgemeinschaft" durch 
das Wort  „Union" ersetzt. 

bb) Der Punkt am Ende wird durch das Wort 
 „oder" ersetzt. 

c) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 an-
gefügt: 

„4. wenn die zuzulassenden Wertpapiere 
Aktien sind, die seit mindestens zwei Jah-
ren zum geregelten Markt zugelassen 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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sind, und dem Publikum mindestens einen 
Werktag vor Einführung der Wertpapiere 
im amtlichen Handel Informationen zur 
Verfügung stehen, die im wesentlichen 
dem Inhalt eines Börsenzulassungspro-
spekts entsprechen. " 

14. Nach § 45 wird folgender § 45 a eingefügt: 

„§ 45 a 

Befreiung im Hinblick auf bestimmte Emittenten 

(1) Die Zulassungsstelle kann von der Pflicht, 
einen Prospekt zu veröffentlichen, auch dann 
ganz oder teilweise befreien, wenn folgende Vor-
aussetzungen erfüllt sind: 

1. die zuzulassenden Wertpapiere, Aktien des 
Emittenten oder diese Aktien verbriefende 
Zertifikate sind seit mindestens drei Jahren in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum amtlich notiert; 

2. der Zulassungsstelle wird von den zuständi-
gen Stellen der anderen Mitgliedstaaten oder 
Vertragsstaaten, in denen die Wertpapiere 
amtlich notiert sind, bestätigt, daß der Emit-
tent in den drei Jahren vor Antragstellung auf 
Zulassung zur amtlichen Notierung an einer 
inländischen Börse, oder, sofern die Zulassung 
zur amtlichen Notierung an der Börse des an-
deren Mitgliedstaats oder Vertragsstaats weni-
ger als drei Jahre zurückliegt, seit diesem Zeit-
punkt stets die auf Grund der Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft erlassenen Vor-
schriften betreffend die Zulassung zur amtli-
chen Notierung und die hiermit im Zusam-
menhang stehenden Informationspflichten er-
füllt hat; 

3. der Emittent der zuzulassenden Wertpapiere 
veröffentlicht gemäß § 36 Abs. 4 des Börsenge-
setzes und § 43 Abs. 1 dieser Verordnung 

a) den letzten geprüften Jahresabschluß und 
den letzten geprüften Konzernabschluß, so-
fern der Emittent zur Aufstellung eines sol-
chen verpflichtet ist, 

b) den letzten Zwischenbericht, sofern ein sol-
cher nach dem letzten geprüften Jahresab-
schluß zu veröffentlichen war, 

c) den letzten Geschäftsbericht, sofern der 
Emittent einen solchen in einem der in der 
Nummer 1 genannten Staaten veröffent-
licht hat und 

d) die während der letzten zwölf Monate vor 
dem Antrag auf Zulassung zur amtlichen 
Notierung herausgegebenen Zulassungs-
und Verkaufsprospekte oder diesen ver-
gleichbare Dokumente; 

die Zulassungsstelle kann jedoch gestatten, 
den Jahresabschluß oder den Konzernab

-

schluß zu veröffentlichen, sofern der nicht ver- 
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öffentlichte Abschluß keine wesentlichen zu-
sätzlichen Informationen enthält; 

4. der Emittent der zuzulassenden Wertpapiere 
veröffentlicht gemäß § 36 Abs. 4 des Börsenge-
setzes und § 43 Abs. 1 dieser Verordnung ein 
Dokument, das folgende Angaben enthält: 

a) die Erklärung, daß die Zulassung der Wert
-papiere zur amtlichen Notierung beantragt 

wurde, 

b) sofern die Zulassung von Aktien beantragt 
wird, die Zahl und Gattung sowie eine kur-
ze Beschreibung der mit ihnen verbunde-
nen Rechte, 

c) sofern die Zulassung von Zertifikaten, die 
Aktien vertreten, beantragt wird, zusätzlich 
zu den in Buchstabe b genannten Angaben 
die mit den vertretenen Aktien verbunde-
nen Rechte sowie die Möglichkeiten und 
Bedingungen für den Umtausch des Zertifi-
kats in die vertretenen Aktien, 

d) sofern die Zulassung von Schuldverschrei-
bungen beantragt wird, die während einer 
längeren Dauer ausgegeben werden, zu-
sätzlich zu den in Buchstabe b genannten 
Angaben die Art, Ausstattung und den Ge-
samtnennbetrag der Emission oder einen 
Hinweis darauf, daß letzterer nicht festge-
setzt ist, 

e) sofern die Zulassung von anderen als den 
in Buchstabe d genannten Schuldverschrei-
bungen beantragt wird, zusätzlich zu den 
in Buchstabe b und d genannten Angaben 
den Ausgabepreis, Rückzahlungspreis und 
Nominalzinssatz und, wenn mehrere Zins-
sätze vorgesehen sind, die Bedingungen 
für den Wechsel des Zinssatzes, 

f) sofern die Zulassung von Wandelschuldver-
schreibungen, austauschbaren Schuldver-
schreibungen, Optionsanleihen und Op-
tionsscheinen beantragt ist, zusätzlich zu 
den in Buchstabe b genannten Angaben 
die Art  der zur Umwandlung, zum Tausch 
oder zum Bezug angebotenen Aktien und 
die mit den Aktien verbundenen Rechte, 
die Möglichkeiten und Bedingungen für 
eine Umwandlung, einen Tausch oder ei-
nen Bezug sowie die Voraussetzungen für 
eine Änderung dieser Möglichkeiten und 
Bedingungen, 

g) jede wesentliche Änderung der tatsäch-
lichen oder rechtlichen Verhältnisse, die 
nicht in einer der in Nummer 3 genannten 
Unterlagen beschrieben ist, 

h) die Steuern, die im Inland auf die Einkünfte 
aus den Wertpapieren im Wege des Quel-
lenabzugs erhoben werden und gegebe-
nenfalls die Angabe, daß der Emittent die 
Zahlung dieser Steuern übernimmt, 

i) die Zahl- und Hinterlegungsstellen und 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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j) die Namen der Personen oder Gesellschaf-
ten, die für die in den vorstehenden Buch-
staben aufgeführten Angaben die Verant-
wortung übernehmen, sowie eine Erklä-
rung dieser Personen oder Gesellschaften, 
daß ihres Wissens die Angaben richtig und 
keine wesentlichen Umstände ausgelassen 
sind; 

5. der Emittent der zuzulassenden Wertpapiere 
veröffentlicht gemäß § 36 Abs. 4 des Börsenge-
setzes und § 43 Abs. 1 dieser Verordnung, so-
weit nicht bereits in den in Nummern 3 oder 4 
aufgeführten Unterlagen enthalten, 

a) den Namen und die Funktion jedes Mit-
glieds der Geschäftsführungs-, Aufsichts-  
und Verwaltungsorgane, 

b) allgemeine Angaben über das gezeichnete 
Kapital, 

c) die aktuellen Beteiligungsverhältnisse, die 
ihm durch Mitteilungen auf Grund der 
Richtlinie 88/627/EWG des Rates vom 12. De-
zember 1988 über die bei Erwerb und Ver-
äußerung einer bedeutenden Beteiligung 
an einer börsennotierten Gesellschaft zu 
veröffentlichenden Informationen (ABl. EG 
Nr. L 348 S. 62) bekannt geworden sind, 
und 

d) von den gesetzlich vorgeschriebenen Ab-
schlußprüfern erstellte Berichte über den 
letzten veröffentlichten Jahresabschluß, die 
nach dem Recht des Staates, in dem sich 
der eingetragene Geschäftssitz des Emit-
tenten befindet, vorgeschrieben sind; 

6. aus den Bekanntmachungen und Unterlagen, 
welche die Zulassung der Wertpapiere zur 
amtlichen Notierung unter Angabe ihrer 
wesentlichen Merkmale ankündigen und aus 
allen anderen Unterlagen über die Zulassung, 
die von dem Emittenten oder in seinem Na-
men veröffentlicht werden sollen, ist zu er-
sehen, daß die in den Nummern 3 bis 5 aufge-
führten Unterlagen und Angaben vorhanden 
sind und wo diese nach Maßgabe des § 36 
Abs. 4 des Börsengesetzes veröffentlicht wor-
den sind oder veröffentlicht werden; 

7. die in den Nummern 3 bis 6 aufgeführten Un-
terlagen, Angaben und Bekanntmachungen 
wurden der Zulassungstelle vorgelegt, bevor 
sie dem Publikum im Rahmen oder zur Vorbe-
reitung einer Ankündigung der Zulassung der 
Wertpapiere zur amtlichen Notierung zugäng-
lich gemacht wurden. 

(2) Veröffentlichungen auf Grund des Absat-
zes 1 Nr. 3 bis 6 sind in deutscher Sprache vorzu-
nehmen. Die Zulassungsstelle kann gestatten, 
daß die Veröffentlichungen in einer anderen 
Sprache abgefaßt werden, wenn diese Sprache 
auf dem Gebiet der Wertpapieranlage innerhalb 
des Geltungsbereichs dieser Verordnung nicht 
unüblich ist. " 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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15. § 52 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Vorbehaltlich des § 43 Abs. 1 Satz 3 dürfen 
die zugelassenen Wertpapiere frühestens an dem 
auf die erste Veröffentlichung des Prospekts 
oder, wenn kein Prospekt zu veröffentlichen ist, 
der Veröffentlichung der Zulassung folgenden 
Werktag eingeführt werden." 

16. In § 58 Satz 1 werden die Worte „Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft" 
durch die Worte „Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union" und die Worte „außerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft" durch 
die Worte „außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft" ersetzt. 

17. § 71 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Ordnungswidrig im Sinne des § 90 Abs. 2 
Nr. 1 des Börsengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig entgegen § 43 Abs. 1 Satz 1 
oder 2 einen Prospekt nicht rechtzeitig veröffent-
licht." 

18. Die Anlage zu § 57 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„I. Von Emittenten nach § 57 Abs. 2 mindestens 
anzugebende Posten 

Aktivseite: 

1. Barreserve 

2. Schatzwechsel und unverzinsliche Schatz-
anweisungen sowie ähnliche Schuldtitel 
öffentlicher Stellen 

3. Forderungen an Kreditinstitute 

4. Forderungen an Kunden 

5. Schuldverschreibungen und andere fest-
verzinsliche Wertpapiere 

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche 
Wertpapiere 

7. Beteiligungen 

darunter: an Kreditinstituten 

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 

darunter: an Kreditinstituten 

9. Eigene Aktien oder Anteile 

Passivseite: 

10. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinsti-
tuten 

11. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

12. Verbriefte Verbindlichkeiten 

darunter: begebene Schuldverschreibun-
gen 

13. Nachrangige Verbindlichkeiten 

14. Genußrechtskapital 

15. Fonds für allgemeine Bankrisiken 

16. Eigenkapital, aufgegliedert in gezeichne-
tes Kapital und Rücklagen 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Posten unter dem Strich: 

17. Eventualverbindlichkeiten 

18. Andere Verpflichtungen 

Aufwendungen: 

19. Zinsaufwendungen 

20. Provisionsaufwendungen 

21. Personalaufwand 

22. Andere Verwaltungsaufwendungen 

23. Planmäßige Abschreibungen und Wertbe-
richtigungen auf Anlagewerte und Sach-
anlagen 

24. Risikovorsorge 

Erträge: 

25. Zinserträge aus Kredit-, Geldmarktge-
schäften, festverzinslichen Wertpapieren 
und Schuldbuchforderungen 

26. laufende Erträge aus Aktien und anderen 
nicht festverzinslichen Wertpapieren, Be-
teiligungen und Anteilen an  verbundenen 
Unternehmen 

27. Provisionserträge 

II. Von Realkreditinstituten zusätzlich vorzuneh-
mende Aufgliederungen 

Die Posten Forderungen an Kunden sowie 
Forderungen an Kreditinstitute sind jeweils in 
Hypothekendarlehen, Kommunalkredite und 
andere Forderungen aufzugliedern. Die Po-
sten Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinsti-
tuten und Kunden sind in begebene Hypothe-
ken-Namenspfandbriefe, begebene öffent-
liche Namenspfandbriefe und andere Ver

-

bindlichkeiten aufzugliedern. Der Posten ver-
briefte Verbindlichkeiten ist in begebene 
Schuldverschreibungen (Unterposten: Hypo-
thekenpfandbriefe, öffentliche Pfandbriefe und 
sonstige Schuldverschreibungen) und andere 
verbriefte Verbindlichkeiten aufzugliedern. " 

Artikel 17 

Änderung der Verkaufsprospekt-Verordnung 

Die Verkaufsprospekt-Verordnung vom 17. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2869) wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 1 werden nach dem Wort  „Notierung" die 
Worte „oder zum geregelten Markt" eingefügt. 

2. Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhan-
del kann gestatten, daß der Verkaufsprospekt von 
Emittenten mit Sitz im Ausland ganz oder zum Teil 
in einer anderen Sprache abgefaßt ist, wenn diese 
Sprache im Inland auf dem Gebiet des grenzüber-
schreitenden Wertpapierhandels nicht unüblich 
ist." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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3. In § 4 Nr. 12 werden nach den Worten „sofern er 
noch nicht bekannt ist," die Worte „die Einzelhei-
ten und" eingefügt. 

4. § 5 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. die für den Emittenten maßgebliche Rechts-
ordnung und die Rechtsform; soweit der Emit-
tent eine Kommanditgesellschaft auf Aktien 
ist, sind zusätzlich Angaben über die Struktur 
des persönlich haftenden Gesellschafters und 
die von der gesetzlichen Regelung abwei-
chenden Bestimmungen der Satzung oder des 
Gesellschaftsvertrags aufzunehmen; ". 

5. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist der Anbieter nicht zugleich der Emittent 
der zum Umtausch oder Bezug' angebotenen 
Wertpapiere, so können diese Angaben entfal-
len, wenn der Anbieter über die Angaben re-
gelmäßig nicht verfügt." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Für das Angebot von Wertpapieren, die 
das Recht auf Zahlung eines Betrags einräu-
men, der durch den Wert eines anderen We rt

-papiers oder Rechts oder durch eine sonstige 
Bezugsgröße bestimmt wird, sind in den Ver-
kaufsprospekt zusätzlich Angaben über die Er-
mittlung des Betrags aufzunehmen." 

6. § 14 Abs. 5 wird aufgehoben. 

Artikel 18 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 16 und 17 beruhenden Teile der 
dort  geänderten Rechtsverordnungen können auf 
Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 19 

Neufassung geänderter Gesetze 
und Verordnungen 

Das Bundesministerium der Finanzen kann den 
Wortlaut des Börsengesetzes, des Verkaufsprospekt

-

gesetzes, des Wertpapierhandelsgesetzes, des Geset-
zes über Kapitalanlagegesellschaften, des Ausland-
investment-Gesetzes, des Gesetzes über Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften, des Gesetzes über 
die Pfandbriefe und verwandten Schuldverschrei-
bungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten, der 
Börsenzulassungs-Verordnung, der Verkaufspro-
spekt-Verordnung, das Bundesministerium der Justiz 
kann den Wortlaut des Hypothekenbankgesetzes in 
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an  geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Neufassung geänderter Gesetze 
und Verordnungen 

Das Bundesministerium der Finanzen kann den 
Wortlaut des Börsengesetzes, des Verkaufsprospekt

-

gesetzes, des Wertpapierhandelsgesetzes, des Geset-
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gesetzblatt bekanntmachen. 
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Artikel 20 

Aufhebung und Außerkrafttreten 
von Vorschriften 

§ 1 

Es werden aufgehoben: 

1. Artikel 15 des Zweiten Finanzmarktförderungs-
gesetzes vom 26. Juli 1994 (BGBl. I S. 1783); 

2. das Gesetz über den Wertpapierhandel in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 4110-2, veröffentlichten bereinigten Fassung; 

3. das Kapitel XVII der Verordnung des Reichsprä-
sidenten über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Finanzen, der Wirtschaft und der Rechtspflege 
über die Zulassung der Wertpapiere der Deut-
schen Reichsbahn-Gesellschaft zum Börsenver-
kehr in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 4111-5, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung; 

4. die Bekanntmachung betreffend die Ausführung 
des Börsengesetzes hinsichtlich der Berliner Me-
tallbörse in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4112-2, veröffentlichten be-
reinigten Fassung; 

5. die Verordnung des Reichspräsidenten über die 
Abwicklung von Börsengeschäften in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4113-1, veröffentlichten bereinigten Fassung; 

6. die Bekanntmachung betreffend die Untersa-
gung des Börsenterminhandels in Kammzug in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 4114, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung; 

7. die Bekanntmachungen betreffend die Zulas-
sung von Börsentermingeschäften in Anteilen 
von Bergwerks- und Fabrikunternehmungen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 4115-2 bis 12, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung; 

8. die Bekanntmachung über die Zulassung von 
Börsentermingeschäften in Aktien und Anteilen 
von Bergwerks- und Fabrikunternehmungen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 4115-13, veröffentlichten bereinigten 
Fassung; 

9. die Bekanntmachungen über die Zulassung von 
Börsentermingeschäften in Aktien von Berg-
werks- und Fabrikunternehmungen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4115-14 bis 28, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung; 

10. die Börsentermingeschäfts-Zulassungsverordnung 
vom 10. März 1982 (BGBl. I S. 320), zuletzt geän-
dert durch die Verordnung vom 10. März 1988 
(BGBl. I S. 302); die Zulassung der Aktien zum 
Börsenterminhandel durch die Verordnung bleibt 
unberührt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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unberührt; 
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§ 2 

Es treten außer Kraft: 

1. das Gesetz über die Zulassung von Wertpapieren 
zu amtlichen Notierungen an der Bremer Wertpa-
pierbörse in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4111-2-a, veröffentlichten 
bereinigten Fassung; die Zulassung der auf Grund 
des Gesetzes zum Börsenhandel mit amtlicher 
Notierung zugelassenen Wertpapiere bleibt unbe-
rührt; 

2. die Verordnung Nr. 118 des Staatsministeriums 
des Landes Württemberg-Baden über die Beauf-
sichtigung von Börsen und von Hypotheken- und 
Schiffspfandbriefbanken in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4110-3-a, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung. 

Artikel 21 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. Ar-
tikel 12 Nr. 6, Artikel 13 Nr. 7 und Artikel 14 Nr. 7 tre-
ten am 1. Januar 1999 außer Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

11. die Verordnung über die Anlage zum Jahresab-
schluß von Kreditinstituten, die eingetragene 
Genossenschaften oder Sparkassen sind, vom 
13. Oktober 1993 (BGBl. I S. 1705); die Verord-
nung ist letztmals auf Geschäftsjahre anzuwen-
den, die spätestens am 31. Dezember 1997 enden. 

§ 2 

unverändert 

Artikel 21 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 
am [1. April] 1998 in Kraft. Artikel 9 c tritt vorbehalt-
lich der Genehmigung der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften am 1. Januar 1999 in 
Kraft; die Genehmigung wird im Bundesgesetzblatt 
bekanntgemacht werden. Artikel 11 a Nr. 24 und Ar-
tikel 11 b treten am 1. Juni 1998 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Gisela Frick, Christine Scheel, Dr. Uwe-Jens Rössel, 
Jörg-Otto Spiller und Wolfgang Steiger 

A. Allgemeines 

I. Verfahrensablauf 

1. Entwurf eines Gesetzes zur weiteren 
Fortentwicklung des Finanzplatzes Deutschland 
(Drucksache 13/8933) 

Der Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Fortent-
wicklung des Finanzplatzes Deutschland wurde in 
der 203. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
13. November 1997 dem Finanzausschuß zur feder-
führenden Beratung überwiesen. Der Gesetzentwurf 
wurde dem Rechtsausschuß, dem Haushaltsausschuß 
sowie dem Ausschuß für Wirtschaft zur Mitberatung 
überwiesen, dem Haushaltsausschuß zusätzlich zur 
Stellungnahme gemäß § 96 der Geschäftsordnung. 
Der Haushaltsausschuß hat sich mit dem Gesetz-
entwurf am 4. Februar 1998 beschäftigt. Der Rechts-
ausschuß und der Wirtschaftsausschuß haben am 
11. Februar 1998 zu dem Gesetzentwurf Stellung ge-
nommen. 

Am 12. November 1997 hat der Finanzausschuß eine 
öffentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf durch-
geführt. Er hat die Vorlage am 9. September und am 
10. Dezember 1997 sowie am 14. Januar, 4. Februar 
und 11. Februar 1998 beraten. 

2. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung 
von Unternehmensübernahmen 
(Drucksache 13/8164) 

Der Gesetzentwurf ist dem Finanzausschuß in der 
195. Sitzung des Deutschen Bundestages am 2. Ok-
tober 1997 zur federführenden Beratung und dem 
Rechtsausschuß sowie dem Ausschuß für Wi rtschaft 
zur Mitberatung überwiesen worden. Der mitbera-
tende Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage am 
10. Dezember 1997 beraten, der mitberatende Rechts-
ausschuß am 11. Februar 1998. Der Finanzausschuß 
hat sich am 10. Dezember 1997, am 14. Januar, am 
4. und am 11. Februar 1998 mit dem Gesetzentwurf 
befaßt. In die o. g. Anhörung ist der Gesetzentwurf 
einbezogen worden. 

II. Inhalt der Vorlagen 

1. Entwurf eines Gesetzes zur weiteren 
Fortentwicklung des Finanzplatzes Deutschland 
(Drucksache 13/8933) 

Der Gesetzentwurf enthält insbesondere Novellie-
rungen des Börsen- und Wertpapierhandelsrechts, 
des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften sowie 
des Gesetzes über Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften. Daneben werden insbesondere verschie

-

dene die Hypothekenbanken, öffentlich-rechtlichen 
Kreditanstalten und Schiffsbanken betreffende Vor-
schriften geändert. 

Novellierung des Börsen- 
und Wertpapierhandelsrechts 

Im Rahmen der Novellierung von Börsengesetz, Bör-
senzulassungs-Verordnung, Wertpapierhandelsgesetz, 
Wertpapier-Verkaufsprospektgesetz und Verkaufs-
prospekt-Verordnung sind insbesondere folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 

aa) Modernisierung der Haftung für fehlerhafte Bör-
senzulassungs- und Verkaufsprospekte sowie für 
fehlerhafte Beratung und Information bei der 
Anlage im Wertpapierbereich 

- Neuregelung der Haftung für Börsenzulas-
sungsprospekte und Unternehmensberichte 
sowie für Verkaufsprospekte von öffentlich 
angebotenen Wertpapieren. Hierbei Verkür-
zung der Verjährungsfrist von bislang 5 auf 
maximal 3 Jahre. 

Verbesserung der Rechtsstellung des Anle-
gers bei begründeten Haftungsansprüchen. 
Das Erfordernis eines Besitzes der Wertpa-
piere für einen Haftungsanspruch entfällt; auf 
den Nachweis, daß der Erwerb der We rt

-papiere auf Grund des fehlerhaften Prospekts 
erfolgte, wird verzichtet. 

- Verkürzung der Verjährungsfrist für fehler-
hafte Beratung und Information bei der An-
lage im Wertpapierbereich von 30 Jahren auf 
maximal 3 Jahre; hierdurch Abbau der Hemm-
schwelle vor einer aktienorientierten Bera-
tung. 

bb) Erleichterung des Börsenzugangs für Emittenten 

- Ermöglichung eines frühzeitigen Börsengangs 
junger Unternehmen zum geregelten Markt 
durch Verzicht auf eine bestimmte Mindest-
dauer des Bestehens des Unternehmens. 

- Verzicht auf die Verpflichtung zur Erstellung 
eines Börsenzulassungsprospekts bei einer 
beabsichtigen Zulassung von Aktien zum 
amtlichen Handel, wenn die Aktien an dersel-
ben oder einer anderen inländischen Börse 
bereits seit zwei Jahren zum geregelten Markt 
zugelassen sind. 

- Erleichterung einer Mehrfachzulassung von 
Wertpapieren, die bereits zum amtlichen Han-
del oder geregelten Markt an einer inlän-
dischen Wertpapierbörse zugelassen sind, an 

 anderen inländischen Börsen im gleichen 
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Marktsegment durch Verzicht auf ein verwal-
tungsintensives Zulassungsverfahren. 

- Erleichterung einer gleichzeitigen Mehrfach-
zulassung von Wertpapieren zum amtlichen 
Handel oder zum geregelten Markt, indem 
künftig die Überprüfung des jewei ligen Zu-
lassungsprospekts nur noch durch eine vom 
Emittenten zu bestimmende Zulassungsstelle 
bzw. einen Zulassungsausschuß erfolgt. Bis-

lang ist eine Prüfung durch die Zulassungs-
organe sämtlicher betroffenen Börsen erfor-
derlich. 

- Erweiterung der Anerkennung von Börsen-
zulassungsprospekten, wenn die Zulassung 
an einer anderen Börse im Inland nicht weni-
ger als sechs Monate zurückliegt, auf Pro-
spekte ausländischer Emittenten. 

- Ermöglichung einer prospektfreien Zulassung 
von Wertpapieren ausländischer Emittenten, 
sofern diese oder andere Wertpapiere des 
Emittenten bereits seit drei Jahren in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat oder sonstigen EWR-
Vertragsstaat im amtlichen Handel notiert 
sind. 

- Erleichterung der Verpflichtung zur ad hoc- 
Publizität ausländischer Emittenten. 

- Anerkennung fremdsprachiger Prospekte aus-
ländischer Emittenten unter bestimmten Vor-
aussetzungen. 

cc) Gesetzliche Regelung des Rückzugs eines Emit-
tenten, von der Börse (sog. Delisting) 

- Aufnahme einer gesetzlichen Regelung der 
Voraussetzungen eines De listings. Hierdurch 
Erhöhung der Rechtssicherheit für Emittenten 
und Börsen. 

dd) Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Börsen 

- Ermöglichung der Erhebung von Notierungs-
gebühren für Wertpapiere unter bestimmten 
Voraussetzungen. Damit Verbreiterung der 
Finanzierungsbasis der Börsen. 

- Stärkung der Selbstverwaltung der Börsen 
durch Schaffung der Möglichkeit, in einem 
Teilbereich des geregelten Markts Zwischen-
berichte verbindlich vorzuschreiben und so 
die Transparenz zu erhöhen. 

- Zurechnung der Kapitalanlagegesellschaften 
zur Gruppe der institutionellen Anleger bei 
der Wahl des Börsenrates sowie Verdoppelung 
der Anzahl der Sitze der Privatanleger im 
Börsenrat. Hierdurch Verstärkung der Vertre-
tung der Anlegerinteressen an  der Börse. 

ee) Berücksichtigung neuer Entwicklungen bei der 
Emission von Wertpapieren 

- Berücksichtigung der Besonderheiten von Me-
dium Term Note-Programmen durch Ermögli

-

chung von Rahmenprospekten in der Börsen-
zulassungs-Verordnung. 

- Berücksichtigung moderner Emissionsverfah-
ren bei der inhaltlichen Ausgestaltung von 
Börsenzulassungs- oder Verkaufsprospekten. 

ff) Stärkung des Anlegerschutzes durch Verbesse-
rung der wertpapierhandelsrechtlichen Aufsicht 

- Einführung einer Überprüfung der Vollstän-
digkeit (jedoch keine inhaltliche Bewe rtung) 
von Verkaufsprospekten durch das BAWe bei 
Wertpapieren, für die eine Zulassung weder 
zum amtlichen Handel noch zum geregelten 
Markt beabsichtigt ist. Zugleich Schaffung 
wirksamer aufsichtsrechtlicher Befugnisse, 
um die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 
sicherzustellen. 

- Beschränkung der Ausnahme von der Ver-
kaufsprospektpflicht bei staatlichen Emitten-
ten. 

- Erhöhung des Bußgeldrahmens im Verkaufs-
prospektgesetz von bislang maximal 100 000 
DM auf maximal 1 Mio. DM, um eine wirk-
samere Bekämpfung unlauterer Wertpapier-
emissionen zu ermöglichen. 

- Information des BAWe über Kursaussetzungen 
an der Börse durch die Börsengeschäftsfüh-
rungen. 

- Verbesserung des aufsichtsrechtlichen Instru-
mentariums des BAWe bei Insider-Untersu-
chungen und bei Nachforschungen im Hin-
blick  auf Veränderungen von wesentlichen 
Beteiligungen an im amtlichen Handel notier

-

ten Gesellschaften. 

gg) Beseitigung von Lücken und Verbesserung be-
stehender verkaufsprospektrechtlicher Regelun-
gen 

- Vereinheitlichung der Anforderungen an Ver-
kaufsprospekte und Unternehmensberichte, 
sofern Wertpapiere öffentlich angeboten wer-
den, für die eine Zulassung zum geregelten 
Markt beabsichtigt ist. Prüfung beider Doku-
mente nunmehr nur noch durch eine Stelle, 
den Zulassungsausschuß der Börse. Hierdurch 
Verfahrensvereinfachung für den Emittenten 
und Vermeidung divergierender Entscheidun-
gen durch verschiedene Behörden. 

- Einführung einer Verkaufsprospektpflicht für 
Umtauschangebote in Wertpapiere, die weder 
zum geregelten Markt noch zum amtlichen 
Handel zugelassen sind. 

- Klarstellung der inhaltlichen Anforderungen 
an Verkaufsprospekte für Optionsscheine. 

hh) Deregulierungsmaßnahmen und umfangreiche 
Rechtsbereinigung 

- Harmonisierung der aktien- und wertpapier-
handelsrechtlichen Mitteilungspflichten bei 
wesentlichen Beteiligungen an einer im amt-

lichen Handel notierten Aktiengesellschaft. 
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- Verzicht auf die wertpapierhandelsrechtliche 
Hinweisbekanntmachung von Veröffentlichun-
gen im Bundesanzeiger bei wesentlichen Ver-
änderungen des Stimmrechtsanteils an im 
amtlichen Handel notierten Aktiengesell-
schaften. 

- Verringerung der erforderlichen Zahl - und 
Hinterlegungsstellen auf eine inländische 
Stelle. Hierdurch Kostenersparnis für die 
Emittenten und Erleichterung des Emissions-
geschäfts für Wertpapierhandelshäuser. 

- Verzicht auf das Erfordernis, den Jahresab-
schluß in den Börsenzulassungsprospekt zu 
integrieren; nunmehr genügt die Beifügung 
als Anlage. Hierdurch erhebliche Kostensen-
kung auf Emittentenseite. 

- Verkürzung der Frist zwischen Veröffentli-
chung eines Börsenzulassungsprospekts und 
Einführung der Wertpapiere in den Börsen-
handel von drei Tagen auf einen Tag. 

- Erweiterung des für Kreditinstitute bei Ver-
kaufsprospekten bestehenden Daueremitten-
tenprivilegs sowie Einbeziehung von Finanz-
dienstleistungsinstituten in diese Regelung. 

- Ersatzlose Aufhebung und Außerkraftsetzung 
zahlreicher überholter Vorschriften auf dem 
Gebiet des Börsen- und Wertpapierhandels. 

Novellierung des Gesetzes über Kapitalanlage-
gesellschaften und des Auslandinvestment-Gesetzes 

aa) Zulassung neuer Fondstypen: 

- ,,Pensions-Sondervermögen”, mit denen erst-
mals ein Zielfonds als Instrument für Zwecke 
der Altersvorsorge im Gesetz über Kapital-
anlagegesellschaften verankert werden soll. 

Mindestens 51 Prozent sind in Substanzwer-
ten (Aktien, Immobilien) zu investieren, maxi-
mal 75 Prozent in Aktien und stillen Beteili-
gungen. Derivategeschäfte zu spekulativen 
Zwecken sind nicht zulässig. Maximal 30 Pro-
zent des Fondsvermögens dürfen mit Wäh-
rungsrisiken behaftet sein. Langfristige „ Pen-
sionssparpläne" mit der Möglichkeit des Um-
tauschs in andere Fondsanteile und Auszah-
lungspläne sind dem Sparer anzubieten. Er-
träge dürfen nicht ausgeschüttet, sondern 
müssen thesauriert werden. 

- Dachfonds als Form der standardisierten Ver-
mögensverwaltung; hierdurch Möglichkeit der 
Nutzung der Spezialisierung anderer Fonds 
und der Expertise anderer Fondsmanager. 

- Gemischte Wertpapier- und Grundstücks-Son-
dervermögen, die in Wertpapiere und bis zu 
30 % ihrer Mittel in Grundstücke, Beteiligun-
gen an  Grundstücksgesellschaften oder An-
teile an Grundstücks-Sondervermögen inve-
stieren dürfen und sich dadurch für eine Ver

-

mögensverwaltung „aus einer Hand" eignen. 

- Geschlossene Fonds in der Rechtsform der AG 
(sog. Investmentaktiengesellschaften) als Bei

-

trag zur Mobilisierung privater Ersparnisse für 
die Wagniskapitalmärkte. 

bb) Erweiterung der Geschäftsmöglichkeiten für be-
reits zugelassene Investmentfondstypen 

aaa) Wertpapierfonds 

- Zulassung von Aktienindexfonds, die 
kostengünstig sind, weil sie keine hoch

-

qualifizierten Spezialisten für die Akti-
enanalyse benötigen; hierdurch Mög-
lichkeit zur Steigerung des Interesses an 
der Aktienanlage. 

- Zulassung von Aktienlaufzeitfonds; Mög-
lichkeit zur Steigerung des Interesses an 
der Aktienanlage, weil die Laufzeitbe-
grenzung die Absicherung von Aktien-
positionen über Termingeschäfte er-
leichtert und damit dem Sicherheitsbe-
dürfnis der Anleger Rechnung getragen 
werden kann. 

- Neugestaltung der Verwendung deriva-
tiver Finanzinstrumente durch 

• Zulassung von Zins- und Währungs-
swaps, auch als OTC-Geschäfte, 

• Zulassung von OTC-Optionen und 
OTC-Finanzterminkontrakten, 

• Zulassung marktgegenläufiger Positio-
nen ohne Absicherungszweck. 

- Bündelung der flüssigen Mittel eines 
oder mehrerer Wertpapierfonds in Geld-
marktfonds zum Zweck der Ertrags-
optimierung. 

- Unterhaltung von Bankguthaben auch 
bei anderen Kreditinstituten als der 
Depotbank. 

- Zulassung der Margin-Unterlegung auch 
für Devisentermingeschäfte; damit kön-
nen die geforderten Einschüsse (Mar-
gins) nicht nur in bar, sondern auch 
durch Verpfändung von Wertpapieren 
geleistet werden. 

- Verzicht auf eine Risikostreuungsgrenze 
bei institutionellen Wertpapierleihsyste-
men. 

- Zulassung von Wertpapierpensionsge-
schäften, wobei der Wertpapierfonds so-
wohl Pensionsgeber als auch Pensions-
nehmer sein kann; damit Möglichkeit 
für die Fonds, die Renditen zu steigern 
und sich zu günstigen Konditionen Li-
quidität zu beschaffen. 

bbb) Beteiligungsfonds 

- Lockerung der Voraussetzungen, unter 
denen stille Beteiligungen eingegangen 
werden dürfen. 

- Verzicht auf gesetzliche Vorgaben an 
 die Mindestanlage in stillen Beteiligun-

gen. 

ccc) Grundstücksfonds 

- Gewährung von Erbbaurechten an  den 
dem Grundstücksfonds gehörenden 
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Grundstücken (bis zu 80 Jahre Laufzeit, 
Begrenzung auf maximal 10 Prozent des 
Sondervermögens). 

- Beteiligung an  Grundstücksgesellschaf-
ten im In- und Ausland, sofern Mehr-
heitsbeteiligung gegeben, die Grund-
stücksgesellschaft maximal drei Grund-
stücke hält, und nicht mehr als 20 Pro-
zent des Grundstücksfonds in Beteili-
gungen an Grundstücksgesellschaften 
investiert werden. 

- Zulässigkeit der Anlage der Grund-
stücksfondsliquidität in Geldmarktfonds 
und Wertpapierfonds. Damit kann das 
Fondsmanagement das professionelle 
Anlage-Know how von auf die Geld-
markt- und Wertpapieranlage speziali-
sierten Fondsmanagern nutzen. 

- Erhöhung der wirtschaftlichen Flexibili-
tät der Grundstücksfonds durch Nicht-
anrechnung bestimmter fester Verpflich-
tungen auf die Liquiditätsobergrenze. 

ddd) Sonstige Geschäftstätigkeit der Kapital-
anlagegesellschaften (KAGen) 

- Zulassung der individuellen Grund-
stücksverwaltung für Dritte zur Nutzung 
des fachlichen und organisatorischen 
Know how von KAGen, die Grund-
stücksfonds verwalten. 

- Verzicht auf die Genehmigung der in 
den Vertragsbedingungen enthaltenen 
Regelung zur Vergütung einschließlich 
ihrer Änderungen. 

- Berücksichtigung von neuen Vertriebs-
wegen und Methoden bei den Informa-
tionspflichten gegenüber den Kunden. 

cc) Verbesserung des Anlegerschutzes und des auf-
sichtsrechtlichen Instrumentariums 

- Anordnungskompetenz entsprechend den für 
Hypothekenbanken und Bausparkassen gel-
tenden Regelungen, um noch flexibler auf die 
Entwicklungen in der Praxis bei der Beauf-
sichtigung der KAGen reagieren zu können. 

- Begrenzung des Anteils nichtbörsennotierter 
Aktien auf generell 10 % des Fondsvermö-
gens, um Mißbräuche zu Lasten des Anlegers 
auch rechtlich definitiv auszuschließen. 

- Festschreibung des Wertpapieranteils in We rt
-papierfonds auf mindestens 51% des Fonds-

vermögens im Interesse der Produktwahrheit. 

- Rechtsklarheit bei der Übertragung des 
Fondsvermögens von einer auf eine andere 
KAG. 

- Übermittlung der Vermögensaufstellung der 
einzelnen Fonds an die Bankaufsichtsbehörde 
auch auf Datenträgern. 

Novellierung des Gesetzes 
über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 

Das Gesetz über Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften von 1986 hatte eine neue Unterform von 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften geschaffen. Kapi-
talbeteiligungsgesellschaften sind Unternehmen, die 
sich an  anderen Unternehmen vorübergehend be-
teiligen und ihnen auf diese Weise Kapital zur Verfü-
gung stellen. Unternehmensbeteiligungsgesellschaf-
ten (UBGs) erhalten eine günstigere steuerliche Be-
handlung als andere Kapitalbeteiligungsgesellschaf-
ten (Befreiung von der Gewerbesteuer, Steuerbegün-
stigung für die Erlöse aus der Veräußerung von Be-
teiligungen an  Kapitalgesellschaften), unterliegen 
dafür aber einer spezifischen Regulierung und be-
hördlichen Aufsicht, um einen steuerlichen Miß-
brauch zu verhindern. Ziel der konzeptionellen Neu-
ausrichtung des Gesetzes über Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaften ist es, die Attraktivität der UBGs 
für potentielle Investoren zu erhöhen. Damit sollen 
die Rahmenbedingungen für die Bereitstellung von 
Wagniskapital für mittelständische und junge inno-
vative Wachstumsunternehmen verbessert werden. 

Hierzu sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

aa) Eine UBG kann Beteiligungen an Kapitalgesell-
schaften nicht wie bisher erst nach sechs Jahren, 
sondern bereits nach einem Jahr im Rahmen des 
§ 6 b EStG steuerbegünstigt veräußern. 

bb) UBGs können bislang nur in der Rechtsform der 
AG betrieben werden. Ihre Aktien müssen breit 
gestreut werden. Auf diesen gesetzlichen Zwang 
zum öffentlichen Angebot der Aktien der UBGs 
wird verzichtet. Neben AGs werden auch die 
Rechtsformen der GmbH, KG und KGaA für 
UBGs zugelassen. Damit erhalten die Marktteil-
nehmer eine große Flexibilität bei der Wahl der 
Rechtsform, was die Attraktivität von UBGs deut-
lich erhöht. 

Damit jedoch die steuerlichen Vorteile einer 
UBG nicht mißbraucht werden - z. B. indem 
Industrieunternehmen, Banken, Versicherungen 
oder vermögende Privatpersonen ihre Unterneh-
mensbeteiligungen in einer UBG zusammenfass

-

sen ohne dadurch neues Wagniskapital zur Ver-
fügung zu stellen - werden ausreichende Siche-
rungen in das Gesetz eingeführt. Dabei wird un-
terschieden zwischen sog. offenen UBGs, an de-
nen nach einer Anlaufphase von fünf Jahren 
keine maßgeblichen Beteiligungen (über 40 % 
der Kapitalanteile oder Stimmrechte) mehr be-
stehen dürfen, und sog. integrierten UBGs. Inte-
grierte UBGs können im Gegensatz zu offenen 
UBGs auch dauerhaft in einer Hand bleiben, da-
für müssen sie aber strengere Anlagevorschriften 
einhalten. Für beide UBG-Typen bleibt die bis-
herige Regelung erhalten, nach der das Grund- 
bzw. Stammkapital mindestens zwei Millionen 
Deutsche Mark betragen muß. 

cc) Darüber hinaus werden für UBGs die Anlage- 
und Refinanzierungsmöglichkeiten u. a. durch 
folgende Änderungen erweitert: 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/9874 

- UBGs dürfen sich auch mittels Genußscheinen 
an anderen Unternehmen beteiligen und Ge-
nußscheine zur Refinanzierung nutzen; 

- UBGs erhalten mehr Flexibilität bei der Ge-
währung von Gesellschafterdarlehen; 

- bislang dürfen sich UBGs nur für die Dauer 
von zwei Jahren mehrheitlich an  anderen Un-
ternehmen beteiligen (bzw. fünf Jahre an Un-
ternehmen, die seit weniger als fünf Jahren 
bestehen). Diese Frist wird für offene UBGs 
auf generell acht Jahre erhöht, für integ rierte 
UBGs beträgt diese Frist ein Jahr; 

- Beschränkungen für die Begebung von 
Schuldverschreibungen fa llen weg; 

- die Regelungen für die Beteiligung von UBGs 
an börsennotierten Unternehmen und für das 
dauerhafte Halten von Beteiligungen werden 
vereinfacht; 

- die Begrenzung der Kreditaufnahme durch 
eine UBG wird aufgehoben; 

- UBGs erhalten eine größere Flexibilität bei 
der Beteiligung an Unternehmen mit Sitz  
außerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums. 

Änderungen verschiedener die Hypothekenbanken, 
öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten 
und Schiffsbanken be treffenden Vorschriften 

- Erweiterung der Basis für das Kommunalkreditge-
schäft durch die Zulassung von Inhaberschuldver-
schreibungen öffentlicher Emittenten als ordent-
liche Deckung. In Zukunft sollen die Hypotheken-
banken und öffentlich-rechtlichen Grundkredit-
anstalten auch auf der Basis solcher Inhaber-
schuldverschreibungen und nicht nur auf der Basis 
von Darlehen an die öffentliche Hand Kommunal-
schuldverschreibungen ausgeben dürfen. 

- Flexibilisierung der Ersatzdeckung für Hypo-
thekenpfandbriefe, um die Ausgabe von Jumbo

-

Pfandbriefen zu erleichtern, indem die Bemes-
sungsgrundlage für die Ersatzdeckung in Höhe 
von 10 % nicht mehr wie bisher allein auf den Um-
lauf an  Hypothekenpfandbriefen, sondern zukünf-
tig auf den Gesamtpfandbriefumlauf (Umlauf a ller 
Hypothekenpfandbriefe und Kommunalschuldver-
schreibungen) bezogen wird. 

- Anerkennung von Ausgleichsforderungen und 
Schuldverschreibungen des „Ausgleichsfonds 
Währungsumstellung" als ordentliche Deckung. 

- Eröffnung der Möglichkeit der Geschäftstätigkeit 
für Hypothekenbanken auch in den mittel- und 
osteuropäischen Reformstaaten, die der OECD (Or-
ganisation für wirtschaftliche Entwicklung und Zu-
sammenarbeit in Europa) angehören. Bislang wa-
ren die Hypothekenbanken lediglich beratend tä-
tig, vor allem in Polen, Ungarn, Tschechien und der 
Slowakei. 

- Erleichterung der Möglichkeiten für Schiffsban-
ken, grenzüberschreitende Beteiligungen einzuge

-

hen. Die neue Regelung orientiert sich an der ent-
sprechenden Vorschrift im Hypothekenbankgesetz 
und erlaubt den Schiffsbanken nunmehr, in wei-
terem Umfang als bisher Tochter- und Gemein-
schaftsunternehmen insbesondere auch für das 
grenzüberschreitende Geschäft zu gründen oder 
zu erwerben bzw. sich an solchen Unternehmen zu 
beteiligen. 

- Verbesserung der Stellung der Pfandbriefgläubiger 
für den Fall der Insolvenz einer Hypothekenbank 
durch Ausgestaltung der Deckungsmasse als Son-
dervermögen. Die Neuregelung sieht vor, daß nur 
im Fall einer insolventen Deckungsmasse für die 
Pfandbriefgläubiger ein Sonderinsolvenzverfahren 
zu eröffnen ist; bei einer „gesunden" (also nicht 
überschuldeten) Deckungsmasse nehmen die 
Pfandbriefgläubiger dagegen nicht am Insolvenz

-

verfahren über das sonstige Vermögen der Hypo-
thekenbank teil. Die nach bisherigem Recht ein-
tretende automatische Fälligkeit der Forderungen 
der Pfandbriefgläubiger wird vermieden. Hier-
durch soll ein entsprechend hohes Rating der 
Pfandbriefe sichergestellt werden. 

2. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung 
von Unternehmensübernahmen 
(Drucksache 13/8164) 

Der von der Fraktion der SPD vorgelegte Gesetz-
entwurf zielt darauf ab, den Schutz der Aktionäre 
und Arbeitnehmer eines von einer Übernahme be-
troffenen Unternehmens einer verbindlichen gesetz-
lichen Regelung zu unterwerfen. 

Der Gesetzentwurf sieht zum einen Regelungen für 
das Verfahren bei Abgabe eines öffentlichen Über-
nahmeangebotes vor. Weiterhin soll eine Verpflich-
tung zum Erwerb der Aktien der außenstehenden 
Aktionäre ausgesprochen werden, sobald ein Aktio-
när mehr als 25 v. H. der stimmberechtigten Aktien 
einer börsennotierten Gesellschaft erworben hat. 
Diese Erwerbsverpflichtung soll ebenfalls auf dem 
Weg über ein öffentliches Übernahmeangebot ver-
wirklicht werden. 

III. Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf 
eines Gesetzes zur weiteren Fortentwicklung 
des Finanzplatzes Deutschland 
(Drucksache 13/8933) 

In seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes 
zur weiteren Fortentwicklung des Finanzplatzes 
Deutschland (Drucksache 13/8933, Seiten 161 ff.) hat 
der Bundesrat eine Reihe von Änderungs- und Er-
gänzungsvorschlägen unterbreitet und Prüfungs-
bitten geäußert, insbesondere zu folgenden Punkten: 

- Forderung nach Einfügung einer Regelung in § 7 a 
Börsengesetz, derzufolge der Inhaber eines elek-
tronischen Handelssystems jeder anderen We rt

-papierbörse auf deren Verlangen die Einführung 
des Systems an der be treffenden Börse zu ange-
messenen Bedingungen zu gestatten hat. Der 
Bundesrat führt zur Begründung dieser Forderung 
aus, es sei angesichts einer bestehenden Monopol-
stellung bei der Entwicklung wie bei der Verwer- 
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tung elektronischer Handelssysteme unter föde-
ralen, rechtlichen, markttechnischen und wirt-
schaftspolitischen Gesichtspunkten geboten, si-
cherzustellen, daß die bestehenden Regionalbör-
sen die Chance haben, auch künftig an  elektroni-
schen Handelssystemen angemessen teilzuhaben. 
Der Bundesrat befürchtet, daß andernfalls eine 
massive Existenzbedrohung einer nicht am elek-
tronischen Handelssystem teilhabenden Regional-
börse zu erwarten ist. 

- Erweiterung der Auskunftsrechte der Börsenauf-
sichtsbehörden und Verpflichtung zur Einführung 
interner Kontrollverfahren. 

- Berücksichtigung der Interessen der Börsen und 
der Handelsteilnehmer bei Entscheidungen über 
Anträge auf Delisting. 

- Neuregelung des Rechts der Börsenterminge-
schäfte. 

- Befugnis des BAWe, bestimmte Arten der Wer-
bung zu untersagen. 

- Bußgeldbewehrung bei Zuwiderhandlungen ge-
gen vollziehbare Anordnungen des BAWe. 

- Verzicht auf Verkürzung der Verjährung von An-
sprüchen wegen fehlerhafter Beratung und In-
formation von Wertpapierdienstleistungsunterneh-
men auf sechs Monate ab Kenntnis. 

- Erhöhung der Geldbuße bei Verletzung von Mit-
teilungspflichten auf 1 Mio DM. 

- Ersatz des Begriffs „Pensions-Sondervermögen" 
durch „Altersvorsorge-Sondervermögen". 

- Verpflichtung zur Auszahlung mindestens des ein-
gezahlten Geldbetrages zum Ende der Laufzeit 
eines „Altersvorsorge-Sparplans". 

- Ermöglichung von Pensionsfonds für bet riebliche 
Altersversorgung im Rahmen weiterer Gesetzge-
bungsverfahren. 

- Einführung einer gesetzlichen Regelung für das 
Ruhen des Sparplans. 

- Hinweispflichten für stärkeren Anlegerschutz. 

- gesetzliche Regelung zum aktivischen Unter-
schiedsbetrag. 

Im übrigen wird zu den Einzelheiten der Stellung-
nahme des Bundesrates auf Drucksache 13/8933 ver-
wiesen. Die Anliegen des Bundesrates sind vom Aus-
schuß zu einem großen Teil aufgenommen worden. 

IV Öffentliche Anhörung 

Der Finanzausschuß hat am 12. November 1997 eine 
öffentliche Anhörung zu den beiden Gesetzentwür-
fen in den Drucksachen 13/8933 und 13/8164 durch-
geführt. Folgende Sachverständige, Verbände und 
Institutionen hatten Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu den genannten Vorlagen: 

Prof. Dr. Hans Egon Buschgen, Universität Köln 
Prof. Dr. Wolfgang Gerke, Universität Erlangen 
Prof. Dr. Klaus J. Hopt, Universität Tübingen 
Prof. Dr. Markus Lutter, Universität Bonn 
Prof. Dr. Bernd Rudolph, Universität Frankfu rt  

Prof. Dr. Hermann Schulte-Mattler, 
Fachhochschule Dortmund 

Prof. Dr. Eberhard Schwark, 
Humboldt-Universität Berlin 

Prof. Dr. Theodor Baums, Universität Osnabrück 
Prof. Dr. Johannes Köndgen, Universität Bonn 
Deutsche Bundesbank 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen 
Börsensachverständigenkommission 
Zentraler Kreditausschuß 
Deutsche Vereinigung für Finanzanalyse und 
Anlagenberatung GmbH 

Bankenfachverband 
Deutsche Börse AG 
Deutsche Terminbörse 
Dr. Paul Achleitner, Goldmann, Sachs & Co. OHG 
Hanseatische Wertpapierbörse Hamburg 
Niedersächsische Börse zu Hannover 
Rheinisch-Westfälische Börse zu Düsseldorf 
Baden-Württembergische Wertpapierbörse 
zu Stuttgart  

Bremer Wertpapierbörse 
Bayerische Börse 
Berliner Wertpapierbörse 
EASDAQ 
Deutsches Aktieninstitut 
Bundesverband Deutscher Investment

-

Gesellschaften 
Verband der Auslandsbanken 
Deutscher Indust rie- und Handelstag 
Bundesverband der Deutschen Indust rie 
Bundesverband mittelständische Wi rtschaft 
Bundesverband Finanzdienstleistungen 
Institut für Finanzdienstleistungen 
Deutscher Unternehmensverband Vermögens-
beratung 

Verband der unabhängigen Finanzdienstleistungs-
unternehmen in Europa 

Wirtschaftsprüferkammer 
Institut für Wirtschaftsprüfer 
Bundesverband der freien Börsenmakler 
Bundesverband der Kursmakler an den deutschen 
Wertpapierbörsen 

Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz 
Schutzgemeinschaft der Kleinaktionäre 
Deutscher Terminhandel Verband 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände 
Bundesgeschäftsstelle der Landesbausparkassen 
Verband der Privaten Bausparkassen 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungs

-

wirtschaft 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
Bundesverband deutscher Kapitalbeteiligungs-
gesellschaften 

RA Werner Michael Waldeck 
Techno Venture Management GmbH 
Dachverband der Kritischen Aktionärinnen 
und Aktionäre 

Das Ergebnis der Anhörung ist in die Ausschuß-
beratung eingeflossen. Das Wortprotokoll der Anhö-
rung einschließlich der dazu eingereichten schrift-
lichen Stellungnahmen ist der Öffentlichkeit zugäng-
lich. 
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V. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

1. Entwurf eines Gesetzes zur weiteren 
Fortentwicklung des Finanzplatzes Deutschland 
(Drucksache 13/8933) 

Rechtsausschuß 

Der Rechtsauschuß hat keine verfassungsrechtlichen 
oder rechtsförmlichen Bedenken gegen den Gesetz-
entwurf erhoben. Der Beschluß wurde mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der 
SPD bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS gefaßt. 

Haushaltsausschuß 

Der Haushaltsausschuß hat mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen bei Enthaltung der Fraktionen 
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Gruppe der PDS empfohlen, der Vorlage zuzustim-
men. 

Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen, der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Gruppe der PDS empfohlen, den Ge-
setzentwurf in der Fassung der im Finanzausschuß 
beratenen Änderungsanträge anzunehmen. 

2. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung 
von Unternehmensübernahmen 
(Drucksache 13/8164) 

Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat keine verfassungsrechtli-
chen oder rechtsförmlichen Bedenken gegen den 
Gesetzentwurf erhoben. Der Beschluß wurde ein-
stimmig gefaßt. 

Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD bei Enthaltung der Gruppe der 
PDS und bei Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN empfohlen, die Vorlage abzu-
lehnen. 

VI. Ausschußempfehlung 

1. Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Der Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Fortent-
wicklung des Finanzplatzes Deutschland in der vom 
Finanzausschuß veränderten Fassung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und den Frak-
tionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge-
gen die Stimme der Gruppe der PDS angenommen 
worden. 

Die Koalitionsfraktionen betonten bei den Beratun-
gen im Finanzausschuß, der in der vorliegenden Fas-
sung verabschiedete Gesetzentwurf werde dazu bei-
tragen, daß der Finanzplatz Deutschl and seinen Platz 
an der Spitze behaupten werde. Die Bundesrepublik 
Deutschland werde sich auch im Bereich des Kapital

-

marktes den Herausforderungen der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion stellen. Der Börsen-
zugang für neue Emittenten sei durch das Dritte 
Finanzmarktförderungsgesetz wesentlich vereinfacht 
worden, wobei andererseits auch dem Anlegerschutz 
in ausreichender Weise Rechnung getragen worden 
sei. Schließlich werde die p rivate Altersvorsorge 
durch die Neuregelungen gestärkt. 

Die Fraktion der SPD führte aus, sie betrachte das 
Dritte Finanzmarktförderungsgesetz als ein Stück 
Fortschritt bei der Verbesserung der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen am Finanzplatz Deutschland. 
Sie begrüße besonders, daß zahlreiche Anregungen 
des Bundesrates aufgenommen worden seien. Es sei 
hervorzuheben, daß in Anbetracht der Kontroverse 
zwischen der Deutschen Börse AG und den Regio-
nalbörsen eine angemessene gesetzliche Regelung 
gefunden worden sei. Auch halte die Fraktion der 
SPD die neue Bezeichnung „Altersvorsorge-Sonder-
vermögen" für zutreffender als den ursprünglich vor-
gesehenen Begriff. Bedauerlich sei, daß nach wie vor 
Transparenz und Schutz der Anleger in Haftungs-
fällen unzureichend ausgestaltet seien. Auch seien 
die Möglichkeiten junger Unternehmen zum Börsen-
zugang unbefriedigend. Diese Problematik könne 
jedoch nicht allein durch den Gesetzgeber gelöst 
werden. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schloß sich 
inhaltlich den Positionen der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion der SPD an. Allerdings sei zu kriti-
sieren, daß durch den neugewählten Begriff „Alters-
vorsorge-Sondervermögen" der Anschein eines neu-
en Altersvorsorge-Instruments entstehe, obwohl es 
sich tatsächlich um Geldanlage handele. 

Die Gruppe der PDS dagegen begründete ihre Ab-
lehnung des Gesetzes zum einen damit, daß durch 
den geänderten Begriff ,,Altersvorsorge-Sonderver-
mögen" der Eindruck erweckt werde, es würden 
feste Auszahlungen garantiert. Auf diese Weise und 
besonders durch die Verkürzung der Verjährungs-
fristen in Haftungsfällen entstünden für die Klein-
anleger erhebliche Risiken. 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf in zahl-
reichen Punkten verändert. Zu den Ausschußbera-
tungen ist insbesondere folgendes zu bemerken: 

- Aufgrund eines Petitums des Bundesrates be-
schäftigte sich der Finanzausschuß besonders in-
tensiv mit der Frage, ob eine Regelung in das Bör-
sengesetz eingefügt werden sollte, derzufolge der 
Inhaber eines elektronischen Handelssystems je-
der anderen Wertpapierbörse auf deren Verlangen 
die Einführung des Systems an  der betreffenden 
Börse zu angemessenen Bedingungen zu gestat-
ten hat. 

Anlaß für diese Überlegungen war das von der 
Deutschen Börse AG im Herbst 1997 eingeführte 
neue elektronische Handelssystem „Xetra" . Zu-
nächst wurde von allen Fraktionen eine einver-
nehmliche Verhandlungslösung zwischen der 
Deutschen Börse AG und den Regionalbörsen 
angestrebt. Da die Verhandlungen aber bis zur 
abschließenden Beratung des Gesetzentwurfes 
im Finanzausschuß noch nicht zu einem Ergebnis 
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geführt hatten, entschied sich der Ausschuß ein

-

stimmig für eine gesetzliche Regelung. Auf diese 
Weise soll sichergestellt werden, daß die be-
stehenden Regionalbörsen die Chance haben, 
unter angemessenen Bedingungen auch künftig 
an elektronischen Handelssystemen teilzuhaben. 
Aufgrund einer Übergangsregelung wird den H an

-delsteilnehmern eine Teilnahme in einem elektro-
nischen Handelssystem noch bis zum 1. Septem-
ber 1998 aufgrund der bislang geltenden Fassung 
der Vorschrift des § 7 a Börsengesetz ermöglicht. 

- Der Finanzausschuß empfiehlt einstimmig eine 
grundlegende Modernisierung der Haftung für 
fehlerhafte Börsenzulassungsprospekte, um den 
Gegebenheiten des modernen Börsenhandels 
Rechnung zu tragen. Hierbei soll insbesondere 
das Erfordernis des Besitzes der Wertpapiere 
zur Geltendmachung eines Prospekthaftungsan-
spruchs entfallen. Zudem wird der Anleger von 
der Beweislast befreit, daß der Erwerb der Wertpa-
piere aufgrund des Prospekts erfolgte. 

Ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD, die 
Verjährungsfrist bei der Haftung für fehlerhafte 
Börsenzulassungsprospekte auf drei Jahre ab Ver-
öffentlichung des Prospekts festzulegen und die 
Frist bei längerer Laufzeit eines Wertpapiers erst 
ab Endfälligkeit des Wertpapiers laufen zu lassen, 
fand im Ausschuß keine Mehrheit. Der Antrag 
wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Gruppe der 
PDS abgelehnt. 

Ein Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, die bisherige gesetzliche Regelung 
für die Verjährung der Prospekthaftung - fünf 
Jahre nach Zulassung der Wertpapiere - beizu-
behalten, wurde mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS 
bei Enthaltung der Fraktion der SPD abgelehnt. 

- Weiterhin empfiehlt der Ausschuß, im Interesse 
des Anlegerschutzes auf die im Gesetzentwurf 
ursprünglich vorgesehene Verkürzung der Ver-
jährung von Ansprüchen wegen fehlerhafter Be-
ratung und Information von Wertpapierdienstlei-
stungsunternehmen auf sechs Monate ab Kenntnis 
von dem Anspruch zu verzichten. Der Beschluß 
wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Ent-
haltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS gefaßt. 

Ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD, diese 
Verjährungsfrist den gesetzlichen Aufbewahrungs-
fristen gemäß §§ 257 HGB, 147 AO anzupassen, 
wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Gruppe der PDS bei Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

- Einstimmig entschied sich der Ausschuß dafür, 
die sog. „Delisting”-Regelung entsprechend einem 
Anliegen des Bundesrates neu zu formulieren. Ge-
genüber dem Gesetzentwurf soll nunmehr das 
Regelbeispiel entfallen, nach dem der Schutz der 

Anleger insbesondere dann gewahrt ist, wenn 
auch nach dem Wirksamwerden des Widerrufs ein 
ordnungsgemäßer Börsenhandel an einem organi-
sierten Markt im Sinne des Wertpapierhandels

-

gesetzes gewährleistet erscheint. Der Ausschuß 
beschloß, daß nähere Bestimmungen über den Wi-
derruf der Börsenzulassung in der jewei ligen Bör-
senordnung erfolgen sollen. Da es sich bei dem 
Widerruf um einen Verwaltungsakt der Zulas-
sungsstelle handelt, soll auch die Veröffentlichung 
des Widerrufs auf Veranlassung der Zulassungs-
stelle auf Kosten des Emittenten erfolgen. 

- Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion der SPD empfiehlt der Ausschuß gegen 
die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Gruppe der PDS, den Begriff „Pen-
sions-Sondervermögen” durch „Altersvorsorge

-

Sondervermögen" und den Begriff „Pensions

-

Sparplan" durch „Altersvorsorge-Sparplan" zu er-
setzen. Mit diesen Änderungen soll den Überle-
gungen des Bundesrates Rechnung getragen und 
das Ziel verfolgt werden, unzutreffende Erwartun-
gen derjenigen Anleger zu vermeiden, die durch 
die Verwendung des Ausdrucks „Pension" irrtüm-
lich davon ausgehen, es bestünde eine gesicherte 
Leistungszusage. 

Während der Beratungen über diesen Punkt im 
Finanzausschuß sprach sich die Fraktion der SPD 
für die Vorgabe von Risikoklassen für Investment-
fonds aus, um die Transparenz für die Anleger zu 
erhöhen. Hierzu wurde von der Bundesregierung 
ausgeführt, eine Einteilung von Investmentfonds 
in verschiedene Risikoklassen sei gegenwärtig 
nicht realisierbar, da die dazu erforderlichen 
Risikomeßmethoden noch nicht die notwendige 
Anwendungsreife hätten. 

- Der Finanzausschuß empfiehlt einstimmig, einige 
Änderungen des Kreditwesengesetzes in das 
Dritte Finanzmarktförderungsgesetz einzufügen, 
die insbesondere die Effizienz der Anteilseigner

-

kontrolle erhöhen sollen. Außerdem wird eine ge-
setzliche Regelung des aktivischen Unterschieds-
betrages vorgenommen. 

- Der Ausschuß empfiehlt einstimmig, die Laufzeit 
des Beteiligungsfonds Ost um zwei Jahre bis Ende 
2000 zu verlängern. Da bisher die Einwerbung der 
Darlehen nicht zufriedenstellend verlaufen ist, soll 
die Laufzeit des Beteiligungsfonds verlängert wer-
den, um das vorgesehene Volumen und damit bes-
sere Erfolge bei der Eigenkapitalausstattung der 
kleinen und mittleren Unternehmen in den neuen 
Bundesländern zu erreichen. 

- Der Ausschuß empfiehlt ebenfa lls einstimmig, von 
der Regelung des Artikels 4 Absatz 10 der Richt-
linie über die Überwachung und Kontrolle der 
Großkredite von Kreditinstituten vom 21. Dezem-
ber 

 
 1992 (92/121/EWG-Großkreditrichtlinie) Ge-

brauch zu machen. Diese Regelung  ermöglicht es 
den Mitgliedstaaten, Kreditinstituten zu gestatten, 
bei der Berechnung der Auslastung der Kredit-
obergrenze nach § 20 Abs. 3 KWG statt der lauf-
zeitabhängigen Gewichtung die laufzeitunabhän-
gige Gewichtung von 20 v. H. zu wählen. Diese 
Neuregelung ist auf rechtlich selbständige För- 
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derinstitute beschränkt, so daß deren vorrangig 
langfristigem Geschäft besser Rechnung getragen 
wird. 

- Der Ausschuß empfiehlt ebenfa lls einstimmig, ge-
mäß der Solvabilitäts- und der Großkreditrichtlinie 
der EU die gesetzliche Haftung des Bundes für 
Kredite an die Deutsche Ausgleichsbank und an 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) aus-
drücklich in die Rechtsvorschriften über die bei-
den Institute aufzunehmen, um ihnen im Interesse 
einer effizienten Aufgabenerfüllung die Refinan-
zierung zu erleichtern. 

2. Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD wurde mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS bei Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN abgelehnt. 

Zur Begründung ihres Gesetzentwurfs berief sich die 
Fraktion der SPD bei den Beratungen im Ausschuß 
auf die öffentliche Sachverständigen-Anhörung im 
Finanzausschuß und auf verschiedene Pressebe-
richte. Zum einen seien nur sehr wenige Unterneh-
men dem bestehenden freiwilligen Übernahmekodex 
beigetreten, zum zweiten werde der Kodex nicht an-
gewandt. Aus diesen Gründen halte die Fraktion der 
SPD eine gesetzliche Regelung für erforderlich. Mit 
dem Gesetzentwurf werde nicht das Ziel verfolgt, 
Übernahmen generell zu verhindern, sondern diese 
sollten in einer geregelten Form stattfinden. Insbe-
sondere habe der Sachverständige Prof. Dr. Baums 
Untersuchungsergebnisse vorgetragen, nach denen 
in der Bundesrepublik Deutschland auch seit Inkraft-
treten des Übernahmekodex zahlreiche Übernahme-
fälle stattgefunden hätten, bei denen die Regeln des 
Übernahmekodex nicht beachtet worden seien. 

Die Koalitionsfraktionen begründeten ihre Ableh-
nung des Gesetzentwurfs vor allem mit dem Ge-
sichtspunkt, sie hielten eine gesetzliche Regelung 
nicht für erforderlich. Außerdem gebe es in der Bun-
desrepublik Deutschland im Gegensatz zu den USA 
keine „feindlichen Übernahmen" . Eine freiwillige 
Lösung der Wirtschaft existiere bereits in Form des 
Übernahmekodex. Eine freiwillige Lösung ziehe die 
Bundesregierung grundsätzlich einer gesetzlichen 
Regelung vor. Im übrigen sei eine Richtlinie der 
Europäischen Union zu dieser Thematik zu erwarten, 
so daß eine gesetzliche nationale Regelung zum jetzi-
gen Zeitpunkt seitens der Koalitionsfraktionen nicht 
für sinnvoll erachtet werde. 

Diese Ausführungen wurden von der Bundesregie-
rung dahin gehend ergänzt, die erwähnten Unter-
suchungsergebnisse von Herrn Prof. Dr. Baums ent-
hielten nahezu ausschließlich Fälle, bei denen die 
Frist von 18 Monaten für die Abgabe eines öffent-
lichen Übernahmeangebotes noch nicht abgelaufen 
sei. Es könne daher noch gar nicht beurteilt werden, 
ob die betreffenden Unternehmen gegen Regeln des 
Übernahmekodex verstoßen hätten. Erst seit dem 
1. Januar 1998 sei die 18-Monate-Frist entfallen. Es 
müsse nun abgewartet werden, ob der Kapitalmarkt 
diese neue Fassung des Übernahmekodex akzeptie

-

ren werde. Ein freiwilliger Kodex habe gegenüber 
einer gesetzlichen Regelung den Vorteil der Flexibili-
tät, da die Vereinbarungen bei Bedarf sehr schnell 
geändert werden könnten. So habe beispielsweise 
der sog. City Code in London mit äußerst strengen 
Übernahmeregeln freiwilligen Charakter, werde aber 
strikt eingehalten. Großbritannien wehre sich vehe-
ment gegen die Richtlinie der EU, da es an seiner be-
stehenden, gut funktionierenden Regelung festhal-
ten wolle. Österreich werde die Thematik während 
seiner bevorstehenden Ratspräsidentschaft offensiv 
vorantreiben. 

Seitens der Gruppe der PDS wurde der Gesetz-
entwurf der Fraktion der SPD insbesondere mit dem 
Argument unterstützt, die angesprochene EU-Richt-
linie werde voraussichtlich nur Teilbereiche der Pro-
blematik umfassen. 

B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1- Änderung des Börsengesetzes 

Zu Nummern 01 und 02 (§ 1 a Abs. 1 und § 1 b Abs. 3) 

Die Neuformulierung der Sätze 2 und 3 des § 1 a 
Abs. 1 trägt einem Petitum des Bundesrats Rech-
nung. 

Das Auskunftsrecht gegenüber den Handelsteilneh-
mern bezieht sich nicht nur auf die Angaben über die 
getätigten Börsengeschäfte, sondern auch auf die 
Angabe der Identität ihrer Auftraggeber. Dabei ist 
nicht maßgeblich, ob es sich bei dem Auftraggeber 
um einen anderen Handelsteilnehmer oder um einen 
Nicht-Handelsteilnehmer handelt. 

Unter den Voraussetzungen des Satzes 2 kann die 
Börsenaufsichtsbehörde auch von den Auftragge-
bern der Handelsteilnehmer und von anderen aus 
den getätigten Börsengeschäften berechtigten oder 
verpflichteten Personen Auskünfte über den Auftrag 
sowie über die Identität der an diesen Geschäften be-
teiligten Personenverlangen. 

Die Erweiterung der Aufsichtsbefugnisse ist erf order-
lich, um auch Verstöße von Handelsteilnehmern auf-
klären zu können, die unter Einschaltung von Nicht

-

Handelsteilnehmern erfolgen. So muß beispielsweise 
verhindert werden, daß Handelsteilnehmer durch die 
Einbeziehung von Personen, die außerhalb der Börse 
stehen, Börsenpreise manipulieren. Durch die neue 
Regelung kann künftig in einem solchen Fall der 
Auftrag bis zum Handelsteilnehmer zurückverfolgt 
werden, auch wenn die Auftragserteilung unter Zwi-
schenschaltung mehrerer Personen erfolgte (sog. 
Auftragsketten). 

Die Befragung der Auftraggeber und sonstigen Per-
sonen darf aber ausschließlich im Hinblick auf die 
Einhaltung der börsenrechtlichen Vorschriften und 
Anordnungen sowie die ordnungsmäßige Durchfüh-
rung des Handels an der Börse und der Börsenge-
schäftsabwicklung erfolgen. Ziel der Ermittlungen 
muß somit immer die Aufklärung eines möglichen 
Verstoßes eines Handelsteilnehmers oder eines Miß-
standes sein, an dem dieser beteiligt sein kann. Nur 
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soweit reichen die Kompetenzen der Börsenauf-
sichtsbehörde nach dem Börsengesetz. 

Die Wahrnehmung der Kompetenzen nach Satz 2 
und 3 setzt zudem voraus, daß Anhaltspunkte vorlie-
gen, die die Annahme rechtfertigen, daß börsen-
rechtliche Vorschriften oder Anordnungen verletzt 
werden oder sonstige Mißstände vorliegen, welche 
die ordnungsmäßige Durchführung des Handels an 
der Börse oder die Börsengeschäftsabwicklung be-
einträchtigen können. Die Tatbestandsvoraussetzun-
gen sind somit enger als in Satz 1, der  nur verlangt, 
daß das Begehren der Börsenaufsichtbehörde zur Er-
füllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Darüber hin-
aus darf die Behörde gemäß Satz 1 auch ohne beson-
deren Anlaß handeln. 

Die Änderung in dem bisherigen Satz 6, neu Satz 7, 
ist lediglich eine redaktionelle Anpassung durch die 
Einfügung des neuen Satzes 3. 

In § 1 b Abs. 3 wird klargestellt, daß die Befugnisse 
der Börsenaufsichtsbehörde gemäß § 1 a Abs. 1 auch 
der Handelsüberwachungsstelle zustehen. 

Zur neuen Nummer 4 a (§ 7 a) 

Mit den Änderungen des § 7 a wird auf Petita des 
Bundesrates eingegangen. 

Bislang sieht § 7 a vor, daß für die Teilnahme am Bör-
senhandel in einem elektronischen Handelssystem 
an einer Wertpapierbörse die Zulassung eines Unter-
nehmens nach § 7 an einer inländischen Wertpapier-
börse ausreicht, sofern das Unternehmen das Regel-
werk für das elektronische Handelssystem aner-
kennt. 

Diese Regelung trägt den Belangen der Handelsteil-
nehmer in einer sehr weitgehenden Art  und Weise 
Rechnung, die Interessen der betroffenen Wertpa-
pierbörsen werden demgegenüber nicht entspre-
chend berücksichtigt. Wertpapierbörsen, deren nach 
§ 7 Börsengesetz zugelassene Handelsteilnehmer Zu-
gang zu elektronischen Handelssystemen anderer 
Wertpapierbörsen haben, ohne sich selbst an diesen 
Börsen zulassen zu müssen, haben einen höheren 
Aufwand und müssen zusätzlich Verantwortung 
übernehmen, ohne selbst darüber entscheiden zu 
können. Da die Handelsteilnehmer an der anderen 
Wertpapierbörse, die ein elektronisches Handels-
system betreibt, nicht zugelassen sind, obliegt die 
Durchsetzung börsenrechtlicher Maßnahmen letzt-
lich der Wertpapierbörse, an der die Zulassung nach 
§ 7 besteht. Sie muß sich auch mit anderen Proble-
men befassen, die sich aus der Teilnahme an  dem 
elektronischen Handelssystem ergeben. Die betrof-
fene Börse sollte deshalb selbst entscheiden können, 
ob und ggf. unter welchen in der Börsenordnung 
näher geregelten Voraussetzungen sie ihren Han-
delsteilnehmern den Zugang zu elektronischen Han-
delssystemen einer anderen Börse dadurch erleich-
tern will, daß die Handelsteilnehmer für die andere 
Börse keine Zulassung beantragen müssen. 

Der neue Absatz 1 des § 7a sieht daher vor, daß We rt

-

papierbörsen eigenverantwortlich in ihren Börsen

-

ordnungen bestimmen können, ob eine Zulassung 

ihrer Handelsteilnehmer ebenfa lls zur Teilnahme 
am Börsenhandel in einem elektronischen Handels-
system an einer anderen Wertpapierbörse ohne ge-
sonderte Zulassung an der anderen Wertpapierbörse 
berechtigen soll. Die Regelung gilt auch für Kurs-
makler, da diese mit ihrer Bestellung kraft Gesetzes 
zum Börsenhandel zugelassen sind. Die Entschei-
dung über die zulassungsfreie Teilnahme an elektro-
nischen Handelssystemen wird so vom Gesetzgeber 
auf die betroffenen Börsen verlagert und damit ihre 
Selbstverwaltung gestärkt. Jede Wertpapierbörse soll 
künftig selbst entscheiden können, ob sie ihren Han-
delsteilnehmern eine entsprechende Dienstleistung 
anbieten will. Die Möglichkeiten der Handelsteilneh-
mer, sich auch an einer anderen Wertpapierbörse, 
die ein elektronisches Handelssystem betreibt, un-
mittelbar zuzulassen, werden durch diese Regelun-
gen nicht eingeschränkt. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß die bestehenden Re-
gionalbörsen die Chance haben, unter angemesse-
nen Bedingungen auch künftig an  elektronischen 
Handelssystemen teilzuhaben und sich so an die auf 
Grund des technologischen Fortschritts und des zu-
nehmenden Zusammenwachsens der Finanzplätze 
Europas veränderten Rahmenbedingungen anpassen 
zu können, ohne daß damit eine Bestandsgarantie 
verbunden wäre. 

Die Einbeziehung eines elektronischen Handels-
systems in die jewei lige Wertpapierbörse gewähr-
leistet, daß die Marktlage in dem elektronischen 
Handelssystem bei der amtlichen Preisfeststellung 
des Kursmaklers nach § 29 Abs. 3 Börsengesetz als 
Teil der wirklichen Geschäftslage der Wertpapier-
börse Berücksichtigung findet und damit marktge-
rechte Preise festgestellt werden. 

Zur neuen Nummer 4 b (§ 8 b) 

Zu Buchstabe a 

Die Regelung des bisherigen Absatzes 2 ist bereits in 
Absatz 1 vollständig enthalten. Absatz 2 kann daher 
entfallen. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung der Absatzbezeichnung ist Folge der 
Aufhebung des bisherigen Absatzes 2. 

Zur neuen Nummer 5a (§ 29 Abs. 3) 

Mit der Regelung wird einem Petitum des Bundes-
rates entsprochen. 

In der Praxis erfolgt die Feststellung einheitlicher ge-
rechneter Eröffnungs-, Kassa- und Schlußkurse für 
einige Werte bereits in einem gemeinsamen Skontro 
mehrerer Börsen. 

Der neue Satz 3' des § 29 Abs. 3 stellt daher die Zu-
lässigkeit solcher sog. Dachskontren im Interesse 
der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit ausdrücklich 
klar. Danach ist bei der im Ergebnis platzüber-
greifenden Preisfeststellung als Börsenpreis der Preis 
amtlich festzustellen, welcher der wirk lichen Ge-
schäftslage des Handels an allen beteiligten Börsen 
entspricht. Damit wird dem Interesse von Anlegern. 
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und Emittenten an einheitlichen gerechneten Kursen 
Rechnung getragen und ein Beitrag zur Verbesse-
rung der Marktintegrität geleistet. 

Zur neuen Nummer 5 b (§ 34 a Abs. 5) 

Die auch von den Ländern gewünschte Regelung 
dient der Klarstellung im Hinblick auf die durch das 
Begleitgesetz zum Gesetz zur Umsetzung von EG

-

Richtlinien zur Harmonisierung bank- und wertpa-
pieraufsichtsrechtlicher Vorschriften erweiterten Ge-
schäftsmöglichkeiten für Kursmaklergesellschaften. 
Die Neufassung soll vor allem Abgrenzungsschwie-
rigkeiten bei den durch die bisherige Regelung er-
faßten Tätigkeiten beseitigen, die sich in der Praxis 
ergeben haben. Darüber hinaus soll die Änderung 
die notwendige Überwachung der Einhaltung der 
Neutralitätspflicht der Kursmakler bei der Kursfest-
stellung ermöglichen. 

Sofern eine Kursmaklergesellschaft in Wertpapieren 
handelt, die einem an der Gesellschaft beteiligten 
Kursmakler zur amtlichen Feststellung des Börsen-
preises zugewiesen sind, muß sichergestellt werden, 
daß diese Geschäfte im Interesse der Wahrung der 
Neutralität der Kursmakler nicht in das Skontro eines 
an der Gesellschaft beteiligten Kursmaklers gelan-
gen. Die Erfüllung der einem Kursmakler obliegen-
den Pflichten kann auch gefährdet werden, wenn 
Aufträge aufgrund einer von der Kursmaklergesell-
schaft betriebenen Finanzportfolioverwaltung bei 
der amtlichen Feststellung des Börsenpreises durch 
einen an der Gesellschaft beteiligten Kursmakler be-
rücksichtigt werden. 

Eine Ausnahme von der grundsätzlichen Regelung 
in Satz 1 kann für die Anlagevermittlung unter den 
Voraussetzungen des Satzes 2 gemacht werden. Eine 
entsprechende Genehmigung kann nicht nur im Ein-
zelfall, sondern auch global erteilt werden. 

Zu Nummer 11 Buchstabe b (§ 43 Abs. 4) 

Durch die Neuformulierung der sog. Delisting-Rege-
lung wird einem Anliegen des Bundesrates Rech-
nung getragen. Der Wortlaut der vorgesehenen Re-
gelung entspricht dem Vorschlag des Bundesrates, 
dem die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung 
zugestimmt hat. 

In der Neuformulierung entfällt das Regelbeispiel, 
nach dem der Schutz der Anleger insbesondere dann 
gewahrt ist, wenn auch nach dem Wirksamwerden 
des Widerrufs ein ordnungsgemäßer Börsenhandel in 
dem Wertpapier an einem organisierten Markt im 
Sinne des WpHG gewährleistet erscheint. Eine ent-
sprechende Regelung bleibt der Börsenordnung vor-
behalten, in die nähere Bestimmungen über den 
Widerruf aufzunehmen sind. 

Nach dem Regierungsentwurf hat der Emittent den 
Widerruf der Zulassung unverzüglich in mindestens 
drei Börsenpflichtblättern zu veröffentlichen. Bei dem 
Widerruf handelt es sich jedoch um einen Verwal-
tungsakt der Zulassungsstelle, der üblicherweise von 
der Zulassungsstelle selbst auf Kosten des Emitten-
ten in einem überregionalen Börsenpflichtblatt ver-
öffentlicht wird. Der neue Satz 3 enthält daher eine 

entsprechende Regelung für den Widerruf der Zu-
lassung. 

Nach Satz 5 sind in der Börsenordnung nähere Be-
stimmungen über den Widerruf zu treffen. Die Be-
stimmungen haben den Interessen der Betroffenen, 
d. h. der Anleger und der Emittenten, Rechnung zu 
tragen. Für die Entscheidung über den Widerruf un-
erheblich sind entgegen der Auffassung des Bundes-
rates die Interessen der Börsen, ihrer Träger und der 
an der Börse tätigen Handelsteilnehmer. 

Zu Nummer 13 (§ 49) 

§ 49 Satz 2 in der geltenden Fassung sieht eine aus-
schließliche funktionelle Zuständigkeit der Kammer 
für Handelssachen vor. Ansprüche aus den §§ 45 
bis 48 sind zwar bereits nach § 95 Abs. 1 Nr. 6 GVG 
Handelssachen. Grundsätzlich werden Handelssa-
chen jedoch nur auf Antrag des Klägers vor der Kam-
mer für Handelssachen verhandelt oder auf Antrag 
des Beklagten dorthin verwiesen. Die gesetzliche 
Regelung der ausschließlichen funktionellen Zustän-
digkeit führt dagegen automatisch zur Verhandlung 
vor der Kammer für Handelssachen, ohne daß hierzu 
gesonderte Prozeßhandlungen der Parteien erforder-
lich sind. Hierdurch wird auch die Einheitlichkeit der 
Entscheidungen über Ansprüche aus fehlerhaften 
Börsenzulassungsprospekten und Unternehmens-
berichten gewährleistet. Die bisherige Regelung des 
§ 49 Satz 2 wird daher entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates beibehalten. 

Zu Nummer 14 (§ 71 Abs. 2) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine sprach-
liche Korrektur. Hierdurch wird vermieden, daß die 
Angabe „§ 36 Abs. 2" direkt hinter der Angabe „§ 73 
Abs. 4" erfolgt. 

Zu Nummer 19 Buchstabe a (§ 90 Abs. 1) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Erweite-
rung der Befugnisse der Börsenaufsichtsbehörde ge-
mäß § 1 a Abs. 1 sowie zur Aufhebung des bisherigen 
§ 8 b Abs. 2. 

Zu Nummer 20 (§ 97 Abs. 3 bis 6) 

Die Absätze 3, 5 und 6 entsprechen den Absätzen 3 
bis 5 des Regierungsentwurfs. Auf Grund des unter-
schiedlichen Zeitpunkts des Inkrafttretens einzelner 
Artikel des Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes 
nach Artikel 21 ist eine Bezugnahme auf Artikel 1 er-
forderlich, um den maßgeblichen Zeitpunkt klarzu-
stellen. Bei der Änderung der Angabe in Absatz 5, 
der dem Absatz 4 des Regierungsentwurfs entspricht, 
handelt es sich um eine Folgeänderung zur Neufor-
mulierung der Delisting-Regelung in § 43 Abs. 4. 

Der neue Absatz 4 enthält eine Übergangsregelung 
zu dem neu formulierten § 7 a Abs. 1 betreffend die 
Teilnahme am Börsenhandel in einem elektronischen 
Handelssystem. Die Übergangsregelung ermöglicht 
den Handelsteilnehmern eine Teilnahme in einem 
elektronischen Handelssystem noch bis zum 1. Sep-
tember 1998 aufgrund der bislang geltenden Fas-
sung der Vorschrift des § 7 a, ohne daß eine entspre- 
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chende Erlaubnis der Wertpapierbörse aufgrund des 
neuen § 7 a Abs. 1 in der Börsenordnung enthalten 
sein muß. 

Zu Artikel 2 - Änderung des Verkaufsprospekt

-

gesetzes 

Zu Nummer 2 Buchstabe b (§ 3 Nr. 2) 

Bislang setzt das sog. Daueremittentenprivileg die 
Identität von Emittent und Anbieter voraus. Kredit-
institute, Finanzdienstleistungsinstitute oder entspre-
chende Unternehmen mit Sitz in einem anderen EU

-

Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat, die Schuld-
verschreibungen zwar ausgeben, aber diese nicht 
selbst öffentlich anbieten, können sich nicht auf das 
Daueremittentenprivileg berufen. 

Die neue Regelung stellt nicht mehr auf das dauern-
de oder wiederholte öffentliche Angebot, sondern 
auf die dauernde oder wiederholte Ausgabe von 
Schuldverschreibungen ab. Dadurch wird § 3 Nr. 2 
an Art. 5 Buchstabe a der Richtlinie 89/298/EWG des 
Rates vom 17. April 1989 zur Koordinierung der Be-
dingungen für die Erstellung, Kontrolle und Verbrei-
tung des Prospekts, der im Falle öffentlicher Ange-
bote von Wertpapieren zu veröffentlichen ist (Ver-
kaufsprospekt-Richtlinie - ABl. EG Nr. L 124 S. 8) so-
wie an die Parallelregelung des § 38 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1, Abs. 2 Börsenzulassungs-Verordnung ange-
paßt. 

Die Änderung ermöglicht insbesondere kleineren 
Instituten, die nicht über ein eigenes Filialnetz mit 
entsprechendem Plazierungspotential verfügen und 
daher ihre Schuldverschreibungen nicht selbst, son-
dern über andere Institute öffentlich anbieten, die 
prospektfreie Emission von Schuldverschreibungen. 

Für den Anleger ist unerheblich, wer die von einem 
Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ei-
nem entsprechenden EU- oder EWR-Unternehmen 
ausgegebenen Schuldverschreibungen öffentlich an-
bietet, da nicht der Anbieter, sondern der Emittent 
gegenüber dem Anleger zur Einlösung der Schuld-
verschreibungen verpflichtet ist. Kreditinstitute und 
Finanzdienstleistungsinstitute unterliegen zum Schutz 
der Anleger der Solvenzaufsicht des BAKred und der 
Marktaufsicht des BAWe. Auch die entsprechenden 
EU- und EWR-Unternehmen unterliegen einer öf-
fentlichen Aufsicht in ihrem Herkunftsstaat. 

Die Regelung stellt einen weiteren Beitrag zur De-
regulierung dar, wobei der bisherige Anlegerschutz 
in vollem Umfang aufrechterhalten wird. 

Zu Nummer 10 

Zum Einleitungssatz 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ein-
fügung des neuen § 8 e. 

Zu § 8 d 

Es handelt sich um eine sprachliche Korrektur der 
Überschrift. 

Zum neuen § 8 e 

Sofern Unternehmen öffentlich mit Angaben werben, 
die geeignet sind, über den Umfang der Prüfung des 
Verkaufsprospekts durch das BAWe irrezuführen, be-
steht ein Bedürfnis, derartige Werbung unverzüglich 
zu untersagen. 

§ 8 e Abs. 1 sieht daher vor, daß das BAWe die Wer-
bung mit Angaben untersagen kann, die geeignet 
sind, über den Umfang der Prüfung nach § 8a irrezu-
führen. Eine Irreführung im Sinne des § 8 e liegt bei-
spielsweise vor, wenn durch den Hinweis auf eine 
Prüfung die unzutreffende Vorstellung hervorgeru-
fen wird, daß der Verkaufsprospekt vom BAWe in 
vollem Umfang und damit auch auf seine inhaltliche 
Richtigkeit überprüft worden sei. In ähnlicher Weise 
würde die Behauptung des Anbieters, der Verkaufs-
prospekt sei vom BAWe genehmigt, eine irreführen-
de Angabe über den Prüfungsumfang darstellen. 

Das BAWe kann sowohl einzelnen Werbemaßnah-
men begegnen als auch generell bestimmte Werbe-
maßnahmen oder Werbemethoden untersagen. Vor 
allgemeinen Maßnahmen nach Absatz 1 sind gemäß 
Absatz 2 die Spitzenverbände der betroffenen Wi rt

-schaftskreise und des Verbraucherschutzes zu hören. 

Zu Nummer 17 (§ 13 Abs. 2) 

Der neue § 13 Abs. 2 Satz 2 regelt entsprechend der 
in § 49 Satz 2 Börsengesetz vorgesehenen Zuständig-
keitsverteilung die ausschließliche funktionelle Zu-
ständigkeit der Kammer für Handelssachen für Strei-
tigkeiten über Ansprüche aus fehlerhaften Verkaufs-
prospekten. 

Zu Nummer 23 (§ 17) 

Zu Absatz 1 

Zu Nummern 3 und 4 

Vorsätzliche und leichtfertige Zuwiderhandlungen 
gegen vollziehbare Anordnungen des BAWe nach 
§ 8 e Abs. 1 sind als Ordnungswidrigkeit mit Bußgeld 
zu bewehren. Die Bußgeldbewehrung ist erforder-
lich, um aus Gründen des Anlegerschutzes der Befol-
gung der vollziehbaren Anordnungen des BAWe 
nach § 8 e Abs. 1 den nötigen Nachdruck zu ver-
leihen. 

Zur neuen Nummer 5 

Die neue Nummer 5 entspricht im Grundsatz der 
Nummer 4 des Regierungsentwurfs. Die Änderung 
der Nummernbezeichnung ist Folge der Einfügung 
einer neuen Nummer 4. 

Im übrigen wird ein Redaktionsversehen besei tigt. 
Bereits nach geltendem Recht sind Verstöße gegen 
die nach § 9 Abs. 2 und 3 vorgeschriebene Form der 
Veröffentlichung und Bekanntmachung gemäß § 17 
Abs. 1 Nr. 4 bußgeldbewehrt. Diese Vorschrift wurde 
durch das Zweite Finanzmarktförderungsgesetz zur 
Beseitigung einer Regelungslücke in das Gesetz auf-
genommen. Die Einhaltung der Veröffentlichungs-
pflichten hat erhebliche Bedeutung für den Anleger-
schutz, auf deren Beachtung auch durch entspre-
chende Bußgeldvorschriften hinzuwirken ist. Bei der 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache  13/9874  

Neufassung des § 17 ist der entsprechende Bußgeld-
tatbestand daher beizubehalten. 

Zu Absatz 3 

Für Verstöße gegen vollziehbare Anordnungen des 
BAWe auf Unterlassung der Werbung mit Angaben, 
die geeignet sind, über den Umfang der Prüfung 
nach § 8 a irrezuführen, kann ein Bußgeld von bis zu 
zweihunderttausend Deutsche Mark verhängt wer-
den. Der Bußgeldrahmen trägt dem Umfang poten-
tieller Schäden bei Verstößen gegen die genannte 
Vorschrift Rechnung. 

Zu Absatz 4 

Es handelt sich um die Beseitigung eines Redaktions-
versehens. Die Zuständigkeit des Bundesaufsichts-
amtes für den Wertpapierhandel als Verwaltungsbe-
hörde für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
beschränkt sich in allen Fällen des Absatzes 1 auf 
solche Wertpapiere, für die kein Antrag auf Zulas-
sung zur amtlichen Notierung oder zum geregelten 
Markt an einer inländischen Börse gestellt wurde. 
Dementsprechend ist der einschränkende Zusatz in 
Absatz 4 auf sämtliche Nummern des Absatzes 1 zu 
beziehen. Eine gesonderte Aufzählung der einzelnen 
Nummern bei der Bezugnahme in Absatz 4 auf 
Absatz 1 ist daher entbehrlich. 

Zu Artikel 3 - Änderung des Wertpapierhandels

-
gesetzes 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Durch das Justizmitteilungsgesetz vom 18. Juni 1997 
(BGBl. I S. 1430) wurde § 40a in den sechsten Ab-
schnitt des WpHG aufgenommen, ohne daß zugleich 
die Inhaltsübersicht des WpHG entsprechend ge-
ändert wurde. Dieses Redaktionsversehen wird mit 
der Änderung beseitigt. 

Zur neuen Nummer 2 a (§ 6 Abs. 5) 

Bislang sieht § 6 Abs. 5 die Einrichtung eines auto-
matisierten Abrufverfahrens des BAWe nur bezüglich 
der von der Deutschen Bundesbank nach den §§ 2 b, 
14 Abs. 3 in Verbindung mit § 19 Abs. 2, § 24 Abs. 1 
bis 3 und 11, Abs. 3 KWG gespeicherten Daten vor. 
Nach dem neuen Datenverarbeitungskonzept der 
Deutschen Bundesbank werden die Daten jedoch 
teilweise beim BAKred vorgehalten. Um auch weiter-
hin eine effektive Bearbeitung sicherzustellen und 
den andernfalls erforderlichen Umweg der Übermitt-
lung der Daten durch das BAKred an die Deutsche 
Bundesbank zu vermeiden, wird durch die Änderung 
in Satz 1 das Abrufverfahren auf die beim BAKred 
gespeicherten Daten erstreckt. 

Außerdem wird das automatisierte Datenabrufver-
fahren auf die nach § 24 Abs. 1 Nr. 6, 8 und § 32 
Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 2, 6 Buchstabe a und b KWG 
gespeicherten Daten erweitert. Im Hinblick auf die 
durch das Gesetz zur Umsetzung von EG-Richtlinien 
zur Harmonisierung bank- und wertpapieraufsichts-
rechtlicher Vorschriften vom 22. Oktober 1997 (BGBl. I 
S. 2518) neu unter Aufsicht fallenden Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen ist es auf Grund der ab 

dem 1. Januar 1998 zu erwartenden zahlreichen An-
zeigen der bisher ohne Erlaubnis des BAKred zu-
lässigerweise tätigen Unternehmen erforderlich, daß 
das BAWe auf die gemäß § 32 Abs. 1 Satz 1 und 2 
Nr. 2, 6 Buchstabe a und b KWG gespeicherten Daten 
im automatisierten Abrufverfahren zugreifen kann. 
Das BAWe kann auf Grund der Erweiterung auch die 
Daten der bereits zugelassenen Kreditinstitute, die 
insbesondere für die Überwachung der Einhaltung 
der Wohlverhaltensregeln gemäß §§ 31 ff. erforder-
lich sind, abrufen und so unverzüglich erforderliche 
Maßnahmen gegen das betreffende Unternehmen 
oder den Geschäftsleiter ergreifen. Auch der Zugriff 
auf die nach § 24 Abs. 1 Nr. 6 und 8 KWG gespeicher-
ten Daten über die Verlegung der Niederlassung 
oder des Sitzes sowie über die Einstellung des Ge-
schäftsbetriebs ist zur Überwachung der Einhaltung 
der Wohlverhaltensregeln notwendig. Die Beteili-
gungsdaten nach § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Buchstabe a 
und b KWG ermöglichen einen Abgleich mit den Be-
teiligungsmeldungen gemäß § 21 WpHG. 

Da sich die Aufsicht des BAKred und des BAWe auf 
dieselben Aufsichtssubjekte bezieht, wird durch das 
automatisierte Datenabrufverfahren sichergestellt, 
daß beide Aufsichtsbehörden auf der Grundlage der-
selben Informationen arbeiten und unkoordinierte 
Maßnahmen hinsichtlich der zu beaufsichtigenden 
Unternehmen vermieden werden. 

Der neue Satz 5 stellt eine Folgeänderung zur Ände-
rung des Satzes 1 dar. Das nach Inbetriebnahme des 
automatisierten Abrufverfahrens einzuhaltende Pro-
tokollierungsverfahren gilt nach Satz 5 auch für den 
Datenabruf beim BAKred. Die protokollierten Daten 
dürfen ausschließlich zum Zweck der Datenschutz-
kontrolle und der Datensicherheit verwendet werden 
und sind am Ende des auf die Speicherung folgenden 
Kalenderjahres zu löschen. 

Zu Nummer 5 Buchstabe c (§ 16 Abs. 5) 

Die Änderung ist Folge der Einfügung eines neuen 
Satzes 2 in § 16 Abs. 2 durch das Gesetz zur Umset-
zung von EG-Richtlinien zur Harmonisierung bank-
und wertpapieraufsichtsrechtlicher Vorschriften. 

Zu Nummer 6 (§ 16 a Abs. 2) 

Das Insiderhandelsverbot erfaßt nach § 14 Abs. 1 
Nr. 1 den Erwerb oder die Veräußerung von Insider

-

papieren für eigene oder fremde Rechnung oder für 
einen anderen, d.h sämtliche Wertpapiertransaktio-
nen, die der Insider für sich selbst tätigt oder in offe-
ner oder verdeckter (mittelbarer) Stellvertretung für 
Dritte ausführt. Die Ergänzung soll sicherstellen, daß 
§ 16 a auch die Wertpapiergeschäfte erfaßt, die der 
Insider in offener Stellvertretung für Dritte ausführt. 

Zur neuen Nummer 7 a (§ 19 Abs. 2) 

Bislang dürfen die zuständigen Stellen anderer Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder anderer 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum die vom BAWe nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 zur Überwachung der Verbote von Insi-
dergeschäften erhaltenen Informationen auschließ-
lich für diesen Zweck verwenden. Eine Weitergabe 
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an andere Staaten zur Insiderverfolgung sowie die 
Verwendung für andere aufsichtsrechtliche Zwecke 
- wie z. B. die Überwachung der Einhaltung der 
Wohlverhaltensregeln oder die Aufdeckung von Kurs-
manipulationen - ist nach § 19 Abs. 2 in der gelten-
den Fassung nicht zulässig. 

Der neue § 19 Abs. 2 Satz 2 ermöglicht die Verwen-
dung der übermittelten Informationen für andere 
Zwecke der Überwachung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 
oder in strafrechtlichen Angelegenheiten in diesen 
Bereichen oder ihre Weitergabe an zuständige Stel-
len anderer Staaten für Zwecke nach Satz 1 unter der 
Voraussetzung, daß das BAWe dieser anderweitigen 
Verwendung zustimmt. Die Regelung entspricht dem 
§ 19 Abs. 4 Satz 2, der den umgekehrten Fall der 
anderweitigen Informationsverwendung durch das 
BAWe mit Zustimmung der übermittelnden Stelle er-
faßt. Sie ermöglicht eine verbesserte internationale 
Zusammenarbeit. 

Zu Nummer 19 (§ 37a) 

Mit der Änderung wird auf die verkürzte Verjäh-
rungsfrist von sechs Monaten ab Kenntnis von der 
Verletzung der Pflicht zur Information oder der f eh-
lerhaften Beratung verzichtet. Dadurch wird vermie-
den, daß Anleger gezwungen werden, noch vor aus-
reichender Klärung des Sachverhalts zwischen den 
Parteien Klage zu erheben, um eine sonst drohende 
Verjährung ihrer Ansprüche zu verhindern. Zugleich 
wird einem Petitum des Bundesrates Rechnung ge-
tragen. 

Zu Artikel 4 - Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften 

Zu Nummer 2 Buchstabe a (§ 1 Abs. 1) 

Die Änderung der Bezeichnungen „Pensions-Son-
dervermögen” und „Pensions-Sparplan" in ,,Alters-
vorsorge-Sondervermögen” und „Altersvorsorge-Spar-
plan" erfolgt, um den Überlegungen des Bundesrates 
Rechnung zu tragen und unzutreffende Erwartungen 
der Anleger, die bei Verwendung des Wortteils „Pen-
sions" in Richtung einer gesicherten Leistungszu-
sage der Investmentfonds gehen könnten, nicht ent-
stehen zu lassen. 

Zur neuen Nummer 5 a (§ 7 c Abs. 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeände-
rung, die sich daraus ergibt, daß in § 8 a die Ab-
sätze 4 und 5 aufgehoben werden (vgl. Nummer 8 c) 
und der bisherige Absatz 6 Absatz 4 wird (vgl. Num-
mer 8 d). 

Zu Nummer 8 (§ 8 a) 

Zu Buchstabe a (Abs. 1, 1 a und 2) 

Korrektur einer fehlerhaften Angabe. 

Zu Buchstabe d 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung.  

Zu Nummer 9 (§ 8 c Abs. 3) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Abbildung 
eines Aktienindexes setzt eine originalgetreue Über-
tragung des Aktienindexes durch das Wertpapier

-

Sondervermögen voraus. Das bedeutet, daß auch 
kleinste Anteile von im Aktienindex vertretenen Ak-
tien (z. B. 0,01 %) für das Wertpapier-Sondervermö-
gen erworben werden müßten. In der Praxis ist aber 
eine originalgetreue Abbildung in vielen Fä llen mit 
Problemen verbunden. Schwierigkeiten ergeben sich 
z. B. daraus, daß der Erwerb von Bruchteileigentum 
an Aktien nicht möglich ist und der Aufwand für den 
Kauf und Verkauf a ller im Index vertretenen Aktien 
bei Mittelzu- oder -abflüssen im Fonds unverhältnis-
mäßig hoch ist. Im übrigen üben kleine und kleinste 
Positionen keinen relevanten Einfluß auf die Ent-
wicklung des Aktienindexes aus. 

Es erscheint unter Berücksichtigung von Anleger-
schutzinteressen vertretbar, wenn anstelle der Abbil-
dung eine Nachbildung eines Aktienindexes erfolgt. 
Damit wird die Flexibilität der Kapitalanlagegesell-
schaften erhöht und internationalen Gepflogenheiten 
Rechnung getragen. Unabhängig davon bleibt es 
Kapitalanlagegesellschaften freigeste llt, einen Aktien-
index originalgetreu abzubilden. 

Eine Nachbildung ist anzunehmen, wenn die Ent-
wicklung des Aktienindexes bei ordnungsgemäßer 
Verwaltung des Wertpapier-Sondervermögens im 
Sinne von § 10 Abs. 1 innerhalb eines Zeitraums von 
höchstens zwölf Monaten nicht wesentlich von der 
Wertentwicklung des Sondervermögens abweicht. 
Als nicht wesentlich ist eine Abweichung anzusehen, 
wenn sich die Wertentwicklung des Wertpapier-Son-
dervermögens um nicht mehr als 3 v. H. von der Ent-
wicklung des Aktienindexes unterscheidet. Diese 
Grenze stellt im Interesse der Anleger sicher, daß bei 
der Nachbildung des Aktienindexes der Grundsatz 
der Produktwahrheit beachtet wird. Trotzdem ge-
währleistet die Grenze ein ausreichendes Maß an 

 Flexibilität für die Kapitalanlagegesellschaft. 

Einzelheiten über die Nachbildung des Aktienindexes 
im Wertpapier-Sondervermögen sollen nach Satz 2 
im Verordnungsweg festgelegt werden. Die Verord-
nungsermächtigung kann nach Satz 4 auf das Bundes-
aufsichtsamt für das Kreditwesen übertragen werden. 

Der Austausch der Worte „Termingeschäften" und 
„Termingeschäfts" durch die Worte „Terminkontrak-
ten" und „Terminkontrakts" bedeutet keine inhalt-
liche Änderung, sondern nur eine Vereinheitlichung 
der Terminologie. 

Zu Nummer 10 

Zu § 8 f Abs. 3 

Der Begriff Wertpapiere schließt Schuldscheindar-
lehen nicht ein, daher müssen Schuldscheindarlehen 
zusätzlich genannt werden. 

Zu § 8 i Abs. 1 

Der Begriff Wertpapiere umfaßt auch nicht Anteile 
an anderen Sondervermögen, so daß der zusätzliche 
Hinweis auf § 8 b erforderlich ist. 
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Zu 8 j Abs. 1 

Der Austausch der Worte „Termingeschäften" und 
„Termingeschäfts" durch die Worte „Terminkontrak-
ten" und „Terminkontrakts" bedeutet keine inhalt-
liche Änderung, sondern nur eine Vereinheitlichung 
der Terminologie. 

Zu Nummer 11 (§ 9 Abs. 3) 

Der Austausch des Wortes „Devisentermingeschäfte" 
durch das Wort  „Devisenterminkontrakte" bedeutet 
keine inhaltliche Änderung, sondern nur eine Ver-
einheitlichung der Terminologie. 

Die Anfügung der Worte „oder Swaps" erweitert die 
Aufzählung der bisher in Satz 2 genannten Finanz-
instrumente um Swapgeschäfte. 

Eine Überprüfung hat ergeben, daß es auch inte rna-
tional nicht unüblich ist, zur Erfüllung von Margin

-

Verpflichtungen Wertpapiere bei einem Vertrags-
partner als Sicherheit zu hinterlegen. Nach gelten-
dem Recht können Kapitalanlagegesellschaften im 
Rahmen der Investmentfondsverwaltung diese Mar-
gin-Verpflichtungen nur durch Bareinlage erbringen, 
da Satz 1 die Verpfändung, Belastung und Siche-
rungsübereignung von Wertpapieren des Sonderver-
mögens nicht zuläßt. Da im Swaphandel Geschäfte 
mit großen Volumina und mit Laufzeiten bis zu 
10 Jahren getätigt werden, die Bareinlage aber nicht 
verzinst wird, wäre es für die inländischen Invest-
mentfonds von Vorteil, verzinsliche Wertpapiere zu 
hinterlegen. Die Wertpapiere werden zweckgebun-
den bei einem zwischengeschalteten Kreditinstitut 
hinterlegt. Sie bleiben im Treuhandeigentum der 
Kapitalanlagegesellschaft und dienen ausschließlich 
als Sicherheit für das jeweilige Swapgeschäft. Durch 
die vorgesehene Ergänzung wird Kapitalanlagege-
sellschaften die Möglichkeit eröffnet, bei gleichblei-
bendem Anlegerschutz die Verwaltung der Sonder-
vermögen im Interesse der Anleger weiter zu opti-
mieren. 

Zur neuen Nummer 12 a (§ 9 c Nr. 2) 

Durch § 9 c Nr. 2 wird der Wertpapier-Darlehensneh-
mer hinsichtlich der als Wertpapier-Darlehen emp-
fangenen Aktien verpflichtet, der Kapitalanlagege-
sellschaft die Aktien so rechtzeitig zurückzugeben, 
daß diese von den verbrieften Rechten Gebrauch 
machen kann. Zu den verbrieften Rechten zählen 
nicht nur das Recht zur Ausübung von Bezugsrech-
ten oder das Stimmrecht. Auch die Wahrnehmung 
der Dividendenansprüche rechnet dazu. 

Dies stellt ein erhebliches Hindernis für eine Kapital-
anlagegesellschaft dar, für einen Investmentfonds 
gehaltene Aktien ausländischer Emittenten über den 
Stichtag für Dividendenzahlungen hinaus einem Dar-
lehensnehmer als Sachdarlehen zur Verfügung zu 
stellen. Die gesellschafts- und kapitalmarktrechtli-
chen Rahmenbedingungen und Usancen an Märkten 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland sehen 
nämlich vielfach halbjährliche, in den USA und 
Kanada sogar vierteljährliche Stichtage für Dividen-
denzahlungen vor. Die Folge sind häufige Übertra-
gungsvorgänge der Aktien und damit höhere Kosten. 

Denn im Gegensatz zu Aktien der meisten deutschen 
Emittenten, handelt es sich bei den Aktien auslän-
discher Emittenten überwiegend um registrierte 
Namensaktien. Bei diesen setzt ein wirksamer Wech-
sel des Aktionärs regelmäßig eine Umschreibung im 
Aktionärsbuch der Gesellschaft voraus. 

Um das Wertpapier-Darlehensgeschäft zu erleichtern 
und damit die Ertragsmöglichkeiten im Interesse der 
Investmentfondsparer zu verbessern, soll durch die 
Ergänzung in Nummer 2 die Wahrnehmung von 
Dividendenansprüchen durch die Kapitalanlagege-
sellschaft ausdrücklich kein Anlaß sein, den We rt

-papier-Darlehensnehmer zur Rückgabe der Aktien 
zu verpflichten. 

Diese Öffnung ist vertretbar, weil sich der We rt
-papier-Darlehensnehmer nach § 9 c Nr. 1 ohnehin 

verpflichten muß, Erträge aus den als Darlehen er-
haltenen Wertpapieren, also auch Dividenden, für 
Rechnung des Sondervermögens an die Depotbank 
zu zahlen. 

Zu Nummer 19 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
(§ 15 Abs. 3 Buchstabe 1) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der 
Änderung des § 8 c Abs. 3 KAGG. 

Zu Nummer 22 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 
(§ 24 a) 

Keine inhaltliche Änderung, sondern lediglich Klar-
stellung. 

Zur neuen Nummer 24a (§ 25 d) 

Anpassung an Nummer 24 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe bb. 

Zu Nummer 26 (§ 25 l Abs. 1 Nr. 2) 

Es handelt sich zum einen um eine redaktionelle Be-
richtigung. Zum anderen wird auf die Begründung 
zu Nummer 2 Buchstabe a verwiesen. 

Zu Nummer 36 (Überschrift, §§ 37 h, 37 i, 37 j, 37 k, 
37 l und 37 m) 

Vgl. Begründung zu Nummer 2 Buchstabe a. 

Bei der Einfügung der Worte „für Rechnung des 
Altersvorsorge-Sondervermögens" in § 37m Abs. 5 
handelt es sich um keine inhaltliche Änderung, son-
dern lediglich um eine Klarstellung. 

Zu der bisherigen Nummer 40 

Das Steuerreformgesetz 1999 ist vom Bundesrat ab-
gelehnt worden. Damit kommt es nicht zu einer Ver-
schärfung der sogenannten Spekulationsgewinnbe-
steuerung bei Wertpapieren. Durch die Änderungen 
werden die im Entwurf des Dritten Finanzmarkt-
förderungsgesetzes enthaltenen Anpassungen an das 
Steuerreformgesetz 1999 rückgängig gemacht. 

Zu Nummer 41 (§ 39 Abs. 1 a) 

Nr. 3: Die Einfügung des Wortes „inländischen" in 
§ 39 Abs. 1 a Satz 2 Nr. 3 KAGG macht deutlicher als 
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die bisherige Formulierung, daß es um Einnahmen 
des Investmentfonds aus Anteilen an inländischen 
Sondervermögen geht. 

Nr. 4: Begründung wie zu der bisherigen Nummer 40. 

Nr. 5: Die Ergänzung macht deutlicher als die bishe-
rige Formulierung, daß es hier um den Zwischen-
gewinn aus inländischen und ausländischen Invest-
mentanteilen geht. 

Zu den bisherigen Nummern 42 und 43 

Vgl. Begründung zu der bisherigen Nummer 40. 

Zu Nummer 44 (§ 43 Abs. 11) 

Vgl. Begründung zu der bisherigen Nummer 40. 

Zu der bisherigen Nummer 49 

Vgl. Begründung zu der bisherigen Nummer 40. 

Zu Nummer 50 (§ 45 Abs. 1) 

Vgl. Begründung zu der bisherigen Nummer 40. 

Im übrigen bleibt es - wie im Gesetzentwurf bereits 
vorgesehen - bei der Anpassung des § 45 Abs.1 Satz 1 
KAGG an die Erweiterung der Anlagemöglichkei-
ten von Grundstücks-Sondervermögen um Beteili-
gungen an Grundstücks-Gesellschaften. 

Zu den bisherigen Nummern 51, 52 und 53 

Vgl. Begründung zu der bisherigen Nummer 40. 

Zu Nummer 54 (§ 50 Abs. 5) 

Redaktionelle Änderung (Korrektur eines unvollstän-
digen Zitats). 

Zu Nummer 55 ( Überschrift und § 50 c) 

Vgl. Begründung zu Nummern Buchstabe a. 

Zu Nummer 56 (§§ 51, 55, 63 und 64) 

Keine inhaltliche Änderung, sondern rechtsförmliche 
Anpassung an den übrigen Gesetzestext, Korrektur 
einer fehlerhaften Angabe und Klarstellung. 

Zu Nummer 57 

Zum Einleitungssatz 

Es handelt sich um die Korrektur einer fehlerhaften 
Angabe. 

Zu Buchstabe e 

Kapitalanlagegesellschaften können für Rechnung 
ihrer Sondervermögen die durch das Dritte Finanz-
marktförderungsgesetz (3. FMFG) zugelassenen 
Rechtsgeschäfte erst abschließen, wenn die Ver-
tragsbedingungen zuvor geändert und vor Auf-
nahme des Vertriebs vom BAKred geprüft und ge-
nehmigt wurden. 

Daher sieht § 70 Abs. 1 KAGG vor, daß Kapital

-

anlagegesellschaften noch für eine Übergangszeit 

von 12 Monaten das bisherige Recht weiter anwen-
den können. 

Es ist zu erwarten, daß nahezu alle der über 700 am 
Markt befindlichen Publikumsfonds die Erweiterung 
der Vertragsbedingungen für bereits bestehende 
Fonds beantragen werden. Darüber hinaus werden 
zusätzlich zu diesen Änderungsgenehmigungen be-
stehender Fonds ca. 200 Anträge auf Erstgenehmi-
gung der im 3. FMFG neu zugelassenen Fondstypen 
(z. B. Mischfonds, Dachfonds, Geschlossene Fonds) 
mit vollständig neuen Vertragsbedingungen zu prü-
fen sein. 

Im Gegensatz zum 1. FMFG und auch zum 2. FMFG 
reicht die dort  praktizierte Übergangsfrist von 12 Mo-
naten für die inzwischen von 303 (1990) über 509 
(1994) auf 730 (November 1997) stark gestiegene 
Zahl der zugelassenen Publikumsfonds und der zu-
sammen ca. 900 zu erwartenden Genehmigungsan-
träge nicht mehr aus. Die vorgesehene Verlängerung 
des Übergangszeitraums trägt dieser Entwicklung 
Rechnung. 

Zu Artikel 5 - Änderung des Auslandinvestment

-

Gesetzes 

Zu Nummer 18 (§ 17) 

Das Steuerreformgesetz 1999 ist vom Bundesrat ab-
gelehnt worden. Damit kommt es nicht zu einer Ver-
schärfung der sogenannten Spekulationsgewinnbe-
steuerung bei Wertpapieren und Grundstücken. 
Durch die Änderungen werden die im Entwurf des 
Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes enthaltenen 
Anpassungen an das Steuerreformgesetz 1999 rück-
gängig gemacht. 

Die Ergänzungen in § 17 Abs. 2 a Satz 2 machen 
deutlicher als die bisherigen Formulierungen, daß es 
hier um Einnahmen des ausländischen Investment-
vermögens aus Anteilen an inländischen Sonderver-
mögen (Nr. 3) oder in- und ausländischen Invest-
mentvermögen (Nr. 5) geht. Damit wird auch einer 
Anregung des Bundesrates zu Nummer 3 entspro-
chen. 

Durch die Ergänzung in der Nr. 4 werden die in 
den Einnahmen aus Unterfonds enthaltenen Veräu-
ßerungsgewinne aus dem Zwischengewinn heraus-
genommen, weil sie bei Anlegern, die ihre Anteile an 
Investmentvermögen i. S. d. § 17 AuslInvestmG im 
Privatvermögen halten, steuerfrei sind. Führen die 
Einnahmen aus Investmentanteilen zu Betriebsein-
nahmen, sind die Veräußerungsgewinne steuer-
pflichtig und werden bei der Veranlagung erfaßt. 

Zu der bisherigen Nummer 19 

Anpassung an die Ablehnung des Steuerreformge-
setzes 1999 durch den Bundesrat. 

Zu Nummer 20 (§ 19a Abs. 5) 

Vgl. Begründung zu der bisherigen Nummer 19. 
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Zu Artikel 7 - Änderung des Gesetzes über Unter-
nehmensbeteiligungsgesellschaften 

Zu Nummer 4 (§ 4 Abs. 3) 

Die Änderung dient der Klarstellung. § 4 Abs. 3 
Satz 2 und 3 ermöglicht offenen Unternehmens-
beteiligungsgesellschaften einmalig den Erwerb der 
Stimmrechtsmehrheit an Beteiligungsunternehmen. 
Die vorgeschlagene Änderung stellt klar, daß der Er-
werb der Stimmrechtsmehrheit nicht nur zum Zeit-
punkt des Beginns einer Wagniskapitalbeteiligung 
möglich ist, sondern auch zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann, d. h. auch bei einer bereits be-
stehenden Wagniskapitalbeteiligung ein einmaliger 
Erwerb der Stimmrechtsmehrheit zulässig ist. 

Zu Nummer 12 (§ 24) 

Die Ergänzung erfolgt, um den Belangen der Gesell-
schafter einer Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
nicht nur hinsichtlich der Darlehnsgewährung an ein 
Beteiligungsunternehmen, sondern auch hinsichtlich 
einer Belassung eines Darlehens und anderer Rechts-
geschäfte im Sinne des § 32 a Abs. 3 GmbH-Gesetz 
Rechnung zu tragen. Auf diese Weise wird die 
Attraktivität des rechtlichen Rahmens für Unterneh-
mensbeteiligungsgesellschaften erhöht und die Be-
reitstellung von Risikokapital gefördert. 

Zu Artikel 8 - Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes 

Zu Nummer 1 Buchstabe a (§ 6b Abs. 1) 

Es handelt sich um die Beseitigung eines Schreib-
fehlers. 

Zur neuen Nummer 2a (§ 49 Abs. 1) 

Redaktionelle Anpassung an die Zulassung neuer 
Sondervermögen im KAGG (vgl. Art . 4). Durch die 
Ergänzung unterliegen auch bestimmte Erträge aus 
den neu zugelassenen Sondervermögen nicht der 
beschränkten Steuerpflicht. Die Steuerfreistellung 
dieser Investmenterträge korrespondiert mit der 
Besteuerung beschränkt steuerpflichtiger Direkt-
anleger. 

Zur neuen Nummer 2 b (§ 50 c Abs. 1) 

Es handelt sich um eine Anpassung an die im Rah-
men der Änderung des Gesetzes über Kapitalanlage-
gesellschaften neu zugelassenen Fondstypen. 

Zu Nummer 3 (§ 52) 

Zu Buchstabe b 

Berichtigung eines redaktionellen Versehens. 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um die Anwendungsregelung für die 
Änderung des § 49 Abs.1 Nr. 5 Buchst. a EStG. 

Zu den Buchstaben d und e 

Die Vorschrift regelt den zeitlichen Anwendungs-
bereich. 

Zu dem neuen Artikel 8 a - Änderung des Körper

-

schaftsteuergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) 

Bis 31. Dezember 1995 führte die Sächsische Aufbau-
bank im Auftrag des Freistaates Sachsen öffentliche 
Förderungsaufträge aus. Sie ist deshalb gemäß § 5 
Abs. 1 Nr. 2 KStG, § 3 Nr. 2 GewStG und § 3 Abs. 1 
VStG von der Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer 
und der Vermögensteuer persönlich befreit. 

Die Aufgaben der Sächsischen Aufbaubank wurden 
mit Wirkung vom 1. Januar 1996 durch die neu ge-
gründete Aufbaubank GmbH übernommen. 

Da einerseits die Sächsische Aufbaubank GmbH, 
wie zuvor die Sächsische Aufbaubank auch, öffent-
liche Aufgaben wahrnimmt und andererseits ver-
gleichbare privatrechtlich organisierte Förderinsti-
tute ebenfalls von der Körperschaftsteuer, der Ge-
werbesteuer und der Vermögensteuer persönlich be-
freit sind, ist eine Aufnahme der Sächsischen Auf-
baubank GmbH in die Kataloge der persönlich 
steuerbefreiten Förderinstitute der § 5 Abs. 1 Nr. 2 
KStG, § 3 Nr. 2 GewStG und § 3 Abs. 1 Nr. 2 VStG 
rückwirkend zum 1. Januar 1996 angezeigt. 

Die Steuerbefreiungen für die Sächsische Aufbau-
bank bleiben bestehen, da die bisherigen Kredit-
bestände von ihr abgewickelt werden. 

Zu Nummer 2 (§ 54 Abs. 2) 

Die Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung. 

Zu Artikel 9 - Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Zur neuen Nummer 1 Buchstabe a (§ 3 Nr. 2) und zur 
neuen Nummer 2 (§ 36 Abs. 2) 

Vgl. Begründung zu dem neuen Artikel 8 a. 

Zu dem neuen Artikel 9 a - Änderung des Ver

-

mögensteuergesetzes 

Vgl. Begründung zu dem neuen Artikel 8 a. 

Zu dem neuen Artikel 9 b - Änderung des Investi

-

tionszulagengesetzes 1996 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat in einem Hauptprüfverfahren nach Artikel 93 
Abs. 2 EG-Vertrag am 1. Oktober 1997 entschieden, 
daß § 3 Satz 1 Nr. 3 InvZulG in der Fassung des Jah-
ressteuergesetzes 1996 eine rechtswidrige Beihilfe 
(Verstoß gegen Art. 93 Abs. 3 EG-Vertrag) und mit 
den Bestimmungen des Gemeinsamen Marktes un-
vereinbar ist, da sie nicht zur Erreichung eines der in 
Art . 92 Abs. 2 und 3 EG-Vertrag genannten Ziele bei-
trägt. Die EG-Rechtswidrigkeit betrifft bei der Inve-
stitionszulage von 8 v. H. für vor dem 1. Juli 1994 be-
gonnene Investitionen die Verlängerung der Investi-
tionsabschlußfrist um zwei Jahre bis zum 31. Dezem-
ber 1998. 

Durch die Änderung des § 3 Satz 1 Nr. 3 InvZulG 
1996 wird der Rechtszustand wiederhergestellt, der 
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vor der Änderung des Investitionszulagengesetzes 
durch das Jahressteuergesetz 1996 gegolten hat. 
Die Verlängerung durch das Jahressteuergesetz 1996 
ist bisher wegen des Genehmigungsvorbehalts der 
Europäischen Kommission nicht wirksam geworden. 
Die Änderung des § 3 Satz 1 Nr. 3 InvZulG hat des-
halb nur deklaratorischen Charakter. 

Zu dem neuen Artikel 9 c - Änderung des Förder

-

gebietsgesetzes 

Der sog. Beteiligungsfonds Ost hat entscheidende 
Bedeutung für den kritischen Bereich der Eigenkapi-
talausstattung in den neuen Ländern. Nach § 7a 
FördG können die Kapitalsammelstellen in den Jah-
ren 1996 bis 1998 steuerbegünstigte Darlehen von 
insgesamt 1,5 Mrd. DM aufnehmen. Bisher verläuft 
die Einwerbung der Darlehen nicht zufriedenstel-
lend. In den Jahren 1996 und 1997 konnten trotz der 
Steuerermäßigung und einer Rendite, die deutlich 
über der Rendite vergleichbarer Bundespapiere liegt, 
nur knapp 700 Mio. DM eingeworben werden. 

Damit das vorgesehene Volumen des Beteiligungs-
fonds erreicht werden kann, soll seine Laufzeit um 
zwei Jahre bis Ende 2000 verlängert werden. 

Zu Artikel 10 - Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Zur neuen Nummer 3 (§ 330 Abs. 2) 

Folgeänderung aus der Änderung der Vorschrift über 
die Anlage zum Jahresabschluß in § 26 Abs. 1 Satz 2 
KWG (vgl. Artikel 11a). 

Zur neuen Nummer 4 (§ 340 Abs. 4) 

Für Skontroführer, insbesondere Kursmakler, im 
Sinne von § 8 b Abs. 1 Satz 1 des Börsengesetzes, die 
gleichzeitig Kreditinstitute sind, kann gegenwärtig 
der Bruttoausweis von Erträgen und Aufwendungen 
aus Finanzgeschäften nach § 340 c Abs. 1 HGB in der 
Gewinn- und Verlustrechnung des Jahresabschlus-
ses auf Grund der Verordnungsermächtigung des 
§ 330 Abs. 2 HGB für die Verordnung über die Rech-
nungslegung der Kreditinstitute nicht verlangt wer-
den. Dieser Ausweis wird aber von der Börsenauf-
sicht der Länder auf Grund einer Anordnung gefor-
dert und ist ebenso für das Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen unabdingbar. Ansonsten wird der 
größte Teil des Geschäfts dieser speziellen Kredit-
institute lediglich in einem Saldo ausgewiesen. In der 
Praxis hat das Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen bereits Unternehmen, die neben Finanz-
dienstleistungen insbesondere das Finanzkommis-
sionsgeschäft sowie das Emissionsgeschäft (Bank-
geschäfte im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und 10 
KWG) betreiben, aber keine Einlagenkreditinstitute 
im Sinne von § 1 Abs. 3 d Satz 1 KWG sind, die Er-
laubnis zum Betreiben von Bankgeschäften erteilt. 
Die unterschiedlichen Rechnungslegungsvorschrif-
ten für die Börsenaufsicht und nach dem Handels-
gesetzbuch können durch diese Änderung verein-
heitlicht werden. 

Zu dem neuen Artikel 11 a - Änderung des Gesetzes 
über das Kreditwesen 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Änderung der Inhaltsübersicht ist erforderlich, 
da § 27 aufgehoben und § 60 a neu eingefügt wird. 

Zu Nummer 2 (§ 1 Abs. 9) 

Die Definition der bedeutenden Beteiligung in § 1 
Abs. 9 soll zum Zweck der verstärkten Anteilseigner

-

kontrolle in zweierlei Hinsicht erweitert werden. Die 
bisherige Bestimmung knüpft bei der Berücksichti-
gung mittelbarer Beteiligungen an ein Mutter-Toch-
ter-Verhältnis an. Eine Gesetzeslücke besteht in den 
Fällen, in denen eine Qualifikation als Mutter-Toch-
ter-Verhältnis daran scheitert, daß die Person, die die 
Kontrolle über ein Institut erhält, nicht ihrerseits als 
Unternehmen einzustufen ist. Die Berücksichtigung 
mittelbarer Beteiligungen bei der Bestimmung einer 
bedeutenden Beteiligung soll künftig nicht mehr 
allein an das Mutter-Tochter-Verhältnis, sondern 
analog § 1 Abs. 8 auch an gleichartige Verhältnisse 
anknüpfen und damit auch die Fälle erfassen, in de-
nen sich der Erwerber hinter dem Erwerber nicht als 
Unternehmen qualifizieren läßt. 

Bisher konnte die Anteilseignerkontrolle auch da-
durch unterlaufen werden, daß statt eines Anteils-
eigners formal mehrere Anteilseigner auftraten, die 
ihr Verhalten zu Lasten eines Kredit- oder Finanz-
dienstleistungsinstituts abstimmten, ohne daß sich 
die Möglichkeit eines beherrschenden Einflusses, ein 
Strohmannverhältnis oder eine vertragliche Ab-
sprache nachweisen ließ. Diese Fallkonstellation soll 
durch die Formulierung „durch Zusammenwirken 
mit anderen Personen oder Unternehmen" aufgefan-
gen werden. 

Zu den Zielen der verstärkten Anteilseignerkontrolle 
im einzelnen siehe Begründung zu § 2 b KWG. 

Zu Nummer 3 (§ 2 Abs. 2) 

Bei Einfügung der Haftungsbestimmung im § 1 a. im 
Gesetz über die Kreditanstalt für Wiederaufbau wird 
die Gleichstellungsregelung in § 2 Abs. 2 Satz 2 
KWG entbehrlich. 

Zu Nummer 4 (§ 2 b) 

Allgemeines 

Das wesentliche Ziel des § 2 b und der mit ihm umge-
setzten europäischen Rahmengesetzgebung ist es, 
das hochsensible Bankensystem und das weitere 
Finanzsystem vor der Einspeisung inkriminierter 
Gelder (Anlagebetrug, Geldwäsche oder andere For-
men der organisierten Kriminalität) zu bewahren; 
nicht zuletzt soll die Vorschrift aber auch die Solvenz 
des einzelnen Instituts schützen, indem sie es vor 
unzuverlässigen Anteilseignern bewah rt , die durch 
die Verfolgung und Durchsetzung sachfremder Inter-
essen seine wirtschaftliche Existenz selbst bedrohen 
können. Die praktischen Erfahrungen mit der Vor-
schrift seit ihrem Inkrafttreten am 1. Januar 1993 
haben gezeigt, daß dieser Zweck entgegen der Er-
wartung des Gesetzgebers in etlichen Fällen nicht 
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erreicht werden konnte. Insbesondere hat sich die 
bloße Untersagung der Stimmrechtsausübung unzu-
verlässiger Anteilseigner in der Praxis als nicht aus-
reichend erwiesen. Auch ohne Stimmrechtsaus-
übung kann der Inhaber einer bedeutenden Beteili-
gung seinen Einfluß zum Nachteil der Gesamtwirt-
schaft oder des Instituts durchsetzen. Deshalb muß 
das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen anord-
nen können, daß die Anteile nur mit seiner Zustim-
mung veräußert werden dürfen. Außerdem soll das 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen die Mög-
lichkeit haben, einen Treuhänder mit der Veräuße-
rung der bedeutenden Beteiligung zu beauftragen, 
sofern der Anteilsinhaber nicht innerhalb einer ange-
messenen Frist einen zuverlässigen Erwerber nach-
weist. 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Anzeigepflicht nach § 2 b Abs. 1 Satz 1 wird auf 
die Angabe der Personen oder Unternehmen er-
streckt, von denen der Anzeigende die entsprechen-
den Anteile erwerben will. Die Angabe läßt Schlüsse 
auf die bankaufsichtliche Bedenklichkeit der beab-
sichtigten Transaktion zu. 

Analog zu der Erweiterung der Legaldefinition in § 1 
Abs. 9 soll die Anzeigepflicht in § 2 b Abs. 1 Satz 6 
künftig an den weiter gefaßten Tatbestand der Kon-
trolle anknüpfen und damit auch die Fälle erfassen, 
in denen eine Qualifikation als Mutter-Tochter-Ver-
hältnis daran scheitert, daß die Person, die die Kon-
trolle über ein Institut erhält, nicht ihrerseits als 
Unternehmen einzustufen ist. 

Die Sätze 8 bis 10 werden inhaltlich unverände rt  in 
den neuen Absatz 1 a aufgenommen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 a) 

Die Aufschlüsselung der Tatbestände in Absatz 1 a 
Satz 1, die das Bundesaufsichtsamt berechtigen sol-
len, den Erwerb zu untersagen, dient dem besseren 
Verständnis der Vorschrift. Die in dieser Bestimmung 
zusammengefaßten Untersagungstatbestände sind 
bereits im geltenden Recht angelegt: 

Satz 1 Nr. 1 stellt in erster Linie auf die Unzuverläs-
sigkeit des potentiellen Inhabers ab; als Auffangtat-
bestand sollen Tatsachen genügen, die die Annahme 
rechtfertigen, daß der potentielle Erwerber nicht den 
im Interesse einer soliden und umsichtigen Führung 
des Instituts zu stellenden Ansprüchen genügt. Das 
Bundesaufsichtsamt soll künftig nur noch Tatsachen 
nachweisen müssen, die auf eine Unzuverlässigkeit 
des potentiellen Erwerbers schließen lassen (ein-
schlägige Vorstrafen des Inhabers, eines gesetzlichen 
Vertreters oder Gesellschafters, nicht nachvollzieh-
bare Beschaffung von Geldern, mangelnde wirt-
schaftliche Plausibilität der Investition). Gelingt es 
dem Bundesaufsichtsamt, solche Tatsachen nachzu-
weisen, führt das weder zu einer unwiderleglichen 
Vermutung der Unzuverlässigkeit des potentiellen 
Anteilseigners noch zu einer Umkehr der materiellen 
Beweislast. Der potentielle Anteilseigner kann die 
belastenden Tatsachen, die durch das Bundesauf-
sichtsamt vorgebracht werden, erschüttern oder Tat

-

sachen nachweisen, die den Schluß auf seine Zuver-
lässigkeit rechtfertigen. 

Eine Gefahr für die Einspeisung inkriminierter Gel-
der in das Bankensystem geht auch von der Möglich-
keit aus, ein Institut in eine Konzernstruktur einzube-
ziehen, die es weitgehend einer wirksamen Aufsicht 
entzieht. Die Beweisschwierigkeiten des Bundesauf-
sichtsamtes können durch die Möglichkeit des poten-
tiellen Erwerbers, seine Strukturen jederzeit neu zu 
ordnen und das Bundesaufsichtsamt bis zum Ab-
schluß des Verfahrens mit ständig neuen Sachver-
haltsdarstellungen zu konfrontieren, in einer Weise 
gesteigert werden, daß der Gesetzeszweck vereitelt 
wird. 

Den Schwachstellen der bisherigen Fassung des In-
transparenztatbestandes tritt die Neuregelung des 
Satzes 1 Nr. 2 in dreierlei Hinsicht entgegen: Die 
neue Regelung knüpft nicht mehr an die aktienrecht- 
liche Verbindung an, die durch die 6. KWG-Novelle 
nur unwesentlich um den Bereich der bankaufsichts-
spezifischen „engen Verbindung" erweitert worden 
ist, sondern erfaßt darüber hinaus jede Form von ge-
sellschaftsrechtlich oder auch nur faktisch abge-
sicherter Einbindung des Instituts in ein Unterneh-
menskonglomerat. Zweitens soll künftig die Beein-
trächtigung einer wirksamen Aufsicht und nicht 
mehr ihre Unmöglichkeit der Eingriffsgrund sein. Die 
entscheidende und dritte materielle Neuerung liegt 
in der Erleichterung der materiellen Beweislast für 
das Bundesaufsichtsamt. 

Auch in Absatz 1 a Satz 1 Nr. 3 wird die materielle 
Beweislast für das Bundesaufsichtsamt abgesenkt. 
Bei dieser Gelegenheit wird der Bezug auf das aus-
ländische Mutterunternehmen auf solche, die Kre-
ditinstitute oder Finanzdienstleistungsinstitute sind, 
präzisiert; der bisherige weitergehende wörtliche Be-
zug auf Unternehmen aller Art  ging über das Rege-
lungsziel hinaus. 

Zu Buchstabe c (Absatz 2) 

Der neu gefaßte § 2 b Abs. 2 Satz 1 soll das Bundes-
aufsichtsamt bei Erfüllung eines in den Nummern 1 
bis 3 erfaßten Tatbestandes ermächtigen, dem Inha-
ber einer bedeutenden Beteiligung sowie den von 
diesem kontrollierten Unternehmen als sofort grei-
fende Maßnahmen die Ausübung seiner Stimm-
rechte zu untersagen und die Verfügung über die 
Anteile des Inhabers der bedeutenden Beteiligung 
und der kontrollierten Unternehmen von der Zustim-
mung des Bundesaufsichtsamtes abhängig zu ma-
chen. Wenn die Voraussetzungen für eine Unter-
sagungsverfügung nach Absatz 1 a Satz 1 vorliegen 
oder die Beteiligung trotz einer Untersagung nach 
Absatz 1 a Satz 1 erworben oder erhöht worden ist, 
soll das Bundesaufsichtsamt über die Maßnahmen 
nach Satz 1 hinaus die Möglichkeit bekommen, 
einen Treuhänder mit der Veräußerung der die be-
deutende Beteiligung begründenden Anteile zu be-
auftragen. Die Möglichkeit der Stimmrechtsunter-
sagung kann, selbst in Verbindung mit der Übertra-
gung der Ausübung der Stimmrechte auf einen Treu-
händer durch das Gericht nach Absatz 2 Satz 2 und 3, 
im Einzelfall unzureichend sein, da sie die Fälle der 
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faktischen Einflußnahme auf das Institut oder dessen 
Geschäftsleitung nicht erfaßt. 

Das Zustimmungserfordernis, das Satz 1 als zweite 
Alternative vorsieht, soll verhindern, daß der Anteils-
eigner seine Anteile auf einen Strohmann überträgt, 
bevor sie erforderlichenfalls durch einen Treuhänder 
an bankaufsichtlich unbedenkliche Interessenten 
veräußert werden können. Wenn die Wahl des Käu-
fers dem unzuverlässigen Inhaber der bedeutenden 
Beteiligung überlassen bliebe, behielte dieser es in 
der Hand, den Anteilsbestand formal einer Person 
seiner Wahl zu überlassen, um über diese Person 
weiterhin den schädlichen Einfluß auszuüben. Sofern 
der Inhaber dem Bundesaufsichtsamt einen zuver-
lässigen Interessenten nachweist, ist es gehalten, die 
Zustimmung zur Veräußerung an diesen Interessen-
ten zu erteilen. 

Das Mandat des Treuhänders nach Satz 3 soll sich 
auf den Anteilsbesitz des betreffenden Inhabers so-
wie der von diesem kontrollierten Unternehmen er-
strecken. Der Auftrag zur Veräußerung kann aller-
dings nur in dem Umfang erteilt werden, in dem eine 
bedeutende Beteiligung vermittelt wird. Unterschrei-
tet der Anteilsbesitz die Grenze des § 1 Abs. 9, so be-
steht für eine Aufsichtsmaßnahme keine Veranlas-
sung mehr. Das Zustimmungserfordernis und die Be-
auftragung eines Treuhänders mit der Veräußerung 
der Anteile grellen stärker in das Eigentumsrecht der 
Anteilsinhaber ein, als die Untersagung der Aus-
übung der Stimmrechte. Angesichts der großen Ge-
fahren, die sich im Einzelfall aus einer unzureichen-
den Zurückdrängung des Einflusses unzuverlässiger 
Anteilseigner für die schätzenswerten Rechte Dritter 
ergeben können, ist dies jedoch als ultima ratio hinzu-
nehmen, zumal der Treuhänder verpflichtet ist, die 
Vermögensinteressen des Erwerbers bei der Veräu-
ßerung zu wahren. Außerdem ist die Versagung der 
Zustimmung zur Veräußerung das mildere Mittel ge-
genüber der ebenfalls möglichen Aufhebung der Er-
laubnis des Instituts, da diese Maßnahme dadurch, 
daß andere Erwerbsinteressenten regelmäßig nur an 

 einem Institut mit Erlaubnis interessiert  sind, noch 
stärker die Vermögensinteressen des Inhabers der 
bedeutenden Beteiligung berühren würden. 

Die von dem Inhaber der bedeutenden Beteiligung 
kontrollierten Unternehmen sollen über das bisher 
geltende Recht hinaus in den Anwendungsbereich 
der Vorschrift einbezogen werden. Diese Unterneh-
men sind nicht in allen Fä llen bereits ihrerseits als 
Inhaber bedeutender Beteiligungen einzustufen. 

Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 2 b Abs. 2 Satz 
1 werden neu gegliedert: Nummer 1 integ riert  die 
Untersagungsgründe des Absatzes la  Satz 1, Num-
mern 2 und 3 entsprechen dem geltenden Recht. 

Zu Buchstabe d (Absatz 3) 

In § 2 b Abs. 3 werden die Konsultationspflichten im 
Verhältnis zu den zuständigen Behörden in anderen 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums im Ein-
klang mit Artikel 11 Abs. 2 der Zweiten Bankrechts-
koordinierungsrichtlinie präzisiert. Der neue Satz 2 
stellt klar, daß die Pflicht zur vorherigen Konsultation 
nicht besteht, wenn zu befürchten steht, daß die 

durch sie bedingte Verzögerung die Wirksamkeit der 
Maßnahme vereiteln oder wesentlich beeinträchti-
gen würde. 

Zu Buchstabe e (Absatz 4) 

Gemäß § 2 b Abs. 4 Satz 1 ist künftig die Beendigung 
jeglicher Kontrollbeziehung anzuzeigen; dadurch 
wird die gebotene Regelungskongruenz zu Absatz 1 
Satz 6 sowie Absatz 3 Satz 1 hergestellt. 

Zu Nummer 5 (§ 7 Abs. 2) 

Zu Buchstabe a 

Bislang sieht die Regelung vor, daß das BAKred die 
bei der Deutschen Bundesbank gespeicherten Daten 
im automatisierten Verfahren abrufen darf. Nach der 
generellen Regelung sind auch personenbezogene 
Daten eingeschlossen. Das umgekehrte Verfahren, 
der Abruf von beim BAKred gespeicherten Daten 
durch die Deutsche Bundesbank, ist nicht geregelt. 

Nach dem neuen Datenverarbeitungskonzept der 
Deutschen Bundesbank und des BAKred werden die 
Daten teilweise beim BAKred vorgehalten. Um auch 
weiterhin eine effektive Bearbeitung sicherzustellen, 
ist das automatisierte Abrufverfahren auch auf den 
Abruf der beim BAKred gespeicherten Daten durch 
die Deutsche Bundesbank zu erstrecken. 

Die durch das neue Datenverarbeitungskonzept ent-
standene Lücke in § 7 Abs. 2 KWG läßt sich auch 
nicht durch einen Rückgriff auf § 10 BDSG schließen; 
§ 7 Abs. 2 KWG regelt als bereichsspezifische Vor-
schrift den Abruf im automatisierten Verfahren zwi-
schen BAKred und Deutscher Bundesbank abschlie-
ßend. 

Zu Buchstabe b 

Die Anfügung des neuen Satzes ist eine Folgeände-
rung zur Änderung des Satzes 2. Das für das automa-
tisierte Abrufverfahren geltende Protokollierungsver-
fahren gilt auch für den Datenabruf der Deutschen 
Bundesbank beim BAKred. 

Zu Nummer 6 (§ 10) 

Mit den Änderungen werden Redaktionsversehen 
der 6. KWG-Novelle bereinigt. 

Zu Nummer 7 (§ 10 a Abs. 6) 

Über die erforderliche bankaufsichtliche Behandlung 
des aktivischen Unterschiedsbetrags bestanden seit 
der 5. KWG-Novelle zwischen der Kreditwirtschaft 
und dem BAKred unterschiedliche Auffassungen. In 
einer Entschließung im Rahmen der 6. KWG-Novelle 
hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
gebeten, die unterschiedlichen Auffassungen mit 
dem Zentralen Kreditausschuß und dem BAKred 
abzuklären. Nach dem Ergebnis der vom Bundes-
ministerium der Finanzen geführten Gespräche mit 
dem Zentralen Kreditausschuß, dem BAKred und der 
Deutschen Bundesbank begrüßen sowohl die Kredit-
wirtschaft als auch die Bankenaufsicht eine Neurege-
lung des aktivischen Unterschiedsbetrags. Die vorge- 
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sehenen Änderungen, die einem Vorschlag des Bun-
desrates entsprechen, vereinfachen die bankauf-
sichtliche Behandlung des aktivischen Unterschieds-
betrags und beseitigen Zweifelsfragen. 

Bisher mußte das für die bankaufsichtliche Konsoli-
dierung verantwortliche übergeordnete Unterneh-
men bei der Zusammenfassung der Eigenmittel der 
Gruppe den Buchwert seiner Anteile an  dem nach-
geordneten Unternehmen spätestens zehn Jahre 
nach der erstmaligen Einbeziehung der Beteiligung 
in die Konsolidierung vollständig vom Kernkapital 
der Gruppe abziehen. Dabei wurde vorausgesetzt, 
daß bei einem angemessenen kapitalisierten Tochter-
unternehmen nach zehn Jahren mindestens ebenso 
große Kapitaleinlagen und Rücklagen gebildet wer-
den, die die Kernkapitalbasis der Gruppe entspre-
chend vergrößern. Die Anforderungen, die diese Re-
gelung stellt, sind in dieser Form aufsichtlich nicht er-
forderlich; sie gehen zudem über die EG-rechtlichen 
Mindestanforderungen hinaus. 

Die Neuregelung sieht deshalb vor, 

1. durch die Aufhebung der Sätze 7 bis 10 die Dif-
ferenzierung des aktivischen Unterschiedsbetra-
ges nach verschiedenen Komponenten, die in der 
5. KWG-Novelle mit der Umsetzung der Konsoli-
dierungsrichtlinie eingeführt worden ist, aufzuge-
ben und 

2. den aktivischen Unterschiedsbetrag insgesamt an
-fangs wie eine Beteiligung an einem gruppen-

fremden Unternehmen zu behandeln (d. h. mit 
8 v. H. im Rahmen des Grundsatzes I zu unter-
legen) und in zehn Jahresschritten ratierlich in 
einen Abzug zu einer Hälfte vom Kernkapital und 
zur anderen Hälfte vom Ergänzungskapital (vor 
der Kappung nach § 10 Abs. 2 b Satz 2 oder 3 
KWG) hineinwachsen zu lassen. 

Da die bereichsspezifische Regelung des aktivischen 
Unterschiedsbetrages nunmehr auf Dauer angelegt 
ist, wird der statische Bezug auf den Betrag „wie er 
sich bei erstmaliger Einbeziehung der Beteiligung in 
die Zusammenfassung ergibt" aufgegeben und der 
aktivische Unterschiedsbetrag dynamisiert. In die-
sem Sinne wird der entsprechende Einschub in Satz 6 
gestrichen. 

Die Streichung des  zweiten Halbsatzes in Satz 11, 
nunmehr Satz 7, bringt den Instituten eine weitere 
Erleichterung. Sie führt dazu, daß u. U. die nicht rea-
lisierten Reserven in dem nachgeordneten Unterneh-
men bei der bankaufsichtlichen Konsolidierung in 
der Anfangsphase nach der erstmaligen Einbezie-
hung der Beteiligung doppelt berücksichtigt werden 
können. Dies wird im Interesse einer Vereinfachung 
des Berechnungsverfahrens für die Ins titute auf sicht-
lich in Kauf genommen. 

Zu Nummer 8 (§ 12a Abs. 2) 

Mit der Änderung wird ein Redaktionsversehen der 
6. KWG-Novelle beseitigt. 

Zu Nummer 9 (§ 13a Abs. 1) 

Durch die 6. KWG-Novelle wurde in § 13 a KWG 
durchgängig die Bezugsgröße „Eigenmittel" für die 
Definition der Großkredite von Handelsbuchinstitu-
ten eingeführt, um den Berechnungs- und Anzeige

-

aufwand dieser Institute zu verringern. Gemäß An-
hang 6 der Richtlinie 93/6/EWG vom 15. März 1993 
über die angemessene Eigenkapitalausstattung von 
Wertpapierfirmen und Kreditinstituten ist eine An-
knüpfung der Definitionsgrenzen an die Eigenmittel 
allerdings nur für Großkredite zulässig, die Positio-
nen des Handelsbuchs umfassen. In Übereinstim-
mung mit der Regelung, die für Nichthandelsbuchin-
stitute gilt, ist die Defini tion des Anlagebuch-Groß-
kredits hingegen auch bei Handelsbuchinstituten am 
haftenden Eigenkapital auszurichten. Eine davon ab-
weichende Regelung würde zudem Doppelrechnun-
gen erforderlich machen, da bei der Bestimmung der 
Anlagebuch-Großkrediteinzelobergrenze gemäß § 13 a 
Abs. 2 Satz 1 auf das haftende Eigenkapital abge-
stellt wird. Mit der nun vorgesehenen Änderung soll 
dieser Besonderheit Rechnung getragen werden. Die 
Änderung entspricht einem Vorschlag des Bundes-
rates. 

Zu Nummer 10 (§ 15 Abs.1) 

Im Rahmen der 6. KWG-Novelle wurden die Organ-
kreditvorschriften auf Finanzdienstleistungsinstitute 
ausgedehnt. Am Ende von § 15 Abs. 1 Satz 1 ist 
ebenfalls die Einbeziehung der Finanzdienstlei-
stungsinstitute erforderlich. 

Zu Nummer 11 (§ 20 Abs. 3) 

Die vorgesehene Änderung macht für rechtlich selb-
ständige Förderkreditinstitute von der Regelung des 
Artikels 4 Abs. 10 der Richtlinie über die Überwa-
chung und Kontrolle der Großkredite von Kreditinsti-
tuten vom 21. Dezember 1992 (92/121/EWG-Groß-
kreditrichtlinie) Gebrauch. Diese Regelung ermög-
licht es den Mitgliedstaaten, den Kreditinstituten zu 
gestatten, statt der laufzeitabhängigen Gewichtung 
die laufzeitunabhängige Gewichtung bei der Berech-
nung der Auslastung der Großkreditobergrenze mit 
20 v. H. zu wählen. 

Eine von der Laufzeit unabhängige Anrechnung der 
Interbankkredite trägt der besonderen Situa tion der 
rechtlich selbständigen Förderinstitute wegen ihres 
vorrangig langfristigen Geschäfts besser Rechnung. 
Durch die derzeit laufzeitabhängige Gewichtung, die 
bereits bei Interbankenforderungen nach drei Jahren 
Laufzeit eine volle Anrechnung verlangt, wird die 
Risiko- und Bonitätssituation der Förderkreditinsti-
tute sachlich nicht zutreffend abgebildet. Die Rege-
lung ist für rechtlich selbständige Förderkreditinsti-
tute deshalb gerechtfertigt, weil diese mit ihrem Ge-
schält nicht im Wettbewerb mit anderen Kreditinsti-
tuten stehen. 

Die Regelung ist auf rechtlich selbständige Förder-
institute beschränkt, da es gegen die Großkreditricht-
linie verstoßen würde, Interbankkredite innerhalb 
desselben Kreditinstituts nach unterschiedlichen Ver-
fahren zu gewichten. Die organisatorische Trennung 
des Fördergeschäfts von dem übrigen Bankgeschäft 
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ändert nichts daran, daß es sich in diesen Fällen 
rechtlich um dasselbe Institut handelt. 

Die Regelung in § 19 Abs. 3, wonach Interbank-
kredite der Förderinstitute unter bestimmten Voraus-
setzungen in bezug auf die  §§  13 und 13a als Kredite 
an die einzelnen Endkreditnehmer behandelt wer-
den, hat sich zwar als Grundlage für die Entlastung 
der Förderinstitute in bezug auf die Großkreditober-
grenze bewährt  und wird deshalb beibehalten. Sie 
bietet jedoch nicht in allen Fällen eine zufriedenstel-
lende Lösung, so z. B. dann nicht, wenn und soweit 
die für die Anwendung der § 19 Abs. 3 erforderliche 
Abtretung der Forderung der Hausbank an die End-
kreditnehmer an die Förderbank nicht in Be tracht 
kommt oder die abgetretene Forderung in mehrstufi-
gen Verfahren weiter abgetreten wird. In Einzelfällen 
wird auch die Forderung an den Endkreditnehmer 
die Großkreditgrenze überschreiten, da im Hinblick 
auf die notwendige Förderung von Industrieansied-
lungen zur Schaffung von Arbeitsplätzen und für 
Vorhaben der wirtschaftsnahen Infrastruktur im Ein-
zelfall relativ hohe Kreditgewährungen durch die 
jeweilige Hausbank anzustreben sind. Zwar könnte 
man der Beschränkung durch die Großkreditober-
grenze dadurch entgehen, daß verstärkt die Vergabe 
von Direktkrediten an  von der Großkreditobergrenze 
ausgenommene Kreditnehmer, z. B. Gebietskörper-
schaften, als jewei lige Maßnahmenträger angestrebt 
wird; dies würde jedoch mit dem Grundsatz der 
Wettbewerbsneutralität der Förderkreditinstitute kol-
lidieren. 

Wegen der Enge in den staatlichen Haushalten ge-
hen Förderkredite mit staatlicher Zinsverbilligung 
zurück. An ihre Stelle treten neben den sog. Eigen-
mittelprogrammen der Förderinstitute in zunehmen-
dem Maße Globaldarlehen an Kreditinstitute, aus de-
nen diese nach der allgemeinen Zweckbestimmung, 
die sich aus der Aufgabenstellung des Förderinstitu-
tes ergibt, Einzeldarlehen an ihre Kunden gewähren. 
Wegen der Refinanzierungsbedingungen des Förder-
instituts und der schmalen Margen stellen solche 
Darlehen für Geschäftsbanken vergleichsweise gün-
stige Refinanzierungsmittel dar. Da das Förderinstitut 
in diesen Fä llen aber nichts mit den von der Haus-
bank vergebenen Endkrediten zu tun hat, kann der 
Interbankkredit nicht gemäß § 19 Abs. 3 diversifiziert 
werden; es bedarf deshalb der vorgeschlagenen Ge-
setzesänderung. 

Zu Nummer 12 (§ 26 Abs. 1) 

Die Vorschriften zur Anlage zum Jahresabschluß sind 
nicht mehr erforderlich. Der ursprünglich mit der An-
lage verfolgte Zweck, zusätzliche Erläuterungen zur 
Jahresbilanz für die Bankaufsichtsbehörden bereit-
zustellen, wird auch durch andere Informationsquel-
len erreicht. So können diese Informationen einheit-
lich dem Prüfungsbericht oder der Datenübersicht 
nach § 50 Prüfberichtsverordnung entnommen wer-
den, die auch jeweils ergänzt werden können. Die 
Änderung besei tigt daher bisher aufgetretene Über-
schneidungen der Angaben in der Anlage und dem 
Prüfungsbericht. 

AA  

Zu Nummer 13 (§ 27) 

Die Aufhebung von § 27 ist eine Folge der Änderung 
des § 26. 

Zu Nummer 14 (§ 29 Abs. 4) 

Die bisher dem BAKred durch die Anlage zum 
Jahresabschluß übermittelten Informationen sollen 
künftig der Prüfberichtsverordnung entnommen wer-
den (vgl. Nummer 1). Hierbei handelt es sich um 
handelsrechtliche Regelungen, die künftig in die 
Prüfberichtsverordnung aufgenommen werden, so 
daß vor Erlaß der Prüfberichtsverordnung das Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der Justiz her-
zustellen ist. 

Zu Nummer 15 (§ 33) 

Die Neuerung in § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 liegt allein 
in den Beweiserleichterungen, die analog dem Paral-
leltatbestand in § 2 b Abs. 1 a Satz 1 Nr. 1 geschaffen 
werden. 

Durch die Änderung wird das Bundesaufsichtsamt 
ermächtigt, einem Institut die Erlaubnis zu versagen, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß es 
in eine Unternehmensstruktur eingebunden ist, die 
geeignet ist, eine wirksame Aufsicht über das Ins titut 
zu beeinträchtigen. Der neue Erlaubnisversagungs-
grund unter § 33 Abs. 3 Nr. 1 ist in seinen Tat-
bestandsmerkmalen entsprechend dem neuen § 2 b 
Abs. 1 a Satz 1 Nr. 2 formuliert, ohne indessen das 
Bestehen einer bedeutenden Beteiligung vorauszu-
setzen. Zugleich werden die bisherigen Versagungs-
gründe des § 33 Abs. 3 Nr. 1 und 2 zusammengefaßt. 

In § 33 Abs. 3 Nr. 3 liegt die Neuerung in der Ab-
senkung der materiellen Beweislast für das Bundes-
aufsichtsamt. 

Zu Nummer 16 (§ 44) 

Mit der Änderung wird ein Redaktionsversehen der 
6. KWG-Novelle beseitigt und die Kongruenz zur 
Inhaltsübersicht hergestellt. 

Zu Nummer 17 (§ 44 a) 

Die Aufhebung bereinigt ein Redaktionsversehen in 
der 6. KWG-Novelle. Die entsprechenden Regelun-
gen sind damals versehentlich aus dem § 44 in den 
§ 44 a übertragen worden. 

Zu Nummer 18 (§ 44b) 

Eine wirksame Anteilseignerkontrolle setzt voraus, 
daß das Bundesaufsichtsamt und die Deutsche Bun-
desbank hinreichende Möglichkeiten zur Sachver-
haltsaufklärung erhalten. Der bisherige § 44 b ge-
nügt dieser Anforderung nicht, da der Anwendungs-
bereich der Bestimmung zu eng ist und die für die 
Aufsicht verfügbaren Maßnahmen zu eingeschränkt 
sind. 

Die Neufassung des § 44 b erweitert die Kompeten-
zen des Bundesaufsichtsamtes und der Deutschen 
Bundesbank zur Ermittlung des Sachverhalts aus-
drücklich auf den Katalog des § 44 Abs. 1. Beide 
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werden dadurch ermächtigt, an die Stellen, die in 
den Anwendungsbereich der Vorschrift fallen, Aus-
kunfts- und Vorlageersuchen zu richten, diese Stel-
len durch eigene Mitarbeiter oder Dritte, nament lich 
Wirtschaftsprüfer, prüfen zu lassen und für diese 
Zwecke die Geschäftsräume der be treffenden Stellen 
während der üblichen Bet riebs- und Geschäftszeiten 
betreten und besichtigen zu lassen. Der Katalog 
schließt Durchsuchungs- und Sicherstellungsrechte, 
wie sie den beiden Organen bei der Verfolgung uner-
laubter Bankgeschäfte und Finanzdienstleistungen 
nach § 44 c gegeben sind, nicht ein. 

Um Umgehungsmöglichkeiten auszuschließen, sol-
len gemäß § 44 b Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 den Bank-
aufsichtsbehörden die Rechte nach § 44 Abs. 1 auch 
gegenüber den von Inhabern bedeutender Beteili-
gungen kontrollierten Unternehmen zustehen. 

Schließlich sollen dem Bundesaufsichtsamt und der 
Deutschen Bundesbank die Rechte nach § 44 Abs. 1 
auch gegenüber Personen und Unternehmen zu-
stehen, hinsichtlich derer Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß sie in den Anwendungsbereich 
des § 44 b Nr. 1 oder 2 fallen. Gerade in den kriti-
schen Fällen läßt sich der entscheidungsrelevante 
Sachverhalt oft erst durch eine Prüfung nach § 44 
Abs. 1 ermitteln. 

Die Einbeziehung der nach § 15 AktG verbundenen 
Personen und Unternehmen in § 44 b Nr. 4 soll es 
dem Bundesaufsichtsamt ermöglichen, den entschei-
dungsrelevanten Sachverhalt in vollem Umfang auf-
zuklären. 

Die Rechte nach Absatz 1 (Auskunfts- und Vorlage-
anordnungen) stehen dem Bundesaufsichtsamt und 
der Deutschen Bundesbank auch ohne besonderen 
Anlaß zu; bereits dieses Prüfungsrecht setzt voraus, 
daß die Prüfung willkürfrei angeordnet wird und sie 
nach Umfang, Intensität und Arbeitsaufwand auf die 
nach dem konkreten Prüfungszweck erforderlichen 
Untersuchungen beschränkt wird. Das Prüfungsrecht 
nach § 44 Abs. 2 greift weiter als die vorstehenden 
Befugnisse in die Rechte der Betroffenen ein. Zwar 
ist das Prüfungsrecht als solches unverzichtbar, wenn 
die Regelung nicht insgesamt leerlaufen so ll. Es soll 
dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bun-
desbank nach § 44b Abs. 2 aber nur zustehen, wenn 
zumindest ein Anhaltspunkt für einen Untersagungs-
grund nach § 2 b Abs. 1 a Satz 1 Nr. 1 bis 3 KWG vor-
liegt. Beispielsweise sollen Hinweise aus der Bevöl-
kerung, auch wenn sie anonym gehalten werden, 
oder von ausländischen Behörden genügen. 

Zu Nummer 19 (§ 46a Abs. 1) 

Mit der Änderung wird ein Redaktionsversehen der 
6. KWG-Novelle bereinigt. 

Zu Nummer 20 (§ 49) 

Durch die Änderungen in § 49 werden Maßnahmen 
zur Gefahrenabwehr nach § 44 b von Gesetzes we-
gen für sofort vollziehbar erklärt. Die Gefahr für das 
öffentliche Interesse rechtfertigt die Umkehrung der 
Darlegungslast im Verfahren des vorläufigen Rechts-
schutzes. 

Zu Nummer 21 (§ 50 Abs. 2) 

Die Maßnahmen des Bundesaufsichtsamtes nach § 2 b 
Abs. 1 a Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 werden in den Kata-
log nach § 50 Abs. 2 aufgenommen, der die Andro-
hung und Festsetzung von Zwangsgeldern in Höhe 
von bis zu fünfhunderttausend Deutsche Mark pro 
Festsetzung zuläßt. Die wi rtschaftlichen Interessen, 
die hinter dem Bestreben stehen, das Banken- und 
Finanzsystem für die Einspeisung inkriminierter Gel-
der zu öffnen, sind im Regelfall zu stark, als daß von 
Zwangsgeldern, die deutlich unterhalb von fünfhun-
derttausend Deutsche Mark liegen, eine ernsthafte 
Zwangswirkung ausgehen könnte. 

Zu Nummer 22 (§ 55b) 

Durch ein technisches Versehen ist Absatz 3 von 
§ 55b KWG im Gesetzgebungsverfahren der 6. KWG-
Novelle entfallen. Dieses Versehen wird nun be-
reinigt. 

Zu Nummer 23 (§ 56) 

Durch die Änderung von § 56 Abs. 2 Nr. 3 werden 
Maßnahmen nach § 2 b Abs. 2 Satz 1 und 3 in die 
Bußgeldbewehrung einbezogen. Der materielle Un-
rechtsgehalt der Mißachtung eines Verbots nach § 2 
Abs. 2 Satz 1 ist dem materiellen Unrechtsgehalt der 
Zuwiderhandlung gegen eine Untersagungsverfü-
gung nach § 2 b Abs. 1 a Satz 1 gleichwertig. Maß-
nahmen nach § 2 b Abs. 1 a Satz 1 zielen darauf ab, 
eine abstraktgefährliche Situation zu verhindern; 
Maßnahmen nach § 2 b Abs. 2 Satz 1 sind darauf ge-
richtet, die abstraktgefährliche Situation, zu der es 
nach § 2 b Abs. 1 a gar nicht erst hätte kommen 
dürfen, zu beseitigen. 

Die Rechte des Bundesaufsichtsamtes und der Deut-
schen Bundesbank nach § 44 b schaffen erst die 
Grundlage, die Anteilseignerkontrolle nach § 2 b ver-
waltungsverfahrensmäßig durchzusetzen. Daher ist 
es konsequent, sie entsprechend den Maßnahmen 
nach § 2 b Abs. 1 a Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 mit Buß-
geld zu bewehren. Die entsprechenden Ermittlungs-
befugnisse sind auch im Rahmen der laufenden Auf-
sicht über die Institute nach § 44 Abs. 1 bußgeld-
bewehrt. 

Zu Nummer 24 (§ 60a) 

Der in Artikel 25 Justizmitteilungsgesetz und Gesetz 
zur Änderung kostenrechtlicher Vorschriften und an

-derer Gesetze (JuMiG) vom 18. Juni 1997 (BGBl. I 
S. 1430) enthaltene § 60a KWG sieht die Übermitt-
lung der Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tre-
tende Antragsschrift, des Antrages auf Erlaß eines 
Strafbefehls und die das Verfahren abschließende 
Entscheidung mit Begründung an  das BAKred nur 
vor, wenn ein Kreditinstitut be troffen ist. Diese Rege-
lung ist auch auf Finanzdienstleistungsinstitute zu 
erstrecken. 

Durch die 6. KWG-Novelle wurden in § 1 Abs. 1a 
KWG der Begriff des Finanzdienstleistungsinstituts 
neu eingeführt und Finanzdienstleistungsinstitute 
der Aufsicht durch das BAKred unterstellt. 
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Für die Beaufsichtigung der Finanzdienstleistungs-
institute durch das BAKred ist es erforderlich, daß 
das BAKred die bisher nur bezüglich der Kreditinsti-
tute in § 60 a KWG geregelten Informationen auch im 
Hinblick auf Finanzdienstleistungsinstitute erhält. 
Die Einleitung eines Strafverfahrens, der Erlaß eines 
Strafbefehls oder ein Strafurteil gegen die in § 60 a 
KWG genannten Personen kann unabhängig von der 
strafrechtlichen Würdigung auch bankaufsichts-
rechtliche Maßnahmen, wie zum Beispiel die Abbe-
rufung des Geschäftsleiters (§ 36 KWG), erforderlich 
machen. 

Durch die vorgeschlagene Neuregelung wird Arti-
kel 25 JuMiG, der gemäß Artikel 37 JuMiG zum 
1. Juni 1998 in Kraft treten soll, insgesamt obsolet 
und kann daher aufgehoben werden (vgl. Artikel 11 b 
des Gesetzentwurfs). 

Zu Nummer 25 (§ 64 d) 

Mit der Änderung wird ein Redaktionsversehen be-
reinigt. Aufgrund der Neufassung der Großkredit-
regelungen der §§ 13 bis 13b KWG durch die 
6. KWG-Novelle war es erforderlich, auch die Ober-
gangsregelungen in § 64 d KWG an das neue Kon-
zept anzupassen. Die Bezugnahme auf die Gesamt-
buch-Großkreditgesamtobergrenze nach § 13 a Abs. 4 
Satz 5 KWG ist aber nicht sachgerecht. Sie ist durch 
die Bezugnahme auf die Gesamtbuch-Großkredit-
grenze nach § 13 a Abs. 1 Satz 3 KWG zu ersetzen. 

Zu Nummer 26 (§ 64 e Abs. 4) 

Durch die 6. KWG-Novelle wurde in § 64 e Abs. 4 ein 
Satz 4 angefügt, der die Regelung des Satzes 3 er-
setzt. Satz 3 ist daher aufzuheben. 

Zu dem neuen Artikel 11 b - Änderung des Justiz-
mitteilunggesetzes und 
Gesetzes zur Änderung 
kostenrechtlicher Vor-
schriften und anderer 
Gesetze 

Durch Artikel 25 JuMiG soll gemäß der Inkrafttre-
tensregel des Artikel 37 Absatz 1 JuMiG am 1. Juni 
1998 ein neuer § 60 a KWG eingefügt werden. Diese 
Vorschrift hat sich jedoch als nicht ausreichend er-
wiesen. Die in § 60 a KWG geregelten Mitteilungen 
der Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvollstrek-
kungsbehörden an das BAKred sind auch auf Finanz-
dienstleistungsinstitute zu erstrecken (Einzelheiten 
vgl. Begründung zu Artikel 11 a). Durch Artikel 11 a 
des Entwurfs eines Dritten Finanzmarktförderungs-
gesetzes wird daher ein neuer § 60a KWG eingefügt. 
Artikel 25 kann somit aufgehoben werden. 

Zu Artikel 12 - Änderung des Hypothekenbank-
gesetzes 

Zu Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
(§ 5 Abs. 1) 

Es handelt sich um die Beseitigung eines Redaktions-
versehens. 

Zu Nummer 4 Buchstabe a (§ 35 Abs. 1) 

Die Neuregelung des § 35 Abs. 1 bis 3 HBG dient in 
erster Linie dem Zweck, die Forderungen der Pf and-
briefgläubiger aus dem Insolvenzverfahren der Hy-
pothekenbank auszuklammern. Um in diesem Punkt 
jeglichen Zweifel auszuschließen, soll § 35 Abs. 1 
HBG um den vorgeschlagenen Satz 3 ergänzt wer-
den. 

Zu Artikel 13 - Änderung des Gesetzes über 
die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich

-

rechtlicher Kreditanstalten 

Zur Einleitung vor Nummer 1 

Es handelt sich um eine rechtsförmliche Bereinigung. 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Zu Buchstabe b (Abs. 3) 

Es handelt sich um eine Klarstellung. 

Zu Buchstabe c (Abs. 4) 

Mit der Änderung wird ein Redaktionsversehen be-
seitigt. 

Zu Nummer 4 Buchstabe a (§ 6 Abs.1) 

Die Neuregelung des § 6 Abs. 1 bis 3 OPG dient in 
erster Linie dem Zweck, die Forderungen der Pfand-
briefgläubiger aus dem Insolvenzverfahren der Kre-
ditanstalt auszuklammern. Um in diesem Punkt jeg-
lichen Zweifel auszuschließen, soll § 6 Abs. 1 OPG 
um den vorgeschlagenen Satz 3 ergänzt werden. 

Zu Artikel 14 - Änderung des Schiffsbankgesetzes 

Zu Nummer 5 Buchstabe a (§ 36 Abs. 1) 

Die Neuregelung des § 36 Abs. 1 bis 3 Schiffsbank-
gesetz dient in erster Linie dem Zweck, die Forde-
rungen der Schiffspfandbriefgläubiger aus dem In-
solvenzverfahren der Schiffspfandbriefbank auszu-
klammern. Um in diesem Punkt jeglichen Zweifel 
auszuschließen, soll § 36 Abs. 1 Schiffsbankgesetz 
um den vorgeschlagenen Satz 3 ergänzt werden. 

Zu dem neuen Artikel 14 a - Änderung des Gesetzes 
über Bausparkassen 

Zu Nummer 1 (§ 7) 

Zu Buchstabe a 

Auch wenn die Schweiz nicht Mitglied der Euro-
päischen Union ist, sollen in Anlehnung an die be-
reits für Hypothekenbanken geltenden Bestimmun-
gen Forderungen unter den gleichen Bedingungen 
durch Grundpfandrechte an in der Schweiz bele-
genen Grundstücken gesichert werden können, wie 
dies bei Mitgliedstaaten der EU oder Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum der Fall ist. Für die Schweiz mußte bisher von 
den Bausparkassen beim BAKred eine Einzelfallprü-
fung nach § 7 Abs. 6 Bausparkassengesetz beantragt 
werden. 
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Zu Buchstabe b 

Durch die Änderung des § 5 Abs. 1 des Hypotheken-
bankgesetzes in Artikel 12 des Entwurfs zum Dritten 
Finanzmarktförderungsgesetz wird den Hypotheken-
banken die Möglichkeit gegeben, in mitteleuropäi-
schen Reformstaaten in begrenztem Umfang Hypo-
thekarkredite zu vergeben. 

Durch die Einfügung des § 7 Abs. 2 a in das Bauspar-
kassengesetz sollen die Bausparkassen in die Lage 
versetzt werden, in entsprechendem Umfang Grund-
stücke in diesen Staaten zu beleihen. 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Er-
weiterung des Absatzes 2 und der Einfügung des Ab-
satzes 2 a. Der Anwendungsbereich des Absatzes 6 
ist auf die Staaten zu beschränken, in denen nicht 
bereits nach den Absätzen 2 und 2 a die Bestellung 
von Grundpfandrechten zugelassen wird. 

Zu Nummer 2 (§ 15) 

Durch die Änderung wird im Interesse der besse-
ren Übersichtlichkeit Übereinstimmung zwischen 
der Überschrift und dem Regelungsinhalt des § 15 
hergestellt. § 15 regelt nicht nur, unter welchen Vor-
aussetzungen das Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen ein Zahlungsverbot aussprechen, sondern 
auch einer vereinfachten Abwicklung der Bauspar-
verträge im Falle der Einstellung des Geschäftsbe-
triebs einer Bausparkasse oder der Rücknahme der 
Erlaubnis zum Betrieb einer Bausparkasse zustim-
men kann. 

Zu dem neuen Artikel 14b - Änderung des Aus

-

gleichsbankgesetzes 

Der Deutschen Ausgleichsbank soll im Interesse 
einer effizienten Aufgabenerfüllung die Refinanzie-
rung erleichtert werden. Zu diesem Zweck ist nach 
den einschlägigen EU-Richtlinien (Solvabilitäts- und 
Großkreditrichtlinie) eine gesetzliche Haftung des 
Bundes erforderlich. 

Zu dem neuen Artikel 14 c - Änderung des Gesetzes 
über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau 

Der Kreditanstalt für Wiederaufbau soll als größtem 
Förderinstitut des Bundes im Interesse einer effizien-
ten Erfüllung ihrer Aufgaben eine optimale Refinan-
zierung auch im Ausland ermöglicht werden. Zu die-
sem Zweck ist nach den einschlägigen EU-Richt-
linien (Solvabilitäts- und Großkreditrichtlinie) eine 
gesetzliche Haftung des Bundes erforderlich. 

Zu Artikel 15 - Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Insolvenzordnung 

Zur neuen Nummer 01 (Artikel 50) 

Artikel 7 Nr. 5 des Gesetzentwurfs sieht die Auf- 
hebung des zweiten und dritten Unterabschnitts des 
UBGG (§§ 9 bis 13) vor. Damit wird auch die in 

Artikel 50 EG InsO geregelte Anpassung des § 12 
UBGG obsolet. 

Zur neuen Nummer 1 a (Artikel 79) 

Artikel 79 enthält Anpassungen von Vorschriften 
des KWG, die durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Umsetzung von EG-Richtlinien zur Harmonisierung 
bank- und wertpapieraufsichtsrechtlicher Vorschrif-
ten (6. KWG-Novelle) geändert worden sind. Diesen 
Änderungen wird mit den vorgeschlagenen Anpas-
sungen des Artikels 79 Einführungsgesetz zur Insol-
venzordnung Rechnung getragen. 

Zu Artikel 16 - Änderung der Börsenzulassungs-
Verordnung 

Zu Nummer 4 (§ 13 Abs. 1) 

Nach dem Regierungsentwurf kann die Zulassungs-
stelle gestatten, daß der Börsenzulassungsprospekt 
von Emittenten mit Sitz im Ausland ganz oder zum 
Teil in einer anderen Sprache abgefaßt ist, wenn 
diese Sprache im Inland auf dem Gebiet des grenz-
überschreitenden Wertpapierhandels nicht unüblich 
ist. Diese Regelung gilt ohne weiteres auch in den 
Fällen, in denen mehrere Unternehmen mit Sitz im 
Ausland eine gemeinsame Emission begeben. Sobald 
jedoch ein Unternehmen mit Sitz im Inland, z. B. die 
Muttergesellschaft einer ausländischen Konzerntoch-
ter, beteiligt ist, ist die Vorschrift nicht anwendbar. 
Hierdurch besteht die Gefahr, daß deutsche (Kon-
zern-)Unternehmen von der Teilnahme als Emittent 
ausgeschlossen werden oder eine Börsennotierung 
nur im Ausland angestrebt wird. 

Der neue Satz 4 ermöglicht deshalb der Zulassungs-
stelle, auch in den Fällen, in denen eine Emission ge-
meinsam von in- und ausländischen Emittenten be-
geben wird, unter den Voraussetzungen des Satzes 3 
die Abfassung des Börsenzulassungsprospekts in 
einer anderen Sprache zu gestatten. 

Zu Artikel 19 - Neufassung geänderter Gesetze 
und Verordnungen 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfü-
gung eines neuen Artikels 11 a. 

Zu Artikel 20 - Aufhebung und Außerkrafttreten 
von Vorschriften 

Zur neuen Nummer 11 

Nach Aufhebung der Ermächtigungsgrundlage für 
die Verordnung in Artikel 10 Nr. 3 des Gesetzent-
wurfs besteht kein weiteres Bedürfnis für die Bei-
behaltung der Verordnung. Sie ist aufzuheben. Zu-
gleich ist zu regeln, daß die Verordnung letztmals auf 
Geschäftsjahre anzuwenden ist, die spätestens am 
31. Dezember 1997 enden. 

Zu Artikel 21 - Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Satz 1 bestimmt, daß das Dritte Finanzmarktför-
derungsgesetz vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 
am [ 1. April] 1998 in Kraft tritt. 
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Die Verlängerung von § 7 a FördG durch Artikel 9 c 
stellt die Änderung einer Beihilfe im Sinne von 
Artikel 92 des EG-Vertrags dar. Sie darf deshalb erst 
nach der Genehmigung der Europäischen Kommis-
sion durchgeführt werden. Dies gilt unabhängig da-
von, ob die entsprechende Vorschrift nach deut-
schem Recht in Kraft getreten ist. Dieser Rechtslage 
wird in Satz 2 Rechnung getragen. 

Durch Artikel 11a dieses Gesetzes wird ein neuer 
§ 60a KWG eingeführt. Dieser soll zum 1. Juni 1998 

und damit zeitgleich mit den übrigen Regelungen des 
Justizmitteilungsgesetzes und Gesetzes zur Änderung 
kostenrechtlicher Vorschriften und anderer Gesetze 
vom 18. Juni 1997 (BGBl. I S. 1430) in Kraft treten. Es 
gelten auch im Hinblick auf Artikel 11a die für die 
Inkrafttretensregel des JuMiG maßgeblichen Gründe, 
insbesondere soll ein ausreichender zeitlicher Vorlauf 
zur Schaffung der Voraussetzungen für die neuen 
Informationspflichten eröffnet werden. Die bisherige 
Regelung in dem genannten Gesetz vom 18. Juni 1997 
soll zum selben Zeitpunkt außer Kraft  treten. 

Bonn, den 11. Februar 1998 
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